AUTONOMIE 


Materialen gegen die Fabrikgesellschaft 
NEUE FOLGE Nr.14 


Me 


Titelbild: 

Holzsammlerin um 1840 
(Das Holzsammeln war 
eines der traditionellen 
Rechte der Armen in der 
alten Gesellschaft, eine 
Subsistenzweise, die mit 
der Durchsetzung der 
Lohnarbeit kriminalisiert 
wurde — so im preußi- 
schen Holzdiebstahlsgesetz 
von 1821) 


AUTONOMIE 


Impressum Heft 14/1985 
Verantwortlich: F. Borris Preis: DM 17,-- 
Verlag: AUTONOMIE e.V. 

Anschrift des Verlags und der Redaktion: 

Thadenstr. 130a 

D- 2000 Hamburg 50 

Telefon: 040/43 000 70 

Konto: PschA Hmb. AUTONOMIE e.V. 421258- 201 


Druck: Druckerei St.Pauli 
Große Freiheit 

2000 Hamburg 50 
Telefon: 040/31 01 54 


Vertrieb an Buchhandlungen in Westdeutschland: 
PROLIT-Buchvertrieb 

Postfach 11 10 08 / Siemensstr. 18a 

Telefon: 0641/ 77053 


EIGENTUMSVORBEHALT 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Zeitschrift solange Eigentum 
des Absenders, bis sie dem Gefangenen persönlich ausgehändigt ist. 
„Zur-Habe-Nahme” ist keine persönliche Aushändigung im Sinne die- 
ses Vorbehalts. Wird die Zeitschrift dem Gefangenen nicht persönlich 
ausgehändigt, ist sie dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändi- 
gung zurück zusenden. Wird die Zeitschrift dem Gefangenen nur teil- 
weise persönlich ausgehändigt, so sind die nichtausgehändigten Teile, 


und nur sie, dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändigung zu- 
rück zusenden. 


Klassengeschichte — soziale Revolution ? 


Inhalt 
Zuidiesem Heft x... 51 28000 st ua Ra a a 5 
Massenarmut und Existenzrecht. 
Geschichte der sozialen Bewegungen 1789/1848. ...... 2.2222 2c seen 15 
Zur Diskussion des sozialhistorischen Paradigmas (Einleitung) . .............- 15 
I Massenarmut und Industrialisierung im deutschen Vormärz........ 222... 23 
II Die Subsistenzfrage im bürgerlichen Revolutionszyklus 1789 bis 1848... ....... 61 
III „Moralische Ökonomie” und das Recht auf Existenz... ... 2... 2222.22... 107 
IV Der affirmative Gehalt 

der Marx’schen Kritik der politischen Ökonomie ....... 2... 2220 115 
V Soziale Bewegung, Organisation, Revolution ..... 2.222222 ceenenenn 129 
Frauenarbeit und kapitalistische Reproduktion... .... 2.22 2ceccec0 147 
Reproduktionsarbeit — einige theoretische Anmerkungen... ..... 222200: 147 
Ohne Hausarbeit gibt eskeine Arbeiterklasse ...... 2.22 c2cneneneennen 154 
Gesellschaftliche Hausarbeit: 
Ergänzung und Kontrolle familiärer Hausarbeit... ... 2... 2.2220 cceeenen 173 
Frauenlohnarbeitsr. 2... rn. 20a. real toben 183 
Hausarbeitiin der Krise: #= +... 2 27:0: 1. un BER HE Ras 193 
Schlußbemerkungen: = 4+s+:...xu 2202 #@#=00 vormals ran 197 
Klassenreproduktion und Kapitalverhältnis. ......... 2222 cos eernen 201 
Völkermord gegen soziale Revolution. 
Das US-imperialistische System von Bretton Woods 
als Vollstrecker der nationalsozialistischen Neuen Ordnung... ............ 217 
L-Einleitung „rasanten 217 
II Soziale Revolution und „Große Depression”... .... 22.22 eeeeeeneen 227 
111 Großraum gegendie Klasse... ...0r HR nu aaa kenn 239 
IV Das „Panamerikanische Kartell”. ..... 2222 cecseeeeeeeeeeenen nen 269 


V Bretton Woods: Die neuen Waffen der alten Ordnung... ..... 2.222220: 278 


Zu diesem Heft 


Der Abschluß eines Projekts wie der „Autonomie“ birgt naturgemäß Schwierigkeiten. 
Nicht, daß wir uns von einer Zeitschrift, die jahrelang ein Mittelpunkt unserer Bemü- 
hungen war, nur schwermütig trennen können, veranlaßt uns, nach einer Pause von 
fast 2 Jahren noch einmal ein Heft herauszugeben. Vielmehr scheint es, daß unsere 
letzten Hefte zum Teil eher geeignet waren, Verwirrung und Unklarheit zu verbreiten, 
statt zur Diskussion um eine sozialrevolutionäre Linie beizutragen. Soweit dies mög- 
lich ist, sollen deshalb in einer nochmaligen Anstrengung Argumentationslinien zu- 
sammengetragen werden, die eine Bilanz sind und die Richtung weiterer Arbeitsvor- 
haben andeuten. Dabei ermutigt uns zu sehen, daß die Beiträge der „Autonomie“ 
doch mancherorts aufgenommen worden und in Diskussionen eingeflossen sind, woran 
wir gezweifelt haben, solange wir mit dem Zeitschriftenprojekt Erwartungen ver- 
knüpft hatten, die aus der Anstrengung am Schreibtisch sich nicht erfüllen können. 


In diesem Heft sind drei Aufsätze und ein kurzer Essay versammelt, die sich im wei- 
teren Sinn um Sozialgeschichte und Sozialpolitik drehen. Mit dem ersten Beitrag, der 
das sozialhistorische Paradigma der „Autonomie“ überprüft, ist exemplarisch einge- 
löst, was ursprünglich ein ganzes Heft hatte füllen sollen: die Frage danach, was „So- 
zialbewegung“ eigentlich ist und in welchem Verhältnis revolutionäre Perspektiven zu 
den realen Bewegungsformen des Proletariats stehen. Der zweite Beitrag füllt ein 
Defizit auf, mit dem wir uns in der ganzen Zeit unserer Arbeit herumgetragen haben; 
‚das Thema der Reproduktionsarbeit und der Subsumtion weiblichen Arbeitsvermö- 
gens wird von der Genesis familiärer und gesellschaftlicher Hausarbeit her dargestellt. 
Der Essay über Klassenreproduktion verbindet die beiden ersten Beiträge mit der 
Frage, was die Reproduziertheit der Arbeiterklasse im kapitalistischen Verhältnis 
bedeutet und in welcher Weise der metropolitane Sozialprozeß dadurch blockiert 
wird. Der Beitrag schließlich, der den Zusammenhang von nazistischer Großraumpoli- 
tik und imperialistischer Weltpolitik nach Bretton Woods beleuchtet — hinsichtlich 
der Klassenkonfliktualität und hinsichtlich der technisch-ökonomischen Gewaltme- 
chanismen —, bestimmt die Dimensionen einer Weltsozialpolitik, die auch auf die 
metropolitane Gesellschaft zurückschlägt und die eine weltweite Stufenleiter von pro- 
duktiven Kernzonen bis zu Regionen des Genozids organisiert. 


Ein Leitthema, das sich durch alle Beiträge zieht, ist das Kapital als soziales Verhältnis. 
Wir haben uns in all den Jahren unserer Arbeit in der „Autonomie“ um einen Begriff 
von Kapital bemüht, der die Feindschaft zwischen Kapital und Klasse beschreibt, das 
Kapital als soziales Projekt gegen die Selbstbestimmung der Proletarier. Nun geht es 
zugleich um das Eindringen des Kapitals in die Reproduktion und Konstitution der 
Arbeiterklasse. 

Wie wir die nachholende Kapitalakkumulation als geplante Industrialisierung begrei- 
fen und damit alseinen bewußten Angriff auf die soziale Autonomie, als einen Schritt 
zur Lösung der „sozialen Frage“ im Angesicht drohender revolutionärer Ausbrüche, 
so zeigt sich der gleiche Zusammenhang in der europäischen Perspektive des nazisti- 
schen Kapitals und nun im imperialistischen Dispositiv, das derzeit vom IWF und 
dem supranationalen Kapital gegen die trikontinentale Massenarmut durchgesetzt 
wird. Das Proletariat, gegen das die preußische Industrialisierung zu Felde zieht, ist 
nicht „Arbeiterklasse‘‘ — weder in seinem Selbstverständnis noch seiner objektiven 
Bestimmung nach. Es handelt sich vielmehr um verarmte, vom Land vertriebene, va- 
gabundierende, unkontrolliert sich vermehrende heimatlose Menschen, die gegen eine 
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Entwicklung sich auflehnen, die ihnen zuerst nicht Lohn bedeutet, sondern Entwer- 
tung ihrer Lebensbasis. In Erinnerung ihrer subsistenziellen dörflichen Traditionen 
formulieren sie das „Recht auf Existenz‘ in Gegnerschaft zur vordringenden kapitali- 
stischen Beherrschung der Gesellschaft. Darin liegt, auf dem Land und in modifizierter 
Form in den Städten, die den revolutionären Phasen des 19. Jahrhunderts unterlie- 
gende soziale Bewegung, welche vom Marxismus als „lumpenproletarisch“ diffamiert 
oder als historisch überholt abgetan wurde. In den revolutionären Erhebungen dieser 
Epoche steht das Proletariat schließlich als Verlierer dar, nicht zuletzt, weil es keine 
Organisationsformen gibt, in welchen sich der soziale Aufbruch und die Aspirationen 
von unten mit den Erfordernissen eines gesellschaftlichen Umsturzes verbinden. Diese 
Problematik wird im einleitenden historischen Beitrag ausgebreitet. 

Im Verlauf der industriellen Entwicklung entsteht eine Arbeiterklasse, welche die 
Verhaltenszumutungen des industriellen Systems akzeptiert hat und ihre gesellschaft- 
liche Stellung in Lohnkämpfen und Arbeiterorganisationen aufzuwerten sucht. Diese 
Klasse bleibt noch lange minoritär gegenüber den vom Kapitalprozeß mobilisierten 
Schichten, die ihre Existenz als Industriearbeiter noch nicht verinnerlicht und zum 
Motor neuer Kämpfe gemacht haben, aber sie majorisiert diese Schichten durch die 
politische Arbeiterbewegung und wirkt als Schrittmacher bei der Einverleibung der 
Klasse in das Kapitalverhältnis, wie andererseits in die Reproduktion der Klasse das 
Kapital einwandert. Dies ist in den Beiträgen über Reproduktionsarbeit und Klassen- 
reproduktion angedeutet. 

Die Subsumtion und schrittweise Integration der metropolitanen Klasse in das Kapi- 
talverhältnis läuft parallel zur Ausweitung und Systematisierung kolonialer Ausbeu- 
tungsverhältnisse in den drei Kontinenten, was sich vielleicht am deutlichsten in dem 
Ausspruch von Austen Chamberlain widerspiegelt, daß Demokratie zwei Dinge erfor- 
dere — Imperialismus und Sozialreform. Die nazistische „Neue Ordnung“ entfaltet 
ihre Projektionen, mangels Kolonien, im „europäischen Großraum“, und in der Mo- 
dernität dieser Großraumplanung, zwischen Sozialpolitik und Genocid, liegt abermals 
ein qualitativer Sprung, den das nachholende deutsche Kapital durchsetzt. War in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts eine Industrialisierung gegen die Bedrohlichkeit 
der „sozialen Frage“ durchgesetzt worden, so wird nun die Bevölkerung eines Groß- 
raums unter ein Akkumulations- und Gewaltmodell subsumiert, durch welches gleich- 
zeitig die vorrevolutionäre Situation in Ost- und Südosteuropa eingekreist und die 
deutsche Kernarbeiterklasse eingebunden wird. Abgestuft werden um die integrations- 
fähige deutsche Vorarbeiterklasse die europäischen Ausbeutungszonen gestaffelt: von 
den westeuropäischen Investitionsschwerpunkten bis zu den Zonen kapitalistischer 
Agrarproduktion auf dem Balkan und den de-industrialisierten Regionen Osteuropas, 
von wo Arbeitssklaven abgezogen und wo die Subsistenzrevolten durch Massenver- 
nichtung reguliert werden. Detlef Hartmann hat in seinem Beitrag den Zusammen- 
hang zwischen nazistischer Großraumwirtschaft und der Strategie des Nachkriegsim- 
perialismus aufgezeigt; hinsichtlich der Abstufung von industriellen Entwicklungszo- 
nen und Regionen des Genocids, hinsichtlich der finanztechnischen Mechanismen 
und nicht zuletzt hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Hochrüstung und Staats- 
verschuldung auf seiten der Führungsmacht (welche wesentlich durch eine Überbe- 
wertung der Leitwährung gedeckt wird) ist das US/IWF-Projekt die Inszenierung der 
nazistischen Europapolitik im Weltmaßstab. Noch ist die Immanenz und Gleichzeitig- 
keit von Kapitalakkumulation und der Vernichtung ‚‚unnützer Esser“ so klar in ihren 
Wurzeln benannt worden. 


Die Frage, der in diesem Zusammenhang vordringlich nachgegangen werden muß, ist 
die nach einer adäquaten Klassenanalyse. Wenn wir bislang die Gleichzeitigkeit von 
Triage in den drei Kontinenten und der Ausbildung neuer metropolitaner Armuts- 
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zonen unter den Begriff einer trikontinentalen und metropolitanen Massenarmut ge- 
stellt haben (Hefte 10, 11), so bedarf dies nun der Präzisierung — zumal, weil unsere 
synthetischen Ansätze vorschnell als Aufgabe eines Klassenstandpunktes mißverstan- 
den worden sind. 


Wir versuchen in diesem Heft, unter Kritik des Marxschen Konzepts von Arbeiterklas- 
se einen Begriff von Proletariat zu reformulieren, der sich der sozialhistorischen Rea- 
lität versichert und der weder kategorial ist noch von einer politischen Bildungskon- 
zeption getragen. Marxens Kategorien von Arbeiterklasse an sich und für sich sind 
durch die Thompsonsche Konzeption eines „Making of the working class“ — also 
durch die sozialhistorische Beschreibung eines autonomen Klassenbildungsprozesses — 
fragwürdig gemacht worden. Aber Thompson gibt dabei jeden materialistisch be- 
stimmten Klassenbegriff zugunsten eines soziokulturellen Panoramas auf. In dem hier 
vorgelegten Aufsatz zur Geschichte der sozialen Bewegungen 1789-1848 wird Klas- 
senkonstitution als Einnehmen eines Raums begriffen, der aus der Zerstörung des 
Feudalismus erwächst und aus der Vermehrung der Armen, und Klassenkampf wird 
begriffen als Antwort auf die Entwertung der proletarischen Lebenszusammenhänge 
und der Arbeitskraft durch das eindringende Kapital. Dies ist die materialistische Be- 
gründung des „Rechts auf Existenz“ im frühen 19. Jahrhundert. Die Subsistenzfrage 
bildet den Angelpunkt des Kampfs zwischen dem Proletariat und dem Kapital. Weder 
läßt sich das Proletariat als Klasse an sich messen am Grad seiner Unterwerfung unter 
das Lohnarbeitsverhältnis, sondern es ist Resultat des kapitalistischen Zugriffs auf die 
Überlebensressourcen der Unterklassen. Es ist Produkt des Kapitals insoweit, als die 
Einhegungen, das Vordringen des Handelskapitals, der Zwang zur Wanderarbeit die 
Proletarier mobilisiert und auf die Straße wirft. Noch ist das Proletariat als Klasse für 
sich das Ergebnis einer Bildungs- und Organisationsgeschichte. Nur im Kampf um die 
Subsistenzmittel und die selbstbestimmte Reproduktion, im Zyklus der europäischen 
revolutionären Sozialbewegungen, wird das Proletariat zur Klasse für sich: Produkt 
seiner selbst, seiner selbstregulierten generativen Zusanhme, seiner kommunitären 
Traditionen, seiner Erfahrungen im Kampf. Zwischen diesem Proletariat und der in- 
dustriellen Arbeiterklasse des 20. Jahrhunderts liegen Welten. 

Eine Klassenanalyse des gegenwärtigen Weltproletariats hätte von einem analogen 
Proletariatsbegriff auszugehen. Der Bestand eines weltweiten kapitalistischen Akku- 
mulationsprozesses, wie er vom US-Kapital und seinen Junioren, von den transnatio- 
nalen Konzernen und vom supranationalen Finanzkapital durchgesetzt worden ist, 
bestimmt ein Weltproletariat an sich, welches nicht durch seine Existenz als Welt- 
marktarbeitskraft in den Weltmarktfabriken oder auf den Plantagen des Agrobusiness 
in erster Linie definiert ist und in dessen Zusammenhang die metropolitane Arbeiter- 
klasse einen Sonderfall darstellt. Sondern dieses Proletariat ist an sich bestimmt durch 
seine Enteignung und Vertreibung, durch die Auflösung seiner Subsistenzbasen, durch 
die Flüchtlingsströme und die Ausbildung städtischer Armutszonen überall in den 
drei Kontinenten, durch Dürrekatastrophen und Überschwemmungen. Denn all dies 
ist, wie uns im letzten Teil des Hefts vor Augen geführt wird, Ausdruck eines imperia- 
listischen Akkumulationsmodells, welches Regionen der Entwicklung und des Geno- 
cids, der Triage, der „Abschmelzung von Überbevölkerung“ definiert hat und in wel- 
chem die Agrarproduktion für den Weltmarkt, die neue Welle technologischer Innova- 
tion und die neomalthusianische Politik Aspekte derselben Medaille sind. Das Welt- 
proletariat konstituiert sich in seiner Mehrheit nicht als Teil des weltweiten Gesamt- 
arbeiters, sondern in Verteidigung und Einforderung seines Subsistenzrechts. Dieses 
wird zur revolutionären Qualität erst dort, wo es sich als revolutionäre Bewegung im 
Widerspruch zum prozessierenden Weltkapital setzt. Darin liegt die Aktualität unseres 
sozialhistorischen Paradigmas. 


Dieses Weltproletariat ist vom Proletariat des 19. Jahrhunderts vor allem darin unter- 
schieden, daß im damaligen Europa ein Industrialisierungszyklus in Gang kam, der 


7 


Auswanderung und hohe alltägliche Sterberaten, Epidemien und Hungerkatastrophen 
hervorrief, der aber in seiner Entwicklungsperspektive letztlich auf die Einverleibung 
der lebendigen Arbeitskraft zielte und nicht auf Leichenberge. Eine solche Entwick- 
lungsperspektive gibt es gegenüber der quantitativen Zunahme des Weltproletariats 
heute nicht mehr: die Subsistenzforderungen der Massen und die Verwertungsinteres- 
sen des Weltkapitals stehen sich unvermittelt und unvermittelbar gegenüber. 

Wir haben versucht, zur Bestimmung des Weltproletariats für sich einige Anhaltspunk- 
te zu liefern (Heft 10). Die quantiative Bevölkerungszunahme, die Migrationsströme, 
die suburbanen Slums sind nicht nur Bestimmungen des Kapitals, sondern in all dem, 
was man als ambivalente und der sozialen Dynamik im imperialistischen System zu- 
grundeliegende Formen von „Sozialbewegung“ begreifen muß, finden sich subjektive 
und proletarische Bestimmungen, die in Gleichzeitigkeit in völlig unterschiedlichen 
Regionen der Erde ablaufen. In der Bevölkerungszunahme liegt zugleich der Anspruch 
auf den ganzen Reichtum und vielleicht auf die Rache der Enterbten; in den Migra- 
tionsbewegungen spiegelt sich auch das wieder, was US-amerikanische Soziologen die 
„Revolution of Exspectations‘‘ genannt haben, und in den städtischen Elendsgürteln 
bilden sich Formen von Landnahme und Organisation des Überlebens aus, die gegen- 
über dem Weltkapital keine funktionale Bestimmung haben als nur die, V orausset- 
zung und Ort des Kampfs gegen es zu sein. Wir sehen in den weltweit endemischen 
Hungerrevolten mehr als den einfachen Reflex darauf, daß der Imperialismus Nah- 
rungsmittelengpässe produziert: diese Revolten artikulieren ein „Recht auf Existenz“, 
welches nicht minder für eine sozialrevolutionäre Tendenz im Weltproletariat steht 
als die Jacquerien und Journ&es im revolutionären Europa. 

Daraus leiten sich Folgerungen für die Einschätzung der Rolle trikontinentaler Be- 
freiungsbewegungen und ihrer Programmatik ab. Diese Bewegungen können nicht 
mehr durch aufstrebende Eliten zukünftiger Entwicklungsregimes geführt sein; ihre 
Aufgabe ist die Vermittlung der Aspirationen der jeweiligen Unterklassen — der je- 
weils besonderen Segmente eines Weltproletariats — mit einem Antiimperialismus, 
der nur in dem Maße erfolgreich sein kann, in dem er den US-Imperialismus im welt- 
weiten Zusammenhang blockiert und zerschlägt. Erstes Ziel wäre nicht eine wie auch 
immer geartete nationale Befreiung und Teilnahme am Weltmarkt, sondern die Wie- 
dergewinnung und Sicherung einer Subsistenzbasis für das Volk: dies ist auch die 
Vorbedingung für einen Befreiungskampf, der nicht mit Hungertoten bezahlt werden 
soll. 


Auch für die Metropolen haben wir die Begrifflichkeit, mit der wir die industrielle Ar- 
beiterklasse und ihre Kämpfe zu begreifen versucht haben, neu zu bedenken. Hier fin- 
det sich der weltweit zentrale Klassenwiderspruch in minoritären Reflexen — den 
Asylanten, den Verschrotteten; ein Klassenwiderspruch, der auch hier nicht zwischen 
Arbeiterklasse und Kapital, sondern zwischen Proletariat und weltweitem Kapitalver- 
hältnis sich entfaltet. Proletariat ist auch hier nicht variables Kapital, sondern Mobili- 
sierung und Massifikation durch und im Kampf gegen das Kapitalverhältnis. Haben 
wir in den frühen 70er Jahren nach einem hegemonialen Arbeitersubjekt geforscht 
und nach den Aussichten einer Intervention in diesem Bereich, so wäre eine auf die 
Metropole beschränkte Klassenanalyse nun falsch, weil sie die transnationale Akku- 
mulation des Kapitals von einem aussichtslosen und begrenzten Ort her zu fassen ver- 
suchen würde. Wenn die produktive metropolitane Gesellschaftlichkeit, die sozialpoli- 
tische Integration der Klasse in einen nationalen, keynesianistisch bestimmten Akku- 
mulationsprozeß überholt ist, welcher Reproduktion des Kapitals und Reproduktion 
der Klasse in einen war, dann steht eine auf die Metropole beschränkte Klassenanalyse 
und Kampfperspektive von vomherein auf verlorenem Posten. Würden wir uns allein 
am metropolitanen Sozialprozeß messen, dann wäre eine Orientierung an den am 
meisten ausgebeuteten und abgedrängten Schichten nur ein reformistischer Versuch, 
das Schlimmste zu verhüten. Aber die Menschen, die aus metropolitaner Sicht nur 
„Randgruppen“ sind, sind aus der Sicht einer antiimperialistischen Analyse die me- 
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tropolitane Ausprägung des Weltproletariats. Wir müssen einen Standortwechsel vor- 
nehmen, der davon ausgeht, daß dieses Proletariat in den Metropolen minoritär ist 
und daß ihm trotzdem der ganze Reichtum gehört, ihm wie dem Weltproletariat; daß 
auch ein darauf bezogener politischer Standort ebenfalls minoritär ist, aber ihm trotz- 
dem alles Recht des antiimperialistischen weltweiten Befreiungskampfes zusteht. 


Der produktivistische Klassenbegriff, der sich in der metropolitanen Arbeiterbewe- 
gung und in der bolschewistischen Ideologie durchgesetzt hat, also die Reduktion der 
Klasse auf ihre Existenz als Arbeitskraft, die Forderung nach Lohn als Forderung 
nach gesellschaftlicher Partizipation, ist für die Analyse des Weltproletariats nicht 
geeignet. Eine Ideologie, die den trikontinentalen Massen den Weg einer Industriali- 
sierung wie in Europa noch einmal aufzwingen wollte, weil sie das trikontinentale 
Proletariat mangels einer sozialhistorischen Begrifflichkeit nicht fassen kann außer als 
Arbeiterklasse in spe, weil die Massenarmut erst durch industrielle Arbeit zum Sozia- 
lismus zu erziehen wäre, würde diesen Menschen mit der gleichen Gewaltsamkeit be- 
gegnen wie der Imperialismus. Und es wäre gegenüber der technologischen Zusammen- 
setzung des Weltkapitals illusorisch, weiterhin auf eine nachholende industrielle Ent- 
wicklung zu setzen, die schon dem bolschewistischen Entwicklungsregime fehlgeschla- 
gen ist. 

In der Tat hat der Bolschewismus den trikontinentalen Sozialprozeß mehr blockiert 
als ihn vorangetrieben. Zwar ist es unbestritten, daß die Sowjetunion ab Ende der 
50er Jahre im geostrategischen Patt einigen nationalen Befreiungsbewegungen den 
Spielraum verschafft hat, sich als nationale Elite zu installieren. Aber die soziale Kon- 
fliktualität und die Aspirationen der Massen wurden sofort überdeckt von der Einbe- 
ziehung der neuen Regimes in den Ost-West-Konflikt, der zu den eigentlichen Dimen- 
sionen des antiimperialistischen Befreiungskampfes quer steht. In der Bilanz hat die 
Sowjetunion die Homogenisierung der antiimperialistischen Frontlinien eher verzögert 
und bolschewistische Regimes in trikontinentalen Staaten haben sich bislang stets 
verhängnisvoll ausgewirkt — Äthiopien und Mosambik sind die jüngsten Beispiele. 

An dieser Stelle müssen wir auf den Iran zurückkommen, auf das Thema, mit dem wir 
vor über 6 Jahren die „Neue Folge“ unserer Zeitschrift begonnen (Hefte 1, 6, 8) und 
zu dem wir später auf weitere Analysen und Publikationen verzichtet haben. Denn an 
dem revolutionären Prozeß, der von den ländlichen und städtischen Armutszonen 
ausging, von den „Mostazafin“‘, haben wir unser analytisches Verständnis für den 
antiimperialistischen Sozialprozeß geschult und in den Volksmodjahedin haben wir 
eine sozialrevolutionäre Organisation gesehen, die von der Liebe zum Volk und von 
einer politischen Identität getragen wurde, welche die Einlösung der Massenbedürfnis- 
se auf ihre Fahnen geschrieben hatte. Davon haben wir nichts zurückzunehmen. Aller- 
dings ist, was uns als der ersehnte Durchbruch gegen den bolschewistischen Typus 
von Revolution und Organisation erschien, im Blut des Volks und der Revolutionäre 
erstickt. Auch wenn die iranische Revolution von einem Schlächterregime beerbt 
wurde und wenn die Organisationen diese Revolution mit dem Tod Zehntausender 
ihrer Mitglieder bezahlt haben, so bleibt doch, blickt man auf die Jahre bis 1981 zu- 
rück, eine historische revolutionäre Alternative zum Bolschewismus. 
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Das Problem der gesellschaftlichen Blockierung in den Metropolen haben wir im letz- 
ten Heft (Heft 13) vom Problem der technologischen Dekonstitution der Arbeiter- 
klasse her in Angriff genommen. Mit diesem Heft erweitert sich der Blick auf den Zu- 
sammenhang von Klassenreproduktion und Sozialpolitik. Sozialreform und Imperia- 
lismus sind gleichzeitige Durchsetzungsformen des Kapitals; dieser Zusammenhang 
wurde in der nazistischen Europapolitik bis zu den Extremen der Klassenintegrätion 
durch Soziallohn auf der einen Seite, durch Versklavung und Genocid auf der ande- 
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ren gesteigert, wie dies auch heute das imperialistische Dispositiv einer gestaffelten 
Pyramide der Akkumulations- und Vernichtungszonen kennzeichnet. Zwei Beiträge 
dieses Heftes greifen die Rolle der Klassenreproduktion und des Soziallohns auf. Es 
wird von „reeller Subsumtion der Reproduktionsarbeit‘‘ gesprochen um anzudeuten, 
daß die unmittelbare Reproduktion der Arbeiter wie die erweiterte Reproduktion 
ihrer Nachkommen in einer Weise vom Kapital alimentiert und kontrolliert werden, 
daß ein Ausbruch aus dem umfassenden Verhältnis von Reproduktion, Konsum und 
Verwertung von der Dynamik des Lohns her nicht mehr einlösbar scheint. Zugleich 
wird es erst mit der Thematisierung des Soziallohns, der auf konforme Reproduktion 
gerichteten Lohnanteile also möglich, das gegenwärtige Terrain der Krisenpolitik in 
den Metropolen zu begreifen. Diese Krisenpolitik zielt darauf, das metropolitane 
Lohnniveau tendenziell dem Lohnniveau der Weltmarktarbeitskraft anzugleichen — 
nicht nur, indem der Soziallohn durch die Rückführung reproduktiver Funktionen in 
die unbezahlte Hausarbeit reduziert wird, sondern zugleich durch die Reorganisation 
der Reproduktion in einem kapitalistischen Niedriglohnsektor. 

Aber nicht das allein macht den gegenwärtigen Krisenangriff in den Metropolen aus. 
Die soziale Polarisierung der Weltbevölkerung durch das Kapital hat ihren metropoli- 
tanen Reflex in sich ausweitenden Armutszonen. Es hat sich bestätigt, was wir vor 
einigen Jahren prognostiziert haben: daß die sozialpolitische Krise die Durchsetzungs- 
form eines neuen kapitalistischen Zyklus ist. Wenn im Reaganschen Boom die Zahl 
der US-amerikanischen Armen auf über 30 Millionen gestiegen ist und wenn es dort 
bis heute nicht zu nennenswerten sozialen Unruhen gekommen ist, so ist das ein Hin- 
weis darauf, was uns hier noch ins Haus steht. Die Kostendämpfung im sozialen Sek- 
tor, die Kürzung des Soziallohns zielt auf eine „‚Zweidrittelgesellschaft‘“ und auf Aus- 
grenzung eines „bösen Drittels“, das über Arbeits- und Sozialämter, über Anstalten 
und einen „zweiten Arbeitsmarkt“ so lange umgewälzt und verschlissen wird, bis sich 
auf der untersten Stufe der sozialen Pyramide diejenigen wiederfinden, die auch der 
nazistische Staat der „Verschrottung‘“ ausgesetzt hat. 

Es wird nun auch in den Metropolen wieder sichtbar, daß Sozialpolitik und staatlich 
organisierte Klassenreproduktion nicht allein in der Kontrolle und Deformation der 
Massenbedürfnisse liegt, in deren Regulation durch Soziallohn, Konsum, Manipula- 
tion und eine nur marginale Gewaltsamkeit, sondern daß Sozialpolitik letztlich stets 
in einer sozialen Polarisierung und Ausgrenzung der Unproduktiven besteht und daß 
in ihr noch stets ein latenter Malthusianismus mitgespielt hat. Was heute erst am Um- 
gang mit Flüchtlingen, Heiminsassen, Vagabunden wieder abzulesen ist, wird im All- 
tag der Unterschichten wieder zu einer alltäglichen Erfahrung. 


Vielleicht haben wir in unseren letzten Heften die Möglichkeiten für die Entfaltung 
neuer Widerstandslinien von unten her unterschätzt. Nach allen Prognosen wird sich 
die metropolitane Armut bis zum Ende des Jahrzehnts ausweiten. Das ist im US-ame- 
rikanischen Zyklus von „High Tech“, Rüstung und „Fast Food‘ genauso der Fall wie 
im BRD-Exportboom, wo die gegenwärtig investierten Kapitalmassen schwerpunkt- 
mäßig der Modemisierung der klassischen Exportbranchen dienen, wo also eine wei- 
tere Kontraktion des formellen Arbeitsmarktes abzusehen ist und wo eine Änderung 
der US-Dollarpolitik einen dramatischen Einbruch zeitigen würde. 

Dennoch ist die Armut hier nach wie vor eine statistische Größe ohne sozialen Raum 
und Zusammenhang. Nach wie vor gilt, daß das sozialpolitische Kontroll- und Ver- 
waltungsinstrumentarium dicht genug und steigerungsfähig genug ist, um eine Agglo- 
meration der Verarmten wirksam zu verhindern. Und die scheinbare Stabilität jener 
Zweidrittelgesellschaft, die ihren Reichtum hemmungslos in Konsum und glitzernde 
Befriedigung umsetzt, ist auf der Straße so viel mehr präsent als die Abgedrängten. 
Auch ist keineswegs ausgemacht, unter welchen Inhalten eine Artikulation und Ho- 
mogenisierung des ausgegrenzten Drittels stattfinden könnte. Ob dies monetäre For- 
derungen sind, auf staatsunmittelbare Versorgung zielend, ist vor allem deshalb zwei- 
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felhaft, weil eine unmittelbare Aneignung nicht monetär vermittelbar ist. Andererseits 
entspricht eine Geldforderung der Abstraktion des gesellschaftlichen Verhältnisses, 
und einem System, das den Hauptteil des überakkumulierten Kapitals in Rüstungs- 
und Vernichtungspotentiale umsetzt, ist mit der Parole einer Aneignung des gesell- 
schaftlichen Reichtums nicht mehr beizukommen. Aber auf der Ebene dieser Fragen 
wird man kaum weiterkommen. Entscheidend wird folgendes sein: bei jeder sozial- 
und arbeitsmarktpolitischen Maßnahme und Entwicklung die staatliche Intention 
und den proletarischen Gebrauch derselben zu unterscheiden, um die Nutzbarkeit 
von unten zu erhöhen und gleichzeitig die erfassenden, segregierenden und exploita- 
tiven Seiten anzugreifen. Und es müssen Orte proletarischer Subsistenz, d.h. unkon- 
trollierter proletarischer Reproduktion, erkämpft werden. Das setzt die Blockierung 
und Sabotage des staatlich-technologischen Machtapparats voraus, die Entwicklung 
revolutionärer Gewaltmittel also, die das Gegenstück zur Reformulierung der sozialen 
Aspirationen von unten bilden wird. 

Bis dahin bleibt der metropolitane Widerschein des Weltproletariats eine Bezugsgröße 
für revolutionäres Handeln, welche zunächst moralisch zu antizipieren ist. Dafür brau- 
chen wir eine sozialhistorisch bewußte Theoriebildung, dafür brauchen wir eine revo- 
lutionäre Organisation. 
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Eine politische Linie, die auf den Umsturz dieser Gesellschaft zielt und die einen kon- 
kreten Antiimperialismus in den Metropolen formulieren will, bleibt notwendig mi- 
noritär. Sie kann sich nicht an einer dominanten Arbeiterklasse orientieren, wie sie 
seit den 70er Jahren in Auflösung begriffen ist, und sie muß sich doch eines sozialen 
Bezugspunktes hier versichern, wenn sie nicht die Rolle einer fünften Kolonne spielen 
will, die im Herzen der Bestie zuschlägt und sich nur trikontinentalen Bewegungen 
verbunden fühlt. Das würde zum terroristischen Nihilismus führen. Ebensowenig darf 
sie sich in eine „Randgruppenstrategie‘‘ abdrängen lassen, die letztlich auf sozialarbei- 
terische Befriedigung hinausläuft, wenn sie nicht den Anspruch auf den ganzen Ku- 
chen erhebt. Sondern sie muß sich zwischen diesen Polen bewegen: zwischen der Prä- 
sentierung eines konkreten Antiimperialismus hier und der Orientierung am minoritä- 
ren Proletariat. 

Mit unseren Vorschlägen und Projekten für eine neue Orientierung haben wir nie gut 
im Strom gelegen. Es ist auch unmöglich, aus einer Zeitschriftenredaktion heraus einen 
revolutionären Organisationsprozeß einleiten zu wollen. Aber wir werden unsere 
Misere nicht lösen, wenn wir die anstehenden Aufgaben immer nur nach Maßgabe 
unserer beschränkten Möglichkeiten formulieren. Halten wir die dringendsten Schritte 
fest. 


Worum es zuerst geht, ist die Verdichtung einer sozialrevolutionären politischen Linie, 
die Entwicklung eines politischen Kraftfeldes außerhalb des grünen Spektrums, das in 
der letzten Zeit die Themen der „Autonomen“ aufgesogen und zu Inhalten einer Po- 
litik der neuen Mittelklassen umgebogen hat. Eine Intensivierung der Diskussion und 
die Herausbildung einer konsequent antiimperialistischen Strömung ist die Vorbedin- 
gung dafür, daß hier überhaupt wieder etwas in Bewegung kommt. Die Kluft zwischen 
antiimperialistischen Goodwill und dem Abmühen am hiesigen blockierten Sozialpro- 
zeß zu überwinden, wird weder eine Jobberinitiative noch einer Solidaritätsgruppe 
gelingen; um so mehr muß ein revolutionärer Gesamtanspruch erhoben werden, will 
man sich nicht in Teilansätzen und kleinen Schritten verlieren, bis einem die Zeit 
abgelaufen ist oder einem auch die kleinen Brötchen schmecken, und das politische 
Feld anderen überlassen. Dabei ist eine Menge Schutt abzuräumen: der Bolschewis- 
mus, der immer noch in vielen Köpfen spukt, genauso wie die verengte Fixierung auf 
eine imperialistische Kriegsdrohung; die Wiederbelebung eines überholten Antifaschis- 


mus genauso wie die Flucht in Befreiungskämpfe anderer Länder. Nur, wenn es gelingt, 
die konkrete Verbindung der zwei Seiten antiimpenialistischer Politik in den Metro- 
polen zu formulieren, die Verpflichtung gegenüber dem trikontinentalen Befreiungs- 
kampf und zugleich die Verankerung im hiesigen Sozialprozeß, Kann ein Konzept ge- 
wonnen werden, das auch über das Ghetto der Autonomen hinaus Attraktivität hat 
und Aussicht, ein politischer Faktor zu werden. 


Zweitens geht es um eine Untersuchungsarbeit im metropolitanen Proletariat, um die 
Suche nach Momenten und Orten proletarischer Rekonstitution, um das, was wir 
Orientierung auf das soziale Terrain genannt haben. Eshandelt sich nicht allein darum, 
neue Sozialhilfeläden oder Jobbergruppen zu eröffnen, sondern darum, eine Thema- 
tik und Propaganda zu entwickeln, in der wir lernen, die anstehenden Themen und 
Konflikte als Klassenfragen zu dechiffrieren. Wir haben uns bemüht, die Volkszäh- 
lung oder die Raketenfrage ihrer grünen, auf die neuen Mittel- und Wählerschichten 
gerichteten Verkleidung zu entreißen und den dahinter aufbrechenden sozialen An- 
griff zu benennen. Wie hinter der Volkszählung die Eindämmung unkontrollierter 
proletarischer Nischen und Reproduktionszusammenhänge stand — eine Erfassungs- 
offensive gegen Illegale, Nichtgemeldete, Minderheiten, gegen proletarische Subsi- 
stenz — und wie die Raketenfrage nur die metaphysische Drohung war, hinter der die 
soziale „Wende“ inszeniert wurde — Besiegelung einer neuen Unterordnung unter das 
US-Supremat, Abkoppelung des Akkumulationszyklus von der Sozialstaatlichkeit —, 
so tun sich auch hinter den anderen Themen wie Umweltvergiftung, Verkabelung 
usw. soziale Angriffe auf — ganz zu schweigen von den eigentlich zentralen Fragen 
der kapitalistischen Krisenpolitik: der Modernisierung und Informatisation der Pro- 
duktionstechnologie, der Kontrolle gesellschaftlicher Abläufe, der Gentechnologie 
und Bevölkerungspolitik, der Asylantenpolitik und der Kostendämpfung im Sozialbe- 
reich. 

Eine Untersuchungsarbeit wird nichts anderes als die Misere der blockierten gesell- 
schaftlichen Situation abbilden und reproduzieren, wenn sie nicht von einer Theorie 
ihren Ausgangspunkt nimmt, die einen sozialhistorischen und einen antiimperialisti- 
schen Bezug hat und die das Desiderat einer selbstbestimmten Klassensubjektivität 
formuliert und zu antizipieren lernt. Untersuchungsarbeit setzt revolutionäre Praxis 
voraus: eine Praxis, die zur Entblockierung der gesellschaftlichen Wirklichkeit führt, 
indem sie die soziale Technologie des Kapitals lähmt und zersetzt und dadurch Räume 
eröffnet, in denen sich Klassensubjektivität und proletarische Autonomie entfalten 
kann, und eine Praxis, die in der Form eines sozialrevolutionären Dialogs die Linien 
des Widerstands von unten her aufzunehmen und zu synthetisieren versteht. Nur so 
können wir einen Begriff von der metropolitanen Seite des Weltproletariats ausbil- 
den, ein Konkretes Projekt von Klassenanalyse, einen Bezugspunkt unseres Handelns. 


Auf diesen Fundamenten wäre eine revolutionäre Organisation aufzubauen. Diese 
Organisation muß internationalistisch sein, sie muß sich als Teil des internationalen 
Befreiungskampfes verstehen und sich mit den trikontinentalen Befreiungsbewegun- 
gen vernetzen. Schließlich werden die Massenmorde in Brasilien oder dem Sudan 
auch an der Wall Street geplant, und das Soja, das von den Lebensmittelressourcen 
der trikontinentalen Massen abgezogen wird, wird in Hamburg angelandet. Eine wirk- 
same Lähmung der imperialistischen Maschinerie kann aus dem trikontinentalen Be- 
freiungskampf allein nicht bewirkt werden, sondern es bedarf eines gleichzeitigen An- 
satzes in den Metropolen. Einzig die Gleichzeitigkeit des revolutionären Kampfes in 
den Metropolen vermag — um eine Einsicht von George Jackson aufzugreifen — der 
Gefahr zu begegnen, daß Befreiung mit dem Gegenschlag atomarer Vernichtung be- 
zahlt wird. 

Eine solche Lähmung des imperialistischen Zentrums kann aber auch nicht auf das 
Erscheinen neuer metropolitaner Massenbewegungen warten. Das metropolitane Pro- 
letariat bleibt auf absehbare Zeit in der Minderheit, und die goldenen Fesseln, mit 
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denen die Mehrheit an den transnationalen Ausbeutungszusammenhang geschmiedet 
ist, würden erst in massiven krisenhaften Zuspitzungen aufbrechen. Die Praxis einer 
revolutionären Organisation muß in einer doppelten Stoßrichtung darauf gerichtet 
sein, den gesellschaftlichen Ausgrenzungs- und Verwertungsprozeß zu blockieren, das 
Zentrum des Imperialismus in seinem Innern zu lähmen und zugleich Räume freizu- 
halten für eine proletarische Rekonstitution in den Metropolen. Nur die hier Ausge- 
grenzten zu vertreten, wäre Randgruppenreformismus, nur die trikontinentale Befrei- 
ung zu propagieren, käme über die „Öffentlichkeitsarbeit“ der Solidaritätsgruppen 
nicht hinaus. Beides bleibt hoffnungslos, weil es den Anspruch auf Befreiung und auf 
den Sturz des imperialistischen Systems nicht verkörpert, sondern ihn bestenfalls in 
tropische Regionen projiziert. Es gibt keinen anderen Weg als die sozial verankerte 
Propaganda und die Entwicklung revolutionärer Gewaltmittel, um im metropolitanen 
Zusammenhang aus einer minderheitlichen Position heraus den Anspruch auf das 
Ganze zu erheben. Nur in der Inanspruchnahme eines Gewaltrechts kann die Verbin- 
dung eines konkreten Antiimperialismus mit der hiesigen Situation liegen — eines Ge- 
waltrechts, welches auf die Herstellung einer Klassenfront gerichtet ist und welches 
den weltweiten realen Klassengegensatz in die Metropolen hereinholt. Und nur eine 
solche Linie könnte auch eine Polarisierung der hiesigen Gesellschaft bewirken. Denn 
sie würde die Alternative klarstellen, mitschuldig an der weltweiten Vernichtungspoli- 
tik zu sein oder sich aufzulehnen. 
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Massenarmut und Existenzrecht 
Geschichte der sozialen Bewegungen 


1789-1848 


Zur Diskussion des sozialhistorischen Paradigmas 
(Einleitung) 


„Das Naturrecht des Menschen ist nichts anderes als sein Recht zu leben.“ 
(Babeuf) 


„Pauperismus ist ein neuerfundener Ausdruck für eine höchst bedeutsame 
und unheilvolle Erscheinung, den man im Deutschen durch die Worte Mas- 
senarmut oder Armentum wiederzugeben versucht hat. Es handelt sich dabei 
nicht um die natürliche Armut, wie sie als Ausnahme infolge physischer, 
geistiger oder sittlicher Gebrechen oder zufälliger Unglücksfälle immerfort 
einzelne befallen mag; auch nicht um die vergleichsweise Dürftigkeit, bei der 
doch eine sichere Grundlage des Unterhalts bleibt. Der Pauperismus ist da 
vorhanden, wo eine zahlreiche Volksklasse sich durch die angestrengteste 
Arbeit höchstens das notdürftigste Auskommen verdienen kann, auch dessen 
nicht sicher ist, in der Regel schon von der Geburt an und auf Lebenszeit 
solcher Lage geopfert ist, keine Aussichten der Änderung hat, (...) und dabei 
immer noch sich in reißender Schnelligkeit ergänzt und vermehrt.“ 
(Brockhaus Real-Encyklopädie 1846) 


— Seit Anfang April 1983 meldete die Presse schwere Hungerunruhen aus der brasi- 
lianischen Millionenstadt Sao Paulo. Im Verlaufe eines dreitägigen „Aufstands der 
Arbeitslosen“ steigerten sich die Plünderungen von Geschäften zum quebraquebra 
(zum ‚großen Bruch“). Die Plünderungswelle setzte sich zwischen September und 
Dezember fort, in Rio-de-Janeiro wurden Supermärkte und Lebensmittellager ‚von 
Horden hungriger Menschen geplündert“, in Sao Paulo griffen Plünderer allein am 
28.9.1983 sechzehn Supermärkte an. Aus den Armenvierteln Brasiliens, so heißt es, 
wächst die Gewalt, aber das Neue daran ist die ‚„‚Verbindung zwischen der gewöhnli- 
chen Bevölkerung und dem Banditismus“. Die Bischöfe beten „um Vergebung für 
den Diebstahl, der am Volk begangen wird“, und rechtfertigen unter Berufung auf 
den Hl. Thomas von Aquin wiederholt den Diebstahl, den die Hungernden ‚,‚im Fall 
extremer Dürftigkeit“ ihrerseits begehen. 


— Eine vom Internationalen Währungsfond durchgedrückte Verdoppelung der Brot- 
und Getreideproduktpreise führte zwischen dem 29.12.1983 und den ersten Januar- 
tagen des Jahres 1984 in Tunesien zum „Krieg ums Brot‘, zu einer „‚Couscous-Revol- 
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te“, wie die französischen Zeitungen mit chauvinistischem Unterton kommentieren. 
Bei Plünderungen und Straßenkämpfen zwischen arbeitslosen Jugendlichen und der 
Armee in den Industriestädten Südtunesiens (Kasserine, Gafsa, Gabes), in Sfax und 
Tunis sind mehr als neunzig Menschen umgekommen. Die Grande Peur (die „große 
Furcht“) der Reichen zwingt das Regime Bourguiba zu einer Zurücknahme der Preis- 
erhöhungen; bei der juristischen Abrechnung werden Todesurteile gefällt und zwei 
Jugendliche hingerichtet. 


— Inzwischen sprechen die Zeitungen von IMF-riots (‚‚IWF-Aufständen‘‘). Den Auf- 
ständen in Kairo Januar 1977, in Casablanca am 20. Juni 1981 wird eine Signalfunk- 
tion für den Wirtschaftsraum des subimperialistisch angebundenen und als Reservoir 
der europäischen Arbeitsimmigration exploitierten Nordafrika zugesprochen. Ein 
erneuerter islamischer Fundamentalismus, der sich unter den marginalisierten Jugend- 
lichen des Maghreb wie Ägyptens ausbreitet, und die Konfrontation zwischen städti- 
scher Slum-Armut und den rigiden Kreditauflagen des Währungsfonds, faßbar in der 
Erhöhung der Preise für Grundnahrungsmittel, verdichten sich offenbar zwangsläufig 
zur Sozialrebellion. Am 19./20. Januar 1984 begannen im Norden Marokkos (in 
Nador, Tetouan und al-Hoceima) neuerlich Unruhen, ausgehend von Studenten, rasch 
übergreifend auf die Ärmsten und Entrechteten, denen es um die Lebensmittelpreise, 
ums Benzin und Butangas zu tun ist. Diese „‚Emeutes de la vie chere“ wurden — wie 
schon 1981 in Casablanca — von der „hassanitischen Demokratie‘ in einer blutigen 
Repressionswelle erstickt, die Armee schoß aus Helikoptern auf die demonstrierende 
und plündernde Menschenmenge, über 200 Tote sind zu beklagen, die gesamte islami- 
sche und marxistisch-leninistische Opposition Marokkos wurde mit Tausenden von 
Gerichtsverfahren überzogen, drei Jugendliche starben in Hungerstreiks um ihre Aner- 
kennung als politische Gefangene. 


— Bei Revolten gegen die im Zuge von IWF-Vereinbarungen erfolgte Austeritätspolitik 
und 80%ige Preissteigerung für Lebensmittel kamen am 23./25. April 1984 in der 
Dominikanischen Republik fünfzig Menschen durch Armeeinsatz zu Tode. In Santo- 
Domingo waren Läden und Kaufhäuser regelrecht im Sturm genommen worden. 
Mehr als tausend Personen wurden verhaftet. Im Zusammenhang neuer Abkommen 
mit dem IWF und drohender Unruhen aufgrund von Benzinpreiserhöhungen ließ das 
sozialdemokratische Regime (Revolutionäre Dominikanische Partei) im August/Sep- 
tember Oppositionsführer und Gewerkschafter vorsorglich festsetzen. 


— Teuerung und Hungersnot lösten Ende Mai 1984 in Haiti — strategische Basis der 
Yankees in der Karibik und ärmstes Land der westlichen Hemisphäre — ebenfalls 
Unruhen aus. Den vom Lande kommenden Bewohnern der Elendsquartiere und den 
jugendlichen Arbeitslosen bot die Regierung Duvalier daraufhin im Austausch gegen 
Arbeitsleistungen an Ort und Stelle CARE-Pakete aus US-Beständen an. Am 29. Mai 
wurden die CARE-Depots in Cap-Haitien von der chronisch unterernährten Bevölke- 
rung geplündert. Der amerikanische Botschafter erklärte, wenn Port-au-Prince sich 
rühre, werde er 1600 Marines zur Wiederherstellung der Ordnung kommen lassen. 
Bereits auf der Frühjahrskonferenz 1984 der Inter-American-Development-Bank in 
Punta del Este waren die versammelten Großbankiers und Finanzminister zu der Ein- 
schätzung gekommen, daß die Gefahren wachsender Hungeraufstände des Subkonti- 
nents die mittelamerikanischen Kämpfe weit in den Schatten stellen. 


Die Konzentration von Armut im Chaos der Millionenstädte der drei Kontinente 
bedroht den Imperialismus mehr alsallesandere. Das „Zeitalter der großen städtischen 
Emeuten‘“ hat, so lautet die Bilanz von „Le Monde“ Ende 1984, gerade erst begonnen. 
Auf neuer, weltweiter Ebene ist eine Klasse der Armen entstanden, deren Bedingun- 
gen vom Imperialismus gesetzt sind, deren Dynamik und Reproduktion von ihm aber 
nicht gesteuert, sondern nur negiert werden kann: fortschreitende Bevölkerung, töd- 
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licher Hunger und Mangel elementarer Subsistenzmittel, Ströme von Flüchtlingen 
und Flüchtlingsarbeitern, endemische Revolten. Unter welchen Voraussetzungen und 
in welchen Formen sich diese neue Dimension von Armut zum Antagonisten des 
transnationalen Kapitals entwickeln wird, welche Bedeutung die Hungeraufstände für 
die Weltrevolution haben können, erscheint heute völlig ungewiß. Klar ist nur, welche 
imperialistischen Lösungen und, da keine industrielle und sozialstaatliche Integration 
der Armen mehr ansteht, welche globalisierten Formen von Selektion und Vernich- 
tung gegenwärtig ablaufen. Aber die Armut in Brasilien oder Äthiopien ist nicht 
allein deswegen eine revolutionäre Größe, weil und insoweit die Armen sich erheben 
würden, sondern insofern diese Armut in keine gegenwärtige Organisationsform von 
Ökonomie und Gesellschaft einzufügen ist und daher den Imperativ zum Umsturz des 
imperialistischen Weltsystems enthält. 


xxk%* 


Wir haben in früheren Heften dieser Zeitschrift eine Begrifflichkeit verwendet, die 
einem sozialhistorischen Kontext entnommen war. Wenn wir von ‚‚Massenarmut“, 
dem „Recht auf Existenz“ und der „moralischen Ökonomie der Armen‘‘ gesprochen 
haben, dann war das zunächst ein Versuch, die Klasse, den Klassenwiderspruch von 
unten und die Perspektive revolutionärer Subjektivität unter dem Aspekt von Sozial- 
bewegungen zu sehen, nicht in den Kategorien des Marxismus. Die Aktualität dessen 
fanden wir in der iranischen Revolution von 1979 vor. Diese Revolution konnte da- 
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mals als Aufstand der entwurzelten marginalen Massen in den städtischen Slums (der 


mostazafin) gegen die Schah-Despotie und das Programm des Modernismus, der nach- 
geholten abhängigen Industrialisierung, verstanden werden. Und ein konkreter Anti- 
imperialismus konnte auf den sozialen Gehalt der Kämpfe der Armen in den drei 
Kontinenten mehr alsauf die Programme marxistischer Befreiungs- und Entwicklungs- 
eliten bezogen werden. Wir wurden genötigt, einen verfremdeten Blick auf die eigene 
europäische Sozialgeschichte zu werfen. 


Dabei sind wir der Überlegung gefolgt, daß zwischen dem, was man bezogen auf das 
19. Jahrhundert vor- oder frühindustrieller Massenarmut genannt hat, und der trikon- 
tinentalen Armut eine epochale Analogie besteht — und zwar hinsichtlich des Um- 
bruchs der Gesellschaftsformationen (der Probleme und sozialen Anomie, die der ein- 
dringende Kapitalismus hervorruft) wie der Formen und Forderungen von sozialen 
Bewegungen. Zudem haben wir versucht, in einer weltweiten Gleichzeitigkeit von 
Kämpfen der Unterklassen gegen den Imperialismus Anknüpfungspunkte für die 
Metropolen zu finden. Unser Verständnis von Klassenzusammensetzung war immer 
von daher geprägt, wir sind davon ausgegangen, daß der metropolitane Klassenaspekt 
nur als Ausschnitt und unter Voraussetzung eines Weltproletariats richtig zu bestim- 
men sei. 


„Massenarmut‘‘ war also als politischer Begriff gemeint. In der Übertragung auf die 
Metropolen wollten wir damit den Prozeß der sozialen Dekomposition beschreiben: 
die Zersplitterung der Arbeiterklasse und Arbeitsmärkte, die Zunahme prekärer Arbeit, 
eine Kapitalverwertung auf der Basis weitgehender Arbeitslosigkeit und Verarmung. 
Als politischer Begriff insofern, als wir eine Klassensubjektivität und Revolte aus der 
Armut heraus meinten vorwegnehmen zu können. Was an der neuen Massenarmut 
„nachindustriell‘, was Teil einer produktiven Restrukturierung des Mehrwerts war, 
blieb offen. Wir nahmen das Ende des Keynesianismus als Voraussetzung für Sozial- 
bewegungen außerhalb der Fabrik und des keynesianischen Reproduktionszusam- 
menhangs. Wir hatten gehofft, daß die Ansätze der Jahre 1980/81 mit der krisenbe- 
dingten Zunahme der Verarmungsprozesse auch in der BRD zum Zündfunken einer 
Widerstandsfront werden könnten, die sich im proletarischen Sinn verbreitern würde 
— daß sich die verschiedenen Teilbewegungen ausweiten und die Grenzen zwischen 
den Kernen der Revolte und den metropolitanen Unterklassen auflösen würden. 


Nun ist aber im statistischen Verarmungsprozeß kein distinktes Klassensubjekt auszu- 
machen. Nicht nur ist die Arbeitsorganisation als homogenisierendes Moment der 
Klasse zurückgetreten, es finden sich auch keine homogenisierenden Forderungen im 
Bereich unmittelbarer Lebensinteressen, es gibt in der BRD keinen Vorrang einer 
„sozialen Frage“ von unten — und dies ist vor allem ein politisches Problem. Außer- 
dem haben wir zwar — wie uns vorgehalten wurde — auf eine werttheoretische Analyse 
der Segmentation des Arbeitsmarktes bewußt verzichtet. Aber die Forderung nach 
Klassenanalyse und Untersuchungsarbeit ist zurecht erhoben worden, und die haben 
wir bislang nicht eingelöst. Die Verwendung sozialhistorischer Begriffe kann dafür 
kein Ersatz sein. Sie birgt sonst das Risiko politischer Mißverständnisse in sich, wie 
sich gerade in der Thematisierung der ‚‚neuen Armut‘‘ zeigt: Dort steht uns inzwischen 
eine Koalition von grünen Armutspolitikern, Gewerkschaftern und Sozialkonserva- 
tiven gegenüber, mit der wir uns nicht in der Forderung nach „Existenzgeld‘‘ herum- 
schlagen werden. Was von hier aus als Angebot eines staatlichen Mindesteinkommens 
gehandelt wird, läuft auf eine neue Staatsunmittelbarkeit der Armut hinaus. 
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Aus dem Material der Sozialgeschichte ist keine politische Strategie zu zimmern. 
Aber ein radikal veränderter Geschichtsbegriff könnte eine neue sozialrevolutionäre 
Praxis freisetzen helfen. Dazu sind die folgenden Seiten als Beitrag gedacht. 


Ich will nur in Stichworten sagen, worum es gehen müßte. Es ist überfällig, mit der 
marxistischen Revolutionsvorstellung zu brechen und den Klassenbegriff aus seinen 
politisch-ökonomischen Verengungen zu lösen. Wir müssen eine Vorstellung von der 
Autonomie sozialer Bewegungen und von dem zurückgewinnen, was Sozialrevolution 
heißen kann: die Rückeroberung der Gesellschaftlichkeit von unten. Die verdrängten 
anarchistischen und sozialrevolutionären Tendenzen in der europäischen Sozialge- 
schichte können uns dabei helfen. Wir müssen die revolutionäre Seite im Verhalten 
der Unterklassen wiedererkennen lernen, gerade in dem, was als Zerstörung erscheint. 
Wir müssen die Klasse in ihrer gesamten sozialen Realität sehen, ihre Subsistenzweise 
und bloße Reproduktion eingeschlossen. Ein solcher Klassenbegriff kann nicht von 
den Metropolen aus formuliert werden, sondern er kann nur dahin zurückführen. 
Schließlich kommt es darauf an, den Fortschrittsbegriff, den wir vom Marxismus ge- 
erbt haben, zu ersetzen durch die Leitidee, daß die geschichtliche Entwicklung nicht 
in eine Richtung festgelegt ist, daß historische und soziale Formationen nicht not- 
wendig aufeinander abfolgen. Dies erst schafft Raum für revolutionäre Subjektivität 
und für die Perspektive, daß Kommunismus jederzeit möglich ist. 


Was im folgenden an historischem Material zusammengetragen wird, ist als Annähe- 
rung an die Aktualität zu nehmen, ein geschichtswissenschaftlicher Zweck wird nicht 
verfolgt. Das durchgehende Interesse ist vielmehr zu sehen, daß die Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise von Formen der massenhaften Verelendung, der 
außerökonomischen Gewalt und der Revolten begleitet war, die sich heute weltweit 
reproduzieren. Oder anders ausgedrückt: daß der Fortschritt des Kapitals weltweit 
die Konstellationen zeitigt, die wir in sozialhistorische Begriffe fassen. Daß Sozialbe- 
wegungen gegen den Imperialismus auf der Tagesordnung stehen, die denen des 
19. Jahrhunderts analog sind. 


„Massenarmut‘ und „Existenzrecht‘“ sind Begriffe aus dem 18. und 19. Jahrhundert. 
Ich greife auf das Zeitalter des Frühindustrialismus in Europa und auf die Geschichte 
der antikapitalistischen Massenrevolten im bürgerlichen Revolutionszyklus von 1789 
bis 1848 deswegen zurück, weil wir es hier mit der Konfrontation von vorindustriel- 
lem Pauperismus und Industrialisierungsstrategien zu tun haben, aus denen erstmals 
der Kommunismus als eine Massenforderung hervorging. Und weil die Industrialisie- 
rung und die Schaffung einer Arbeiterklasse vor allem in Deutschland bereits eine 
Antwort auf diese Massenforderung und Drohung des Pauperismus war. Eine Massen- 
forderung, die im übrigen wenig zu tun hatte mit den zeitgenössischen Konzeptionen 
des Sozialismus und Kommunismus einschließlich des „Kommunistischen Manifests‘ 
von Marx und Engels. 


Diese frühe europäische Sozialgeschichte zeigt, daß die Zerstörung der alten gesell- 
schaftlichen Verhältnisse, der Subsistenzökonomie der Unterklassen, die daraus fol- 
gende Mobilisierung und Anomie und die historische Ungleichzeitigkeit (d.h. die nur 
formelle Subsumtion der Existenzweise der Menschen unter das Kapital) selbst ein 
Moment von Sozialrevolution gewesen ist. Und auch das andere Moment, die Entste- 
hung von subjektivem Widerstand, war nicht notwendig an die neuen Zentren der 
kapitalistischen Exploitation gebunden. Es mußte nicht erst eine vom Kapital organi- 
sierte Industriearbeiterklasse als Voraussetzung der Revolution heranwachsen. Im 
Gegenteil markieren Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegungen das Scheitern einer 
ganzen Epoche von sozialen Kämpfen gegen das Lohnsystem. Antikapitalistische 
revolutionäre Sozialbewegungen haben sich in der europäischen Sozialgeschichte 
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solange herausgebildet, wie die Klasse in ihrer Reproduktion außerhalb des Kapitals 
stand. Mit anderen Worten: der Verlust der europäischen Perspektive einer Sozial- 
revolution hat etwas mit dem Prozeß der reellen Subsumtion aller Lebensverhältnisse 
unter das Kapital zu tun. Deswegen muß uns nicht die offenkundige Ähnlichkeit zwi- 
schen den Subsistenzrevolten des 18./19. Jahrhunderts und den IMF-riots, wohl aber 
das Wiederaufkommen von Formen der Sozialbewegungen interessieren, die sich in 
keinem Vermittlungsverhältnis zum Kapital befinden. 


Eine vergleichende Sozialgeschichte unter dem Blickwinkel der Massenarmut kommt 
um die Kritik des Marxismus nicht herum. Warum muß der Begriff der Klasse an der 
Arbeit thematisiert werden? Die Dynamik der Bevölkerungsentwicklung paßt in kein 
marxistisches Klassenschema. Über weite Strecken der Geschichte ist die Subsistenz- 
frage für die Unterklassen vorherrschend gewesen. Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts 
waren die europäischen Sozialbewegungen von der Forderung des Rechts auf Existenz 
getragen. In der Logik pauperistischer Sozialforderungen war der Lohn nur ein Ele- 
ment neben anderen Formen der Aneignung. 


Die große Bedeutung von E.P. Thompsons Konzept der „moralischen Ökonomie der 
Armen“ liegt für uns darin, solche Bewegungen aus der Konfrontation von Subsistenz- 
ökonomie und Kapital auf den Begriff gebracht zu haben. Das konservative Thema, 
daß das Korn in Zeiten des Mangels die Region nicht verläßt, in der es gewachsen ist, 
wurde — so zeigt Thompson — zum Kampfthema der Landbevölkerung gegen die 
überregionale Marktorganisation und -integration. Es führte seit dem 18. Jahrhundert 
zu unzähligen Aufständen, Blockaden und Plünderungen und setzte sich in städtischen 
Aneignungsaktionen und Kämpfen um die Lebensmittel fort. — Ein weiteres Beispiel. 
Unter dem Druck der Volksmassen wurde die von der Französischen Revolution 
1789 proklamierte Politik des freien Getreidehandels zurückgenommen und ein All- 
gemeines Maximum durchgesetzt, das die alten Grundsätze der Marktregulierung und 
Taxation der Lebensmittelpreise als revolutionäre Maßnahme reformulierte. — Das 
Holzsammeln war eines der traditionellen Sozialrechte der Dorfgemeinschaft. Mit der 
gewaltsamen Umwandlung von Existenzgarantien der Armen in Lohnarbeit und Geld- 
verhältnisse wurde der Holzdiebstahl zum Massendelikt und zum Moment des Klas- 
senkampfes, zu einer Alternative des Verkaufs der Arbeitskraft. Beides aber blieb 
durch Tradition verbunden und wurde im Bewußtsein der Armen auch so begründet. 
Der Widerstand der Unterklassen behielt stets einen solchen Fluchtpunkt ‚„moralischer 
Ökonomie“. 


Natürlich kann der Klassenbegriff auch für das 19. Jahrhundert nicht jenseits des Ver- 
hältnisses von Kapital und Klasse bestimmt werden. Uns ist nicht mit einem soziolo- 
gischen Klassenbegriff gedient, der die Unterklassen als ein Konglomerat von eigenen 
Wertvorstellungen, vorkapitalistischen Traditionen und plebejischer Kultur beschreibt. 
Der Traditionalismus, der in der moralischen Ökonomie der Armen steckt, wird 
erst in revolutionärer Erneuerung und Konfrontation mit der gewaltsamen Installie- 
rung des Kapitalverhältnisses als Kampfwert virulent. Und die Forderung des Exi- 
stenzrechts wird erst dann zu einer revolutionären Forderung nach Kommunismus, 
wenn die Existenzweise der Armen im Rahmen der alten Gesellschaft zerstört wird. 
Schließlich sprengen auch nur solche Einkommensforderungen den Reformismus, die 
sich nicht in Formen der Kontrolle über die Klasse verwandeln lassen. Die Klasse 
entwickelt sich also in ihren Aspekten von Subjektivität und Gesellschaftlichkeit 
jeweils auch im antagonistischen Verhältnis zum Kapital. Aber das heißt nicht, daß 
sich die Klassenkonstitution und die Entwicklung revolutionärer Subjektivität darin 
auflösen würden, daß die Klasse vom Kapital gebildet wird. 


Die historische Durchsetzung eines am Mehrwert orientierten, objektiven Klassenge- 
gensatzes und die „innere Geschichte der Arbeiterklasse‘ (Tronti) als Produktivkraft 
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des Kapitals, entsprechend den verschiedenen Formen des Mehrwerts, ist eine Sache. 
Die Geschichte der revolutionären Klassenkämpfe eine andere, die damit nicht zusam- 
menfällt. Jedenfalls lassen sich aus der Wertlogik und der kapitalistischen Bestimmung 
der Klasse keine homogenisierenden Momente des subjektiven Klassenwiderstands 
ableiten — und dies gilt umso mehr für die Phase der bloß formellen Subsumtion der 
Klasse unter das Kapital, von der im folgenden die Rede sein soll. In ihr tritt die 
Selbstbestimmung der Unterklassen noch offen und manifest hervor — eine Selbstbe- 
stimmung als ökonomische und soziale Macht und in der revolutionären Praxis. 


Die historische Begrifflichkeit, die wir verwenden, unterscheidet sich also sowohl von 
der marxistischen Dogmatik wie von einer soziologisierenden Sozialgeschichtsschrei- 
bung. Der Marxismus unterstellt — zu unrecht, wie man weiß —, daß das Kapitalver- 
hältnis letztlich selbst die revolutionäre Klasse produziert und daß das Proletariat 
Produkt und Totengräber des Kapitals zugleich sei. Die Reproduktion der Klasse wird 
stets nur als innerhalb des Kapitals befindlich gedacht, denn das Proletariat ist im 
Marxismus seiner ersten Bestimmung nach Ware Arbeitskraft. Als revolutionäre Klasse 
aber wird das Proletariat auf die Seite der Produktivkraftentwicklung geschlagen und 
damit einer Scheindialektik von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen sub- 
sumiert. In der Objektivität dieses Widerspruchs fallen die kapitalistische Krise und 
die proletarische Revolution schließlich zusammen. Der Zirkelschluß beruht im übri- 
gen darauf, daß die Klassensubjektivität (Klasse für sich) nur pro forma aufs Kapital 
bezogen ist und daß parallel dazu ein politisch-ideologischer Klärungsprozeß fingiert 
wird. Die Einsicht in die Gesetzmäßigkeit des Kapitals, welche der Marxismus als 
wissenschaftlicher Sozialismus selbst zu sein beansprucht, wird zur höchsten Stufe 
des revolutionären Klassenbewußtseins erklärt. 


Umgekehrt haben die Epigonen von E.P. Thompsons „Making of the English Working 
Class‘ (dieser Buchtitel formuliert programmatisch die Selbstkonstitution des Prole- 
tariats) die Klasse als „Kategorie“ mit Bezug auf das Kapital ausdrücklich aufgegeben. 
Wie schon in der bürgerlichen Soziologie der Klassenbegriff empirisch aufgelöst wur- 
de, so führt bei ihnen die sozialhistorische Diffusion des Begriffs dazu, sich der Erfor- 
schung der „Unterschichten“ nach Kultur und — wie es heißt — „Protestverhalten““ 
zu widmen, ganz einfach, weil ihnen an einem Begriff der revolutionären Klasse nicht 
gelegen ist. 


Marx beschreibt in den „Grundrissen der Kritik der politischen Ökonomie“, offener 
als irgendwo sonst, die Arbeiterklasse als in sich zwieschlächtig. Sie ist, sagt er dort, 
Kapital und Nicht-Kapital/,‚Nicht-Wert‘“‘ — und damit ist die rein subjektive Existenz 
der Arbeit unter Ausschluß von Produktionsmitteln gemeint, die absolute Armut. 
Aber es fehlt an dieser Stelle eine Entfaltung des Nicht-Werts als Subjekt, wie es doch 
eine Darstellung des Werts als des dialektischen Grundverhältnisses von wertproduzie- 
render Arbeit und ihrer kapitalistischen Vergegenständlichung gibt. Das hat, so denke 
ich, seinen methodischen Grund weniger darin, daß die Kritik der politischen Ökono- 
mie unvollständig wäre. Sondern es kann in ihrem Rahmen überhaupt keine begriff- 
liche Verankerung von Subjektivität geben. (Ebensowenig übrigens, wie die Veranke- 
rung einer Revolutionstheorie, obgleich doch die ökonomiekritischen Kategorien 
begriffliche Fassungen von Klassenkämpfen zu sein beanspruchen.) In der feministi- 
schen Diskussion wurde vom „blinden Fleck“ der politischen Ökonomie gesprochen. 
Das bezog sich auf die nicht-kapitalistischen Voraussetzungen des Kapitals, auf jene 
Arbeit der Bereitstellung und Reproduktion von Arbeitskraft, die das Kapital aller- 
dings als kostenlose Naturgabe im Überfluß vernutzt (die Hausarbeit, die Arbeit der 
marginalen Massen in den drei Kontinenten). So richtig es mir scheint, Momente der 
Reproduktion der Arbeit als Klasse zu bestimmen, die in die Wertbildung eingehen, 
ohne sich notwendig beim Kauf und Verkauf der Arbeitskraft in der Lohnform nie- 
derzuschlagen, so müßig wäre es meiner Ansicht nach, sie abermals in Wertbegriffen 
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der politischen Ökonomie zu reformulieren. Wo dies möglich ist, drückt sich darin 
immer schon der Fortschritt der kapitalistischen Subsumtion aus. Ich bin dafür, den 
blinden Fleck zu lassen. 


Wenn wir die Gesellschaftlichkeit und revolutionäre Subjektivität der Klasse nicht aus 
einem produktiven Verhältnis zum Kapital bestimmen wollen, dann können wir uns 
ebensowenig damit begnügen, daß sie — den Zyklus Klasse - Kapital einmal gegeben — 
nur mehr als Restgröße, die vom Kapital nicht mehr verwertbar ist, oder als bloße 
Fremdheit ihm gegenüber gefaßt wird. Noch auch mit einer Begründung von Wider- 
stand aus einer anthropologischen Konstante heraus oder mit seiner Eingrenzung auf 
einen kulturell aus Traditionen und Wertvorstellungen gebildeten Sozialcharakter. 
Die Klassenkonstitution ist nicht getrennt von aktuellen Kampfzusammenhängen mit 
dem Kapital zu begreifen, zugleich aber gibt es ein nichtvermitteltes Element darin, 
das noch am besten mit dem Begriff des „Nicht-Werts‘“ beschrieben ist. Es ist der 
Raum für die Selbstbestimmung der Klasse und ihre Reproduktion in sozialer und 
ökonomischer Hinsicht, der nicht kapitalistisch kontrolliert ist und von wo aus sich 
Widerstand gegen das Kapital organisieren kann. Die moralische Ökonomie der Armen 
ist ein solcher Raum, und da er im Verlauf der europäischen Sozialgeschichte vom 
Kapital besetzt oder zerstört wurde, so bleibt eine Leerstelle zu benennen — als ein 
Verlust an revolutionären Momenten im Prozeß der reellen Subsumtion und eine Vor- 
aussetzung, die für die Rekonstitution revolutionärer Subjektivität von unten zurück- 
gewonnen werden muß. Für die Massen in den drei Kontinenten, so wenig auch sie 
auf eine ungebrochene Tradition von Subsistenzökonomie zurückgreifen können, 
sondern ein Weltmarktproletariat aus den Slums bilden, gilt doch dies, daß sie den 
zerstörerischen Subsumtionsprozeß noch nicht durchlaufen haben, der in den Metro- 
polen die Revolution blockiert. 


x: xk%* 


Genug der methodischen Vorüberlegungen. Die Eigenständigkeit und Unvermittelbar- 
keit der sozialen Bewegungen und Klassenaktionen wird ein leitender Gesichtspunkt 
in der folgenden Darstellung sein. Im ersten historischen Kapitel wird die Entstehung 
der Massenarmut im deutschen Vormärz behandelt, das Spektrum und die Mobilisie- 
rung der Klasse während des Industrialisierungsprozesses. Das zweite historische Kapitel 
lenkt nach Frankreich über und rekapituliert die Subsistenzrevolten von 1789-95 und 
von 1846/47. Die restlichen Kapitel sind als Resümee und Schlußfolgerung gedacht 
— zur Ausweitung des Konzepts der moralischen Ökonomie, zur Auseinandersetzung 
mit dem Marxismus vor dem Hintergrund der Sozialgeschichte, schließlich zur Auf- 
nahme der Organisationsfrage unter Voraussetzung eines entwickelten Begriffs von 
sozialen Bewegungen und Sozialrevolution. Ich hoffe, man merkt den Passagen nicht 
alle Mühe an, die ihre Zusammenstellung gekostet hat, und man wird auch das um- 
fänglich ausgebreitete historische Material nicht für überflüssig halten. Es wieder in 
die Gegenwart zu holen, kann nicht mehr Sache von Papieren sein. 
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I. Massenarmut und Industrialisierung 
im deutschen Vormärz 


„Das Herabsinken einer großen Masse unter das Maß einer gewissen Subsi- 
stenzweise, die sich von selbst als die für ein Mitglied der Gesellschaft not- 
wendige reguliert, — und damit zum Verlust des Gefühls des Rechts, der 
Rechtlichkeit und der Ehre, durch eigene Tätigkeit und Arbeit zu bestehen, — 
bringt die Erzeugung des Pöbels hervor, die hinwiederum die größere 
Leichtigkeit, unverhältnismäßige Reichtümer in wenige Hände zu konzen- 
trieren, mit sich führt. Zusatz. Die niedrigste Weise der Subsistenz, die des 
Pöbels, macht sich von selbst: dies Minimum ist jedoch bei verschiedenen 
Völkern sehr verschieden. In England glaubt auch der Ärmste sein Recht zu 
haben: dies ist etwas anderes, als womit in anderen Ländern die Armen zu- 
frieden sind. Die Armut an sich macht keinen zum Pöbel: dieser wird erst 
bestimmt durch die mit der Armut sich verknüpfende Gesinnung, durch die 
innere Empörung gegen die Reichen, gegen die Gesellschaft, die Regierung 
usw. (...) Somit entsteht im Pöbel das Böse, daß er die Ehre nicht hat, seine 
Subsistenz durch seine Arbeit zu finden, und doch seine Subsistenz zu fin- 
den als sein Recht anspricht. Gegen die Natur kann kein Mensch ein Recht 
behaupten, aber im Zustande der Gesellschaft gewinnt der Mangel sogleich 
die Form eines Unrechts, was dieser oder jener Klasse angetan wird. Die 
wichtige Frage, wie der Armut abzuhelfen sei, ist eine vorzüglich die moder- 
nen Gesellschaften bewegende und quälende. “ 

(Hegel, Philosophie des Rechts, 1821, $ 244) 


„Vormärz“ — das enthält mehr, als eine bürgerlich-demokratische Revolution im 
März 1848. Der Vormärz gehört zu den Schlüsselperioden der deutschen Geschichte. 
Welcher Blickwinkel ist eher geeignet, die Geschichte der Klassenkämpfe in Deutsch- 
land in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu verstehen? Soll man sich dem Kom- 
plex von „Massenarmut und Hungerkrisen im vorindustriellen Deutschland“ (W. Abel) 
zuwenden? Soll man die „Industrielle Revolution“ als Gesamtzyklus von Verarmung, 
Mobilisierung der Arbeitskraft und Kapitalakkumulation zu fassen versuchen, unter 
Berücksichtigung des „preußischen Wegs‘‘ der Reformen von oben bis zum take-off 
der Industrialisierung? Die Industrialisierung in Deutschland war ein geplanter Ausweg 
aus der Pauperismus-Frage, Industrialismus ist von Anfang an das Grundprogramm 
der Einschließung von drohenden Massenrevolten gewesen. Der Blickwinkel für die 
Geschichte der Klassenkämpfe öffnet sich erst dann, wenn es gelingt, die Massenarmut 
als handelnde Subjektivität zu aktualisieren. 


Die Massenarmut des deutschen Vormärz (wie des übrigen zeitgenössischen Europa) 
ist nicht einfach „vorindustriell‘, aber sie beschränkt sich auch nicht auf das Arbeiter- 
elend in den frühen Fabriken. Sie ist zunächst absolute ‚„‚Überbevölkerung‘“, dispro- 
portional im Verhältnis zur gesellschaftlichen Organisation des Kapitals auf dieser be- 
stimmten historischen Stufe, und Ergebnis einer gezielten Verarmungspolitik weiter 
Bevölkerungsteile als Voraussetzung und Hebel der Kapitalakkumulation, der Ingang- 
setzung des industriellen Zyklus. Und sie ist eine Armut von arbeitenden Klassen, von 
Tagelöhnern auf dem Land, Webern der Hausindustrie, von Gesinde und städtischen 
Handlangern, Handwerkerproletariern, Eisenbahnarbeitern, von Bettlern und Vaga- 
bunden auf der Suche nach Arbeit. 


Die ältere westdeutsche sozialhistorische Literatur tendiert, wo sie den Pauperismus 
und die „soziale Frage‘ an der Schwelle zwischen ‚‚vorindustrieller‘‘ und „moderner 
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Industriegesellschaft‘ darstellt, zu einer naturgeschichtlichen Verankerung der Armut. 
Gegen den Strich gelesen, gibt sie aber besser als jede marxistische Geschichtsschrei- 
bung das Moment der Anomie und der kollektiven Furcht wieder, das den Vormärz 
durchzieht und das die deutsche Bourgeoisie zusammen mit der Feudalreaktion zit- 
tern gemacht hat. Diese Furcht vor der „sozialen Frage“ ließ sich unschwer in das 
sog. Bevölkerungsproblem projizieren. Und doch bildete die generative Reproduktion 
nur eine Seite dessen, worauf die Unruhe sich tatsächlich gründete: Auf die Unord- 
nung und Dynamik der Unterklassen des frühen 19. Jahrhunderts, die sich ebenso in 
der forcierten Mobilität der Armen zwischen Vagabondage und neuen Arbeitsmärk- 
ten, in der alltäglichen Delinquenz wie in den periodischen Hungeraufständen und in 
den großen Sozialrevolten der hungry forties ausdrückte. Die Beunruhigung der Bour- 
geoisie fand in Deutschland schließlich — über den gescheiterten Versuch einer bürger- 
lich-demokrätischen Transformation der Revolten im Jahr 1848 —in den Industriali- 
sierungsstrategien eines List und Harkort ihren Zielpunkt. Wenn vom „Making“ der 
deutschen Arbeiterklasse zu schreiben wäre, dann vor allem in diesem Sinn, daß die 
Entwicklung „vom Pöbel zum Proletariat‘ (W. Conze) als ein gesellschaftspolitisches 
Programm dechiffriert werden müßte. 


Woher kommen die Armen? 
oder: Vom ‚Pöbel“ zum ‚Proletariat“ 


In den 1950er und 60er Jahren hat die westdeutsche Historiographie (Abel, Conze, 
Köllmann, im Anschluß daran auch W. Fischer) ihr geschlossenes, bis heute nicht 
revidiertes Konzept der Sozialgeschichte der Armut, der industriellen Revolution und 
der frühen Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts vorgelegt, dessen Tradition über 
den NS weit zurückreicht. Es knüpft zur Erklärung des Phänomens „vorindustrieller 
Armut“ direkt an die malthusianische Bevölkerungslehre an, die ja in erster Linie tat- 
sächlich eine Lehre und Politik die Armen betreffend gewesen ist, und ist von der 
Schlußthese der industriellen Integration und Überwindung der Armut in Gestalt der 
Arbeiterklasse her aufgebaut. Fragen einer eventuellen Zäsur in der europäischen 
Armengeschichte, wie sie schon im Begriff der „labouring poor“ (nach dem englischen 
Armengesetz die Armut der arbeitenden Klassen) sich andeutet, werden nicht gestellt; 
der Zuwachs der Armen erscheint als quantitatives Bevölkerungsproblem. Der Entste- 
hungsort der Armut verliert sich in der Naturgeschichte und jeder Bezug zwischen der 
Mobilisierung eines vorindustriellen Proletariats und der Durchsetzung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise und Gesellschaftsformation (einer „ursprünglichen Akkumu- 
lation‘“ oder was auch immer) gerät aus dem Blick. An die Stelle dessen treten ein 
Schematismus und eine Krisentypologie des Übergangs von der agrarischen zur indu- 
striellen Produktion, bezogen auf deren technisch-natürliche Seite. Demographische 
Entwicklungen werden zu Faktoren der Industrialisierung, „Industrialisierung“ wird 
zum sozialhistorisch entleerten Begriff wirtschaftlichen Wachstums. 


Die Studien W. Abels über Massenarmut und Hungerkrisen gehen auf einen 1966 ge- 
haltenen Vortrag zurück, dessen Titel ebenfalls Programm ist: „Der Pauperismus in 
Deutschland am Vorabend der industriellen Revolution“. Sie sind verknüpft mit einer 
makroökonomischen Theorie der Agrarkonjunkturen, die uns nur am Rande zu inter- 
essieren braucht. (Der Text beginnt mit der von Abel und allen Schülern, zuletzt von 
V. Hunecke rekapitulierten Anekdote, wonach der damalige Marburger Professor der 
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Staatswissenschaft Bruno Hildebrand in seiner Rezension von Engels’ „Lage der 
arbeitenden Klasse in England‘ gegen die Behauptung, die Menschen verelendeten 
unter den Auswirkungen des Fabriksystems, die Not rein agrarischer Gebiete Ober- 
hessens ins Feld geführt habe.) Abel kommt mit einem Geschichtsbegriff daher, der 
sich an der Armut und am Hunger des Volkes ausweisen will. Aber dieser ‚‚pessimisti- 
sche‘ Geschichtsbegriff bleibt in seiner Begründung dem Malthusianismus verhaftet, 
auf den sich Abel affirmativ bezieht und von dem er sagt, er sei zumindest rück- 
blickend in der Erklärung der Krise agrarischer Produktionsweisen richtig gewesen. 
Kurz: der „Pauperismus“, d.h. die Massenarmut in der Phase vom ausgehenden 18. 
bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts (und weitergehend die Armut seit dem Ende des 
15. Jahrhunderts in Europa) wird ursächlich aus einer Schere zwischen Bevölkerungs- 
wachstum und Nahrungsmittelproduktion erklärt. Von diesem malthusianischen Aus- 
gangspunkt her vertritt Abel die These, daß die Armut, die die Kritiker des Frühindu- 
strialismus dem Fabrik- und Maschinenwesen zuschrieben, einen vorindustriellen Ort 
hatte und dem ausklingenden agrarischen Zeitalter der Geschichte angehörte. War 
aber die Armut vorindustriell angelegt und begründet, dann muß aus dieser Sichtweise 
der Industrialismus als Antwort auf diese vorindustrielle Massenarmut und als Lösung 
des gestellten Problems erscheinen, als ein produktives System, mit dem im Unter- 
schied zum agrarischen Zyklus das Bevölkerungswachstum überboten werden konnte. 
Die apologetischen Konsequenzen der klassischen politischen Ökonomie (die bei 
Malthus und Ricardo nur den Realismus überdecken, daß die Industrialisierung näm- 
lich die Konsumtion der Unterklassen einschränkt) werden von Abel über die Bevöl- 
kerungstheorie hinaus nachvollzogen — die Armenfrage, so meint er, mußte auf den 
Gebieten der Bevölkerungspolitik und der forcierten kapitalistischen Industrialisie- 
rung gelöst werden. Die Armut in der Frühphase der industriellen Produktionsweise 
des Kapitals wird dabei keineswegs geleugnet, Elendsschilderungen werden ausgebrei- 
tet, Lohntabellen erhoben (im Vergleich zur Not der hessischen Bauern und schlesi- 
schen Heimarbeiter erscheinen die Löhne englischer Fabrikarbeiter geradezu fürstlich), 
aber diese Armut wird als ein vorindustrielles Phänomen verstanden, begründet nicht 
in der Industrie, sondern in einem Mangel an Industrie. Der Pauperismus, dies ist 
auch der Ausgangspunkt von Conze, ‚‚ist in Deutschland viel weniger eine Folge der 
jungen Industrie mit ihren niedrigen Löhnen als vielmehr der noch geringen Aufnah- 
mefähigkeit der Industrie angesichts der fortschreitenden Überbevölkerung gewesen.“ 
(E.J. Hobsbawm hat in der englischen standard-of-living-Debatte zu dieser Argumen- 
tationsfigur schon früher gesagt, so werde der Kapitalismus mit hang overs aus der 
vorindustriellen Vergangenheit entschuldigt.) 


Der Begriff von Armut, der hier entwickelt wird, bemißt sich an der langfristigen Ver- 
schlechterung der Lebenshaltung der Unterklassen seit dem 16. Jahrhundert, an einem 
Reallohnfall im Verhältnis zu steigenden Lebensmittel-, insbesondere Getreidepreisen 
und am Rückgang einiger kultureller Standards (der Qualität der Nahrung, der Ein- 
schränkung des Müßiggangs, der Feiertage usw.). Der Reallohnfall seinerseits wird auf 
den Erntezyklus im Verhältnis zur wachsenden Bevölkerung zurückgeführt. Auf die 
Frage, die seit dem ausgehenden Mittelalter angesichts der herumziehenden Heere 
von Bettlern und Vagabunden die Gemüter. bewegt hat: woher kommen die Armen? 
auf diese Frage antwortet die moderne deutsche Sozialgeschichte mit dem Malthus- 
schen Gesetz der differentiellen Progression von Bevölkerung und ‚„Nahrungsmittel- 
spielraum‘‘. Wo der Erntezyklus und die abnehmenden Bodenerträge zur Begründung 
von Hungerkrisen nicht herangezogen werden können, wird auf das Bevölkerungs- 
wachstum als letztes naturhistorisches Radikal von Geschichte zurückgegriffen. 
(„Ersatzkonstruktionen wie die Freisetzung von Landarbeitern in England durch die 
sog. Einhegungen erübrigen sich“, schreibt Abel.) 


Bei Conze kommt ein Ansatz sozialhistorischer Erklärung hinzu. Im Feudalismus 
waren, wie Conze sagt, die ländlichen und städtischen Unterschichten ‚in ihrer Fort- 
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pflanzung beschränkt“, blieb der ‚„‚Pöbel‘“ in der Sozialverfassung gebunden. Mit der 
Auflösung der feudalen Agrargesellschaft und der Gewerbefreiheit im Zuge der 
preußischen Reformen 1807 ff. ging eine Expansion („Entfesselung‘‘) der Unter- 
schichten im generativen Sinn einher (Conze verdreht das Hegelsche Diktum von der 
„Erzeugung des Pöbels‘‘ zur nazistischen Anschauung und redet vom „überwuchern- 
den Pöbel‘“), der im übrigen bereits im Vormärz durch „bevölkerungshemmende Maß- 
nahmen‘ entgegenzuwirken versucht worden sei. 


In der Tat ist die „Bevölkerungstheorie“ seit dem frühen 19. Jahrhundert eine Antwort 
auf die ausgeweitete Reproduktion des ‚‚Pöbels‘, der verarmten Volksmassen, gewesen. 
Diese Herkunft hat die Entwicklung der Bevölkerungspolitik zur „Wissenschaft‘‘ bis 
heute geprägt, und sie wirkt — wie bei W. Köllmann nachzulesen — bis in die west- 
deutsche Sozialgeschichtsschreibung nach, die den Malthusianismus und das Trauma 
der unruhigen, unkontrolliert sich vermehrenden Unterschichten vor 1848 ebenso- 
wenig los wird, wie ihre Vorgeschichte in der nazistischen Sippenforschung und Be- 
völkerungstheorie eines Burgdörfer, Ipsen und Mackenroth. Es soll hier nebenbei keine 
Wissenschaftskritik als Ideologiekritik betrieben werden. Das unbestreitbare Faktum 
einer außerordentlichen demographischen Progression in ganz Europa seit der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts und am Vorabend der Industrialisierung vorausgesetzt, 
ist jede theoretische Thematisierung eines ‚‚Bevölkerungsüberschusses“ jede quantifi- 
zierende Betrachtungsweise, jede Aufstellung von „Populationsgesetzen“, die für sich 
genommen nichts als fade und tautologisch wären, als Reaktion und Eindämmungs- 
versuch zu nehmen, als eine Form des Klassenkampfes von oben und der Verwissen- 
schaftlichung von Ausrottungspolitik. 


Zweifellos besteht ein Zusammenhang zwischen dem Prozeß der Kapitalisierung und 
Industrialisierung der Lebensverhältnisse und den Veränderungen dessen, was in den 
neueren sog. historisch-soziologischen Ansätzen der Bevölkerungstheorie die „genera- 
tive Struktur“ genannt wird, den Veränderungen in der Reproduktionsweise der 
Unterklassen. Was gewöhnlich als Erklärung von marxistischer Seite dazu gesagt wird: 
daß nämlich die Regulation der Bevölkerung eine Funktion des Arbeitsmarktes sei 
und daß dementsprechend die Produktion der Ware Arbeitskraft, von arbeitenden 
Menschen also, nach den gleichen Marktgesetzlichkeiten verliefe wie die Produktion 
jeder anderen Ware; diese Erklärung der Bevölkerungsbewegungen nach den Regeln 
von Angebot und Nachfrage ist nicht nur vollkommen unbefriedigend, sondern sie ist 
in ihrer harmonistischen Tendenz der klassischen politischen Ökonomie entnommen 
und der Malthusianismus ist nur ihre negative, ins Biologische gewendete Fassung. 
Kurzfristige Marktzyklen können die Existenz einer Surplusbevölkerung ohnehin 
nicht erklären. Darüberhinaus aber besteht das Problem, daß die Herkunft der vor- 
industriellen Massenarmut nicht aus der Teleologie des Kapitals, d.h. aus seinem künf- 
tigen Bedarf an Arbeitskräften zu begründen ist. Dem geschichtlichen Verlauf nach 
ist es richtig, daß zuerst die Menschen produziert, ihrer Subsistenzquellen beraubt 
und „freigesetzt“, in verarmten Massen und Verhältnissen zusammengedrängt werden, 
um von da aus in die Fabrik gejagt zu werden. Eine solche „ursprüngliche Akkumula- 
tion‘ von Menschen ist sowohl der europäischen wie der forcierten Industrialisierung 
in den drei Kontinenten vorausgegangen. Aber aus der industriellen Nachfrage nach 
Arbeitskraft ist nicht ursächlich rückwirkend auf die Produktion eines Reservoirs 
bloß potentieller Arbeitskräfte in Gestalt der Armen zu schließen. Die Zusammen- 
hänge zwischen Bevölkerung, Arbeitskräftepotential und industrieller Revolution 
sind offenkundig weniger mechanisch. 


Die Genesis der kapitalistischen Produktionsweise hat nicht dieselben Gesetzmäßig- 
keiten wie ihre Reproduktion auf der Stufe des industriellen Kapitals. Dies gilt auch 
für die Entwicklung der Bevölkerung. Jedenfalls gibt es für sie ebensowenig irgendein 
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unabhängiges demographisches Gesetz wie eine prästabilierte Harmonie (ein Markt- 
gesetz) von Armutsbevölkerung und Industrialisierung. Das kapitalistische Bevölke- 
rungsgesetz kann die Reproduktion der Bevölkerung im Spätfeudalismus nicht erklä- 
ren — wenn es je als Marktgesetz in Geltung war. Die erste Stufe der Subsumtion ist 
stets die Regulierung und Subsumtion der Armutsbevölkerung unter das Kapitalver- 
hältnis gewesen. Schon die Industrialisierung des 19. Jahrhunderts war mit sozialpoli- 
tischen Maßnahmen der Zurückdrängung von „Überbevölkerung‘ verbunden. Und es 
lassen sich umgekehrt eine Reihe von Gründen für die Ausweitung der Familien in 
den Unterklassen aufzeigen, mit denen diese auf die Transformation der vorindustiel- 
len Produktionsweise seit dem 16./17. Jahrhundert eingegangen sind. . 


Kriedte/Medick/Schlumbohm haben in ihrer Darstellung der „Industrialisierung vor 
der Industrialisierung‘‘ solche Prinzipien der „‚protoindustriellen Familienwirtschaft‘“ 
im Anschluß an den russischen Forscher Cajanov herausgearbeitet. Im Zentrum ihrer 
Untersuchungen steht die hausindustrielle Warenproduktion auf dem Land, das länd- 
liche Exportgewerbe (Textilien/Leinwand) der Manufakturperiode im Unterschied 
zur Hausindustrie des 19. Jahrhunderts, welche bereits als Departement der Fabrik 
betrieben wird. Diese ‚‚Proto-Industrialisierung‘“ vor der eigentlichen Frühindu striali- 
sierung war durch eine regionale Herauslösung aus den agrarisch-feudalen Produk- 
tions- und Abhängigkeitsverhältnissen und als erste Stufe der Mobilisierung von 
Arbeitskräftepotential in doppelter Weise gekennzeichnet: In ökonomischer Hinsicht 
erklären sich die Bestimmungsgründe der Verwertung der Arbeitskraft aus der tradi- 
tionell bäuerlichen Familienökonomie im Stadium ihrer Auflösung, nicht aus dem 
Wertgesetz heraus. Der Familienwirtschaft war sowohl eine zeitweilige Überausbeu- 
tung (Selbstausbeutung) und Mobilisierung aller familiären Arbeitskraftressourcen 
zur Erhaltung ihrer Subsistenz, wie auch eine Begrenzung des Arbeitsangebots infolge 
einer unmittelbaren Konsumorientierung eigen, d.h. unter kapitalökonomischen 
Gesichtspunkten eine Produktivitäts- und Wachstumsfeindlichkeit. Entscheidend für 
diese Produktionsform war, daß teils in der fortbestehenden landwirtschaftlichen 
Subsistenzgrundlage, teils in der Familiensubsistenzarbeit eine Wertquelle bzw. Quelle 
des Werttransfers lag, für die das Handels- und Verlagskapital, welches sich überwie- 
gend in der Zirkulationssphäre engagierte und keine Produktionsmittel stellte, im 
Stücklohn nicht aufkommen mußte. Der ‚‚Überlebenswert‘‘ (Medick) des Geldein- 
kommens ermöglichte ungleiche Tauschbeziehungen. Diese Form der Selbstverwer- 
tung der Produzenten in der protoindustriellen Familienwirtschaft hatte also, gerade 
unter Voraussetzung der außerkapitalistischen Reproduktionsbasis, einen deutlich 
kapitalistischen Aspekt. 


In demographischer Hinsicht führte das protoindustrielle System, wie Medick zeigt, 
zu einer Freisetzung generativer Verhaltensweisen aus dem traditionellen Gleichge- 
wicht und der Regulation agrarischer Bevölkerungen, insoweit die generative Repro- 
duktion sozial und ökonomisch zunehmend außerhalb der traditionellen Subsistenz- 
weise angesiedelt und auf überregionale/internationale Märkte und die Nachfrage 
nach Arbeitskraft bezogen wurde. Die Bevölkerungsentwicklung wurde zur Variable 
des marktorientierten Produktionssystems, aber dies nicht nur im kausalen Sinn einer 
effektiven Nachfrage, sondern vermittelt durch die Logik der Familienökonomie, wie 
sie bestehen blieb. Die Dynamik und zugleich die Grenzen der protoindustriellen 
Produktionsweise lagen eben darin, daß sie einerseits auf quantitative Expansion 
durch Verbreiterung des Arbeitskräfteangebots angelegt war, daß aber die Familien- 
ökonomie andererseits „inelastisch‘‘ auf die Nachfrage nach Arbeitskraft reagierte 
(z.B. in der Kopplung von negativer Nachfrage nach Arbeitskräften und hohen Ge- 
burtenraten). Dies führte in das ‚‚Paradox‘‘ einer immanenten Tendenz zur Verelen- 
dung, die Armut wurde zur treibenden Kraft der ökonomischen wie demographischen 
Ausweitung: aus der Notwendigkeit familiärer Subsistenzsicherung durch Ausdehnung 
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des familiären Arbeitstags, durch Frauen- und Kinderarbeit entstand eine spezifische 
generative „‚Überreaktion‘ (Medick), ein ‚‚Überschuß‘‘ an Menschen, der aus der Lo- 
gik der Familienreproduktion sinnvoll erscheinen mußte und der doch zugleich in 
einen malthusianischen Zirkel von „Überbevölkerung“‘ geriet. Die Proto-Industriali- 
sierung kam von daher, so lautet die Schlußfolgerung von Kriedte/Medick/Schlum- 
bohm, in der Weltmarktkonkurrenz mit der englischen Industrie bzw. im Übergang 
zur nachgeholten Industrialisierung des europäischen Kontinents in eine Krise, die 
den eigentlichen historischen Ort des Päuperismus bildete. In der Kombination von 
billiger, im Überfluß vorhandener deutscher Arbeitskraft mit importierten Halbpro- 
dukten aus England kristallisierte sich der spezifische Typ der modernen, der Indu- 
strialisierung funktional zugeordneten Hausindustrie heraus. 


Es gäbe hier grundsätzliche Einwände zu machen. Die Familienökonomie wird auf 
das nazistische Konstrukt des „ganzen Hauses‘ gebracht; die teilweise systemtheore- 
tische Theoretisierung des ‚‚protoindustriellen Systems‘‘ versteht sich als Beitrag zu 
einer Theorie der Transformationsperiode von der agrarisch-feudalen Produktions- 
weise zum industriellen Kapitalismus, in dessen Mittelpunkt nicht die Klassenkämpfe 
und eine „ursprüngliche Akkumulation“, sondern demographische Entwicklungen 
stehen. Insofern handelt es sich nur um die modernste Variante der bevölkerungs- 
theoretischen Erklärungen vorindustrieller Armut. Das Spannungsfeld zwischen 
Familienökonomie und generativen Mustern begründet kein „System“, das als Proto- 
industrialismus neben die allgemeinen Bestimmungen der Manufakturperiode zu 
stellen wäre. 


Festzuhalten bleibt aber das Resultat, daß die Wertsetzung als familiäre Subsistenz 
und die Reproduktion von Bevölkerung, d.h. das ökonomische wie das demographi- 
sche Moment zusammengenommen, eine Dynamik von Unterklassenreproduktion in- 
duzieren, die nicht als endogen im Sinn eines Populationsgesetzes bestimmt ist. In 
ihrer Korrelation mit den Produktions- und Marktverhältnissen geht der Bevölke- 
rungszuwachs jedoch zugleich von den Ansprüchen und der Selbstverwertung der 
Klasse aus. Man kann verallgemeinernd sagen, daß er deren Ausdruck in der Form der 
sozialen Desorganisation ist — in dieser Entwicklung spiegeln sich die Erwartungen 
von Menschen, die aus der Feudalgesellschaft freigesetzt sind, ihr Aufbruch, ebenso 
wie die anomischen Auswirkungen des Industrialisierungsprozesses. 


Von dieser Seite des Industrialisierungsprozesses her betrachtet erweist sich die Ent- 
wicklung der Armutsbevölkerung eher als Hindernis eines Akkumulationssprungs. 
Das Kapital gebraucht im 19. Jahrhundert, ganz allgemein gesagt, zumindest prospek- 
tiv keine unregulierte „Überbevölkerung‘“, sondern eine Arbeiterklasse und eine 
Reservearmee. So gehört die Politik der Eindämmung des Bevölkerungswachstums 
konzeptuell in die Phase der Industrialisierung. 


Conze hat darauf aufmerksam gemacht, daß bereits in den 1840er Jahren in Deutsch- 
land eine sozial- und bevölkerungspolitische Reaktion einsetzte, die — wie er sagt — 
„das Problem an der richtigen Stelle faßte‘“ durch Forderungen wie die eines Fort- 
pflanzungsverbots für Bettler, Arme, Arbeitsunfähige und Kranke, Dienstboten und 
Gesellen mit geringem Lohn. In diesen Vorschlägen wurde an feudale Beschränkun- 
gen der Heirat (Heiratsverbot für Gesellen etc.) nur noch pro forma angeknüpft. Die 
„medizinalpolizeilichen‘‘ Forderungen zielten direkt auf die Zonen des Überlebens 
nichtarbeitender Armer. Sie zielten ebenso auf die offenen sexuellen und Liebesver- 
hältnisse der proletarischen und subproletarischen Jugendlichen. Die allgemeine 
Krisenstimmung und vÜberbevölkerungsfurcht des Vormärz, die die Ursachen der 
Notlage im „‚Überwuchern eines massenhaft und unvernünftig sich mehrenden Prole- 
tariats‘“, im „hemmungslosen und unmoralischen Fortpflanzungsverhalten‘‘ der Un- 
terklassen, in ihrer vermeintlichen Promiskuität, im leichtsinnigen Heiraten und in 


28 


der „Vielkinderei‘‘ suchte und folglich auf die gesetzliche Verknüpfung von Armen- 
unterstützung mit Niederlassungs- und Ehebeschränkungen drängte, erweist sich bei 
näherem Hinsehen als Furcht vor einer aus dem Elend der Massen entspringenden 
Revolution (s. K.J. Matz). Die Lokalisierung des Pauperismus im Auseinanderlaufen 
von Nahrungsmittelproduktion, Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung, Grund- 
dogma des Malthusianismus, bezeichnet nur die Schranke, die das Kapital selbst in 
den nicht zu verwertenden, pauperisierten Menschenmassen sah. 


Alle bevölkerungstheoretischen Überlegungen überdecken letzten Endes den spezifi- 
schen Zusammenhang von Armut und Arbeit, der für das Zeitalter des sog. Pauperis- 
mus (vom ausgehenden 18. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts) vorauszusetzen ist und 
von dem aus auch die Armut früherer Jahrhunderte neu dargestellt werden muß. Die 
eingangs zitierte Passage aus der Realencyklopädie von Brockhaus wie Hegels Bemer- 
kungen in der ‚‚Rechtsphilosophie‘“ sind in dem Bewußtsein dieses geschichtlichen 
Ortes geschrieben, daß die Armut zur arbeitenden Armut, zur Existenzform einer 
Klasse geworden ist, die an die Arbeit gebunden ist und für die Arbeit nur mehr Ei- 
gentumslosigkeit bedeutet. Diese Klasse der ‚‚labouring poor“ beschränkte sich nicht 
auf das neue Fabrikproletariat, sondern war eine Klasse im Übergang, mit eigenen 
Bestimmungsgründen für Arbeit und Lohn und zugleich bereits funktional auf das 
Kapital in der Akkumulationsphase bezogen. (A. Kraus geht in ihrer Untersuchung 
der Unterschichten Hamburgs von dieser deutlichen Zäsur auf der Wende zum 19. 
Jahrhundert aus und spricht von der „Schicht der potentiellen Armen“, einer Klasse, 
die in den Arbeitsprozeß eingegliedert und sowohl von der späteren industriellen 
Arbeiterklasse wie vom ‚‚alten Stand der Armut“ unterschieden ist.) 


Die Entdeckung der „labouring poor“ ist eine Entdeckung, die das Kapital selbst ge- 
macht hat. Daß die Armen einen „Wert“ haben, d.h. Werte schaffen, wenn und soweit 
ihre Arbeitskraft in Gang gesetzt wird, dieser neue Grundsatz der politischen Ökono- 
mie des 18. Jahrhunderts bildet den Schlußpunkt einer europäischen Armengeschichte 
und -politik seit der frühen Neuzeit, die auf eine Sozialdisziplinierung und zunehmen- 
de Differenzierung von „ehrbaren“, „würdigen“ und „unwürdigen“ Armen zielte und 
dabei das Lebensrecht der unwürdigen Armen zunehmend von der Arbeit abhängig ge- 
macht hat. In unzähligen Edikten gegen den Bettel, in der langen Reihe der drakoni- 
schen Armengesetze war dies gegen die mittelalterlich-christliche Ethik ebenso gerich- 
tet wie gegen die irregulären Einkommensformen der Armen aus Bettelei, Diebstahl 
und organisiertem Banditentum. V. Hunecke hat den Blick darauf gelenkt, in welchem 
Ausmaß bereits die Vagabunden, Bettler und „Müßiggänger“ früherer Jahrhunderte 
strukturell oder konjunkturell arbeitslose, unterbeschäftigte und unterbezahlte 
labouring poor waren und wie sehr die Vagabondage und ihre Repression eine Form 
des verschärften Lohnkampfs gewesen ist. Gegenüber einem frühkapitalistisch defi- 
nierten Arbeitszwang und wenn der Arbeitsertrag nur ein Existenzminimum er- 
brachte, blieben die Arbeitsverweigerung und der Rückgriff auf aggressive bis kri- 
minelle Formen der Aneignung eine ständige Versuchung. Dies gilt vor allem für die 
Perioden der Reallohnsenkung, und es läßt sich also, wie Hunecke zeigt, auf einen 
Zusammenhang zwischen Arbeitsverweigerung oder, in der zeitgenössischen Sprache, 
zwischen Müßiggang bzw. Vagabondage und Lohnhöhe schließen. Von der Seite des 
Lohns her gesehen, zeigt sich wiederum ein ‚‚Überschuß‘ an Existenzmöglichkeiten, 
mit denen kein Kapital zu machen ist. Auch in dieser Hinsicht erscheint die Industria- 
lisierung als Programm zur Lösung der Armenfrage. 


Die Armut mußte aufs Kapital hin reguliert werden, um sie „aufheben“ zu können. 
Insoweit kann von einer Lösung der sozialen Frage von oben in der deutschen Ge- 
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schichte des 19. Jahrhunderts tatsächlich gesprochen werden, wie es um das Programm 
ging, die Armen an die Arbeit zu schicken. An der Despotie des Industrialismus kann 
der antagonistische Charakter der Existenzforderungen und der Reproduktion der 
vor- bzw. frühindustriellen Unterklassen abgelesen werden. Dieser Prozeß der Bildung 
einer industriellen Arbeiterklasse wird, bei allen ideologischen Verzerrungen, in der 
Literatur von Conze und anderen richtig erfaßt: Der Übergang vom „Pöbel‘‘ zum 
„Proletariat‘‘ ist das Datum der sozial- und lohnpolitischen Integration der sozialen 
Frage von unten. 


Conze ist offen genug, im Elend des deutschen Vormärz eine Übergangs- und Akku- 
mulationsperiode auf Kosten der armen und arbeitenden Klassen zu sehen. Aber, 
so fährt er fort: „vergessen wir nicht: die ‚handarbeitende Klasse‘ hatte sich (...) schon 
ohne die Industrialisierung selbst produziert (!) (...) Die Industrie führte trotz aller 
frühen Schonungs- und Rücksichtslosigkeit endgültig nicht zu ihrem Verderben, son- 
dern zu ihrer Rettung‘ (zur „Rettung des deutschen Volkes vor der Verelendung“, 
sagt Köllmann). Die rapide Bevölkerungszunahme wie der damit begründete Paupe- 
rismus werden in der Sozialgeschichtsschreibung zu der Triebkraft, die das in doppel- 
ter Weise despotische Programm von Industrialisierung und restriktiver Bevölkerungs- 
politik als Fortschritt erscheinen läßt. Die kulturelle und moralische Deprivation, 
denen die Arbeiter in den Fabriken unterworfen werden, der Verfall des standard-of- 
living, verblaßt vor dem langsamen Ansteigen der Reallöhne im Verlauf des Industria- 
lisierungsprozesses. Die Lösung besteht schließlich (und dies ist das gemeinsame Credo 
aller Arbeiten der Conze-Schule, die darin nur das nazistische Programm der staatli- 
chen Integration der deutschen Kernarbeiterklasse auf die Geschichte projiziert hat; 
nicht zufällig liegt die wissenschaftliche Vorgeschichte dieser Schule im Reichssicher- 
heitshauptamt) in der Verwandlung der Massenarmut in eine saturierte Arbeiter- 
„schaft“, in der über Lohn und staatliche Sozialpolitik vermittelten „Eingliederung 
des ehemaligen Proletariats‘“ in die bürgerliche Gesellschaft. Arbeiterorganisationen 
und Sozialdemokratie fungieren als Erziehungsinstrumente. In dieser Sichtweise wird 
die Industrialisierung in Deutschland, obschon in letzter Instanz auf eine „soziale 
Frage“ in Gestalt des Bevölkerungsproblems zurückgeführt, doch als das begriffen, 
was sie war: als Klassenkampf gegen die Armen, gegen den Pöbel. Die Conze’sche 
Integrationsthese ist unschwer zu dechiffrieren auf die in Bewegung geratenen, rebel- 
lisch gewordenen, unkontrollierten Unterklassen des Vormärz hin. Es ist die Dynamik 
in der Reproduktion der Unterklassen: in ihrer Vermehrung, ihren gesellschaftlichen 
Existenzbedürfnissen und Hungerrevolten, die sich hier als quasi naturgeschichtliche 
Bedrohung widerspiegelt. 


Demgegenüber erscheint der marxistische Begriff der Klasse als Wert der Arbeitskraft 
so verengt, weil er die Lösung einer revolutionären Fragestellung im System kapitali- 
stischer Reproduktion vorwegnimmt. Nur der philosophisch eingefärbte Begriff des 
Proletariats, den Marx vor 1848 verwendet, enthält etwas von der Offenheit des so- 
zialgeschichtlichen Prozessesund von dem revolutionären und Allgemeinheitsanspruch 
der vormärzlichen Unterklassen, dem gegenüber jede politische Ökonomie des Werts 
der Arbeitskraft unzureichend bleibt. Diese Dynamik der Unterklassen war nur ge- 
waltsam auf eine Lohnfrage zu verengen (was sich, nebenbei gesagt, in der klassischen 
politischen Ökonomie ausdrückt — in der Doppeldeutigkeit des Smith’schen Wertbe- 
griffs ebenso wie beim Übergang des Malthus’schen Bevölkerungsgesetzes in die 
Lohntheorie Ricardos; s.u.). Die labouring poor waren nur über den bekannten Er- 
ziehungs- und Bildungsprozeß, an dem allerdings die Arbeiterbewegung Anteil nahm, 
dazu zu bewegen, sich selbst als in die Reproduktion des Kapitals integriert zu ver- 
stehen. 
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Die Klasse zwischen Reform von oben 
und nachgeholter Akkumulation 


Betrachtet man die industrielle Revolution in Deutschland als Gesamtzyklus, so wie 
es in der DDR-Historiographie vor allem von Mottek vorgeschlagen wurde, dann hat 
man gegenüber einem ausgebreiteten sozialhistorischen Material den Vorteil, klare 
Linien zu finden. Die Industrialisierung wird dabei unter der Voraussetzung einer 
agrarischen Surplusbevölkerung als mobilisierter, potentieller Arbeitskraft und im 
Hinblick auf eine nachholende Akkumulation — vor allem über die spekulative 
Kapitalmobilisierung zum Eisenbahnbau — gesehen. Es kommen verschiedene Klas- 
sensegmente hinzu: proletarisiertes Handwerk und Gewerbe, teils in direkter Kon- 
kurrenz mit dem Fabriksystem, teils in formeller Subsumtion begriffen; das frühe 
qualifizierte und unqualifizierte Fabrikproletariat; Migrationsarbeit wie das Massen- 
proletariat beim Eisenbahnbau und die wandernden Handwerker-Arbeiter; Segmente, 
deren Mobilität insgesamt die Voraussetzung für die Kapitalakkumulation, für die 
industrielle Schwerpunktbildung in Deutschland darstellt und deren Zusammenset- 
zung es rechtfertigt, vom Proletariat als distinkter ‚‚Klasse‘ im Verhältnis zur Bour- 
geoisie zu sprechen. 


In dieses Bild fügt sich, auch wenn dies von den Historikern der DDR nur indirekt 
zugestanden wird, eine Betrachtung der besonderen, selbständigen Rolle des preußi- 
schen Staates „zwischen Reform und Revolution‘ (R. Koselleck), der_historischen 
Widersprüche einer spätabsolutistischen, halbfeudalen-halbbürokratischen Staatsform, 
deren liberale Reformgesetzgebung 1807ff. sich gleichwohl als funktional und för- 
dernd in bezug auf die Zwangsmobilisierung der Arbeitskraft, die Industrialisierung 
und die bürgerliche Umwälzung in Deutschland erweist. Die Agrarreformen und 
die Gewerbefreiheit lösten einerseits ein gebundenes Arbeitskräftereservoir auf, an- 
dererseits machten sie durch Ruinierung der Bauern und Aufhebung traditioneller 
agrarischer Gewohnheitsrechte und Existenzsicherungen der Unterklassen auf dem 
Land eine ganze Generation von Bevölkerung heimatlos und stellten sie vor die Wahl 
zwischen kriminellen Einkommensformen und einer ‚Staatsunmittelbarkeit der 
Armut“. Die preußischen Gesetze über Armenpflege und Freizügigkeit mußten daher 
das Reformwerk zwangsläufig ergänzen. 


Die überragende Bedeutung, nicht nur gemessen an den sonstigen Resultaten des 
Conze’schen Arbeitskreises für moderne Sozialgeschichte, von Kosellecks ‚Preußen 
zwischen Reform und Revolution“ liegt in dieser funktionalen Betrachtung der 
preußischen Reformen für den gesellschaftlich-ökonomischen Transformations- und 
Modernisierungsprozeß in Deutschland begründet. Koselleck nähert sich dem Vormärz 
gewissermaßen politologisch, sein Interesse ist der preußischen Verwaltung gewid- 
met, seine zentrale These bezieht sich auf den Staat und die Bürokratie als Promotor 
der Industrialisierung. Hiergegen ist vielfach eingewandt worden, der Staat werde in 
seiner fortschrittlichen Rolle überbewertet und zum Schöpfer der bürgerlichen Gesell- 
schaft gemacht. (Oder: es werde zwischen seinem „objektiv hemmenden“ Charakter 
und der „subjektiven‘‘ Beförderung der Industrie in der Tradition merkantilistischer 
Gewerbepolitik nicht genügend unterschieden.) Aber die Einwände ändern wenig an 
den grundsätzlichen Überlegungen, daß in Preußen die Durchsetzung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise als Reform von oben, als ein geplanter Weg vor dem drohen- 
den Hintergrund und im Unterschied zur Französischen Revolution in Gang gekom- 
men ist und daß dabei die Zielvorstellung beherrschend war, den Kapitalismus Eng- 
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lands einzuholen und womöglich zu überholen. Es handelt sich um den historischen 
Versuch, aus dem die deutsche Nachgeschichte gelernt hat, den Prozeß der Freiset- 
zung und Mobilisierung von Arbeitskraft in seinen ersten Etappen über den Paupe- 
rismus bis in die Industrialisierung hinein zu steuern. ‚Die geplante soziale Umwälzung 
war ein langwieriger Prozeß, der sich über den ganzen Vormärz erstreckte‘, schreibt 
Koselleck. Kein anderer Sozialhistoriker hat die Planungsfunktion schärfer gefaßt 
und hervorgehoben, die dem preußischen Staat dabei zukam. 


Den eigentlichen Hebel bildeten die Agrarreformen und die Städte- und Gewerbere- 
form von 1807 (Oktoberedikt) bzw. 1810/11 ff.,die durch die militärische Niederlage 
Preußens erzwungen waren und zunächst dem wegen Kontributionen an das napoleo- 
nische Heer hervorgerufenen finanziellen Staatsnotstand durch Erhöhung der Steuer- 
fähigkeit der Landwirtschaft abhelfen sollten. Mit der Zerschlagung der feudal-ständi- 
schen Wirtschafts- und Sozialverfassung ging eine „gewaltige Besitzumschichtung‘“ 
(Koselleck) und Klassendifferenzierung einher. Auf dem Lande (wobei den Ausgangs- 
bedingungen und Verlaufsformen nach zu unterscheiden ist zwischen den gutsherrli- 
chen Gebieten mit Erbuntertänigkeit östlich der Elbe und der Grundherrschaft bzw. 
den sog. Realteilungsgebieten in Nordwest- und Süddeutschland, in denen keine Leib- 
eigenschaft bestand), auf dem Land also führte die Beseitigung persönlicher Abhän- 
gigkeitsverhältnisse sowie die Auf- und Umverteilung von Guts- und Bauern- bzw. 
Gemeindeland 1. zur Verwandlung feudaler Rechtstitel in freies Privateigentum an 
Grund und Boden, 2. zum Übergang von der Natural- und Geldwirtschaft durch 
Ablösung der Dienste in Renten und 3. zur Herstellung eines freien Arbeitsmarktes. 
(Mit Einschränkungen in der Gesindeordnung und bei sog. ‚‚Instverhältnissen‘“, einer 
kontraktlich gebundenen Lohnarbeit, die den feudalistisch gewohnten Zugriff auf 
Arbeitskräfte kompensierte.) Eine preußische Untersuchungskommission stellte 
1847 als Resultat fest: „In Folge der neueren Agrar-Gesetzgebung hat sich die Zahl 
der auf Arbeitsverdienst angewiesenen Instleute, Eigenkäthner und Losleute außer- 
ordentlich vermehrt. Die Existenz der ersteren, die kontraktlich zu bestimmten 
Arbeiten auf den Gütern gegen Tagelohn und Natural-Entschädigung verpflichtet 
sind, bietet eine genügende Sicherheit dar. Dagegen sind die beiden anderen Klassen 
der ländlichen Bevölkerung, welche auf zufälligen Arbeitsverdienst angewiesen sind, 
der eigentliche Sitz des (...) Notstandes“ (zit. Obermann). Da die feudale Zwangsarbeit 
der Bauern durch deren Arbeitszurückhaltung und einen „unbewußten ökonomi- 
schen Kampf“ (Kuczynski) weitgehend unproduktiv gewesen war, konnten aus einer 
„Kumulation von feudalen und kapitalistischen Ausbeutungschancen“ (H. Schissler) 
höhere Erträge erwartet werden. 


Die Landumverteilung und ‚‚Regulierung‘“ verlief überwiegend zugunsten des Groß- 
grundbesitzes, was aus den Junkern eine neue Klasse kapitalistischer Agrarier machte, 
und zu Lasten der Bauern, die ihre Befreiung und ihren Eigentümerstatus durch Land- 
abtretungen, Loskauf und Verschuldung über Jahrzehnte hinweg zu bezahlen hatten 
— sofern sie nicht in die Klasse der ‚‚freien‘‘ Tagelöhner herabsanken, weil sie von der 
Regulierung ausgeschlossen blieben oder die große Agrarkrise der 1820er Jahre ihnen 
den Rest gab. Landarme Kleinbauern und Landproletariat nahmen zu, mehr und 
mehr ländliche Distrikte wurden industriell durchsetzt. Die Entpflichtung der Guts- 
herren, die Zerschlagung der mittelalterlichen Flurverfassung und die Aufteilung der 
Gemeindeländereien, der Gemeinheiten oder Allmenden (die nicht in den südwest- 
deutschen Realteilungsgebieten vorgenommen wurde), beraubten die Masse der länd- 
lichen Unterschichten ihrer traditionellen Fürsorge und Subsistenzbasis (in Form von 
Ernteanteilen, Ährenlese, freier Weide, Holzlese etc.). Sie „entzogen“, so sieht es 
Koselleck, „den Dörfern die naturalwirtschaftliche Grundlage der gesamten Armen- 
fürsorge — und das zu einer Zeit, da die Armut zunahm. (...) So trieb die Not die 
Leute auf die Straße, setzte sie in Bewegung, und das lag im Sinne der staatlich garan- 
tierten Freizügigkeit.“ 
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Als Zwangsprodukt der liberalen Wirtschaftspolitik entstand bis in die 40er Jahre 
„eine in der ehemaligen Ständeordnung nicht mögliche Masse von landlosen Landbe- 
wohnern, die zunehmend proletarisierte und die sich durch kurzfristige Arbeitsver- 
träge und bessere Arbeit suchend zu bewegen anfing, ohne doch von einer relativ 
unterentwickelten Industrie aufgefangen werden zu können.“ Die Armenlast fiel auf 
die Städte, deren traditionelles Gefüge, welches die Armen hätte versorgen können, 
gerade zerstört wurde. In den Städten wurde die Selbstverwaltung eingeführt und die 
alte handwerkliche Zunftverfassung der freien Konkurrenz ausgesetzt. Dadurch stieg 
die Zahl der zunftfreien Handwerksmeister und mehr noch die Gesellenzahl an, es 
kam zu der sog. Übersetzung des alten Handwerks und zur Herausbildung eines mo- 
bilen Handwerkerproletariats. "Die liberale Gewerbe- und Zollpolitik Preußens zielte 
auf die Etablierung einer kapitalistischen Unternehmerschicht und schließlich — über 
die Etappen der Zollgesetzgebung 1818 und des Zollvereins 1834 — auf die Integra- 
tion eines nationalen Marktes. 


Dieser Gesamtkomplex von Verwaltung, Agrar- und Gewerbereformen wird also von 
Koselleck als treibendes Moment für eine neue Form außerständischer Verelendung 
wie für eine ‚soziale Bewegung“ ausgemacht. D.h. die Verelendung im Vormärz wird 
weniger auf den Kausalzusammenhang von Bevölkerungsvermehrung und Massenar- 
mut zurückgeführt, sondern als Freisetzung ländlicher und städtischer Unterschich- 
ten aus der Feudalordnung und als Entfremdung im umfassenden Sinn beschrieben: 
als direkte Expropriation, als Übergang zum Privateigentum und zur Geldwirtschaft, 
als Markt- und Konkurrenzmechanismus, kurz als Konsequenz eines Wirtschaftslibe- 
ralismus, dem — wie Koselleck meint — ein sozialpolitisches Gegengewicht gefehlt 
habe. Jedenfalls führte die widersprüchliche Verknüpfung von kommunaler Armen- 
pflege und gesamtstaatlicher Freizügigkeit zu einer legalisierten Form von Heimatlo- 
sigkeit und zu einer „Staatsunmittelbarkeit der Armut“. Die Pauper des Vormärz 
wurden zu herumirrenden Vagabunden. Diese Mobilität und Unruhe meinte Koselleck, 
wenn er von „sozialer Bewegung‘ spricht: die bürokratisch-staatlich erzwungene Mobi- 
lisierung einer neuen Klasse fluktuierender Arbeitskraft. 


Die Doppelgesetzgebung zur Armenpflege und Freizügigkeit von 1842 war die letzte 
wichtige Etappe der preußischen Reformen. Dabei haben die sicherheitspolizeilich- 
repressiven Bestandteile die allgemeine arbeitsmarktpolitische Funktion dieser Ge- 
setzgebung nur flankiert. Der liberalen Tendenz und dem Erfordernis der Freisetzung 
von Arbeitskräften entsprechend suchte sie (anders als in den süddeutschen Staaten), 
Freizügigkeit durchzusetzen und die traditionelle Armenversorgung der Heimatge- 
meinden aufzuheben zugunsten eines fristengebundenen Aufenthaltsprinzips. Dazu 
mußten die restriktiven Regelungen des Einwohnerwesens, der Zuzugs-, Niederlas- 
sungs- und Verehlichungsrechte, mit denen die Kommunen die Armenlast abzuweh- 
ren beanspruchten, zurückgedrängt werden. Was dabei herauskam, war ein Kompro- 
miß, eine — wie F. Tennstedt im Anschluß an Koselleck gezeigt hat — ‚„‚Hinausverla- 
gerung der Sozialkosten‘ und eine „durch Staatsgesetze verallgemeinerte legale Mög- 
lichkeit zur künstlichen Verschiebung der Armenlast‘‘ zwischen Heimatgemeinde und 
neuem Unterstützungswohnsitz. Eine vollständige Liberalisierung der Freizügigkeit 
hätte die Verstaatlichung der Armenfürsorge erfordert, so aber wurde die Staatsbür- 
gerschaft der Armen und der besitzlosen Lohnarbeiter durch ihre Zwangsmobili- 
sierung auf dem Territorium hergestellt. Vom ‚‚Schubsystem“, mit dem Gutsbesitzer 
die Versorgungspflicht für ihre Arbeiter liquidierten, bis zur großen Ost-West-Binnen- 
wanderung, die die staatstragenden Gebiete Ostelbiens entlastete und die agrarische 
Armutsbevölkerung zu den Eisenbahnbaustellen des Westens abschob, förderte das 
Reformwerk vor allem die Durchsetzung des freien Arbeitsmarktes im nationalen 
Maßstab. 
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Deutlicher als in der neomalthusianischen Lesart von Abel, Conze und Köllmann, bei 
der die Industrialisierung als mechanische Antwort auf Probleme der „Überbevölke- 
rung“ eingeführt wird, erscheint also bei Koselleck die Industrialisierung als Plan, als 
eine von Anfang an absichtsvolle Mobilisierung von Produktivkräften, von Arbeits- 
kraft und Kapital, durch Auflösung der alten ständischen Gesellschaft. Am eindrucks- 
vollsten wird dies gerade am Eisenbahnbau nachgewiesen, wo der Staat des Kapital- 
aufwandes wegen die Führung aus der Hand gab und von dem Koselleck zeigt, welche 
Steuerungsfunktion gegenüber der Armut und zukunftsweisende Bedeutung ihm bei- 
zumessen war: nämlich in der Kooperation von Staat/Polizei und Privatkapital beim 
Kommando über die aus Stadt und Land zusammengeströmten Arbeiterheere, über 
die verarmten und zum Bau von Bahndämmen, Schienen, Brücken usf. in Bewegung 
gesetzten Menschenmassen. Im Zusammenhang der Krise der 1840er Jahre wird da- 
rauf zurückzukommen sein. Der Eisenbahnbau, so faßt Koselleck zusammen, bildete 
eine neue Gesamtkonstellation, nicht nur im Hinblick auf den Ausbau der Schwer- 
industrie, sondern es trafen sich hier zum ersten Mal die Massenarmut, die „soziale“ 
Frage und die Initiative des Kapitals selbst, der preußische Staat gab die Frage der 
Armut ans Kapital weiter. In der Interpretation des ersten industriellen Zyklus in 
Deutschland nach der Planungsseite hin rückt der Eisenbahnbau an die strategische 
Stelle, an der in der Conze’schen Industrialisie rungstheorie die Absorption der „Über- 
bevölkerung“ steht. 


Nimmt man schließlich die Unterseite der preußischen Agrarreformen, dann findet 
man in ihnen — auch darauf macht Koselleck aufmerksam — die ‚‚Quelle der anstei- 
genden Verbrechen“. Die Zerstörung der ländlichen Sozialverfassung, die Gemein- 
heitsteilungen, die Verteilung der Weiden, Wiesen und Wälder der ehemaligen Dorf- 
gemeinde, und die Umwandlung von Natural- in Geldwirtschaft und Marktbeziehun- 
gen verliefen überall auf Kosten des Landproletariats und riefen eine grenzenlose 
Verelendung von Kleinstbauern und Landarmen, von Tagelöhnern, Spinnern und 
Webern der ländlichen Hausindustrie hervor. Die Not übersetzt sich in „Gesetz- 
widrigkeiten‘“ wie Forstfrevel, Wilderei, Diebstahl und Holzdiebstahl, Brandstiftung 
usw., welche nichts als die Verlängerung bzw. Kompensation für den Fortfall bishe- 
tiger gewohnheitsmäßiger Nutzungsrechte und Existenzsicherungen der Gutsunterta- 
nen ausdrückten. So wurde das Holzdiebstahlsgesetz 1821 in direktem Zusammenhang 
mit der Gemeinheitsteilungsordnung erlassen. Für die Unterklassen war der Übergang 
zur bürgerlichen Gesellschaft eine doppelte Zangenbewegung, in der eine massenhafte 
Delinquenz durch Kriminalisierung von Subsistenzweisen allererst hervorgerufen 
wurde, für deren Ausfilterung aus den Unterklassen und Repression die gesetzliche 
und strafvollziehende Maschinerie gleichzeitig bereitgestellt wurde. Diese Maschinerie 
ist das Gegenstück zum Arbeitszwang, aus dessen Logik sich die Strafanstalten zu Or- 
ten reiner Überwachung und Repression (Zellengefängnis) umso mehr herausentwi- 
ckeln konnten, je bessere Profitquellen aus freier Arbeit aufgetan wurden. Der Ge- 
samtprozeß, der sich über den ganzen Vormärz und darüberhinaus hinzog, führte zur 
Entmischung von Armut/Delinquenz und arbeitenden Klassen und zur Bildung einer 
sozialdisziplinierten Lohnarbeiterklasse im eigentlichen Sinn. 


Der Zusammenhang von „Bürgerlicher Gesellschaft und Kriminalität‘‘ (wie ihn D. 
Blasius für Preußen beschrieben hat) muß nicht erst dechiffriert werden, damit in 
der Dynamik der Unterklassen des Vormärz die Bedrohung der sich etablierenden 
bürgerlichen Gesellschaft zu sehen ist. Wie der malthusianische Topos von Überbe- 
völkerung und Armut unmittelbar in eine Strategie der sozialpolitischen und medi- 
zinal-polizeilichen Bekämpfung der Reproduktion der Armen einerseits und das 
Industrialisierungsprojekt andererseits umschlägt, so bildet auch die Kriminalität 
einen Schlüssel für das Trauma der deutschen Gesellschaft des Vormärz: Die Revo- 
lutionsfurcht und das zeitgenössische Krisenbewußtsein haben tatsächlich ihr Fun- 
dament nicht in der großen Faust des Proletariats als Arbeiterklasse, die von der DDR- 
Geschichtsschreibung hochgehalten wird, sondern in der Angst vorm „Volk“, das „in 
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barbarischen Pöbel umschlägt‘“ (Jacob Burckhardt 1846), und in der massiven 
Bedrohung des bürgerlichen Eigentums durch Diebstahl und Sozialrebellion — 
durch die Hand des stehlenden Tagelöhners, sagt Blasius verkürzt. 


Darüberhinaus aber wäre die Eigentumsdelinquenz als kriminelle Einkommensal- 
ternative in die materialistische Bestimmung der Unterklassenreproduktion einzube- 
ziehen. Soll der Begriff der Klasse als des Antagonisten des Kapitals in der Industria- 
lisierungsphase in einem umfassenden, sozialen und sozialhistorischen Sinn verstanden 
werden, dann gehört die Massifikation des Diebstahls ebenso hierher wie der Arbeits- 
lohn selbst. Zwischen beiden besteht ein Verhältnis von Überlagerung, d.h. es gibt 
ebensosehr einen Zwang und eine Kriminalisierung des Nahrungserwerbs aufgrund 
von mangelndem oder Hungerlohn, wie diese Kriminalität das Lohnverhältnis ver- 
meidbar macht oder doch die Lohnhöhe mit definiert. Nicht nur ergibt, das rechnet 
Blasius vor, die Korrelation von Eigentumsdelinquenz und Agrarpreisniveau selbst- 
verständlich, daß Hunger und Teuerung in den Krisenjahren vor 1848 die Kriminali- 
tätsrate erhöht haben. Eine solche Angabe von „sozialstrukturellen Bedingungsfakto- 
ren der Eigentumskriminalität‘ und „Protestpotentialen‘‘ kommt über die Einsicht 
der Kriminologie nicht hinaus, daß vor allem die armen Leute zu Dieben und daß 
Verbrechen aus Armut begangen werden. Nicht nur wird ein solches Massendelikt 
wie der Holzdiebstahl auf dem Land zur Absicherung einer neuen Eigentumsordnung 
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und des Zur-Ware-Werdens elementarer Lebensbedürfnisse wie des Brennholzes juri- 
stisch produziert, wogegen diese neue Rechtswirklichkeit dem Rechtsbewußtsein der 
Unterklassen keineswegs entspricht. Die Tradition von Waldberechtigungen und Vor- 
stellungen des Gemeineigentums an Naturprodukten, die das Holzlesen der Armen 
begründete, aktualisierte sich unter den Bedingungen ihrer Zerstörung durch die 
Agrargesetzgebung gerade nach ihrer ökonomischen, subsistenzbezogenen Seite. Sie 
ließ den Felddiebstahl oder den Holzdiebstahl nicht nur als Restitution alten Rechts 
erscheinen, sondern machte daraus gegenüber der sukzessiven Expropriation und 
Durchsetzung des Privateigentums, der Kapitalisierung der Holzbestände etc., eine 
Form der materiellen Entschädigung und Wiederaneignung. 


H. Bleiber berichtet von einer Kette bäuerlicher Widerstandsaktionen in Schlesien, 
die durch die agrarischen Reformen neu belebt wurden, von einer Unzahl an Ge- 
richtsprozessen, in denen sich z.T. eine offensive Ausnutzung der Justiz von unten 
durchsetzte, und in deren Mittelpunkt stets noch der materielle Gehalt der Gewohn- 
heitsrechte stand. Diese zu beanspruchen, wurde für die Unterklassen auf dem Land 
notgedrungen zur alltäglichen Verletzung bürgerlicher Normen. In ihrer Verelendung 
und Erbitterung griffen die Dorfarmen alsMittel des Drucks und der Bestrafung ihrer- 
seits zum individuellen Terror gegen Gutsbesitzer, die unerwünschte Illuminationen 
durch Brandstiftung zu gewärtigen hatten. Die zahllosen Konfrontationen von Wild- 
dieben und Räuberbanden mit Forstbeamten verliefen oft tödlich. Organisierte 
Trupps von Bettlern forderten von den Reichen ‚‚im Namen der christlichen Bruder- 
liebe (... .) Brot, Getreide, Mehl oder Geld‘‘, umherziehende Proletarier, mit Stock 
und Messer bewaffnet, wanderten von Ort zu Ort, von Markt zu Markt, um Viktualien 
zu erbetteln und „das errungene fremde Eigentum gemeinsam unter sich (zu) teilen” 
— so während der Hungerunruhen 1847, die später im Kap. II dargestellt werden sol- 
len. Die Einwohner eines Weberdorfes an der Berlin-Potsdamer Eisenbahn „plündern”, 
wie Dronke aus dem Jahr 1846 übermittelt hat, „die Felder der Besitzenden und ver- 
üben namentlich in Potsdam die meisten Diebstähle. (...) Die Webstühle stehen fast 
sämtlich leer; die meisten Arbeiter gehen auf Tagelohn, weil sie hierbei doch noch 
mehr verdienen als beim Weben. Aber dieser Verdienst reicht auch nicht aus und ist 
überdies schwankend und abwechselnd; daher kommen die Leute zur Praxis des Dieb- 
stahls.”” 


Diese sog. volkstümlichen Gesetzwidrigkeiten, in ihrer Gesamtheit ein informeller 
Klassenwiderstand breitesten Umfangs und eine „Art des sozialen Krieges” (Bleiber) 
machen einen wesentlichen politischen wie ökonomischen Bestandteil in der Selbst- 
wertsetzung der frühindustriellen Unterklassen aus. Insofern sind sie ein Moment in 
der Entwicklungsgeschichte des industriellen Kapitalismus in Deutschland und mehr 
als nur eine Variable in der sozialpathologischen Struktur der vormärzlichen preußi- 
schen Gesellschaft. Sie sind ein Ausdruck „des Kampfs um die Erhaltung und Ver- 
mehrung der Form des Werts der arbeitenden Klasse, eine Form, welche es der Klasse 
eine Zeitlang ermöglichte, diejenigen Arbeits- und Ausbeutungsbedingungen zurück- 
zuweisen, die das deutsche Kapital in der Fabrik auszunutzen versuchte” (P. Line- 
baugh, zit. Blasius). Die endemische Ausbreitung der Eigentumsdelinquenz bis hin zu 
städtischen Sozialrevolten bildete, wertmäßig gesehen ebenso wie im Sinne des prole- 
tarischen Selbstbewußtseins, gewissermaßen eine Gegenerfahrung und -antwort auf 
die Zwangsmobilität der Armen als Arbeitskraft, mit der sie sich im Vormärz noch 
weitgehend vermischte. 


Was nun die Auswirkungen der preußischen Gewerbefreiheit von 1810/11 und 1820 
auf die Lage des Handwerks und die Zusammensetzung der arbeitenden Klassen im 
engeren Sinn betrifft, so läuft auch hier — selbst wo die Zunftverfassung schon viel- 
fach früher durchbrochen bzw. umgekehrt durch die Reform nicht völlig aufgehoben 
war — alles auf die Erhöhung der Mobilität hinaus. Man muß davon ausgehen, daß die 
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verarmten Massen des Vormärz einen eigenen Gebrauch davon zu machen versuchten. 
Das gilt nicht nur für die Abwanderung der jüngeren Arbeitskräfte, Frauen wie Män- 
ner, aus den knechtischen Verhältnissen der junkerlich-kapitalistischen Agrarwirt- 
schaft in die Fabrikdistrikte oder zu den Eisenbahnen; sondern auch für den Zustrom 
der agrarischen Armutsbevölkerung und das Eindringen nicht-zünftiger Gesellen und 
Meister vor allem in die Grundhandwerke und für die zahllosen Versuche von Verselb- 
ständigung in diesem Bereich. So berichtete der preußische Statistiker Hoffmann 
1829 vom Zuwachs Berlins ‚durch junge unverehelichte Leute, welche keineswegs in 
der erklärten Absicht ankommen, sich hier niederzulassen, sondern ausgezogen sind, 
um in Gesindediensten oder Tage- und Wochenlohn-Verhältnissen als Gehülfen bei 
mannigfachen Gewerben, einstweilen Unterhalt zu finden” (zit. Obermann). 


Diese Bewegung in die Städte führte allerdings zu einer Verarmung und Zunahme 
halbproletarischer ‚„Grenzexistenzen” von Klein- und Alleinmeistern, zu weithin sin- 
kenden Realeinkommen der Handwerksgesellen (wenn auch die Handwerksmeister 
über die Notwendigkeit klagten, erhöhten Lohn zu bewilligen) und insgesamt zu der 
oft beschriebenen Erscheinung der „Übersetzung”’. Übersetzung soll heißen eine über- 
proportionale Ausweitung des Handwerksund der Beschäftigtenzahl bei gleichzeitiger 
Verringerung des Stellenwerts des einzelnen Arbeitsplatzes und damit eine verdeckte 
Form struktureller Arbeitslosigkeit. Tatsächlich drückt sich darin nichts anderes aus, 
als die Auflösung der kleinen Warenproduktion bzw. die formelle Subsumtion be- 
stimmter Handwerkszweige unter das Kapital und deren anomische Ausweitung. So 
gesehen war die „Übersetzung“ eine funktionale Durchgangsstufe im Proletarisierungs- 
prozeß von Bauern und Tagelöhnern vom Land. (In Preußen stieg bei einer allgemei- 
nen Zunahme der Bevölkerung zwischen 1816 und 1846 von 10 auf etwa 15 Mill. 
Menschen die Anzahl der Meister und Gehilfen/Lehrlinge bis zur Jahrhundertmitte 
von 260.000 : 145.000 auf 440.000 : 370.000, d.h. was als statistisch durchschnitt- 
liche Zunahme von Betriebsgrößen erscheint, bedeutet zunächst nur, daß die Gesellen 
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gegenüber den Meistern und die Zahl aller im Handwerk Beschäftigten gegenüber der 
Gesamtbevölkerung zunahmen. Am deutlichsten war diese „Übersetzung” im Schnei- 
der- und Schuhmacherhandwerk, auch bei den Tischlern; dies waren die Massenhand- 
werke, in denen zugleich die Zahl der Unzünftigen sehr hoch lag.) Die erweiterten 
städtischen und industriellen Einkommensmöglichkeiten konnten gleichwohl ebenso 
zum „Überlebenswert’”’ weiterbestehender familienökonomischer Zusammenhänge 
beitragen, wie die Fabrik als Arbeitshaus verhaßt blieb. Der niedrige Arbeitslohn und 
die Armut im Handwerk konnten durch Subsistenzproduktion, die sich auch in den 
Städten hielt, kompensiert werden. Die Freisetzung der Gewerbe konnte zur Existenz- 
gründung ebenso benutzt werden wie sie in Konkurrenz oder formeller Unterordnung 
unter das Kapital zur Selbstausbeutung zwang. 


Der Aufstieg und Niedergang einzelner Handwerkszweige im Verlauf der industriellen 
Revolution (bevorzugtes Thema wirtschaftsgeschichtlicher Dissertationen) macht 
leicht die Grundzüge einer Klassengeschichte vergessen, wie dies auch von den vorlie- 
genden Einzeluntersuchungen zur Herkunft, zur sog. „vertikalen Mobilität” und be- 
trieblichen Zusammensetzung der frühen Fabrikarbeiterklasse gesagt werden muß. In 
seinen einschlägigen Aufsätzen über „Soziale Unterschichten im Zeitalter der Früh- 
industrialisierung” und ‚‚Das deutsche Handwerk in den Frühphasen der Industriali- 
sierung” verfährt der Historiker W. Fischer nach dem geläufigen Schema, demzufolge 
der Industrialismus der Lösung des Armutsproblems und der Integration „außerstän- 
discher” Unterschichten (sozusagen der Armenmasse des Spätfeudalismus in Deutsch- 
land) in die bürgerliche Gesellschaft dienlich war. Dabei verweist er auf die vorindu- 
strielle Herkunft dieser in die Industrialisierung einbezogenen Unterklassen, aber 
nicht bloß im Rekurs auf die Bevölkerungsvermehrung, sondern auf ein Reservoir 
sozialer Schichten, die alsarbeitende Armut und mobiles Element bereits die ständisch- 
feudale Gesellschaft durchzogen. Er unterstreicht damit nur, daß die Fabrikarbeit des 
19. Jahrhunderts außer aus den durch Agrarreformen und den Abstieg des Handwerks 
freigesetzten, ehemals „ständischen” Klassensegmenten darüberhinaus auch aus der 
Krise der protoindustriellen Heimarbeit und den labouring poor rekrutiert wurde und 
zusammengesetzt war — kurz, aus der Masse der aus dem Zerfall der Feudalgesellschaft 
hervorgegangenen besitzlosen Bevölkerung. 


Die handwerkliche Produktionsweise dagegen, so Fischer, habe neben der fabrimäßi- 
gen wohl fortbestanden. Ihre Koexistenz erklärt er sich mit der einfachen Tatsache, 
daß das Handwerk am allgemeinen Wirtschaftswachstum und an der Ausdehnung der 
Märkte partizipiert habe; und daß im übrigen jene Teile des Handwerks, die im Indu- 
strialisierungsprozeß später untergingen, ohnehin nicht zum „alten Handwerk” qua 
Zunft gehörten, sondern „unständisch” waren, also im Handwerk als Arbeitskraft 
überhaupt erst in der Übergangsphase beschäftigt wurden (exemplarisch die Weberei, 
die in der Tat eine Durchgangsstufe ruinierter Bauern war). Die Industrie habe nicht 
das alte Handwerk vernichtet, so schreibt er, „sondern nur jenen Überschuß absorbiert, 


der sozialhistorisch gar nicht zum Handwerk gehört, sondern zu den unterständischen 
Schichten”. 


Entsprechend nun einer ausdifferenzierten Herkunftsgeschichte möchte Fischer die 
innerbetrieblichen und sozialen Statusunterschiede der frühen Fabrikarbeiter unter- 
sucht wissen — in der Schichtung von den handwerklich qualifizierten Maschinenbau- 
arbeitern Berlins über die in den Hütten- und Bergwerken angelernten „kräftigen 
Männer” bis zu den Handarbeitern und Tagelöhnern und den „Mädchen vom Lande’’, 
die in den Textilfabriken kaserniert wurden. Aber das mündet in ein soziologisches 
Räsonnement darüber ein, daß aufgrund großer Qualifikations- und Lohndifferenzen 
von einer einheitlichen wirtschaftlichen Klassenlage der Arbeiter im Vormärz nicht 
gesprochen werden könne bzw. ob es — so wörtlich — „in Wirklichkeit gar keine 
Arbeiterklasse gegeben habe’’. Der Gedanke, daß die frühindustrielle Lohndifferenzie- 
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rung und mit ihr die Herkunft der Fabrikarbeiter und ihre unterschiedlichen Qualifi- 
kationen sich in der Fabrik zu einem Mittel des Kommandosüber die Klasse entwickel- 
ten; daß sich eine differenzierte Lohnpolitik (z.B. bei Krupp) von der ursprünglichen 
Qualifikation immer mehr ablöste; daß schließlich der frühe Fabriklohn ebenso ein 
Relikt der Handwerker-Arbeitermacht war, wie er zum Mittel der Betriebshierarchie 
wurde; dieser Gedanke wird nirgends weiter ausgeführt, sondern Fischer nimmt die 
empirisch vorfindbaren Unterschiede des Sozialprestiges und der Klassenspaltung von 
Gelernten und Ungelernten für die Wirklichkeit. 


Es gibt allerdings ebensoviel verschiedene Übergänge vom Handwerk in die Fabrik, 
wie es umgekehrt keinen mechanischen negativen Zusammenhang zwischen der Ent- 
wicklung industriekapitalistischer Sektoren und der handgewerblichen Produktion 
gibt. Die letztere wird nicht notwendig verdrängt, worauf schon Mottek hingewiesen 
hat. Und wenn von Proletarisierung des Handwerks die Rede sein soll, dann ist etwas 
anderes gemeint. Eine Reihe von auf Handarbeit beruhenden Gewerben war bereits 
der direkten ruinösen Konkurrenz von Fabrik und Maschinerie ausgesetzt und blieb 
gleichwohl solange ‚‚rentabel”, wie die niedrigentlohnte Arbeitskraft sich massenhaft 
anbot und ihre formelle Selbständigkeit der Fabrikarbeit vorzog. Dies betraf vor 
allem die neben- oder vollgewerblich betriebene, ländlich-hausindustrielle Textilpro- 
duktion, Spinnerei und Leinenweberei, die im Ravensbergischen, in Schlesien und 
anderswo gegen teils ausländische, teils auch schon einheimische Fabriken konkur- 
tierte. Einige Zweige zogen Vorteile und Aufschwung aus der gesteigerten Nachfrage 
nach gewerblichen Waren (z.B. die Baumwollweberei). In allen Fällen handelte es sich 
freilich nicht mehr um kleine Warenproduktion, sondern es herrschten spezielle kapi- 
talistische Exploitationsformen wie das Kaufsystem oder der Verlag (bei den schle- 
sischen Webern) bzw. die dezentrale Manufaktur vor, die sich bereits unter feudalen 
Rahmenbedingungen ausgebildet hatten. 


Über die Lage des Landhandwerks gab ein Chemnitzer Textilfabrikant 1847 folgen- 
den Bericht: ‚‚Unter denjenigen Gewerbetreibenden, welche der sog. Hausindustrie 
angehören, worunter Kattunweber, Strumpfwirker, Buntweber, Bandwirker, Fransen- 
wirker, Spielzeugarbeiter, Klöpplerinnen, Stickerinnen usw. zu verstehen sind, haben 
die ersten fünf Kategorien eigentlich eine höhere soziale Stellung als die (...) Fabrik- 
arbeiter, da sie Zünfte bilden. (...) Demungeachtet ist ihre pekuniäre Stellung schlech- 
ter, ihre Abhängigkeit nur scheinbar geringer und ihr Verdienst größtenteils unsiche- 
rer (...). Der Weber, Strumpfwirker usw. hat nämlich keinen eigentlichen Herrn, inso- 
fern man diese Bezeichnung für jemanden gebraucht, der einen anderen in seine Ar- 
beit nimmt, sondern erhält durch einen Arbeitgeber, welcher kaufmännisches Geschäft 
treibt, oder durch sog. Faktoren (größtenteils aus seinem Stand hervorgegangen), wel- 
che für Kaufleute einkaufen, Beschäftigung (...). Der Mann arbeitet (...) in seiner eige- 
nen Stube, erhält entweder Material und Geld, oder Geld allein, für die gelieferte 
Ware, (...) in einer oft sehr kleinen niedrigen Stube, in welcher manchmal außer meh- 
reren Web- oder Strumpfstühlen, die Familie des Arbeiters mitgerechnet, 10-12 Per- 
sonen Platz finden müssen” (zit. Kuczynski). 


Das eigentliche „alte Handwerk”, das in seiner „‚Übersetzung’’ zugleich elastisch auf 
die Konjunktur reagierte, so daß aus einer quantitativen Analyse allein wenig geschlos- 
sen werden kann, erfuhr offenbar — Mottek zufolge — keine vergleichbare Steigerung 
seiner Produktion in der Phase der industriellen Revolution. Die Verelendung im 
Handwerk, mehr noch der Handwerksgesellen, die ihre Grundlage im Zustrom der 
Surplusbevölkerung haben mochte, muß ohnehin an anderen Faktoren abgelesen wer- 
den. Auch das keiner direkten Konkurrenz von Maschinerie und Fabrik unterworfene 
Handwerk begann im Vormärz, formell der kapitalistischen Ausbeutung subsumiert 
zu werden. Darüber liegen nur wenige Quellen und Untersuchungen vor, die einen 
Vergleich mit der fortgeschrittenen Situation in England und Frankreich ermöglichen 
würden. 


an 


schlesische Weber im Kontor eines Verlegers 


Bekannt ist, daß z.B. die Berliner Bekleidungsindustrie und das Möbelgewerbe bereits 
vor 1848 das Schneider- und Tischlerhandwerk mit kapitalistischen Strukturen durch- 
setzt hatten (s. Baar). ‚In Berlin gibt es u.a. nahe an 4000 selbständige Schneider aller 
Art, von denen zwei Drittel keine hinreichende Bestellung haben. Dagegen findet man 
206 Kleiderhändler, welche von den geschäftslosen Meistern ihre Vorräte zu Spott- 
preisen beziehen”, heißt esin der zeitgenössischen Darstellung von Dronke aus Berlin; 
die Situation der Schuhmacher und Tischler sei vergleichbar. (Ähnliche Angaben fin- 
det man in Saß’ Berlin-Buch von 1846. In anderen Städten wie Leipzig, Breslau ging 
die Entwicklung in die gleiche Richtung.) Die Zunahme formell selbständiger Hand- 
werksbetriebe und der Beschäftigtenzahl beruhte hier nicht mehr auf einer Ausdeh- 
nung der einfachen Warenproduktion, sondern auf Verlags- und Manufakturbeziehun- 
gen. Darin lag der eigentliche Motor der „Übersetzungserscheinungen”. Die Abhän- 
gigkeit der Meister von Verlegern, Manufakturiers und Kleider- bzw. Möbelmagazinen 
war zugleich die Ursache für eine Erhöhung der Arbeitsintensität und eine verschärfte 
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Gesellenausbeutung, die den Gesellenstatus erst wirklich verhaßt machte. Überdies 
wurde die Doppelausbeutung oder die ‚‚selbständige’’ Schwarzarbeit der Gesellen für 
Magazine üblich — von Gesellen, die oftmals verheiratet waren und auf ihrer eigenen 
Behausung arbeiteten. Insbesondere das Schneiderhandwerk, das im Vormärz immer 
weniger die traditionelle Form der kleinen Warenproduktion hatte, sondern seine 
Stellung aus der Verdrängung der Haushaltsproduktion bezog, ohne doch schon mit 
einer fabrikmäßigen Produktionsweise konkurrieren zu müssen (noch fehlten die 
Nähmaschinen), wurde zunehmend in Form der dezentralisierten bzw. durch Konfek- 
tionsbetriebe und Warenhäuser zentralisierten Manufaktur betrieben. Aus ähnlichen 
Verhältnissen erklärt sich die Zunahme der Gehilfenzahl weit über das zünftige Maß 
hinaus im expandierenden Baugewerbe, das ebenfalls als kapitalistische Manufaktur 
mit saisonaler Arbeitskraft von Tagelöhnern organisiert war. 


Beispiele des Übergangs von „Zunftgesellen-Lohnarbeitern” zum Manufaktur- und 
Fabrikproletariat, d.h. des Proletarisierungsprozeßesses von Handwerksgesellen, die 
zu kapitalistisch ausgebeuteten Handwerker-Arbeitern werden (ich gehe später darauf 
noch ein), finden sich in der Untersuchung von H. Zwahr über die Entstehung der 
Leipziger Arbeiterklasse. Hierbei sind freilich die besonderen Bedingungen in Sachsen 
zu berücksichtigen, wo die Zünfte fortdauerten. Allerdings versucht Zwahr — was von 
dem geführten Nachweis einer transitorischen Klassenlage selbst dementiert wird — 
eine Unterscheidung vorzunehmen: zwischen zünftig organisierten Gesellen, die in 
der kleinen Warenproduktion beschäftigt waren, und jener Minderheit von Zunftge- 
sellen-Lohnarbeitern bzw. den nichtzünftigen Arbeitern gleichen Typs, die bereits 
dem Verlags- oder Manufaktursystem unterlagen, sowie den eigentlichen Manufaktur- 
arbeitern (Buchdruckern, Schriftsetzern, Arbeitern im Baugewerbe) und schließlich 
der Masse des Proletariats der Fabrik-, Transport- und Handarbeiter-Tagelöhner; wo- 
bei das Unterscheidungskriterium die jeweilige Bindung an die Organisationsformen 
kapitalistischer Produktion und das Kriterium der Einheitlichkeit der Klasse die direkt 
kapitalistische Ausbeutung von Lohnarbeit sein soll. Aber er zeigt zugleich den Ero- 
sionsprozeß des Handwerks und der kleinen Warenproduktion auf, ihre in dem Maße 
unerträglicher werdenden Arbeitsbedingungen, wie das Kapital in sie einwandert — 
durch die Konkurrenz mit dem Verlagssystem der Kleider- und Möbelmagazine, durch 
die illegale Ausbeutung von Gesellenarbeitern usw. Und er hebt hervor, wie sehr diese 
Erfahrung der Kapitalisierung, die durch Wanderschaft in zunftfreie preußische Ge- 
biete und ins Ausland weiter verstärkt wurde, diejenigen Handwerker-Arbeiter, welche 
zum Umkreis des ‚‚Bundes der Gerechten‘“ und des „Bundes der Kommunisten‘ ge- 
hörten, geprägt hat. Die Überlagerung und Verschlechterung ihrer Arbeits- und Lebens- 
bedingungen durch kapitalistische Formen: die Dequalifikation handwerklicher Ar- 
beit und der Verlust einer Aussicht auf Selbständigkeit, die Umwandlung von Hand- 
werkertarifen in marktbestimmte Löhne oder Preise, die Wohnverhältnisse außerhalb 
der Meisterfamilie, in Schlafstellen und chambres garnies, das Handwerkerwandern im 
Funktionswandel zur Migrationsarbeit usw., erklären ein Stück weit die avantgardisti- 
sche Radikalität und Politisierung dieser Handwerksgesellen. 


Spätestens mit Zwahrs Buch gerät man an den Punkt, wo die Untersuchungen über 
die Klassenzusammensetzung im Vormärz, über Herkunft, „Schichtung’ und ‚‚verti- 
kale Mobilität’ etc. von Fabrikarbeitern, umschlagen in die Frage nach dem Begriff 
der Klasse. Dies nicht zuletzt deswegen, weil Zwahrs ‚‚marxistische Strukturanalyse” 
des Leipziger Proletariats mit der gleichen modernistischen Begrifflichkeit und eben 
dem methodischen Schnickschnack daherkommt, mit denen die gegenwärtige west- 
deutsche historische Sozialforschung zur elektronischen Datenverarbeitung überge- 
gangen ist. Man kann nicht sagen, daß das Buch deswegen überzeugend oder auch nur 
aufschlußreich wäre. Die Anreicherung eines leninistischen Konzepts von „elementa- 
rer Arbeiterbewegung” und ihrer Formation durch den wissenschaftlichen Sozialis- 
mus, bei dem die Untersuchungsresultate und Ziele (als das historische Ziel) vorher 
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festliegen, mit quantifizierenden Aussagen und soziologischen Versatzstücken macht 
dieses nicht besser. 


Klar ist, wogegen Zwahr sich wendet. In seiner Auseinandersetzung mit der westdeut- 
schen Sozialgeschichtsschreibung (und implizit auch in Abgrenzung von E.P. Thomp- 
sons „Making ...” als Konstitution der Arbeiterklasse ohne Bezug auf die Entwicklung 
der Bourgeoisie) hält er den Historikern zurecht die Elimination des Klassenbegriffs 
überhaupt vor, die Leugnung einer distinkten Klassenlage, die Auflösung in einen 
fragwürdigen Begriff von ‚‚Unterschichten”, „vorindustrieller Massenarmut’’ und 
„sozialer Frage” zum Zweck des Nachweises ihrer Integration in die ‚‚Industriegesell- 
schaft’’. Er warnt damit zugleich vor einem kulturellen und linksromantisch gefärbten 
Klassenbegriff außerhalb des Verhältnisses von Klassenkampf. Als Marxist verweist 
Zwahr darauf, daß der Konstitution des Proletariats als Klasse ein ökonomisches 
Wechselverhältnis von Bourgeoisie und Proletariat zugrundeliegt, ein systematischer 
oder „dialektischer” Zusammenhang also, der von der westdeutschen Historiographie 
verwischt werde. Dagegen ist nichts zu sagen. Aber gerade aus dieser marxistischen 
Sichtweise entgeht einem, was in den Untersuchungen von Conze, Abel, Fischer 
steckt: der soziale Überschuß derjenigen, die im Vormärz das „Proletariat’’ sind, über 
eine tendenziell industrielle, direkt kapitalistisch ausgebeutete Arbeiterklasse. 


Auf dieser Ausbeutungsform beharrt Zwahr bei seiner Unterscheidung von „Zunftge- 
sellen-Lohnarbeitern” und Fabrikproletariern. Was an sozialer Identität und Subjek- 
tivität des vormärzlichen Proletariats nicht aus der unmittelbaren Unterworfenheit 
unter die kapitalistische Ausbeutung abzuleiten ist, kommt bei Zwahr teils nur zufällig 
im zeitgenössischen Quellenmaterial vor: er zitiert die Schilderungen Semmigs über 
das „‚wilde Viertel‘ in Leipzig, über das proletarische Verhältnis zur Sexualität und 
Prostitution, über das kämpferische Selbstbewußtsein der jugendlichen Tabakarbeite- 
rinnen und -arbeiter (die Bewohner des „wilden Viertels’ „leben unbekümmert um 
Sitte und Polizei (...) Sie betrachten die Freudenmädchen (...) als Teil des armen 
Volkes, das sich im Trotze gegen die es bewältigenden Reichen so gut zu ernähren 
sucht, als es geht, als Mitglieder ihrer Klasse, die mit ihnen gleichmäßig unterdrückt 
und berechtigt sind”); und er erwähnt als Symptom der sozialen Verelendung das 
Hinausdrängen der „Massenarmut des Proletariats’”’ aus der bürgerlichen Messestadt 
auf die umliegenden Dörfer. Teils aber denunziert er diesen Überschuß auf eine Weise, 
die nur die Segregation von „Lumpenproletariat”’ und Arbeiterbewegung reprodu- 
ziert — so in seiner Polemik gegenüber historischen Untersuchungen, welche die dem 
kapitalistischen Produktionsprozeß schon unterworfenen Manufaktur- und Fabrikar- 
beiter auf eine Stufe mit dem „‚herren- und heimatlosen Volk der Bettler und Vaga- 
bunden” stellen. 


Die Tendenz der neueren Sozialgeschichtsschreibung zur Auflösung des Klassenbegriffs 
in eine Heterogenität von „Unterschichten”, in eine „plebejische Kultur” und in die 
kleinen alltäglichen Formen des „sozialen Protests” ist evident. Aber die berechtigten 
Einwände dagegen (die in Westdeutschland übrigens auch J. Kocka formuliert hat) 
weisen sich nicht dadurch aus, daß sie den Marx’schen Klassenbegriff um soziologische 
Kategorien ergänzen und vice versa. So will Kocka die ‚„‚Klassenbildung” im Vormärz 
am Leitfaden der „Lohnarbeit”, der Unterwerfung verschiedener Segmente der Ar- 
beiterklasse unter die Lohnarbeit fassen; aber er begreift doch das Lohnverhältnis 
wiederum nur soziologisch (als Unsicherheit und Marktabhängigkeit der Arbeit, 
Fremdbestimmung, Handarbeit, in gewisser Weise auch’ als Einkommensgröße im Ver- 
hältnis zur Armut und in Abgrenzung vom ‚‚Subproletariat’’). Umgekehrt ist zu 
fragen, warum die Kritik des teleologischen Bezugs im orthodox marxistischen Klas- 
senbildungsmodell, d.h. seiner Orientierung an politisch-ideologischen und organisa- 
torischen Gradmessern von „Reife’”’, am wissenschaftlichen Sozialismus und an der 
Arbeiterbewegung als Maßstab und Zielsetzung der Entwicklung der Klasse; warum 
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also eine solche richtige Kritik am Marxismus als Legitimationswissenschaft nicht nur 
dessen verengten Aspekt von Arbeiterklasse (als innerhalb der Wertdialektik des Kapi- 
tals begriffen) tangiert, sondern den revolutionären Charakter historischer Kategorien 
insgesamt. Ob sie nun in Soziologismen verwandelt werden oder sich in der bunten 
Vielfalt von Unterschichtenkultur und -protest verlieren — stets wird die Dimension 
der sozialen Revolution selbst in ihrer Totalität aus der Geschichte eskamotiert. 


Die Verkürzung des Klassenbegriffs auf den Wert der Arbeitskraft innerhalb des Kapi- 
tals aufzubrechen, ohne den Preis der Versozialwissenschaftlichung des Begriffs zu 
zahlen, scheint mir nur möglich durch die Entfaltung eines Begriffs von Klassenkon- 
stitution als antagonistischer Wertsetzung und Gesellschaftlichkeit gegenüber dem 
Kapital. Ein solcher nicht-empirischer, aber sozialgeschichtlich eingegrenzter Klassen- 
begriff, der sich am sozialen und ökonomischen Antagonismus und an der Subjektivi- 
tät der verarmten und arbeitenden proletarischen Massen des Vormärz orientiert, 
unabhängig vom Grad ihrer Subsumtion unter die kapitalistische Ausbeutung und 
nicht bezogen auf das Selbstbewußtsein von Arbeitereliten; ein solcher Klassenbegriff 
kann zugleich an keine Determination des historischen Prozesses angebunden werden. 
(Im englischen und französischen Sprachgebrauch — labouring poor / classes labo- 
rieuses — ist mehr von der Breite und Entwicklung zur Homogenität der Klasse ent- 
halten als im Deutschen, wo wir nur Pöbel und dergl. haben; aber selbst der Begriff 
des „‚Proletariats‘“ drückt etwas Ungebändigtes aus.) 


*x*%* 


Die marxistischen Kategorien, das ist nicht von der Hand zu weisen, sind immer noch 
gut (d.h. realitätshaltig) genug, um der Analyse der Kapitalbewegungen — vor allem 
hier der Anlage und Akkumulation des Kapitals in der Phase der industriellen Revolu- 
tion — eine Grundlage zu geben und sie wertmäßig zu bestimmen. Natürlich ist die 
industrielle Revolution als fundamentale soziale Umwandlung damit nicht ausreichend 
beschrieben, aber es wird doch eine Erklärung für jenesPrinzip des Industrialismus ange- 
boten, das Hobsbawm (in seiner Britischen Wirtschaftsgeschichte) allgemein als Ablei- 
tung des Volkseinkommens vom Konsum zur Investition bezeichnet hat und von dem 
er sagt: „In einer kapitalistischen Gesellschaft geschieht dies so, daß das Einkommen 
von Schichten, die nicht investieren, wie Bauern und Arbeiter, zu denen hingeleitet 
wird, die potentiell investieren, namentlich den Gutsbesitzern und Geschäftsleuten, 
kurz:” von den Armen zu den Reichen.” Der Verlauf und die Hauptprobleme der 
industriellen Revolution in Deutschland werden unter diesem Gesichtspunkt der 
Kapitalakkumulation in H. Motteks zurecht berühmten ‚‚Einleitenden Bemerkungen“ 
von 1960 zusammenfassend skizziert. 


Die beiden Voraussetzungen der industriellen Revolution sind das Vorhandensein 
großer Geldfonds, die massenhafte Umwandlung von Handels- in industrielles Kapital 
einerseits und das Vorhandensein einer potentiellen Arbeitskraft andererseits (in dem 
Marx’schen Sinn einer Polarisierung der Klassen von Warenbesitzern auf dem Markt). 
Diese letztere, entscheidende Voraussetzung war in Deutschland Jahrzehnte im voraus 
erfüllt, gerade weil die Beseitigung der feudalen Produktionsverhältnisse hier nicht 
durch eine bürgerliche Revolution, sondern als staatlich gelenkte Reform verlaufen 
war. Aus der Aufhebung der Leibeigenschaft ging als Erbe des Spätfeudalismus eine 
agrarische Surplusbevölkerung hervor, die nur in ihrer Existenz auf das Kapital hin re- 
guliert zu werden brauchte, um als, Reservoir unbegrenzter und billiger Arbeitskraft für 
den Akkumulationszyklus ausgeschöpft werden zu können. Der Wert der Arbeitskraft 
und das Lohnniveau wurden von vornherein dadurch mitbestimmt. Es ist dieser Vor- 
schuß oder — aus der Sicht des Kapitals als Plan — diese Antizipation, die vor allem 
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die Industrialisierung eingeleitet haben. Hierbei handelt es sich um alles andere als um 
eine marxistische Geschichtskonstruktion, sondern um die Perspektive der deutschen 
Bourgeoisie des Vormärz selbst. Friedrich List, politisch-ökonomischer Theoretiker 
und Agitator der nachholenden Akkumulation mit den Instrumenten des Zollvereins 
und des Eisenbahnbaus, begründet aus eben der wachsenden agrarischen Über schuß- 
bevölkerung die Notwendigkeit der Industrialisierung in Deutschland. Harkorts sozial- 
politisches Programm stellt die Industriearbeit gegen die arbeitslosen Armen. Diese 
Begründungen sind nicht bloß ideologisch, sondern ihnen entspricht der reale Prozeß. 
Das Gegenstück des preußischen nachholenden Akkumulationszyklus war die Auf- 
bringung von Kapital zur Eisenbahnfinanzierung, bei der wiederum der Staat seit den 
1840er Jahren eine ausgesprochene Triggerfunktion übernahm. 


Der Eisenbahnbau steht im Zentrum der industriellen Revolution in Deutschland. 
Deutschland war in mehrfacher Hinsicht vom Vorgang der englischen industriellen 
Revolution abhängig, hauptsächlich vom Konkurrenzvorsprung Englands in der Textil- 
industrie, der in Deutschland eine entsprechende Schlüsselrolle bei der Industrialisie- 
rung nicht mehr zukommen konnte; und es war technologisch abhängig, was zunächst 
auch für die Eisenbahnen galt. Der spezifische Charakter der Industrialisierung in 
Deutschland liegt also zum einen im Projekt des notwendigen Aufholens und Über- 
holens, das in einem widersprüchlichen Junktim zwischen Privatkapital und preußi- 
schem Staat vorangetrieben wurde. Zum anderen ergibt er sich aus der Besonderheit 
des Eisenbahnbaus selbst. Die Kapitalakkumulation konnte sich in diesem Sektor 


A. Rethel, Die Harkort’sche Fabrik auf Burg Wetter a.d. Ruhr, um 1834 
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Projekt des deutschen Eisenbahnsystems 
von List, 1833 


Zusammensetzung von Lokomotiven in Borsigs Maschinenbauanstalt Berlin, 1841 ff. 


46 


nicht auf eine effektive, vorhandene Nachfrage nach Transportleistungen beziehen, 
sondern mußte eine solche Nachfrage in spekulativer Weise vorwegnehmen. Bereits an 
dieser Stelle wird der strukturelle Zusammenhang zwischen der Mobilisierung des 
Kapitals auf Zukunft hin (als vorgeschossener Wert) und der Herausbildung des Prole- 
tariats als einer potentiellen Arbeiterklasse deutlich. Auf diese antizipierte Nachfrage 
hin organisierte sich das Kapital, staatlich gefördert, in der neuen Form von Aktien- 
gesellschaften zur Eisenbahnspekulation. Der preußische Staat legalisierte nicht nur 
die Aktiengesellschaften, sondern er gab Zinsgarantien für Eisenbahnaktien und über- 
nahm selbst Aktienkapital. Und in der Dynamik dieser antizipierten Nachfrage und 
Spekulation entwickelte sich dann tatsächlich eine effektive Nachfrage sowohl in den 
Sektoren der Transportmittel, der Schwerindustrie und des Maschinenbaus als auch 
— vermittelt darüber — in der Abteilung II, wo eine erhöhte Nachfrage nach Konsum- 
gütern (Baumwollwaren) als Lohneffekt auftrat. Der entscheidende Durchbruch aber 
konnte gerade im Eisenbahnbau deshalb erzielt werden (und dies ist der angespro- 
chene Zusammenhang), weil eine potentielle Arbeitskraft massenhaft bereitstand, 
die sich in diesem Sektor verwerten ließ: das ungelernte Massenproletariat vorwie- 
gend agrarischer Herkunft mit einer zeitlich und räumlich definierten Mobilität. Das 
waren Bedingungen, die sich an weit entfernte Fabrikstandorte und an neue Anfor- 
derungen von Disziplin und Qualifikation der Arbeitskraft nicht derart leicht anpas- 
sen ließen, wie an den Bau von Eisenbahnen. 


Eine letzte Triebfeder muß noch genannt werden. Das ist die Krise von 1846/47, 
während der nicht allein die Sozialrevolten des Vormärz und der ganzen Epoche des 
Frühindustrialismus in Europa auf ihren Höhepunkt zuliefen, sondern die auch in 
ihrer Funktionalität für die Kapitalakkumulation und als ein einzigartiger Schmelz- 
tiegel der Verarmung gesehen werden muß. In ihr fand, wie der DDR-Historiker 
K. Obermann für Deutschland nachgewiesen hat, eine gewaltige Massenabschöpfung 
über Lebensmittelteuerung und Spekulationsgewinne im Getreidehandel und der 
nötige Transfer vom Handels- zum Industriekapital statt. Die Vorgeschichte dieser 
Krise im Agrarsektor (Mißernten bei Getreide 1845 ff., die sog. Kartoffelkrankheit, 
die das neue großflächig angebaute und billige Hauptnahrungsmittel der Armen unge- 
nießbar machte, Spekulationen auf dem internationalen Getreidemarkt, angeheizt 
durch Eingriffe verschiedener Regierungen) läßt sie als das erscheinen, was Labrousse 
die Krise vom „type ancien“ genannt hat, als traditionelle Subsistenzkrise. Ihre Ver- 
kettung mit der von England ausgehenden europäischen Handels- und Industriekrise 
des Jahres 1847 verleitet umgekehrt dazu, ihre spezifischen Besonderheiten zu über- 
sehen und sie in den Schematismus von zyklischer Überproduktion/Unterkonsumtion 
einzuordnen. Die Analyse des Krisenverlaufs, die Obermann unabhängig von diesen 
Interpretationsmustern vorgenommen hat, ergibt etwas anderes (s. auch die Darstel- 
lung von Marx in der „Revue‘‘ 1850). 


Die Teuerungskrise, ein exorbitanter Anstieg der Preise für Grundnahrungsmittel und 
insbesondere für Brotgetreide und Kartoffeln (der sich über Europa hinweg bis in die 
lokalen Märkte auswirkte und mit den höchsten Steigerungsraten die armen und ar- 
beitenden Klassen, die Dorfarmut wie das städtische Proletariat, traf), gehört nur 
noch nach ihrem äußeren Erscheinungsbild zum alten Typ. Den ganzen Vormärz über 
hatte die massive Reallohnsenkung überhaupt erst die Voraussetzung für große Inve- 
stitionen im Bereich des konstanten fixen Kapitals geschaffen. Die Krise nun erweist 
sich im wesentlichen als ein Hebel zur beschleunigten Akkumulation von Kapital — 
und zwar durch Transferierung derjenigen Gewinne, die aus der Überteuerung und 
der Spekulation mit dem Mangel an Getreide stammten und die letztlich eine Wertab- 
schöpfung und einen Abzug von Massenkaufkraft darstellten. Wie Obermann und 
übereinstimmend auch Kuczynski urteilt, war die Ernährungs-, Kleidungs- und Ge- 
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sundheitslage der Arbeiter kaum jemals in der Geschichte des deutschen Kapitalismus 
auch nur annähernd so schlimm wie in diesen Notjahren 1845-47, in denen die Masse 
der Arbeiter und der kleinen Gewerbetreibenden durch Preissteigerungen in einem 
Maße ausgeplündert wurden wie nie zuvor. Die Getreidegewinne flossen über die gro- 
ßen rheinischen Handels- und Bankhäuser z.T. auf direktem Weg in die Eisenbahn- 
investitionen. 


Dieser Gebrauch der Krise für den zyklischen Aufschwung und Übergang der frühka- 
pitalistischen Produktionsweise in Deutschland von der retardierenden Textilindustrie 
und dem dortigen Engagement des Handelskapitals über die Etappe des Eisenbahn- 
baus hin zur Schwerindustrie ist in seiner epochalen Bedeutung nicht zu unterschät- 
zen. Die Krise hat den Differenzierungsprozeß in der Sozial- und Klassenstruktur des 
Vormärz erheblich beschleunigt. Und sie bot zugleich die zugespitzte Chance für das 
soziale Manöver, die hungernden Armen, die agrarische „‚Überschußbevölkerung‘“ und 
zunehmend auch das aus dem Ruin des handwerklichen Mittelstands hervorgehende 
Proletariat mit einer neuen Form von Massenarbeit einzudecken, kurz — den Eisen- 
bahnbau als Mittel gegen die Unruhe des Pöbels im großen Stil durchzusetzen. So ge- 
sehen war die Krise von 1846/47 (und in ihrem Gefolge auch die Handelskrise 1847) 
selbst schon eine erste Antwort auf die Sozialrevolten des Vormärz und ein einzigarti- 
ges sozialpolitisches Experiment. 


Neues Massenproletariat 
und europäische Arbeitermigration 


Vielleicht haben die Arbeitsunwilligkeit und der drohende Charakter des frühindu- 
striellen Proletariats in Deutschland den Übergang zum Industriesystem mehr aufge- 
halten als die Zunftrelikte und „Fesseln der spätfeudalen Verhältnisse‘. Natürlich gab 
es eine Menge Hindernisse bei der Aufstellung von Maschinen, die aus den Handwer- 
kerzünften oder aus der Bürokratie kamen (s. Kuczynski). Ebenso wurde aber allge- 
mein geklagt, die Schaffung neuer Fabriken scheitere ‚an der Nicht-Anstelligkeit und 
Unbrauchbarkeit der hiesigen Arbeiterklasse, welche sich in den Zwang gewisser mit- 
unter anstrengender Arbeitsstunden nicht fügen, auch überhaupt nichts erlernen wol- 
le‘. Mitte der 1840er Jahre notierte der Berliner Polizeipräsident, daß ‚die Verhält- 
nisse der hiesigen Residenz die Entstehung großer Fabrik-Anlagen keineswegs wün- 
schen lassen, in welchen viele Menschen (...) bei geringem und durch die industrielle 
Fluktuation noch dazu variablem Lohn beschäftigt werden. Durch den ungewissen 
und in den meisten Fällen für die hiesigen Verhältnisse nicht einmal ausreichenden 
Lohn wird ein Haufen von Proletariern herangebildet, welcher nirgends, am wenig- 
sten aber hier in der Residenz erwünscht werden kann“ (zit. Lärmer). In dieser Hin- 
sicht traten auch Fraktionierungen innerhalb der arbeitenden Klassen, zwischen einem 
Massenproletariat und Arbeitereliten, deutlich zutage. 


In seinen Aufsätzen über Probleme der Arbeitermigration und über die Lage der Eisen- 
bahnarbeiter im Vormärz hat K. Obermann auf zwei historische Vorgänge hingewie- 
sen, die den Klassenbegriff nach seiner subjektiven Seite weiter klären können. Zum 
einen wird der Mobilität der Arbeitskraft in Form der Wanderungsbewegungen sowohl 
von Handwerker-Arbeitern wie insbesondere auch von Arbeitern an den Eisenbahn- 
linien eine entscheidende Bedeutung im Formationsprozeß der Klasse für sich beige- 
messen. Die Bevölkerungsentwicklung wird dabei vorwiegend nicht unter demogra- 
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phischem Aspekt, sondern unter dem der industriellen Agglomeration von Bevölke- 
rung behandelt. Zum anderen unterstreicht Obermann — gegenüber der traditionellen 
Privilegierung der Rolle der wandernden Handwerksgesellen und der Fabrikarbeiter in 
der Geschichtsschreibung zur Entstehung der Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung — 
die Bedeutung, die der großen Masse der Armen und ungelernten ländlichen und 
städtischen Proletarier in diesem Prozeß zukommt. Um es gleich vorweg zu sagen, 
auch Obermann schreibt von einem arbeiterzentristischen Standpunkt aus: -die Klas- 
senbildung erscheint bei ihm als Transformation des Paupers durch massifizierte 
Lohnarbeit zum klassenbewußten Proletarier, d.h. sie interessiert ihn in dem Maß, 
wie sie vom Subproletariat wegführt. Zunächst geht es aber nur darum, daß die im 
Zusammenhang des Eisenbahnbaus mobilisierten Arbeitskräfte hier näher ins Blick- 
feld rücken. 


In der Hauptsache war der Bau der Eisenbahnen mit allen Folgeindustrien als Mittel 
zur Formierung und Verwertung der Klasse von oben geplant und er hat auch, nach- 
träglich betrachtet, so gewirkt. Andererseits ist die neue Klassenzusammensetzung 
der Eisenbahnarbeiter selbst das Zentrum der Rebellion im Vormärz gegen die Ein- 
führung der kapitalistischen Produktionsweise gewesen. Entgegen allen bourgeoisen 
oder sozialistischen Apologien der Revolution des Verkehrsmittels (um nicht das 
„Kommunistische Manifest‘“ oder die Saint-Simonisten zu zitieren: Cabet läßt die 
Eisenbahn als Träger der sozialen und politischen Revolution ausrufen: „Achtung, 
Achtung, der Dampfwagen kommt! Platz für die Demokratie!“ Friedrich Harkort hat, 
ungleich nüchterner, 1844 berechnet, wieweit die Lohnkosten der städtischen Fabrik- 
arbeiter zu senken sind, wenn sie durch Eisenbahnen zusammengekarrt werden und 
die Familien ihre Subsistenz auf dem Land behalten); entgegen all diesen Lobliedern 
auf den Fortschritt und die Dampfkraft haben die Proletarier die Eisenbahnen gehaßt 
wie nichts sonst. 


Der Eisenbahnbau hat seit Ende der 1830er Jahre die erste Ost-West-Binnenwande- 
rung in Deutschland eingeleitet. Auf den Baustellen wurden Arbeiterarmeen in einem 
nach Tausenden und Zehntausenden zählenden Umfang aus der näheren Umgebung 
der projektierten Strecken und mehr noch aus entfernten Agrargebieten zusammen- 
gezogen und konzentriert, wie dies bislang weder in Manufakturen und Fabriken 
noch in Bergwerken der Fall gewesen war. Die Migration erfaßte eine größere Bevöl- 
kerungsmasse, als der Anteil der wandernden Handwerker-Arbeiter je ausmachte. 
(Von der preußischen Statistik wurden 1846 zur Arbeiterklasse gerechnet: 550.000 
Fabrikarbeiter aller Art, darunter wurden die Heimarbeiter gezählt, 380.000 Hand- 
werksgehilfen und Lehrlinge, 1.470.000 Handarbeiter-Tagelöhner und 1.270.000 An- 
gehörige des Gesindes; in der Menge der Tagelöhner sind die Eisenbahnarbeiter ent- 
halten, Obermann gibt ihre Anzahl mit weit über Hunderttausend an.) In dieser Klas- 
senzusammensetzung aus überwiegend unqualifizierter Handarbeit/Tagelöhnerarbeit 
agrarischer Herkunft und z.T. aus proletarisiertem Handwerk, durch einen gigantischen 
Umsetzungsprozeß von Arbeitskraft und deren Massierung auf den Eisenbahnbaustel- 
len, entstand erstmals im Vormärz ein neues, modernes Massenproletariat. Obermann 
rückt, darin liegt sein Verdienst, diese nichtprofessionellen handarbeitenden Klassen 
in den Mittelpunkt der Entstehungsgeschichte des deutschen Proletariats. Sein Begriff 
des Proletariats unterscheidet sich damit von dem der Conze-Schule ebenso wie von 
der DDR-offiziösen Historiographie der frühen Arbeiterbewegung, insoweit beide 
Richtungen ja in der Perspektive des Industrialismus auch darin konvergieren, daß sie 
die handwerklich qualifizierten Arbeiter für den Kern der Bewegung erklären. Dies ist 
unter dem Gesichtspunkt des Klassenwiderstands gegen die Industrialisierung zurecht- 
zurücken. 


Die Arbeitsorganisation beim Bau der Eisenbahnlinien verband eine rücksichtslose 
extensive Ausbeutung bei Arbeitszeiten bis zu 16 Stunden mit Methoden verfeinerten 
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und intensiver Exploitation über Akkordlöhne und Subunternehmertum — die Bau- 
und Erdarbeiten wurden an sog. Schachtmeister vergeben, die sich ihrerseits zu Aus- 
beutern ihrer Arbeiterkolonnen entwickelten. Die Hauptsache sei, so schrieb eine 
Eisenbahn-Zeitung im Jahr 1845, die Erdarbeiten ‚‚so einzurichten, daß ein Arbeiter 
den anderen treibt und keiner müßig sein kann, ohne daß zugleich andere müßig sein 
müssen — vorausgesetzt nämlich, daß alle rottenweise in einem Akkord arbeiten, also 
ohne eigenen Schaden nicht müßig stehen können“ (zit. Obermann). Obermann, D. 
Eichholtz u.a. sehen in dieser fortgeschrittenen kapitalistischen Ausbeutungsform, 
sicher nicht zu unrecht, eine Grundlage für die ständige Kampfbereitschaft und Akti- 
vität der Eisenbahnbauarbeiter im Vormärz und für die Härte ihrer Kämpfe, die sich 
überwiegend als Lohnkämpfe darstellen: als „ganz gewöhnliche Arbeiterkoalitionen 
zur Erzwingung eines höheren Tagelohns‘‘, wie es der Landrat von Bielefeld auf dem 
Höhepunkt des Streiks von 2000 Arbeitern an der Köln-Mindener-Eisenbahn im Juli 
1845 zu den Akten gab. Unmittelbar nach der militärischen Liquidation des schlesi- 
schen Weberaufstands begann 1844 der erste Kampfzyklus auf den Eisenbahnbaustel- 
len, in dessen Verlauf bis 1847 — bis zum Umschlag der sozialen Bewegungen in die 
großen Hungerrevolten — mehr als dreißig Streikaktionen zu verzeichnen gewesen 
sind. Wilhelm Wolff, Chronist der Weberrevolte, gab im Dezember 1844 in der Pariser 
deutschen Zeitung „Vorwärts!“ die Ansichten eines schlesischen Eisenbahnarbeiters 
wieder: 


„So lange wir hier arbeiten, verdienen wir uns zwar den Unterhalt, wir wissen aber 
sehr gut, daß wir doch hauptsächlich nur für die Geldleute uns abschinden. Die ste- 
hen in der Stadt auf dem Markte und machen gute Geschäfte mit unserm sauern 
Schweiße, und wenn die Bahnen fertig sind, können wir gehen, woher wir gekommen. 
(...) Einen Vorteil hat’s für uns. Wir sind zu Tausenden zusammengeströmt, haben 
einander kennengelernt, und in dem gegenseitigen langen Verkehr sind die meisten 
von uns gescheiter geworden. Es sind nur noch wenige unter uns, die an die alten 
Faxen glauben. Wir haben jetzt verteufelt wenig Respekt mehr vor den vornehmen 
und reichen Leuten. (...) Sie können’s glauben, wenn die ‚Weber‘ nur länger ausgehal- 
ten hätten, es wäre bald sehr unruhig unter uns geworden. Der Weber Sache ist im 
Grunde auch unsere Sache. Und da wir an 20.000 Mann auf den Bahnen Schlesiens 
arbeiten, so hätten wir auch ein Wort mitgesprochen. Freilich hätten wir dazu noch 
einige kluge Köpfe gebraucht, die uns Anschläge gegeben; wir wären der Arm gewe- 
sen.“ 


Nun läßt sich hier leicht die Entwicklung eines Klassenbewußtseins in Richtung auf 
die „revolutionäre Intelligenz‘ und ein ‚‚höheres Niveau des proletarischen Kampfes‘“ 
zuschreiben — wegen der Orientierung an der Lohnfrage und verglichen mit den 
Maschinenstürmern, die eine „zum Untergang verurteilte, rückständige‘‘ Form der 
Produktion verkörperten, verglichen auch mit den Weber- und Hungerrevolten. Dies 
tut Eichholtz, der im nächsten Satz die mangelnde politische Zielsetzung und ‚‚anar- 
chisch-spontane Kampfesweise‘“ der Eisenbahnarbeiter beklagt. Verkörperten die 
Eisenbahnarbeiter wirklich jene neue, fortgeschrittene Produktionsform in der indu- 
striellen Revolution, gegen die sie sich auflehnten? Selbst wo immer Lohnforderun- 
gen gestellt und Lohnkämpfe geführt wurden, ist daraus nicht zu folgern, daß die 
Arbeiter ihre Unterwerfung unter das Lohnverhältnis gewollt hätten. Im Eisenbahn- 
bau wurden höhere Löhne verlangt als anderswo, obwohl sie sich erst tendenziell von 
zusätzlichen Reproduktionsquellen ablösten. Lohn hieß, daß die ganze herkömmliche 
Subsistenz- und Lebensweise gewaltsam auf die Form des Geldes reduziert wurde. 
Die spezifische Modernität der Eisenbahnarbeiterkämpfe des Vormärz, die sich allein 
weder in der Tradition von Bauernrevolten bewegen noch aus dem zünftlerisch-pro- 
fessionellen Widerstand von Handwerksgesellen herleiten konnten, sondern die unter 
den vom Kapital diktierten neuen Bedingungen der Mobilität und Massifikation ablie- 
fen, lag in der Revolte gegen das System der Lohnarbeit selbst. Sie führte die Arbeiter 
zugleich in die offene Konfrontation mit dem Kapital wie mit dem Staat. 
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Die proletarischen Wanderungen waren auch ein Entkommen aus der Knechtschaft 
der ostelbischen Güter und aus der Armut der Dörfer. Vom sächsischen Eichsfeld 
wird berichtet, daß die Armen — „Zugvögeln gleich‘ — im Frühjahr zu Tausenden 
auswanderten, „um ihre Subsistenz bis zum Herbste in entfernten Gegenden durch 
Handarbeiten bei Chausseebau, Wollen-Kratzen, Kämmen und Spinnen zu suchen“. 
Im Herbst kehrten sie zurück und verdingten sich als Packenträger „zum Schmuggeln 
für Rechnung bemittelter Kaufleute und Privatpersonen“ (zit. Blasius). In Schlesien 
führten die Gutsbesitzer Klage darüber, daß im Sommer die arbeitsfähige Bevölkerung 
zu den fernen Eisenbahnarbeiten auswanderte, die heimkehrenden Eisenbahnbauar- 
beiter mit Hohn auf die Dienstknechte herabblickten und inzwischen mehr Geld ver- 
dient hatten (s. Bleiber). „Ziehen nun bei der Vermehrung der Eisenbahnarbeiten 
noch mehr Dienstboten und Tagelöhner weg, so ist zu fürchten, daß die Fortstellung 
der Feldarbeit an vielen Orten immer schwieriger wird, das Verlangen aber nach er- 
höhtem Lohn immer allgemeiner und reger wird‘ — so heißt es im Memorandum 
eines besorgten schlesischen Superintendenten aus dem Jahr 1842 (zit. Obermann). 
Und ein publizistischer Vertreter der Aristokratie schrieb 1847 aus Ostpreußen: „Mit 
jedem Frühjahr ziehen aus den Dörfern Scharen von rüstigen, meist verheirateten Ar- 
beitern den Chaussee- und Eisenbahnbauten nach.‘‘ Diese öffentlichen Bauten seien 
„eine Pflanzschule der Armen und Verbrecher“, fährt der Artikel fort, der im übrigen 
aber keine Illusionen über Arbeitsbedingungen, Löhne und darüber aufkommen ließ, 
daß die Arbeiter „‚Ersparnisse (...) an ihre Familien senden‘‘ könnten (zit. Kuczynski). 
Die Rotationswanderung zwischen Eisenbahn und Familie war ein Rückzug ins 
Elend und sie verbilligte zugleich die Arbeitskraft; viele kehrten gar nicht mehr zu- 
rück. 


Die an den Trassen und Baustellen zusammengeballten und vorwärtsgetriebenen Mas- 
sen, in der Umgebung kampierend und von den Bahngesellschaften kommandiert und 
beköstigt, von Schachtmeistern mit Branntwein entlohnt, im Glücksspiel betrogen, 
galten als das, wassie waren — nicht als „Arbeiter‘‘, sondern als besitzloser gefährlicher 
Pöbel und als heimatlose Vagabunden. Die Krisenjahre, die Eisenbahnbaujahre waren, 
hatten sie unter das Existenzminimum gedrückt, die Aussicht auf Lohn ließ sie in 
jeder geforderten Zahl herbeiströmen. (Einen Nachklang ihrer Existenzweise und 
Verrufenheit findet man im Marx’schen „Kapital“ unter dem Stichwort „Das Wan- 
dervolk‘“.) Die preußische Regierung propagierte den „Angriff umfassender Eisenbahn- 
bauten“, um die Not zu steuern und die Krise auffangen zu können und um „zahl- 
reichen Handarbeitern, Gewerben und Fabriken Gelegenheit zu dauernder gemeinnüt- 
ziger Beschäftigung‘ zu geben. Aber das blieb immer eine riskante Sache. Jede Eisen- 
bahnarbeiterkolonne war zugleich eine Zusammenrottung, die polizeilicher Beaufsich- 
tigung bedurfte. Der Stettiner Regierungspräsident vermerkte 1844 in einem Schrei- 
ben an die Berlin-Stettiner-Eisenbahn-Gesellschaft, in deren Interesse sei ‚‚eine Masse 
rohen, zur Störung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit geneigten Gesindels zusam- 
mengezogen, und damit sind in demselben Interesse außergewöhnliche Vorkehrungs- 
maßregeln von Seiten der zur Handhabung der öffentlichen Ordnung berufenen Staats- 
behörden notwendig geworden“ (zit. Obermann). Die Baustellen standen unter ver- 
stärkter Polizeibewachung, Militär wurde eingesetzt, jede Eisenbahngesellschaft band 
ihre Arbeiter an strenge Vorschriften und Ordnungsstrafen. Das Kontrollsystem 
reichte bis zur generellen Einführung von „Arbeitskarten‘“ und polizeilichen Legiti- 
mationen. Zum ersten Mal wurde die Massenarmut des Vormärz kontingentiert und 
systematisch eingekreist, wurden Subsistenzbauern, Tagelöhner und Handarbeiter 
vom Land, ruinierte Weber und Spinner, Handlanger und verarmte Handwerker, 
Schneider, Schuster und Maurer aus der Stadt zu ‚Arbeitern‘ herangebildet. Inner- 
halb eines Jahrzehnts von 1840 bis 1850 zogen die deutschen Eisenbahngesellschaf- 
ten ein von List skizziertes Programm durch, bei dem die betriebenen Linien von 
550 km auf mehr als 6000 km erweitert wurden — auf die doppelte Länge des franzö- 
sischen und zwei Drittel des englischen Netzes. 
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Die außerökonomische Gewalt, die dabei angewendet wurde, hat mit der Logik des 
Kapitals weniger zu tun als mit der Weigerung der Menschen, auf den Status marktab- 
hängiger Arbeitskraft herabgestuft zu werden. Aus der Furcht von Bürokratie und 
Bourgeoisie spricht die Schärfe und Unmittelbarkeit des antikapitalistischen Kampfs, 
den das neue Eisenbahnproletariat geführt hat, nicht die Herrschaft des Lohnsystems. 
Straßen- und Eisenbahnbauprojekte blieben auch in der Revolution 1848/49 die 
Steuerungsmittel gegen die Ansprüche der Armen. Als sich 1848 der Eisenbahnbau 
vorübergehend verminderte und die Radikalisierung der proletarischen Massen sich 
noch zu beschleunigen drohte, griff die bürgerliche Demokratie wieder auf ältere 
Maßnahmen der Zwangsarbeit gegen „Bettlerbanden“ zurück und schickte die Arbeits- 
losen zu Erdarbeiten in die Berliner Rehberge. Die Behörden, so schreibt H. Bleiber 
über Schlesien, sahen in Notstandsarbeiten stets ein regimestabilisierendes Moment. 
„Die Erfahrungen, die damit gemacht wurden, fanden während der Revolutionsjahre 
dann umfassendste Anwendung, als von der Konterrevolution die Einleitung solcher 
Arbeiten in fast allen revolutionär besonders gefährdeten Gebieten als bereits erprob- 
tes Palliativmittel zur Abwendung spontaner Erhebungen der hungernden Massen ge- 
handhabt wurde.‘ 


Der Versuch, einen sozialgeschichtlichen Bezugspunkt in der frühindustriellen Massen- 
armut und im Massenproletariat des Vormärz zu finden, anstatt in jenen Klassenfrak- 
tionen von Handwerker-Arbeitern und handwerklich qualifizierten Fabrikarbeitern, 
die tatsächlich den ‚‚Kern von Arbeitern‘ (Conze) qua Arbeiterbewegung gebildet 
haben, muß sich auf die Geschichte des antikapitalistischen Widerstands bzw. die 
Integrationsfähigkeit von Kämpfen in die Dynamik kapitalistischer Industrialisierung 
beziehen. Das Massenproletariat der Eisenbahnbauten ist eine „moderne‘‘ Klasse im 
Übergang von der Massenarmut zur kapitalistischen Exploitation, aber seine Kämpfe 
liegen nicht in der Perspektive der Lohnarbeit. Umgekehrt ist zu klären, wieweit die 
Handwerker-Arbeiter usw. als Avantgarde der Arbeiterbewegung vor allem im Sinn 
ihrer Disziplinierung und als künftige Arbeiteraristokratie gewirkt haben oder wieweit 
sich bei ihnen — verstärkt durch proletarische Existenzweisen, formelle Subsumtion 
ihrer Arbeit und die Erfahrung städtischer Massenkämpfe — eine sozialrevolutionäre 
Tendenz durchgesetzt hat. 


Die eigentlich (quantitativ und qualitativ) bedeutsame Form der Mobilisierung der 
Arbeitskraft aus der Armut heraus, der Neuzusammensetzung der Klasse, in der Phase 
der Durchsetzung des Industriekapitalismus in Deutschland war die Wanderung zu 
den Eisenbahnbaustellen. Aber sie war eingebunden und Bestandteil von Wanderungs- 
bewegungen, die das Volk der „errants‘, der Bettler und Vagabunden, der Saisonar- 
beiter, Hollandgänger und Lohnschmuggler ebenso umfaßten wie die Masse der wan- 
dernden Handwerker. Migrationsarbeit und Binnenwanderung waren konstitutiv für 
das deutsche Proletariat des Vormärz, und sie blieben es im ganzen 19. Jahrhundert. 
Unter den wandernden Handwerksgesellen wurden vor allem die Angehörigen der 
„übersetzten‘“‘ Grundhandwerke — Schneider, Schuster, Tischler — auf einen Arbeits- 
markt von europäischem Ausmaß verwiesen, der sie zu Arbeitsemigranten im moder- 
nen Sinn machte. 


Diese frühe europäische Arbeitermigration ist in ihrer ganzen sozialen und ökonomi- 
schen Tragweite unerforscht, unter Arbeitsmarktgesichtspunkten ebenso wie als 
Terrain des Klassenkampfs. Stattdessen hat die Geschichtsschreibung sie als quasi 
naturwüchsige Voraussetzung für die Entstehung von deutschen Arbeitervereinen im 
Ausland und für die Vorgeschichte des „Bundes der Kommunisten‘‘ behandelt. Welche 
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Funktion der Arbeitermigration im Rahmen der ungleichmäßigen Entwicklung der 
Industrialisierung Europas zukommt; welchen Stellenwert die Immigranten z.B. auf 
dem französischen oder englischen Arbeitsmarkt hatten und in welchem Umfang ihre 
Arbeit kapitalistisch subsumiert war; welche — soziologisch gesprochen — Akkultura- 
tionsprobleme dabei auftraten, darüber wissen wir nur sehr wenig. Es gibt keine Un- 
tersuchungen über die mögliche Bedeutung dieser Arbeitermigration im Rahmen 
einer Familienökonomie. Nach welchen Regeln die traditionelle Wanderschaft der 
Handwerker (die compagnonnage) zu einer binneneuropäischen Mobilisierung von 
Migrationsarbeit ausgeweitet wurde; und wie sehr sich diese Ausweitung überschnitt 
mit den vagabundierenden Bewegungen von Arbeitssuchenden und Saisonarbeitskräf- 
ten, mit dem Heer mobilisierter Armer ohne feste Arbeit und ohne festen Wohnsitz, 
das große Teile Europas schon seit dem 18. Jahrhundert durchzog (und das im übri- 
gen eine immerwährende Basis von Volksunruhen bildete); inwieweit schließlich die 
Trecks der Emigranten und Amerikaauswanderer diesen Strom von Flüchtlingen des 
europäischen Industrialisierungsprozesses kanalisiert haben, kurz: inwieweit es eine 
Lösung der sozialen Frage durch Migration gab — all das ist in dem Maße verdunkelt 
oder von einer falschen Romantik überzogen, wie es sich heute weltweit brutal wie- 
derholt. 


Immerhin liegen einige aufschlußreiche Daten, überwiegend demographischer Art, zur 
„deutschen Binnenwanderung in Europa“ (J. Grandjonc) vor. Die Phase der Migra- 
tion seit Mitte der 30er Jahre stand im Zeichen der Massenarmut. Im Bereich des 
Handwerks ging die Arbeitsemigration aus jenen Sektoren hervor, die nicht nur 
„übersetzt“, sondern deren traditionell-zünftiges „Ordnungsgefüge‘‘ (J. Bergmann) 
und deren Organisation als einfache Warenproduktion am meisten zerstört, die am 
meisten in die formelle Subsumtion unter das Kapital einbezogen waren. Schon im 
sog. alten Handwerk war die Institution des Gesellenwanderns immer auch ein Arbeits- 
markt gewesen, freilich stark reguliert und durch Lohnkartelle begrenzt, und sie hatte 
zunehmend Unterbeschäftigung und Arbeitslosigkeit verdeckt. Mit der teilweisen 
Aufhebung der Zunftordnung und der Wanderpflicht für Gesellen verlor das Wandern 
seine qualifikatorische und kulturelle Bedeutung und Verbindlichkeit, aber es blieb 
weiterhin üblich und nahm der Zahl und Zeitdauer nach eher noch zu, nicht weil 
„Brauchtumsformen‘“ weiterlebten, sondern weil es einem radikalen Funktionswan- 
del in Richtung auf Migrationsarbeit unterlag. Je weniger Handwerksgesellen eine 
Aussicht auf die Meisterwürde und selbständige Niederlassung haben konnten, desto 
mehr zogen perspektivlos auf Arbeitssuche durch die deutschen Länder und ins an- 
grenzende Ausland. In Leipzig berührten, wie Zwahr ermittelt hat, im Jahr 1834 na- 
hezu zehntausend Zunftgesellen (davon 900 Schneider) die Stadt, ohne Beschäftigung 
zu finden; auf einen in Arbeit tretenden Gesellen kamen fünf, die durchreisten. Der 
Handelsbericht für Köln 1847 gibt die Klagen der Tischlergewerbe, Schuhmacher und 
Schneider über den Mangel an Arbeit und Überfüllung wieder, weist auf den merkli- 
chen Fall der Arbeitslöhne bei letzteren hin und fährt fort: ‚Man wird hieraus ent- 
nehmen dürfen, daß das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage nach Arbeit 
zwar noch keineswegs dem Arbeiter günstig geworden, daß dagegen ein ungewöhnli- 
cher Überfluß an Händen nicht bestehe und daß auf natürlichem, nicht zu schmerz- 
haftem Wege ein Abfluß bewirkt sei. Die Beweglichkeit der Gesellen in vielen Hand- 
werken, ihre Heranziehung aus dem benachbarten Auslande und Inlande bei günstigen, 
ihr ebenso rascher Abzug bei verschlechterten Umständen‘ — diese und andere For- 
men der Wanderarbeit hielten, so schließt der Bericht, den Arbeitsmarkt ausgeglichen 
(zit. Obermann). 


Dazu war eine gewisse Freizügigkeit in den deutschen Staaten und in Europa nötig. 
Der Arbeitsmarkt mußte von der Heimatgesetzgebung ebenso abgekoppelt werden, 
wie von solchen Zunftbestimmungen, die ein Ausdruck der Gesellenmacht gewesen 
waren. So waren z.B. im Berliner Handwerk Bergmann zufolge die Meister nicht mehr 
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an die Reihenfolge bei der Aufnahme von Gesellen gebunden, sondern konnten sich 
die Arbeitskraft selbst aussuchen, wenn nur ein Polizeiarbeitsschein vorgelegt wurde. 
Die Herbergen verwandelten sich in Orte der Stellenvermittlung. Zugleich aber wurde 
ein neues obrigkeitsstaatliches Beaufsichtigungssystem für die wandernden Hand- 
werksgesellen entwickelt. An die Stelle der ‚‚Kundschaft‘‘ trat ein Wanderbuch, das 
nach Aufhebung der Zünfte nur als Instrument polizeilicher Überwachung dienen 
konnte. Im Zuge der preußischen Reformen und zusammen mit der Einführung der 
Gewerbefteiheit hatten bis 1815 alle Länder des deutschen Bundes dieses Wanderbuch 
übernommen, das in Form des „‚livret ouvrier‘‘ unter Napoleon zur Durchsetzung ei- 
nes mit der Gewerbefreiheit verbundenen Koalitionsverbots für Arbeiter in Frankreich 
eingeführt worden war (s. Grandjonc). Es kamen in dem Umfang verschiedene wider- 
sprüchliche und restriktive Bestimmungen über die grenzüberschreitende Wanderung 
der Handwerker-Arbeiter (z.B. Wanderverbot preußischer Handwerksgesellen in die 
Schweiz) und international koordinierte Kontrollen ihrer Aktivitäten im Ausland hin- 
zu, wie sich in Deutschland die Furcht vor dem Kommunismus dieser Arbeiter aus- 
breitete. 


Was nun die Binnenwanderung deutscher Arbeitskräfte in Europa zwischen 1830 und 
1848 angeht, so zeigt die von Grandjonc erstellte Statistik, daß von einer ersten Stufe 
in der Europäisierung des Arbeitsmarktes gesprochen werden muß, auch wenn diese 
Entwicklung mit der Rückkehr der meisten Arbeiter im Jahre 1848 zunächst abbricht. 
Im Unterschied zur Situation der politischen Emigranten des deutschen Vormärz 
(Heine, Marx .. .), die durch die Reaktion in Deutschland vertrieben wurden und in 
Paris, Brüssel oder London als literarische Intelligenz von sich reden gemacht haben, 
ist die gleichzeitige Arbeitsemigration aus Deutschland aus dem historischen Blickfeld 
wie gesagt weitgehend ausgeblendet worden. Es ist also zunächst wichtig, auf das 
Faktum und die ökonomischen Zwänge dieser Massenauswanderungen hinzuweisen. 
Dabei bleibt jedoch jede Erklärung wiederum in Ansatz stecken, die ursächlich von 
einer „demographischen Hochkonjunktur“, den negativen Auswirkungen der Agrar- 
krise der 1820er Jahre (die viele Bauern ruinierte) und einer ‚‚zu langsamen Industria- 
lisierung“ (Grandjonc) Deutschlands im Vergleich zu Frankreich und England ausgeht. 
Wie der frühe Industrialisierungszyklus insgesamt nicht die Massenarmut auffängt, 
sondern sie als arbeitende Armut geradezu voraussetzt und reproduziert, so läßt sich 
die deutsche Binnenwanderung in Europa nicht unter dem verkürzten Blickwinkel 
eines beschäftigungswirksamen Auswegs aus der Unterindustrialisierung verstehen. 
Vielmehr ist es so, daß die Ausweitung der Grundhandwerke unter kapitalistischem 
Druck (ihre „‚Übersetzung‘“) jetzt als Wanderung auf dem europäischen Arbeitsmarkt 
in Erscheinung tritt. 


Zweifellos ergab sich aus der Überlagerung von ökonomisch forcierter Migration ei- 
nerseits und traditionellen Formen und Sicherheiten des Handwerkerwanderns ande- 
rerseits ein Reibungszusammenhang, der noch dadurch aufgeladen wurden, daß mit 
der Politisierung und Organisation von Teilen der deutschen Handwerker im Ausland 
sich deren Wanderungen mehr und mehr nach den Kriterien politischer Emigration 
und Verfolgung bestimmten. Zugleich aber stellte die Migration von Handwerksgesel- 
len ohne berufsständische Perspektive im europäischen Raum — auch wenn sie sich 
der überlieferten Sitten und Routen bedienen mochte und den direkten Übergang in 
die Fabrikarbeit vermeiden konnte — selbst eine besondere Form der Subsumtion 
dar, deren Funktionalität für die kapitalistische Entwicklung außer Frage steht. Nicht 
nur hatten sich die Wanderwege über das deutschsprachige Ausland (Elsaß/West- 
schweiz) in die damaligen Metropolen und Industriezentren des Kontinents (Paris, 
Brüssel, Lyon) sowie nach England (London) ausgedehnt, sondern sämtliche Erschei- 
nungsformen des Wanderns waren anomisch ausgeweitet und hatten nur noch bezo- 
gen auf die rasche Fluktuation von Arbeitskräften einen Sinn. Nicht nur wurden die 
Gesellen in den deutschen Großstädten und mehr noch im Ausland mit der Subsum- 


tion handwerklicher Produktionsweisen unter das Verlags- und Handelskapital, mit 
der Abhängigkeit von Magazinen und Warenhäusern konfrontiert. Sondern ihr Status 
als mobile, ledige und billige Arbeitskraft subsumierte sie unter eine neue, großstädti- 
sche und territoriale Organisationsform des Kapitals wie er zugleich eine nicht zu 
unterschätzende Voraussetzung für die Kapitalakkumulation gewesen ist — als Entla- 
stung von Kosten der Armut in Deutschland und als Senkung der Lohnkosten in 
Frankreich oder England. 


Grandjonc schätzt die Anzahl der Deutschen in Europa 1846/47 auf 240.000 bis 
290.000, in London auf 40.000, in Belgien (mit den Schwerpunkten auf Brüssel, Ant- 
werpen, Lüttich) auf 13.000, in der Schweiz auf 40.000, darunter 25.000 Handwer- 
ker; in Frankreich auf 170.000 und allein in Paris, das damals eine Million Einwohner 
zählte, auf etwa 60.000 (dabei handelte es sich um die quasi seßhafte deutsche Kolo- 
nie und zum allergrößten Teil um Handwerker, nämlich allein um 35.000 Schneider, 
Schuster und Tischler; betrachtet man deren Fluktuation, so müssen Grandjonc zu- 
folge zwischen 500.000 und eine Million deutsche Arbeitskräfte während der Julimo- 
narchie 1830-1848 nach Paris gekommen sein). Das Bild ergänzt sich noch, wenn 
man die anderen Nationalitäten und den ebenfalls hohen Anteil von Migrationsarbei- 
tern unter ihnen (z.B. in Frankreich Belgier und Holländer, Italiener und Savoyarden) 
hinzunimmt. 


Die deutschen Handwerker-Arbeiter in Paris haben eine Legende in der Geschichts- 
schreibung, von der sie als eine Basis der frühen deutschen Arbeiterbewegung und des 
Marxismus dargestellt worden sind. Dabei ist eine Menge an sozialgeschichtlicher Rea- 
lität und an Widersprüchen ausgeklammert worden. 


Die soziale Lage der deutschen Handwerker-Arbeiter war von der der Pariser arbeiten- 
den Klassen im großen und ganzen mitbestimmt. Entsprechend der kleingewerblich- 
frühindustriellen Zusammensetzung dieser Klassen und der spezifischen Pariser Indu- 
strien arbeiteten die deutschen Immigranten auch in handwerklich hochqualifizierten 
Berufen (als Goldschmiede, Instrumentenmacher, Schriftsetzer, Mechaniker), über wie- 
gend aber in den drei großen Branchen der Schneider, Schreiner und Möbeltischler, 
Schuster, mehr in kleineren als in größeren Ateliers, auch als Heimarbeiter und zuweilen 
formell selbständig mit eigenem Domizil — in Branchen also, die in Deutschland über- 
füllt waren und in denen sie den französischen Arbeitern gegenüber als Lohndrücker 
eingesetzt wurden. Die Statistik der Pariser Handelskammer hielt für das Jahr 1847 
fest: „Seit etwa 20 Jahren ist die Einwanderung der Deutschen beachtlich und sie 
bildet einen bedeutenden Anteil dessen, was als seßhafte Bevölkerung (population 
sedentäire) bezeichnet werden kann (...) die schlechte Bezahlung handwerklicher 
Leistungen hält die Einwanderung nicht auf, und die deutschen Arbeiter wissen sich 
mit sehr niedrigen Löhnen zu begnügen“ (zit. Grandjonc). Neben den vordergründi- 
gen nationalen Rivalitäten gehörte es zu den immer wiederkehrenden Forderungen 
der Pariser Arbeiter, einerseits die Maschinen abzuschaffen, andererseits die billigen 
deutschen Arbeitskräfte auszuweisen. Immerhin sank die Masse der deutschen Ar- 
beitsimmigranten in Frankreich nicht unter das Maß einer gewissen ärmlichen Subsi- 
stenz herab, weil sie ihre Qualifikation und erhöhte Mobilität in Zeiten von Arbeits- 
losigkeit nutzen konnten. (Die Angaben über zahllose deutsche Bettler in Paris sind 
auf die offensichtliche Armut der Handwerker selbst zurückzuführen, und bei abge- 
urteilten Eigentumsdelikten waren die Deutschen unterrepräsentiert. In London 
dagegen scheinen viele aus Deutschland eingewanderte Mädchen als Prostituierte gear- 
beitet zu haben.) 


Entscheidend war aber, daß diesen deutschen Handwerkern, die zudem noch groß- 
teils aus bäuerlichen Verhältnissen kamen, die Formen des großstädtischen Arbeitens 
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und Lebens als eine weitgehende Enteignung widerfahren sein müssen. Grandjonc 
sagt zurecht, daß die Handwerker selten in Fabriken zu Arbeitern wurden, wohl 
aber in den Großstädten. Die Stadt selbst, die Agglomeration und die Zirkulation 
bildeten in Paris geradezu die Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der Klein- 
gewerbe. Es war die Stadt und der städtische Warenabsatz, die den Handwerkern als 
die zeitgenössische Form des Kapitals gegenübertrat und worunter ihre Arbeit formell 
subsumiert war — auch in Paris, wie in London, etwa die Verwandlung des Schnei- 
derhandwerks in Hausindustrie durch Konfektionierung der Bekleidung und Arbeit 
für Magazine und große Warenhäuser, darüberhinaus die Anfänge einer zentralisierten 
Kleidermanufaktur. Vom Status ihrer Arbeit her blieben sie Handwerker, die Groß- 
stadt, das Handels- und Warenhandlungskapital und schließlich ihr eigenes Selbstver- 
ständnis machten die deutschen Arbeitsimmigranten zu ouvriers, zu „Arbeitern“. 


Diese. wandernden „Handwerker-Arbeiter“ (artisans-ouvriers) waren Männer im Alter 
zwischen etwa 16, 18 und 35 Jahren, manche machten in dieser Zeit drei-, vier- oder 
fünfmal die Tour d’Europe, und sie blieben, auch wo sie sich länger niederließen, 
meist ohne Familie, was u.a. ihr Lohnniveau niedrig hielt. Sofern sie wie in Paris zur 
quasi seßhaften Bevölkerung gehörten, wohnten sie doch — wenn nicht im Atelier 
des Meisters — unter den instabilen und beengten Verhältnissen der Untervermietung 
und Hötels garnis, oft clandestin. In Paris waren sie in bestimmten Quartieren auffäl- 
lig massiert, so vor allem in Faubourg Saint-Antoine, dem traditionellen Unruhe- und 
Aufstandsviertel der Stadt. Auf die umfängliche deutsche Kolonie hin (zu der natür- 
lich auch ein Haufen Geschäftemacher und Metternich-Agenten gehörten) war ein 
kultureller und ökonomischer Raum organisiert: es gab eine Fülle von deutschen Ge- 
schäften (z.T. für das gehobene Pariser Stadtpublikum), deutsche Speisewirtschaften, 
Estaminets und Kneipen, Apotheken und Ärzte, Sprachkurse und Stellenvermittlun- 
gen (bureaux de placement), Buchhandlungen und Lesekabinette, deutschsprachige 
Zeitungsunternehmen und Agenturen, Rechtsberatungen und Wechselstuben, und — 
auf Betreiben des von der preußischen Botschaft initiierten ‚‚Hülfs- und Unterstüt- 
zungsvereins für notleidende Deutsche in Paris‘‘ bzw. im Gefolge der Sozialpolitik 
der deutschen „Inneren Mission‘ — Kirchen- und Schulräume, später eine Kranken- 
anstalt. Dieser geographische, kulturelle und ökonomische Raum in Paris bot den 
deutschen Arbeitsimmigranten eine Menge Anhaltspunkte, ghettoisierte sie jedoch 
auch gegenüber der französischen Umwelt, Sprachprobleme und Rivalitäten auf dem 
Arbeitsmarkt oder in den Ballhäusern vor den Barrieren der Stadt taten ein übriges. 
In diesem Raum begegneten sich Teile der deutschen Handwerker-Arbeiter mit der 
kleinbürgerlich-demokratischen Intelligenz der politischen Emigration. Es ist schließ- 
lich der Raum der (seit 1834 in Frankreich illegalisierten) deutschen Auslandsvereine, 
deren Geschichte in den „Bund der Gerechten“ einmündet, der zeitweilig in Paris — 
dann in London — sein politisch-organisatorisches Zentrum hatte und der sich 1847 
den Namen ‚Bund der Kommunisten‘ gab. 


Die Organisationsgeschichte dieser Vereine ist ein gutes Stück weit dokumentiert. 
Aber die Situation der deutschen Handwerker-Arbeiter läßt sich nicht auf eine Vorge- 
schichte der deutschen Arbeitervereine im Ausland reduzieren. Noch weniger läßt 
sich aus einer historischen Lücke zwischen dem Handwerker- und Arbeiterbewußtsein 
auf eine notwendige ideologische Führungsrolle der emigrierten Intelligenz in diesen 
Vereinen schließen. Das zeigen schon allein die Konflikte zwischen der proletarischen 
Basis und den kleinbürgerlich-demokratischen ebenso wie den sozialistischen Intellek- 
tuellen in den Vereinen (einschließlich der Auseinandersetzung zwischen Engels und 
der von ihm sogenannten Schneiderclique). Das zeigen auch die Theoriebildungspro- 
zesse und Fraktionierungen unter den Arbeitern im „Bund der Gerechten‘“ selbst, in 
dem die sozialrevolutionäre Strömung eines Weitling immer mehr zurückgedrängt 
wurde zugunsten eines auf Aufklärung und Arbeiterbildung gerichteten Kommunis- 
mus und schließlich durch die von Marx und Engels über das Brüsseler ‚„‚Kommunisti- 
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sche Korrespondenz-Komitee‘ vertretene Linie, die — so wurde das 1846 im „Bund 
der Gerechten“ aufgenommen — „die Möglichkeit des Kommunismus (... .) auf die 
wachsende Not der Arbeiter und die Vervollkommnung der Maschinen etc. gründen“ 
wollte. 


Diese frühe kommunistische Bewegung hatte mit der sozialen Realität der Arbeits- 
emigranten wohl insoweit etwas zu tun, als sie deren unwiderrufliche Proletarisierung 
in eine Arbeiterideologie zu übersetzen und ihnen, wie es heißt, ein neues soziales 
Selbstbewußtsein als Arbeiter zu geben versuchte. Aber die Arbeitereinheit, deren 
Vorkämpfer Handwerker waren, war eher noch — so sagt Hobsbawm gelegentlich — 
eine Front aller labouring poor. Und der Kommunismus, den diese deutschen Schnei- 
der, Schuster und Tischler ausformulierten, gereicht ihnen nicht deswegen zur Ehre 
(wie Engels gesagt hat), weil sie aus der Rückständigkeit des Handwerks und der 
handwerklichen Vorstellungswelt heraus ihre künftige Entwicklung zu ‚‚vollgültigen 
Proletariern“ antizipiert und gewissermaßen instinktiv zu dem gefunden hätten, was 
das Klassenbewußtsein einer modernen Arbeiterbewegung werden sollte. Dies ist eine 
falsche, retrospektive und legitimatorische Sichtweise, die — worauf J. Ranci£re hin- 
weist — nur das Paradox überdeckt, daß von dem Moment an, an dem sie ihre „‚prole- 
tarischen philosophischen Positionen“ formuliert haben, Marx und Engels anfangen, 
an den Schustern und Schneidern zu verzweifeln, und „nur an ein kommunistisches 
Proletariat appellieren können, das sich (. ...) erst bilden soll‘“. Vielmehr waren die 
Erfahrungen der Handwerker-Arbeiter bestimmt durch die Gleichzeitigkeit und Kon- 
frontation von überlieferten Vorstellungen der Egalität und Gerechtigkeit, von Hand- 
werkerpröfessionalität und sich auflösenden Handwerkertraditionen mit den damali- 
gen fortgeschrittenen Subsumtionsformen der kapitalistischen Warenproduktion — 
mit der ausgeweiteten Arbeitsmarktmobilität, mit der großstädtisch-industriellen 
Agglomeration. 


Die Wandertradition war mit der Ausdehnung auf den binneneuropäischen Raum 
vom Kapital usurpiert worden. Die Tradition von Zunft- und Gesellenunruhen in 
Deutschland, eine Handwerkermentalität, deren Ehre die Qualifikation und der stoff- 
liche Bezug zum Arbeitsprodukt bildete, wurden — wo sie überhaupt noch verfügbar 
waren — zunehmend dysfunktional. Die spezifische Modernität dieser Handwerker-. 
Arbeiter bestand darin, daß sie objektiv in einer neuen Form — als Ware Arbeitskraft 
und Migrationsarbeit — mobilisiert und in das Kapitalverhältnis eingebunden wurden. 
Ihr Traditionalismus übersetzte sich demgegenüber einerseits in einen aus dem Natur- 
recht/Existenzrecht begründeten revolutionären Arbeiterkommunismus, andererseits 
aber in ein Qualifikations- und Bildungsbewußtsein, das sie als Handwerker auch in 
ihrer pauperisierten Situation zur künftigen Arbeiterelite prädestinieren konnte. Je 
weniger sich ihr Kommunismus in Verbindung setzen ließ zu anderen Formen von 
Kämpfen aus der Massenarmut, zu jenem Zündfunken, der aus der Verschmelzung 
von traditionellen Gerechtigkeitsvorstellungen und Subsistenzfrage, von Sansculot- 
terie und neuem frühindustriell-städtischen Massenproletariat in den Jahren vor 1848 
entsprang, desto mehr haben die deutschen Handwerker-Arbeiter als Ferment einer 
begrenzten und disziplinierenden Organisationsbildung gedient, die bis zum Marxis- 
mus und zur Modernisierung qua Organisation reicht. Die soziale Frage von unten 
wurde unter Dominanz der Arbeiterfrage reformuliert, was der historischen Tendenz 
nachkam. Damit wurde aber auch jene Grenzlinie aufgebaut, die die kommende deut- 
sche Arbeiterbewegung von den subproletarischen Schichten trennte, "die Marx „‚Lum- 
penproletariat‘‘ genannt hat, und sie zu einer von der Arbeiteraristokratie geführten 
Integrationsbewegung machte. 


Im Revolutionsjahr 1848 standen die Berliner Maschinenbauarbeiter auf der Seite 
der Ordnungskräfte, als es zu Kämpfen zwischen der Bürgerwehr und der Masse von 
Tagelöhnern und Erdarbeitern kam, deren Forderungen weniger auf demokratische 
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Verfassungen, als auf die Befriedigung der „ersten Bedürfnisse‘‘ gerichtet waren (zit. 
Bergmann). Diese Grenzlinie war schon vor 1848 ein praktisches Hindernis in den 
sozialen Kämpfen der ländlichen und städtischen Volksmassen gewesen, in den Weber- 
unruhen (deren Gewaltsamkeit und Aufstandscharakter der Londoner ‚‚Bund der Ge- 
rechten“ 1844 öffentlich beklagte), in den Eisenbahnarbeiterkämpfen und Hunger- 
revolten in Deutschland wie in Frankreich, zu denen es vom „Bund der Gerechten“ 
aus kaum Bezüge gegeben hat. So sind auch kaum organisatorische Zusammenhänge 
zwischen den deutschen Auslandsvereinen und den blanquistisch-sozialrevolutionären 
Geheimgesellschaften der Julimonarchie nachgewiesen. Und es lassen sich jedenfalls 
keine Hinweise dafür finden, daß die deutschen Arbeitsimmigranten in die Lebens- 
mittelunruhen involviert gewesen wären, die 1846/47 in ganz Frankreich ausbrachen 
und auf Paris übergriffen, wo sie sich vor ihren Augen im Faubourg Saint-Antoine ab- 
spielten. Nur eine Minderheit unter den kommunistischen Handwerker-Arbeitern' des 
„Bundes der Gerechten‘ hat die umwälzende Bedeutung dieser Form von Sozialre- 
volten gesehen und anerkannt. Es ist kein Zufall, daß von dieser minoritären Strömung 
auch das Engagement der deutschen Handwerker-Arbeiter bei den großen Streikkämp- 
fen des Jahres 1840 in Paris ausgegangen ist. In einem Zyklus von Einzelstreiks, die 
ihren Ausgang von der Forderung nach Abschaffung des ‚‚livret“ der Schneider nah- 
men — also des Arbeitsbuchs, welches die Mobilität der Handwerker-Arbeiter diszipli- 
nieren sollte — und die sich rasch zu einem auf breitester Front und militant geführten 
Lohnkampf der gesamten Pariser arbeitenden Klassen entwickelte (s. J.P. Aguet), hat 
die deutsche Schneiderclique um Weitling zusammen mit den französischen Streik- 
führern das organisatorische Zentrum gebildet. 


umseitig: Paris, Faubourg St. Antoine, Ende des 19. Jahrh. 
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H. Die Subsistenzfrage 
im bürgerlichen Revolutionszyklus 


1789-1848 


„Abgeordnete! Die Citoyens des Faubourg Saint-Antoine überlassen es den 
Weibern, Alten und Kindern, nach Zucker zu schreien. Die Männer des 
14. Juli schlagen sich nicht um Bonbons!‘“‘ 

(Der Jakobiner Gonchon vor der Französischen Nationalversammlung am 
26. Januar 1792 anläßlich von Lebensmittelunruhen) 


„Nur wenn Ihr die Lebensmittel für die Sansculotten erschwinglich macht, 
werdet Ihr sie für die Revolution gewinnen. “ 
(Jacques Roux, Manifest des Enrages, 1793 


Die Flugschrift „hatte den Zweck, die materiellen Interessen des Volks mit 
denen der Revolution zu vereinen, als dem einzig möglichen Weg, die letzte- 
re zu bewerkstelligen. Wenigstens sagte er (Büchner) oft, der materielle 
Druck, unter welchem ein großer Teil Deutschlands liege, sei ebenso traurig 
und schimpflich, als der geistige; und es sei in seinen Augen bei weitem nicht 
so betrübt, daß dieser oder jener Liberale seine Gedanken nicht drucken las- 
sen dürfe, als daß viele tausend Familien nicht im Stande wären, ihre Kartof- 
feln zu schmelzen.“ 


(Aussagen August Beckers zum „Hessischen Landboten“ vom 1. Sept. 1837) 


Es gehört zum Reduktionismus des auf Fortschritt ausgerichteten Geschichtsdenkens, 
daß eine historische Koinzidenz verschiedener Aufstandszyklen unter das Ereignis 
der „‚Revolution‘‘ zusammengefaßt wird. Auf diese Weise fällt die Summe der Revol- 
ten immer denen zu, die die Revolution institutionalisiert haben. Von unten wird die 
Geschichte der Revolutionen deshalb als Betrug und Wechsel der Herrschaft angese- 
hen. Im folgenden soll nicht der Versuch gemacht werden, die Streitfragen der Histo- 
riker darüber wieder aufzunehmen, ob es 1789 eine oder mehrere Französische Revo- 
lutionen gegeben hat und ob das Jahr 1848 den Übergang von der bürgerlichen zur 
proletarischen Revolution hätte einläuten können. Diese Streitfragen sind allesamt 
an einem Paradigma von Revolution orientiert, das uns nicht interessiert. Stattdessen 
soll gezeigt werden, in welchem Ausmaß und mit welcher Kontinuität die Subsistenz- 
frage, der Kampf des Volks um die ersten Lebensmittel, als antikapitalistische Strö- 
mung das „Zeitalter der Revolutionen‘“ bestimmt hat — die Epoche von der bürgerli- 
chen Revolution des ausgehenden 18. Jahrhunderts bis zur Durchsetzung des Indu- 
strialismus Mitte des 19. Jahrhunderts in Europa. Alle revolutionären Erhebungen in 
Frankreich: 1789, 1830, 1848 waren entweder von Lebensmittelkrisen und -unruhen 
begleitet oder folgten solchen Unruhen kurzfristig nach. Die große Französische 
Revolution begann mit einem Bauernkrieg gegen die Kapitalisierung der Landwirt- 
schaft im feudalen Gewand und sie wurde zwischen 1789 und 1795 von einer Kette 
städtischer journees durchzogen, die im Kern Lebensmittelrevolten waren. Die 
Schlüsselfrage im Klassenverhältnis zwischen Jakobinern und Sansculotten, das Allge- 
meine Maximum, war eine Frage der Lebensmittelpreise. Der jakobinische Terror war 
die Militarisierung und Enteignung eines im Volk selbst vorhandenen Nexus von 
Furcht und Subsistenz. Die frühe Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts, selbst 
noch die am meisten „politische“ Bewegung des Chartismus der späten 30er Jahre in 
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England, formulierte ihre Ansprüche als „Messer- und Gabelfrage“. Alle Lohnkämpfe 
der hungry forties hatten diese Dimension. Die Bewegungen der Jahre 1846/47 waren 
Massenaufstände gegen den letzten großen Hungerpakt (so nannten die Armen die 
Verschwörung der Reichen, die ihnen das Brot nahm) auf europäischem Boden, ge- 
gen eine industrielle Revolution mit dem Hunger, die allein in Irland eine Million 
Tote gekostet hat. In Frankreich wie in Deutschland mündeten sie, unter verschiede- 
nen Klassenkonstellationen, in die 48er Revolution ein. Die Übersetzung dieser sozia- 
len Bewegungen in Reformismus und in das politische Projekt einer bürgerlich-demo- 
kratischen Revolution hat vergessen gemacht, daß im Jahre 1848 der Kommunismus 
als massenhaftes Bedürfnis und als revolutionäre Forderung nach Garantie des 
Existenzrechts auf der Tagesordnung stand. 


Die Revolution der Bauern und Sansculotten 


In der klassischen Literatur zur Geschichte der Französischen Revolution (bei Mathiez 
und Lefebvre; auch bei Soboul, der sich in seiner Interpretation nicht immer zurecht 
auf diese Literatur beruft) ist die Bedeutung klar herausgearbeitet, die der Subsistenz- 
frage innerhalb dieser Revolution zukommt. Zugleich erscheint die Französische 
Revolution von ihrem historischen Resultat her als antifeudale bürgerliche Umwäl- 
zung und Voraussetzung für die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise. 
Der Widerspruch, der sich dabei auftut, wird in der Literatur nicht verdeckt — selbst 
dort nicht, wo er (wie bei Soboul) in einer marxistischen Geschichtskonstruktion ge- 
schlichtet wird. Er wird als der Klassenwiderspruch in der Revolution selbst benannt, 
daß nämlich jene Volksbewegungen und sozialen Aspirationen von unten die Revolu- 
tion vorangetrieben haben, die — gegen den feudalen und gegen den bürgerlich- 
kapitalistischen Komplex gerichtet — an ein traditionelles Existenz- und Sozialrecht 
anknüpften und dessen Sicherung zur revolutionären Sache machten. Volksbewegun- 
gen — das waren während der großen Revolution die Bauernrevolten (,Jacquerien‘“ 
in neuer, antikapitalistischer Tendenz) und Aufstände der Landarmut wie die Kämpfe 
der städtischen Sansculotterie, der Masse von Handwerkern und Krämern, Tagelöh- 
nern, Armen und rebellischen Frauen. Nicht, daß diese Bewegungen in sich und vor 
allem im Verhältnis zwischen Stadt und Land, zwischen Bodenfrage und städtischer 
Lebensmittelversorgung, homogen gewesen wären. Aber noch weniger konnten sie 
unter die historischen Ziele der Freisetzung des Privateigentums, des freien Handels, 
des Systems der Lohnarbeit etc. subsumiert werden. Die Revolution der Bauern und 
Sansculotten für den Umsturz der Feudalherrschaft in Frankreich war eine eigenstän- 
dige soziale Revolution unmittelbarer materieller Interessen, die in ihrem Egalitaris- 
mus der Durchsetzung bürgerlich-kapitalistischer Produktionsverhältnisse ebenso 
widersprach, wie sie über die Grenzen einer bürgerlichen Revolution weit hinausreich- 
te. Das läßt sich selbst noch dort ablesen, wo diese soziale Revolution in der Revolu- 
tion ein Stück weit institutionell übersetzt, wo ihre Triebkraft zum Instrument der 
revolutionären Bourgeoisie gemacht worden ist: in der Gesetzgebung des 4. August, 
mit der der Feudalismus auf dem Land zerschlagen wurde, und im Allgemeinen Maxi- 
mum des Jahres 1793, auf dessen Grundlage das widersprüchliche Klassenbündnis 
zwischen Sansculotten und bürgerlich-revolutionärer Jakobinerdiktatur zustandekam. 


Es ist das Verdienst von G. Lefebvre, die Eigenständigkeit der Bauernrevolten inner- 
halb der Französischen Revolution hervorgehoben zu haben, eine Autonomie, die 
sich im bäuerlich-konservativen Antikapitalismus und speziell im Widerspruch zur 
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revolutionären Agrargesetzgebung ausdrückt. Erst die Diskussionen, die im Anschluß 
an Lefebvres Arbeiten letztlich aus dem Interesse heraus geführt wurden, das dokttri- 
näre Schema von der „Einheit“ der Französischen Revolution zu begründen und mit 
der Anerkennung der Rolle der Volksbewegungen zu versöhnen, haben den klaren 
Standpunkt Lefebvres zur Bauernfrage verwirrt. Seine Ausgangsthesen, die er in dem 
Aufsatz „La Revolution frangaise et les paysans‘‘ zusammengefaßt hat, sind die fol- 
genden: Die Französische Revolution war ein komplexes Geschehen, es hat ‚nicht 
eine Revolution, sondern mehrere“ gegeben. Das Interesse der städtischen Bourgeoi- 
sie an der Abschaffung des Feudalismus ging mit dem der Bauern nicht konform. Die 
Revolution der Bauern entwickelte sich im Rahmen der Französischen Revolution, 
aber „‚gleichwohl gibt es eine Bauernrevolution, die ihre eigene Autonomie besitzt, 
was ihren Ursprung, ihre Verlaufsformen, ihre Krisen und ihre Bestrebungen angeht. 
(. . .) Sie ist vor allem autonom in ihren antikapitalistischen Tendenzen, und diesen 
Punkt‘, sagt Lefebvre, „will ich besonders unterstreichen.“ Unter Verzicht auf jede 
tetrospektive Eindeutigkeit, wie sie unter dem Blickwinkel einer allesumfassenden 
bürgerlich-antifeudalen Revolution hergestellt wird, zeigt Lefebvre den autonomen 
antikapitalistischen Charakter der Agrarrevolten des Jahres 1789 in seinem unüber- 
troffenen Buch „La Grande Peur‘‘ (Die große Furcht) aus dem Jahre 1932 auf. 


Die soziale Situation in Frankreich am Vorabend der Revolution, wie Lefebvre sie 
beschreibt, war gekennzeichnet durch Hunger, Mobilität und Emeuten. Große Teile 
der städtischen Volksmassen, die Bediensteten, Handlanger und Tagelöhner, die Mas- 
se der nicht-seßhaften, flottierenden Bevölkerung, waren durch Arbeitslosigkeit und 
Lebensmittelverteuerung verelendet. Das Landproletariat und die Massen der armen 
Bauern (Halbpächter/metayers) wurde durch die sog. Feudalreaktion in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts, einen von Feudalherrn wie von kapitalistischen Pächtern 
gleichermaßen ausgehenden Angriff auf die kolletiven Nutzungsrechte und das Ge- 
meindeeigentum der Dorfgemeinschaft unter dem Vorwand feudaler Rechtstitel, 
ihrer Subsistenzmittel weitgehend enteignet. In der Schere zwischen Bodenfrage 
(der ‚‚Unfreiheit des Bodens‘) und der Freiheit der Person, wie sie im Spätfeudalis- 
mus in Frankreich vorherrschte, war diese Masse der landhungrigen Agrarbevölkerung 
zur Suche nach Arbeit gezwungen, als saisonale Arbeitskraft, in der ländlichen Haus- 
industrie oder durch Emigration in die Städte. Die Wanderungsbewegungen der Ar- 
beitssuchenden überkreuzten sich mit den Irrfahrten zahlloser Bettler, den nächtli- 
chen Runden der Armen und Brandstifter, den Streifzügen organisierter Banden 
von Räubern. (Lefebvre spricht pauschal von den ‚‚errants“, den Umherirrenden als 
der Quelle der Volksunruhe.) Die teilweise Deregulation des Getreidehandels, die seit 
den 1770er Jahren eingesetzt hatte, führte zu rasch steigenden Getreidepreisen und 
verschärfte das Elend umso mehr, als der freie Handel und der Export großer Mengen 
an Getreide — das Schauspiel der Getreidezirkulation — dem Hunger des Volkes 
Hohn sprach. Um die Staatsschuld zu finanzieren, waren die Steuerlasten für die 
Volksmassen mehr und mehr erhöht worden. Die Unruhe, welche um die Idee eines 
„pacte de famine‘‘ (einer Verschwörung von Politikern, Händlern und Spekulanten, 
um das Volk auszuhungern) kreiste, schlug in einer katastrophalen Versorgungsitua- 
tion nach der Mißernte von 1788 im März/April und neuerlich im Juli 1789 in eine 
Welle von Hungeremeuten in ganz Frankreich um. Dabei wurden die Zirkulation des 
Getreides (der Handel und die Verkehrswege) blockiert, Transporte, Märkte und 
Speicher geplündert und die Lebensmittelpreise überall vom Volk „taxiert‘‘ und fest- 
gelegt. 


In diese Situation von Unruhe ordnet Lefebvre die ‚‚Furcht‘“ des Jahres 1789 ein, 
und zwar mit einer historischen Herangehensweise, die man massenpsychologisch 
nennen möchte, wenn der Begriff nicht diskreditiert wäre. Den Ereignissen nach 
geht es dabei um einen Komplex sozialer „Bewegungen“ zwischen dem Frühjahr und 
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den Revolutionsmonaten Juli/August 1789, in dem sich die Furcht vor Räubern und 
Briganten, das Gerücht eines konterrevolutionären Aristokratenkomplotts und die 
Welle der Lebensmittel- und Agrarrevolten panikartig verdichteten und im Juli 1789 
zu einem eigenen Phänomen anwuchsen, als dessen Kern Lefebvre ‚die Furcht des 
Volkes vor sich selbst‘ ausmacht. Das Moment der sozialen Mobilisierung der Besitz- 
losen und des Aufbruchs selbst gibt den sich überschneidenden und konterkarieren- 
den Motiven der Großen Furcht einen Sinn. Die Furcht vor den Räubern hatte ihre 
Grundlage in den ‚„errants‘“, im Millionenheer mobilisierter Armer und Arbeitssu- 
chender, bei denen die Grenze zwischen Bettelei und professionellem Brigantentum 
fließend war. Sie bildete die soziale Basis für die Zirkulation der Revolten, für die 
umherziehenden Banden der ‚„‚mendiants de nuits‘‘, „chauffeurs‘‘ und ‚‚taxateurs“, 
die sich von Feudalherrn und reichen Gutsbesitzern bewirten ließen, das Getreide 
requirierten und die Schlösser verwüsteten und ansteckten. Im Bild der ‚aus Paris 
entwichenen Räuber“ spiegelten sich die arbeitslosen Saisonarbeiter, die Parias der 
aufgelösten Armenateliers und die Hungerunruhen in der Stadt. Die Theorie des 
Aristokratenkomplotts verband sich damit — abgesehen von der realen Gefahr der Kon- 
terrevolution — über das Motiv, die Räuber seien eine Söldnerarmee der Reaktion, be- 
zahlt, um durch Plünderungen der Ernten den bürgerlich-revolutionären Prozeß in 


Bewirtung revoltierender Bauern auf den Schlössern, August 1789 
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Anarchie zu stürzen. Zugleich bestätigte sich die Furcht eben dadurch, daß die Bau- 
ernmassen sich erhoben hatten, daß die Bewaffnung der Bourgeoisie durch Milizen, 
die zuerst zur Gefahrenabwehr gedacht war, die revolutionäre Volksbewaffnung 
beschleunigte und neue Agrarrevolten provozierte. Jeder Bauernaufstand gab der 
Furcht neue Nahrung, kurz: das Volk flößte sich selbst Furcht ein, wie Lefebvre 
sagt. Aber das ist nur die erste Stufe der Beschreibung der vorrevolutionären Situa- 
tion. Der eigentliche Klassengehalt der Großen Furcht zeigte sich dort, wo Adel 
und Bourgeoisie im Juli 1789 angesichts der sich vermischenden antifeudalen 
Agrarrevolten und Hungeraufstände zur gemeinsamen Verteidigung des Eigentums 
gegen die Revolution des „vierten Standes‘ zusammenrückten. 


Was Lefebvre die ‚‚Autonomie‘‘ der Bauernrevolution in ihrem Ursprung und in ihrer 
Zielsetzung nennt, kommt in dieser Konstellation zum Ausdruck. Die Revolten auf 
dem Land waren nicht nur kein bloßer Widerhall des städtischen Aufstands und folg- 
ten ihrer eigenen Logik. Sondern zwischen der revolutionären Bourgeoisie und der 
bäuerlichen Volksbewegung bestand eine grundsätzliche Differenz der Interessen. Die 
Bourgeoisie bildete in der Revolution selbst sofort den Ordnungsfaktor der Milizen 
und ging ebenso rasch, oft zusammen mit den Feudalherren, zur Repression über: 
26 aufrührerische Bauern im Magonnais wurden von improvisierten Tribunalen ge- 
henkt. Vor allem aber war die Sache der Bauern mit dem Umsturz des Feudalismus 
keineswegs zufriedengestellt. Nicht, daß antifeudale Motive und Aktionen nicht im 
Vordergrund der Agrarrevolten von 1789 gestanden hätten. Aber diese lassen sich nir- 
gends in Einklang bringen mit der Tendenz der bürgerlichen Revolution und dem 
Resultat der Freisetzung der kapitalistischen Produktionsweise auf dem Land. ‚Man 
legt‘‘, sagt Lefebvre, „die ökonomische Interpretation der Geschichte (verbrämt mit 
dem Namen ‚historischer Materialismus‘, den ich bei Marx nicht gefunden habe) zu 
eng aus, wenn man die Französische Revolution einzig aus der Entwicklung der 
Bourgeoisie hervorgehen läßt. (... .) Sie entsprang ebenso dem Widerstand der am 
meisten unterprivilegierten Klassen gegen die sich anbahnende kapitalistische Ord- 
nung. Diese Klassen waren nicht nur deshalb so aufgebracht gegen die Aristokratie, 
weil sie von der Feudalordnung stets unterdrückt worden waren, sondern auch, weil 
der Geist des Kapitalismus mehr und mehr in die Aristokratie selbst einzog und die 
Feudalherrschaft noch verhaßter machte. Aber daraus folgt nicht, daß sie die gering- 
sten Sympathien für den Kapitalismus gehabt und für seine Durchsetzung gekämpft 
hätten.“ 


In Frankreich war der Kapitalismus, wie Marc Bloch zuerst gezeigt hat, seit Mitte des 
13. Jahrhunderts unter der Maske des Feudalrechts in die Landwirtschaft eingedrun- 
gen. Die kapitalistische Modernisierung der Agrikultur entsprechend der politischen 
Ökonomie der „Physiokraten“, die Einführung kapitalistischer Pachtsysteme (grands 
fermiers) und neuer Anbaumethoden, fiel mit der sog. Feudalreaktion, der Zurück- 
nahme der kollektiven Nutzungsrechte der Bauern, der Usurpation von Gemeinde- 
land durch den Adel, der Schließung der Wälder etc. und der Wiedereinführung alter 
Feudalabgaben, unmittelbar zusammen. Die Feudalreaktion war nichts anderes als 
ein Hebel zur Verwandlung der feudalen in eine kapitalistische Form der Abpressung 
des bäuerlichen Mehrwerts. Der physiokratische Weg zielte aus fiskalischen Gründen 
auf die Einbeziehung des feudalen Großgrundbesitzes in die kapitalistische Entwick- 
lung. Man könnte von einer Phase der formellen Subsumtion der Landwirtschaft 
sprechen, in der die von Adel und kapitalistischen Pächtern betriebene Getreidepro- 
duktion für den überregionalen Markt auf den sozialen und politischen Voraussetzun- 
gen der feudalen Produktionsweise beruhte und diese zugleich pervertierte. Erst die 
Kommerzialisierung feudaler Rechte und die Profitorientierung ließ die feudalen 
Ausbeutungsverhältnisse für die Mehrheit der Bauern vollends unerträglich werden. 
Von daher erklärt sich die radikale Tendenz der Bauernrevolution. 
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Im Zentrum der Klassenkämpfe auf dem Land vor und während der Revolution stand 
die Dorfgemeinschaft mit ihren tradititonellen Aspekten von Reglementierung des 
Anbaus, kollektiver Nutzung der agrarischen Ressourcen im Rahmen einer bäuerli- 
chen Subsistenzökonomie und Existenzgarantien für die Armen und das Landproleta- 
riat (Dreifelderwirtschaft, Flurzwang, Nachlese usw.). Im Zeitraum vor der Revolu- 
tion war sie dem doppelten Angriff von Feudalreaktion und physiokratisch-kapitali- 
stischer Agrarreform ausgesetzt, worauf die Bauern mit einer Fülle von Widerstands- 
formen und Aktionen antworteten. Der Grundadel versuchte der Dorfgemeinschaft 
gegenüber seine Eigentumstitel wiedereinzusetzen; die Physiokraten in der royalisti- 
schen Verwaltung sahen in der Dorfgemeinschaft ein Hindernis für die moderne 
Agronomie, den Wirtschaftsindividualismus und die Herausbildung einer Lohnarbei- 
terklasse auf dem Land. So erhoben sich die Bauernmassen gegen die Feudalreaktion 
wie gegen die kapitalistische Durchdringung der Landwirtschaft und ihre Subsumtion 
unter den Getreidehandel. 


In der ersten Phase der Revolution führten ihre Kämpfe nicht nur zur Brechung der 
Feudalrente und des Bodenmonopols (Gesetzgebung des 4. August), sondern darü- 
berhinaus zur Wiederaneignung des Gemeindelandes und der kollektiven Nutzungs- 
rechte, d.h. zu einer teilweisen Restauration der Dorfgemeinschaft, deren Zerstörung 
das Ancien Regime betrieben hatte. Diese Einheit der Bauern zerbrach jedoch nach 
Abschaffung der Feudalrechte im Fortgang der Revolution an der Frage der Auftei- 
lung des Gemeindelandes, die bäuerliche Aneignungsbewegung wurde von den Klein- 
bauern und der Dorfarmut zur Forderung nach Landverteilung, nach „gleicher und 
gerechter Teilung‘ der Gemeindeländereien (d.h. zum Egalitarismus im Sinne einer 
„loi agraire‘“), fortgetrieben, während die Schicht der wohlhabenden Bauern das Ge- 
meindeland im Umfang des eigenen Besitzes zu rentabilisieren versuchte und aus 
Gründen der Viehwirtschaft auf seiner Erhaltung beharrte. Innerhalb der Dorfgemein- 
schaft trat zutage, daß sie sich als Produktionsweise nicht notwendig im Widerspruch 
zur kapitalistischen Transformation der Landwirtschaft befand (s. F. Gauthier). 


Die Masse der armen Bauern und Landproletarier hielt an der vorkapitalistischen Be- 
grenzung des Eigentums und der Reglementierung des Anbaus und an den darin 
begründeten traditionellen Gemeinschaftsrechten in dem Umfang fest, wie der ein- 
dringende Kapitalismus ihre Existenzbedingungen verschlechtert hatte. Sie blieb 
jedoch nicht bei der Wiederaneignung der Rechte der Dorfgemeinschaft stehen. Ihr 
Antikapitalismus war nicht einfach „konservativ“, sondern übersetzte sich in der 
Bodenfrage in eine revolutionäre Forderung, in ein egalitäres soziales Ideal, wobei er 
sich ein Stück weit mit den radikalen Strömungen der Stadt, mit dem Egalitarismus 
der Sansculotten und den Forderungen nach Reglementierung des Getreidehandels 
und der Lebensmittelpreise traf. Vor allen in der Stellung zum Eigentum unterschied 
sich die Volksbewegung von der bürgerlichen Revolution. Im Mittelpunkt der bäuer- 
lichen wie der städtischen antikapitalistisch-revolutionären Tendenzen findet sich ein 
Eigentumsbegriff in radikal gewandelter Form wieder, der von den Bedürfnissen und 
vom Recht auf Existenz wie vom traditionellen Kollektiveigentum ausging, von einem 
Konsens zwischen der alten Gesellschaft und den Unterschichten also, der zuneh- 
mend durch das Prinzip des bürgerlichen Privateigentums liquidiert wurde. Die anti- 
kapitalistischen Elemente in der Revolution der ärmeren Bauern und der Sansculot- 
ten sind daher, so faßt auch B. Moore zusammen, einer Reaktion auf jene neuen For- 
men der Verelendung zuzuschreiben, die durch die Ausbreitung kapitalistischer Züge 
in der Wirtschaft während der Spätphase des Ancien Regime — und durch die Revolu- 
tion selbst — verursacht wurde. 


Weder in der Hauptstadt noch auf dem Land beschränkten sich die Ereignisse des 
Jahres 1789 auf eine antifeudale Erhebung, überall lag jenseits des Antifeudalismus 
die Subsistenzfrage als Klassenwiderspruch innerhalb der bürgerlichen Revolution 
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zugrunde und war der Widerstand geprägt von der Erfahrung, die die Massen mit der 
beginnenden kapitalistischen Umwälzung der Lebensverhältnisse gemacht hatten. In 
den Hungeremeuten des Frühjahrs wie in den „Jacquerien“ zur Zeit der Großen 
Furcht wurden die Schlösser auch als Kornspeicher und Vorposten der Stadt ange- 
griffen und die Feudalherrn als Getreidehändler ebenso wie die kapitalistischen Päch- 
ter, Großgrundbesitzer und Spekulanten. Die Kämpfe um die im Verlauf der Feudal- 
reaktion usurpierten Gemeinderechte stellten durch Landbesetzungen die freie Weide 
wieder her, das Recht zu jagen und zu fischen wurde allgemein, die Bauern rissen 
Einhegungen nieder und schütteten Trenngräben zwischen den Ländereien zu; und 
zugleich wurden die in den ehemaligen Gemeindewäldern errichteten Sägemühlen, 
Schmieden und Hüttenwerke zerstört. Der ganze Zyklus der Agrar- und Bauernrevol- 
ten war von Aktionen vor allem der nicht marktproduzierenden armen Bauern gegen 
Lebensmittelteuerung und Kornwucher durchzogen, die Bauernrevolten veränderten 
im Kontext der Revolution ihren Charakter als bloße „Jacquerien“, und die Hunger- 
revolten entwickelten sich ihrerseits durch die antifeudale Mobilisierung der Bauern 
zum Angriff auf das Ancien Regime. 


Die antifeudale Tendenz ermöglichte, das läßt Lefebvre nicht außer acht, eine zeit- 
weilige Klasseneinheit der Bourgeoisie mit den ländlichen und städtischen Volksmas- 
sen. Aber die revolutionäre Bourgeoisie konnte — sofern sie selbst Grund und Boden 
besaß und von den Feudalrechten profitierte — zugleich kein Interesse daran haben, 
den Feudalismus durch Jacquerien und brennende Schlösser stürzen zu sehen. Eben 
dies: der Feuerschein über den Ruinen der Feudalherrschaft, war jedoch das Signum 
der autonomen Bauernrevolution. Der Antifeudalismus wurde der Bourgeoisie mit 
Gewalt aufgezwungen oder — anders herum formuliert — die Bourgeoisie ließ, um 
sich selbst zu retten, die „Aristokraten“ fallen, und dies fand seinen Ausdruck in der 
Zerschlagung der Feudalprivilegien durch die Proklamation in der Nacht des 4. August 
1789. Sie sollte unmittelbar die Einbringung der Ernte sicherstellen und, wie ein zeit- 
genössischer Beobachter notiert hat, „der Plünderung des Landes und dem Feuer Ein- 
halt gebieten, das an die Städte und Schlösser gelegt wurde“. Zugleich blieben die 
weiteren Resultate der revolutionären Agrargesetzgebung bis 1792/93, verglichen mit 
den materiellen Forderungen der Mehrheit der armen Bauern, nicht nur unzureichend, 
sondern sie widersprachen ihnen geradezu (daher entsprang der Ruf nach der „loi 
agraire‘‘). Die Bodenreformen und der Verkauf der Nationalgüter waren überwiegend 
im Interesse der großen Pächter und der Besitzbauern verlaufen. Freiheit des Eigen- 
tums an Grund und Boden, der Agrarproduktion und des Handels mit Landwirtschafts- 
gütern wurde durchgesetzt. Der Auflösungsprozeß der traditionellen Dorfgemeinschaft 
wurde fortgetrieben, auch wo — in Gebieten mit kleiner Kultur — kollektive Nut- 
zungsrechte überlebten; der kapitalistische Weg der Agrikultur, den das Ancien Regime 
eröffnet hatte, wurde von seinen Hindernissen befreit und zementiert, auch wo die 
Revolution mit der Konsolidierung einer Schicht bäuerlicher Kleinproduzenten einen 
Kompromiß einging. 


Schließlich hat die Revolution die Klassenunterschiede auf dem Land wesentlich 
vorangetrieben und die Freisetzung des Landproletariats beschleunigt. Schon die 
Doppelbewegung von Feudalreaktion und Kapitalisierung richtete sich vor allem 
gegen die agrarischen Unterklassen, indem sie die dorfgemeinschaftlichen Kollektiv- 
rechte und Existenzgarantien der Armen zunehmend in Geld- und Lohnverhältnisse 
verwandelte. Die Angriffe auf die Armenrechte betrafen unmittelbar die Lebensbe- 
dingungen der bäuerlichen Massen, wie F. Gauthier für die Picardie gezeigt hat: der 
niedrige Lohn von Tagelöhnern oder Textilarbeitern war nur akzeptabel, wenn er 
kompensiert wurde durch das Recht der Ährenlese, des Nachstoppelns, des Bettelns, 
durch das Recht auf die öffentlich anfallenden Arbeiten, welche Rechte zu den allge- 
meinen Kollektivrechten der Dorfgemeinschaft hinzukamen. Nun wurde dazu überge- 
gangen, z.B. das Recht auf Nachlese durch Lohnarbeit zu ersetzen und als Form des 
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arbeitslosen Einkommens zu kriminalisieren. Nachdem der fortschreitende Abbau der 
Gemeinschaftsrechte von der Revolution bestätigt wurde, so schreibt Lefebvre zu- 
sammenfassend, „verstärkte sich noch die Abhängigkeit der Tagelöhner vom Lohn, 
den ihnen der kapitalistische Grundbesitzer zu zahlen bereit war. Darüberhinaus ver- 
loren die kleinen Grundeigentümer ihre Überlebensmöglichkeit und sanken ins Prole- 
tariat herab. Bereits unter dem Ancien Regime hatte sich die Industrie ihrer bedient: 
dadurch, daß der Kapitalismus in das flache Land eindrang, fern von den städtischen 
Zunftbedingungen und begünstigt durch die niedrigen Löhne, mit denen sich die 
Landbewohner zufriedengaben, entwickelte er sich in Frankreich wie in England vom 
ursprünglichen Handelskapitalismus zum Industriekapitalismus. Die Revolution eröff- 
nete ihm neue Perspektiven, mehr noch: indem sie die armen Bauern ihrer Zukunft 
beraubte, bereitete sie deren Landflucht vor. Man brauchte nur noch Fabriken zu 
bauen, die Arbeiter strömten herbei.“ 


Was sie aber als naturalwirtschaftliche Subsistenzgrundlage verloren hatten, forderten 
sie in der Stadt wieder ein. Die konservative Tendenz der Bauern, während der Revo- 
lutionsjahre zum revolutionären Antikapitalismus transformiert, ging eine enge Ver- 
bindung mit den sozialen Ansprüchen der Unterklassen des 19. Jahrhunderts ein. Die 
Dorfgemeinschaft hatte das Gefühl dafür lebendig gehalten, daß — wie Lefebvre sagt — 
die gerechten Bedürfnisse der Gemeinschaft über dem Eigentumsrecht standen und 
daß allen ihren Mitgliedern das Recht auf Existenz zukam: „Diese Vorstellung eines 
‚Sozialrechts‘ (droit social), die seit ihrer frühesten Geschichte im Innern der Dorfge- 
meinschaft aufbewahrt wurde (...), hatten die Bauern nicht vergessen, als sie im Ver- 
lauf des 19. Jahrhunderts das Dorf mit der Stadt und der Fabrik vertauschten; und es 
ließen sich offensichtlich sehr verschiedene Konsequenzen daraus ziehen, je nach den 
ökonomischen und sozialen Bedingungen, unter denen man sich befand.‘‘ Die Rekla- 
mation des Existenz- und Sozialrechts unter den Bedingungen der Proletarisierung in 
und Entwurzelung, der Übergang der Bauernrevolten in die Massenarmut der Städte, 
die Verbindung von Lebensmittelunruhen und Kämpfen um den Brotpreis mit Lohn- 
kämpfen ... in vielen Formen blieb die Tradition der Volksmassen über die bürgerliche 
Revolution hinaus virulent. Diese Virulenz vorkapitalistischer Gesellschaftlichkeit 
trat im revolutionären Prozeß überhaupt erst zutage, und sie hielt solange an, wie in 
den Massenbewegungen zu Beginn der Industrialisierung des 19. Jahrhunderts die 
Frage der sozialen Reproduktion nicht mit Lohnforderungen abgegolten war. 


Die schematische Interpretation der Französischen Revolution als einer Revolution 
unter der Hegemonie des Bürgertums, der die Bewegungen der Bauern wie der städti- 
schen Volksmassen in ihrer vorwärtstreibenden Funktion zugleich untergeordnet blei- 
ben, wird von Lefebvre aufgesprengt und fragwürdig gemacht. Die Voraussetzung 
dafür ist nicht nur ein „Blick von unten‘, sondern ein kontingenter Geschichtsbegriff, 
der den Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus nicht als ratio in die Klassen- 
kämpfe während der Französischen Revolution projiziert. 


So aber verfährt die gesamte marxistische Interpretation. A. Soboul greift in seiner 
umfänglichen Monographie über die „Pariser Sansculotten im Jahre II“ gleich eingangs 
auf dieselbe Formulierung zurück, die Lefebvre für die Autonomie der Bauernrevolu- 
tion geprägt hatte: „So wie innerhalb der Revolution eine autonome bäuerliche Strö- 
mung existierte, so hat sich auch eine spezifische sansculottische Strömung herausge- 
bildet. Die Ursprünge dieser Strömung sind in der Stellung der Handwerker und 
kleinen Ladenbesitzer (boutiquiers) innerhalb der Gesellschaft des Ancien Regime 
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und in der Krise der französischen Wirtschaft zu suchen (...) Sie liegen in der immer 
größer werdenden Erschwernis der Lebensbedingungen der Pariser Volksmassen 
schon weit vor 1789. Denn ebenso wie durch das aristokratische Komplott sind die 
Sansculotten durch die Lebensmittelkrise in Bewegung gesetzt worden. Autonom in 
ihren Ursprüngen, ist es diese Volksbewegung auch in ihrem Verlauf, in ihrer politi- 
schen Organisation (...) und in ihren Krisen (...) So enthüllt sich schließlich der beson- 
dere Charakter der Tendenzen der Sansculotterie. Eng mit der staatlichen Reglemen- 
tierung und Preisfestsetzung verbunden, die das Wesen der alten Produktions- und 
Austauschweise ausgemacht hatte, stand sie in ihrer Mehrheit der Geisteshaltung der 
Bourgeoisie feindlich gegenüber. (...) Diese Mentalität der Pariser Sansculotten war in 
ihrem Wesen oftmals identisch mit jener der Bauern, die ihre Dorfgemeinschaft und 
ihre Kollektivrechte, die ihnen die Existenz sicherten, gegenüber der sich durchset- 
zenden kapitalitischen Agrikultur und dem agrarischen Individualismus erbittert ver- 
teidigten.‘‘ Soboul legt dieser herangezogenen Formulierung jedoch einen völlig 
anderen Sinn unter. 


Die Bedeutung des Sansculotten-Buches ist unbestreitbar. Soboul breitet ein Material 
aus, das die Sansculotterie als ein komplexes soziales Phänomen (keine Klasse, son- 
dern eine „Koalition‘‘, wie er sagt) im Spannungsverhältnis von antikapitalistischen 
Tendenzen der Pariser Unterklassen und der bürgerlich-radikalen Dynamik der Jako- 
binerrevolution hervortreten läßt. Immer wieder hebt er den Klassengehalt sansculot- 
tischer Forderungen hervor, der im Programm der bürgerlichen Revolution nicht auf- 
ging. 


Die Klassenzusammensetzung der Sansculotten wird in der Breite des „menu peuple“, 
das heißt der städtischen arbeitenden Volksmassen wie der unteren Schichten des 
Kleinbürgertums des ausgehenden Ancien Regime bestimmt. Dabei greift Soboul das 
sansculottische Selbstbewußtsein auf, das sich an der Phänomenologie des Klassen- 
unterschieds von arm und reich mehr orientierte als an der Frage von Besitz oder 
Nicht-Besitz. „Es handelt sich‘, so schreibt er, ‚um den Widerspruch zwischen den 
Anhängern einer bestimmten Auffassung von einem begrenzten und kontrollierten 
Eigentum und den Parteigängern des uneingeschränkten Eigentumsrechts (...). Mehr 
noch ist es die Opposition der Anhänger von Reglementierung und Zwangspreisen 
gegen die Verfechter der absoluten Wirtschaftsfreiheit, der Widerspruch zwischen 
Konsumenten und Produzenten.‘ Als städtische Verbraucher konzentrierten die 
Sansculotten ihr Interesse auf die Lebensmittelfrage. Der Hunger war das Einigungs- 
mittel, das dem Begriff des Sansculotten eine soziale Realität gab. Allerdings legt 
Soboul zugleich ein deutliches Schwergewicht auf jene Fraktionen von Handwerkern 
und Krämern, deren kleinbürgerliche Zielsetzung vom Jakobinismus aufgegriffen wer- 
den konnte. Er kennzeichnet die „revolutionäre Avantgarde der Pariser Sansculotte- 
rie‘“ als eine ‚Koalition kleiner Handwerksmeister und Ladeninhaber mit den Gesel- 
len, Gehilfen und Arbeitern“, die mit ihnen zusammen arbeiteten und lebten; und er 
erklärt aus dieser — vor allem im Faubourg Saint-Antoine vorherrschenden — Situation 
der Ateliers und der Zerstreuung der Pariser Industrien die Dominanz handwerklich- 
kleinbürgerlicher Ansichten unter den arbeitenden Klassen. So entsteht der Eindruck, 
daß diese Klassen ihre Fähigkeit zum revolutionären Handeln dem Einfluß der Hand- 
werksmeister und der Bourgeoisie verdanken, daß die Sansculotterie selbst ein politi- 
sches Produkt des bürgerlichen Radikalismus war. Und so bleibt die Klassengrenze 
der Sansculotten nach oben, zu den Jakobinern hin, allerdings offen, und der Über- 
gang von den armen und arbeitenden Klassen zu den jakobinisch repräsentierten 
Schichten des kleinen und mittleren Besitzbürgertums bleibt so fließend, wie er in 
den ideologischen Diskursen Robespierres u.a. über Volkssouveräntität, Eigentum 
und Existenzrecht immer gehalten wurde. 


Wo Soboul schließlich das soziale Ideal der Sansculotten: die Forderung nach Garan- 
tie des Rechts auf Existenz, nach Gleichheit der Lebenshaltung und nach Einschrän- 
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kung des Eigentumsrechts darstellt, da bezieht er sich mehr auf den ideologischen 
Fonds der Aufklärung, der allen Trägerschichten der Revolution gemeinsam war, als 
auf die Unterschiede und klassenmäßige Unvereinbarkeit zwischen den Forderungen 
und Aktionen der Volksmassen und den Interpretationen des Rechts auf Existenz 
durch den radikalen jakobinischen Flügel der Bourgeoisie. Die Klassenunterschiede 
zwischen Jakobinern und Sansculotten werden zwar nicht bestritten, aber im Vorder- 
grund steht die Leistung der Jakobinerdiktatur, den Insurrektionalismus der Massen 
„einzufangen und zu disziplinieren‘‘, steht die „Wirklichkeit und Wirksamkeit des 
jakobinisch-sansculottischen Blocks 1793“ (W. Markov). Eine Grenzlinie tritt in 
dieser marxistisch-leninistischen Lesart erst im Thermidor zutage, in der Gleichgültig- 
keit der Pariser Sansculotten gegenüber dem Sturz Robespierres. 


Hier beginnen die Probleme und Ungereimtheiten der Interpretation. Die Schule 
Sobouls verkehrt unter Voraussetzung eines marxistischen Fortschrittsbegriffs und 
Begriffs der bürgerlichen Revolution das Moment der Autonomie der Volksbewegung 
dahingehend, daß die Sansculotten als „ein Trupp ideologischer Nachzügler‘ erschei- 
nen müssen, der die aufgabereifen Positionen der traditionellen Wirtschaftsform ver- 
teidigt‘‘. Dieser parteikommunistische Bescheid sollte bei Soboul zunächst zur Ab- 
grenzung von unhistorischen Parallelen zwischen Sansculotterie und Proletariat (in 
der Auseinandersetzung mit D. Guerin) dienen. Aus ihm folgt aber die Präferenz des 
robespierristischen Modells der Diktatur und des Primats der Politik, wie sie sich 
durch die Soboul’sche Historiographie der Französischen Revolution hindurchzieht. 
Die Sansculotten-Bewegung wird zensurmäßig aufgeteilt in ein ökonomisch rückstän- 
diges, konservatives soziales Ideal (worin das revolutionäre Existenzrecht wie das 
Gleichheitsideal einer rousseauistisch-robespierristischen Gesellschaft kleiner unab- 
hängiger Warenproduzenten zusammenfließen), das der reglementierten Produktions- 
und Distributionsweise des Ancien Regime verbunden blieb und mit den „ökonomi- 
schen Zwangsläufigkeiten in Widerspruch“ trat — gelegentlich geht Soboul noch 
weiter und behauptet, die Sansculotten hätten gar ‚kein eigenständiges und wirksames 
soziales Programm“‘ gehabt. Und aufgeteilt in ein politisches Ideal, welches zwar in 
der konkreten Gestalt und der Macht der Pariser Sektionen, der Organe der Doppel- 
herrschaft von unten während der Jahre 1793/94, und der latenten Aufstandsdro- 
hung unvereinbar und bedrohlich für die bürgerlich-revolutionäre Diktatur gewesen 
ist, welches aber von Soboul immerhin für fortschrittlich genug gehalten wird, den 
Prozeß der bürgerlichen Revolution zu garantieren und zu vollenden. Damit wird die 
eigentliche Bedeutung der Sansculotterie auf die politische Ebene verlegt, als „Streit- 
macht‘ und ‚Massenbasis‘‘ der Revolution machen die Sansculotten bei Soboul 
wieder gut, was immer ihnen an Vorbehalten einer „präkapitalistischen Mentalität‘ 
oder an Blockierung der raschen kapitalistischen Transformation zugeschrieben 
wurde. 


Die Konstruktion einer jakobinisch-kleinbürgerlich dominierten, d.h. nicht klassen- 
mäßig distinkten Sansculotterie bzw. das Verdikt der Rückwärtsgewandtheit, letzt- 
lich die Leugnung eigenständiger sozialer Forderungen zielt geradezu darauf ab, die 
Sansculotten als fortschrittliche, politisch treibende Kraft in die bürgerliche Revolu- 
tion mit einzubeziehen. Die Sansculotten erhalten, weil ihre ökonomischen und 
sozialen Lebensverhältnisse „zum Untergang verurteilt‘ sind und damit auch die For- 
derung nach Garantie des Existenzrechts als Unterklassenforderung, ihre revolutionäre 
Rolle aus dem Charakter der bürgerlichen Revolution zudiktiert. Nicht der soziale 
und Klassendruck von unten werden als historische Determinante angesehen, schon 
gar nicht die Subsistenzfrage, an der das Revolutionsregime Robespierres scheitert, 
sondern die „politische Tendenz“ der Sansculotten. Dabei wäre noch zu fragen, ob 
die sansculottischen Ideale direkter Demokratie und Volkssouveränität (die ja eben- 
falls aus dem Selbstverständnis der bürgerlichen Aufklärung stammen) nicht unter 
dem Druck der Straße, der Volksunruhen und Emeuten, eine ganze andere Bedeutung 
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bekommen haben; ob nicht die Unkontrolliertheit und stets latente Bereitschaft zur 
Insurrektion der eigentliche Ausdruck der Volksmacht während der Französischen 
Revolution gewesen ist; mit anderen Worten, ob nicht gerade der Klasseninhalt der 
Doppelherrschaft von Pariser Sektionen und Jakobinerdiktatur selbst die entschei- 
dende politische Qualität war — eine politische Qualität und eine Aktionsebene, die 
Soboul in dieser Form übrigens gleichfalls den ‚‚objektiven Erfordernissen der bürger- 
lichen Revolution‘ zum Opfer fallen läßt. 


Faßt man die Arbeiten Sobouls zur Rolle der Volksbewegungen innerhalb der Fran- 
zösischen Revolution zusammen, so reflektieren sie nicht nur das historische Paradox, 
daß die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise in Frankreich auf Voraus- 
setzungen basiert, die unmittelbar aus dem revolutionären Kampf der bäuerlichen 
und städtischen Volksmassen und auf dessen Vermittlung durch das politische Instru- 
ment der Jakobinerdiktatur hervorgingen: nämlich auf der vollständigen Liquidation 
des Feudalsystems, auf der weitgehenden Auflösung der Dorfgemeinschaft und der 
Freisetzung der Lohnarbeit, auf der Unterordnung des Handelskapitals (gegen das die 
Sansculotten zu Felde gezogen waren) unter das produktive Kapital; aber auch auf 
der Stärkung einer Masse von selbständigen Kleinproduzenten, Eigentumsbauern und 
kleinem bzw. mittlerem Bürgertum, was eine gewisse Langsamkeit in der kapitalisti- 
schen Entwicklung Frankreichs begründet haben mag. Sondern das Paradox der Inter- 
pretation selbst besteht darin, daß alle sozialen Kräfte und Aspirationen von unten 
— die Soboul zunächst als existenzrechtlich begründet und gegen die politische Öko- 
nomie des Kapitals gerichtet einführt — schließlich für die historische Durchsetzung 
des Kapitalismus auf dem Weg der bürgerlichen Revolution veranschlagt werden und 
aufgehoben scheinen. Die revolutionäre Bourgeoisie und ihre Avantgarde, die Jako- 
biner, haben sich im Endkampf um die Abschaffung der Feudalherrschaft der Volks- 
massen bedient, so die Interpretation, deren nicht nur antifeudalistische, sondern 
ebensowohl antikapitalistische Forderungen sie zeitweilig befriedigen mußten. Im 
Gang der Geschichte erwiesen sich diese Forderungen aber als Teil des Feudalsystems 
selbst, als Idealisierungen der alten Formen von ökonomischer Reglementierung und 
Taxation oder von Dorfgemeinschaft, die dem Wirtschaftsliberalismus im Wege stan- 
den und von der bürgerlichen Revolution deshalb beiseite zu räumen waren. Jenseits 
also eines geschichtlichen Auftrags wider Willen zogen die Volksmassen, wie Soboul 
abschließend bemerkt, keinen wirklichen Nutzen aus der Revolution, die sie vielmehr 
ihrer Existenzgrundlage und Garantien beraubte und schutzlos der neuen kapitalisti- 
schen Ökonomie auslieferte. 


Auf den Punkt gebracht liest man es bei W. Markow: „Eine andere als eine bürgerliche 
Revolution (...) stand im 18. Jahrhundert nicht zur Debatte. (...) Büßte die Sansculot- 
terie die Funktion einer Massenbasis für die bürgerliche Revolution ein, so entfiel 
unweigerlich auch die letzte Aussicht, ihre mit der Bourgeoisie rivalisierenden Bedürf- 
nisse anzumelden oder gar zu befriedigen. Hinzu kommt, daß die Sansculotten nicht 
einmal eine Klasse waren, noch viel weniger eine Klasse der Zukunft. Sie trugen den 
Widerspruch, der es ihnen verwehrte, sich an der Spitze der Revolution zu halten, in 
sich. Soboul hat diese Diskrepanz zwischen ihrer rückwärtsgewandten ökonomischen 
Verhaftung an die kleine Warenproduktion und dem hervorragenden politischen Elan, 
der die Volksbewegung auszeichnete, nachdrücklich betont. Das gilt schon für die 
Jahre 1789-1794, um wieviel mehr für die nachfolgende Zeit. Die Sansculotten wur- 
den zu einem Hemmnis auf dem Weg, den niemand hartnäckiger und gleichzeitig 
widerwilliger als sie für die Weltherrschaft der kapitalistischen Bourgeoisie freige- 
kämpft hat.‘ (!) 


Das ganze Dilemma liegt im Fortschrittsbegriff und im marxistischen Schema der Re- 
volution. Wie sehr die Soboul-Schule als Zugestöndnis an Lefebvre die ‚„„‚Autonomie“ 
der Bauern- und Sansculottenbewegung vor sich herträgt, so läuft doch alles darauf 
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hinaus, den Kampf der Volksmassen in den historischen Prozeß der Zerschlagung des 
Feudalismus und der Sicherung der Resultate der bürgerlich-kapitalistischen Umwäl- 
zung integriert zu sehen — und zwar bis zu dem offensichtlichen Grenzpunkt, an dem 
gesagt werden muß, daß die Volksmassen notwendigerweise in der Revolution leer 
ausgegangen sind. Nicht die Exploitation sozialer Kämpfe durch die Bourgeoisie, ihr 
Gebrauch für die Durchsetzung des kapitalistischen Entwicklungsmodells, steht hier 
zur Debatte, sondern die Einebnung dieses Widerspruchs durch eine marxistische 
Historiographie, die ihren Dreh- und Angelpunkt in der ‚‚Einheit der bürgerlichen Re- 
volution“ sucht und auf deren Infragestellung so empfindlich reagiert, weil der Mar- 
xismus selbst als Modernisierungstheorie keine andere Referenz hat. 


(Ein letzter Interpretationssprung sei am Rande erwähnt: Was Soboul im falschen Be- 
zug auf Lefebvre und aus Gründen der Parteiräson den — gemessen an der robespierri- 
stischen Politik — ökonomisch rückschrittlichen, antikapitalistischen Charakter der 
Volksbewegung genannt hat, das verleibt er unter Einfluß der sog. Transformations- 
debatte und der Arbeiten des sowjetischen Historikers Ado später selbst noch einem 
spezifisch französischen „demokratischen Weg zum Kapitalismus‘ (sic) ein, einer 
Bewegung zum Kapitalismus auf der Basis des kleinen Eigentums und der kleinen 
Warenproduktion, von der die egalitären Massenforderungen während der Revolution 
nur der vorgeschobene ideologische Ausdruck gewesen seien. Hiermit wird der letzte 
Rest von ‚„‚Autonomie“ geglättet, die antikapitalistischen Tendenzen und der Egalita- 
tismus der Volksmassen werden nicht mehr als rückschrittlich eingestuft, was nicht 
aufging in der bürgerlichen Revolution: die Widersprüche zwischen Bauernmassen 
und Agrarkapitalismus, zwischen sansculottischer Volksbewegung und Jakobinerherr- 
schaft, findet sich nun in einem breiten Mittelklassenkonzept wieder. Insbesondere 
für die Bauernbewegung hat sich F. Gauthier diese korrigierte Sicht zu eigen gemacht, 
derzufolge die Masse der kleinen Bauern für die Wiederherstellung einer Dorfgemein- 
schaft gekämpft hätte, die sich mit der kapitalistischen Entwicklung wohl vertrug. So 
werden Landarme, die sich Produktionsmittel aneignen, zu Zuträgern des Kapitalis- 
mus. Die Interpretation ist von der „Diktatur des Proletariats‘‘ oder der ‚‚Volksdemo- 
kratie‘‘, um die es immer ging, wenn in der PC von Robespierre geredet wurde, zum 
Geist der französischen „Linksunion‘“ übergegangen.) 


Sobouls Thesen waren ursprünglich gegen eine -Darstellung der Klassenkämpfe von 
1793 bis 1795 unter dem Aspekt einer eigenständigen Volksrevolution gerichtet, die 
D. Gu£rin vorgelegt hatte und die bis heute von den marxistischen Historikern (von 
Markov, Rude u.a.) wegen trotzkistisch-anarchistischer Sicht der Dinge inkriminiert 
wird. Allerdings werden die sozialen Kämpfe während der Französischen Revolution 
bei Guerin als Machtkämpfe und Diktatur der Bourgeoisie gegen jene arbeitenden 
Klassen, die er als Vorkämpfer des Proletariats bezeichnet (als „bras nus‘‘), gewisser- 
maßen enthistorisiert, die Sansculottenbewegung wird in ihrem sozialen Gehalt ver- 
nachlässigt, und von daher verlagern sich die Klassenkämpfe auf die Vorderbühne von 
Personen und Fraktionen. Seine ungeschichtliche Parteinahme für die „bras nus“ 
unter den Sansculotten hat Guerin den Vorwurf eingetragen, er mache einen ‚„Trupp 
ideologischer Nachzügler‘“ zur „proletarischen Avantgarde‘‘. Außerdem begeht Guerin 
das in Frankreich unverzeihliche Sakrileg, Robespierre und den Jakobinismus von 
ihrer demagogischen Seite, in ihrer gegen die Volksmassen gerichteten Politik zu be- 
leuchten — ein Sakrileg, das nicht nur die marxistische Historikergarde aufbringen 
mußte, sondern das das Selbstverständnis der französischen Linken seit der Julimonar- 
chie tangiert, So lautet der zweite Vorwurf, Guerin habe als Trotzkist nicht nur die 
Probleme der proletarischen Revolution des 20. Jahrhunderts in die bürgerliche Revo- 
lution des 18. Jahrhunderts eingeblendet, sondern er mache Robespierre zum „Vor- 
läufer der Thermidorreaktion“, der definitiven Stabilisierung des Wirtschaftsliberalis- 
mus und der Entwaffnung der Sansculottenbewegung im Jahre 1794/95. 
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Hinter dem ideologischen Wirrwarr bleibt eine offene Frage. Die Sansculotterie, die 
städtischen Volksmassen, sind in ihren sozialen und ökonomischen Bestrebungen wie 
in ihren Kampfformen nicht zureichend dadurch beschrieben, daß sie — wie Soboul 
dies bevorzugt tut — unter der Sammelkategorie als „städtische Konsumenten‘ mit 
der alten Produktions- und Austauschweise in Verbindung gebracht werden. Nicht 
nur unterlagen alle Forderungen, die sich auf die Wiederherstellung von Marktregle- 
mentierungen und Preisfestsetzungen etc. beziehen, im Prozeß der Revolution einem 
entscheidenden Bedeutungswandel (ich gehe darauf noch ein); sondern innerhalb der 
Sansculottenbewegung gab es ein Wechselverhältnis von Kampfformen, die sich auf 
die Sphäre der Lebensmittelpreise (Allgemeines Maximum) ebensowohl wie auf die 
Ausnutzung der zeitweiligen politischen Gegenmacht zur erhöhten Selbstverwertung 
der Arbeit bezogen; Forderungen nach Tarif und Lohn im gerechten Verhältnis zum 
Brotpreis, Kampfformen wie Streiks und Ausstände, die als frühproletarisch zu be- 
zeichnen sind und die sich in der Stadt doch stets wieder mit Lebensmittelrevolten 
vermischten. 


Soboul ist, wie R. Cobb irgendwo schreibt, seinen Sansculotten immer nur in die po- 
litischen Clubs nachgegangen, wo sie mit den Jakobinern wetteiferten. Dabei gerät 
nicht nur das Quartier und die Mansarde im fünften Stock in der Sektion Gravilliers 
in den Hintergrund, wo die armen Leute wohnten, deren Hoffnung der Priester Jacques 
Roux war, die Arbeiterviertel des Zentrums und die unkontrollierten Armenviertel 
des Faubourg Saint-Marcel; auch nicht nur die Warteschlangen der Frauen vor den 
Bäckerläden, die der eigentliche Ort der städtischen Emeuten waren. Sondern die un- 
regulierte Masse der Arbeitslosen, die Lage der fluktuierenden Arbeitskräfte vom 
Land, die sich in der Hauptstadt auf der Suche nach Arbeit zusammendrängten und 
hier ihre familiären Beziehungs- und Unterstützungsnetze aufrechterhielten; der Sai- 
sonarbeiter auf den zahllosen Baustellen von Paris; die Lage der nicht-seßhaften Be- 
völkerung und der Population der „garnis‘‘, der ambulanten Straßenhändlerinnen, der 
Textilarbeiterinnen und Wäscherinnen, die billige Seife forderten, der Tagelöhner, der 
Gesellen und ‚„chambrelans‘‘ (Heimarbeiter), die gegen die mechanischen Webstühle 
protestierten; derjenigen Arbeiter, die sich während der Revolution in den Bereichen 
des Lebensmitteltransports, der Truppenausrüstung oder in den Waffenmanufakturen 
eine gewisse Machtstellung erobert hatten — kurz, die soziale Lage und die Bestrebun- 
gen des eigentlich frühproletarischen Teils der Sansculotten werden von Soboul der 
politisch-ideologischen Koalition und dem Traditionalismus einer Handwerker- und 
Krämersansculotterie zugeschlagen, weil nur eine Minderheit unter ihnen wirklich 
kapitalistisch ausgebeutete Lohnarbeiter waren und weil sich in ihren Kämpfen die 
„Keimform der proletarischen Revolution‘“ allerdings nicht findet. 


Nun sind die vorherrschenden sozialen und politischen Gemeinsamkeiten der Sanscu- 
lotterie bis ins handwerkliche Kleinbürgertum hinein nicht infrage zu stellen, vor allem 
insoweit dies selbst verarmte; und sie ist auch als Ganzes nicht mit den arbeitenden 
Klassen zu verwechseln. Was war aber z.B. ein Handwerker 1793 in Paris und was 
hatte er mit der alten Produktionsweise zu tun? In einer Charakteristik der Anhänger 
des Jacques Roux versucht Markov immerhin, einige Unterschiede und Brüche festzu- 
halten: ‚Die Jacquesroutins“, so führt er aus, „erscheinen, sozial gesehen, nicht als 
spezifische Fraktion der Pariser Sansculotterie. (...) Sie sind weder eine lumpenprole- 
tarische ‚Elendsschicht‘ noch ein ‚Proletarierflügel‘, jedoch überwiegen unter ihnen 
die kleinen Handwerker (...) Von nachwirkender mittelalterlicher Zunftgeborgenheit 
oder von patriarchal-feudaler Bindung ist nichts mehr zu spüren, eher von zunehmen- 
der kapitalistischer Mobilität: fast alle sind sie auf der Suche nach Brot und Fortkom- 
men aus der Provinz in die Mietskasernen von Paris gezogen, um hier ein Gewerbe zu 
betreiben; auf einen, dem die Gründung einer unabhängigen Kleinbürgerexistenz 
gelingt, entfallen mehrere, die ‚chambrelans‘, Gesellen und Gehilfen bleiben oder 
sogar für große Unternehmer arbeiten.“ 


73 


Soboul und G. Rud& haben in mehreren Aufsätzen über das Problem der Arbeit und 
das Verhältnis der Pariser Arbeiter zur Revolutionsregierung gegenüber Gu£rin zu- 
recht betont, daß die Sansculottenbewegung nicht unter dem Blickwinkel einer 
„Arbeiterbewegung“ gesehen werden kann, daß selbst die ausgesprochenen Koalitio- 
nen und Lohnkämpfe der Zeit vor dem Thermidor nur im allgemeinen Zusammenhang 
der Subsistenzrevolten und nicht als spezifische Arbeiterkämpfe verständlich sind, in 
welchen Zusammenhang sie auch in den Aufständen des Germinal und Prairial wieder 
eingeflossen sind. Dies Verständnis verkehrt sich aber ins Gegenteil, wo dem städti- 
schen Kampfzyklus der Volksmassen zwischen 1789 und 1795 jede neue Dimension 
eines sozialen Klassenkriegs abgesprochen wird, bei dem Bourgeoisie und Aristokratie 
einer Front von Besitzlosen gegenüberstanden, die durch die kapitalistische Umwäl- 
zung allererst geschaffen worden war. Gewiß waren die Sansculotten nicht nur Arbei- 
ter und kein modernes Proletariat. Gewiß waren ihre Kämpfe Abwehrkämpfe gegen 
den Fortschritt — und insofern vielleicht auch „rückwärtsgewandt“. Aber sie standen 
doch im historischen Schnittpunkt zwischen der Zerstörung der traditionellen Exi- 
stenzbedingungen und der Drohung des Übergangs ins Proletariat, und eben daraus 
begründete sich die Autonomie ihrer Revolution. 


Der Kampf ums Brot 
und das Allgemeine Maximum 


Daß im ländlichen wie im städtischen Kampfzyklus 1789-95 und insbesondere bei 
allen „journees“ (Kampftagen) in Paris die materiellen Existenzbedingungen, die Le- 
bensmittelfrage und Teuerung, das treibende Motiv gewesen sind, welches — wie gesagt 
wird — die Volksmassen in Bewegung gesetzt hat, ist in der Schule von Lefebvre, 
Soboul und Rude& unumstritten. Ebenso die Ansicht, daß die Jakobinerdiktatur an 
dem Problem gescheitert ist, die städtische Lebensmittelversorgung zu sichern. Lefeb- 
vre konstatiert in seiner Rezension der Untersuchungen des französischen Wirtschafts- 
historikers Labrousse über Preis, und Einkommensbewegungen am Vorabend der 
Französischen Revolution, „daß der Hunger eine größere Rolle spielte, als die Histo- 
riker bisher angenommen haben‘, und verweist auf die „Koinzidenz zwischen dem 
Ereignis des 14. Juli und dem Kulminationspunkt der Preissteigerung des 18. Jahr- 
hunderts“. Nun ist aber der Zusammenhang von ökonomischer Krise und politischer 
Revolution, wie er vor allem von Labrousse immer wieder betont worden ist, für sich 
genommen alles andere als aufschlußreich, zumal wenn Krise und Hunger als letzte 
Instanzen genommen werden, anstatt daß der Gebrauch der Krise selbst als Form der 
Politik verstanden wird. Die Versorgungsschwierigkeiten während der Französischen 
Revolution sind mehr als eine naturwüchsige ökonomische Bedingung der Umwäl- 
zung, verschärft durch die Kriegsökonomie und Gegenstand der revolutionären Admi- 
nistration von Wohlfahrtsausschuß und Lebensmittelkommissaren. Es ist auch keine 
Betrachtung der ‚Geschichte von unten“, die Volksbewegungen aus dem Bedürfnis 
des Hungers und damit zu erklären, daß die Massen sich stets noch denen zuwandten, 
die ihnen billiges Brot versprachen. Hunger und Brotpreis waren die soziale Frage, an 
der sich zugleich die Klassenkonflikte und die politische Bewegung der Revolution 
entwickelten. Hunger, Teuerung und Inflation bildeten die brutale Form des Klas- 
senkampfs von oben, den die bürgerliche Revolution darstellte, und die Subsistenz- 
revolten der armen Bauern und Sansculotten waren der umfassendste Ausdruck von 
Massenbedürfnissen, deren egalitäre und existenzrechtliche Dimension dem kapitali- 
stischen Entwicklungsweg zuwiderlief. 
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Die Volksmassen haben ihrer eigenen Zielsetzung nach nicht die bürgerliche Revolu- 
tion vorangetrieben, und diese Zielsetzung ist vom historischen Ergebnis der Revolu- 
tion aus gesehen, das die künftigen Klassenfronten zwischen Bourgeoisie und Proleta- 
riat offen hervortreten ließ, auch nicht desavouiert, wie Soboul meint. Sondern die 
Massen haben die bürgerliche Revolution mit einer sozialrevolutionären Tendenz bis 
zu dem Umschlagspunkt konfrontiert, an dem die Bourgeoisie in Gestalt der Jako- 
binerdiktatur eine politische Vermittlung der Massenrevolten versucht und, nachdem 
dies gescheitert war, die ganze Sansculottenbewegung militärisch und im weißen 
Terror des Thermidorregimes niedergemacht hat. Bauernmassen und städtische Sans- 
culotterie forderten die traditionellen Existenzgarantien der alten Gesellschaft genau 
in dem Moment wieder ein und machten diese Forderung zur Grundlage ihrer eigenen 
revolutionären Bewegung, in dem die Feudalreaktion und der frühe Agrar- und Han- 
delskapitalismus gleichzeitig zum Angriff auf die Existenzbedingungen der Massen 
übergingen — und die bürgerliche Revolution selbst war ein Teil dieses Klassenangriffs. 
Was sie als antifeudale Stoßrichtung anbot, wurde von den Volksmassen in dem Um- 
fang mitgetragen, wie darüber zugleich die neuen Prinzipien einer liberalen, kapitali- 
stisch verfaßten Ökonomie zu blockieren waren. Der Maßstab und Ausdruck dafür 
blieb immer die Subsistenzfrage. Das wichtigste Resultat der Konfrontation von unten 
war, was die städtischen Klassenkämpfe betraf, die Politik des ‚„‚Maximums“, mit dem 
die Volksmassen den kleinbürgerlich-radikalen Flügel der Bourgeoisie zwangen, zu 
eben den Formen der Reglementierung des Getreidehandels und der Preisfestsetzung 
als eines Instruments revolutionärer Politik zurückzukehren, die im Ancien Regime 
üblich gewesen und erst in der Spätphase der physiokratisch-kapitalistischen Offensive 
und von der triumphierenden bürgerlichen Revolution außer Kraft gesetzt worden 
waren. Ein Resultat der Konfrontation von unten, aber zugleich durch die Terrorisa- 
tion und Militarisierung der Versorgungsfrage auch ein Instrument der Disziplinierung 
der Bedürfnisse der Massen. 


Diese Dimension der Französischen Revolution freigelegt zu haben, ist das große Ver- 
dienst des Werkes von A. Mathiez über Teuerung und soziale Bewegung während der 
Terrorherrschaft aus dem Jahr 1927 (,‚La vie chere et le vouvement social sous la 
Terreur‘“). Es gibt nur wenige historische Arbeiten, aus denen man mehr über die 
soziale und ökonomische Gegenmacht der Volksmassen in der Revolution lernen 
kann. Man hat dieser Darstellung später ihre Beschränkung auf Dokumente der poli- 
tisch-parlamentarischen Verwaltung, der Sektionen, Ausschüsse und des Konvents 
vorgeworfen (und dem Autor eine an der Person Robespierres orientierte Optik); und 
daran mag richtig sein, daß hier die Volksbewegungen und die Subsistenzforderungen 
bezogen auf ihre institutionellen Ausdrucksformen in der Jakobinerdiktatur behandelt 
werden. Jedoch begeht Mathiez nicht den umgekehrten Fehler, die zentralen ökono- 
mischen Forderungen der Volksmassen auf einen Traditionalismus und ein konserva- 
tives Verhaltensmuster festzulegen. Indem er die Artikulation und Durchsetzung der 
egalitären, konsumistisch bestimmten Massenbedürfnisse nach ihrer „politischen‘“ 
Qualität befragt und ernst nimmt, wirft er im Grunde die entscheidende Frage auf. 
Das traditionelle Sozial- und Existenzrecht erhielt, so scheint es, im epochalen Über- 
gang zur Stadt und im revolutionären Zyklus eine neue Qualität und Virulenz, die 
mit präkapitalistischem Bewußtsein (einem ‚‚socialisme ... tr&s archaique“, sagt Ma- 
thiez) und dem Versuch der Hinüberrettung feudaler Sicherheiten in kapitalistische 
Zustände viel weniger zu tun hatte als mit der Wahrnehmung der Chance, den gesell- 
schaftlichen Reichtum von unten anzueignen. 


Demgegenüber beharrt G. Rud& in seinen Arbeiten, die auf breiterer Quellenbasis das 
Thema von Mathiez wieder aufnehmen, stärker auf der Tradition und Kontinuität der 
Subsistenzunruhen im Zeitraum vom letzten Drittel des 18. Jahrhunderts bis 1848. 
Unter dem Begriff der „mouvements de justice naturelle“ faßt er alle jene Bewegun- 
gen und Lebensmittelaufstände der Epoche zusammen und interpretiert sie auf ihren 
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traditionellen Kern hin, für die E.P. Thompson später den Begriff der ‚moralischen 
Ökonomie‘‘ eingeführt hat. Vor allem ‚‚The Crowd in the French Revolution“ ist 
wohl die aufschlußreichste Sozialgeschichte solcher Unruhen, von denen er sagt: 
„Kein anderes Motiv hat die revolutionären Massen stärker und dauerhafter angetrie- 
ben, als das Bedürfnis nach Versorgung mit reichlichem und billigem Brot.‘ Als Merk- 
male der Subsistenzrevolten stellt Rude& heraus: die „taxation populaire‘‘, also die 
Preisfestsetzung durch das Volk, als Modus der Volksbewegungen und als Versuch 
der städtischen Massen, in Zeiten der Teuerung die Kontrolle über die Existenzbedin- 
gungen zurückzuerhalten — d.h. die Preiskontrollen von unten waren mehr als ein 
bloßer Ausdruck der Misere (man könnte sagen, sie waren ein Ausdruck von „Ökono- 
mie“ und sozialer Reproduktion der Massen); den antikapitalistischen Charakter der 
Revolten im Widerspruch zur bürgerlichen Konzeption von Eigentums und Wirt- 
schaftsfreiheit; die Lebensmittelfrage als breiteste soziale Plattform der Sansculotterie, 
in der das Interesse der armen und arbeitenden Klassen konvergierte; und schließlich 
— im Anschluß an Mathiez — den Niederschlag der Taxierungsbewegung in der jako- 
binischen Wirtschaftspolitik. 


Aber Rud& nimmt viel von den Einsichten, die seine Analyse vermittelt, wieder zurück, 
wenn er — mit dem historischen Schema von Soboul weitgehend in Übereinstimmung — 
die Volksbewegung außerhalb des politisch-ideologischen Einflußbereichs und der 
Allianz mit der Bourgeoisie für wirkungslos und ‚‚unproduktiv‘‘ erklärt und zusam- 
menfassend schreibt: „In jeder Phase der Revolution intervenierten die Sansculotten 
nicht etwa, um die Gesellschaft zu erneuern oder ihr neue Grundlagen zu geben, son- 
dern um traditionelle Rechte einzufordern (...) Kennzeichen der großen journ&es, die 
die Revolution vorbereiten und sie dann prägen, ist ein Reflex der Abwehr gegenüber 
den geschichtlichen Ereignissen. (...) Was sind die wiederholten Bewegungen der 
taxation populaire anderes, als Bekräftigungen eines traditionellen Rechts kleiner 
Konsumenten und ihres Schutzes gegen die Neuerung des kapitalistischen Marktes, 
gegen das Prinzip von Angebot und Nachfrage?‘‘ Der Antimodernismus ist sicherlich 
das gemeinsame Merkmal aller sozialrevolutionären Kämpfe in der Durchsetzungs- 
phase des Kapitalismus gewesen, und niemand hat dies klarer aufgezeigt als Rude. Die 
Geschichtsschreibung, die sich an seine Arbeiten anschloß, scheint jedoch vor die 
schlechte Wahl gestellt, entweder mit archäologischem Gespür das ‚‚Echo der Vergan- 
genheit‘, die traditionellen Elemente und Rituale in den Kämpfen der Volksmassen 
zu suchen; oder aber post festum aus dem marxistischen Revolutionskalender zu be- 
gründen, daß sie als „‚Vorläufer späterer Bewegungen“ ‚‚von vornherein zum Scheitern 
verurteilt waren‘ (Rude). 


Die Subsistenzunruhen und der Kampf ums Brot nahmen in Frankreich 1775 ihre 
moderne Form an. Die ökonomische und finanzielle Krise des Ancien Regime, so wie 
sie von Labrousse beschrieben worden ist, Staatsschuld und Mißernten, Reallohnsen- 
kung und Arbeitslosigkeit, überlagerten nur den Versuch des spätabsolutistischen 
Staates, durch Herstellung eines nationalen Getreidemarktes kapitalistische Verhält- 
nisse von oben durchzusetzen und die Voraussetzungen für die Kapitalakkumulation 
zu verbessern. Die Liberalisierung des Getreidehandels durch Turgot im Jahr 1774 
(nach einem zurückgenommenen ersten Anlauf 1763/64) und die dadurch provozierte 
Lebensmittelkrise waren ein direkter und brutaler Angriff auf die Subsistenz vor 
allem der städtischen Armutsbevölkerung und der armen Bauern und die Aufkündi- 
gung einer jahrhundertealten Versorgungspolitik. In den Emeuten während der 
„guerre des farines‘‘ von 1775 (dem Mehlkrieg, faktisch einem Kampf zwischen Ge- 
treidehändlern und Grundbesitzern um die Schlüsselpositionen auf dem Getreide- 
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markt) triumphierte zum ersten Mal die physiokratische Politik der Ökonomie des 
freien Marktes über jene paternalistischen Tendenzen, die die Anwendung des tradi- 
tionellen Instrumentariums der Marktregulation angesichts der Unruhen für probat 
hielten. In einem wochenlangen Kampf, der sich über Paris und weite Teile der Pro- 
vinzen endemisch ausbreitete, in dem die Getreide- und Mehlhändler im Mittelpunkt 
der Agitation standen und auf den das Ancien Regime mit schärfster Repression und 
mit Organisation von Armenarbeit antwortete, mußten die hungernden und revoltie- 
renden Armen lernen, daß ihre Subsistenz keine gesellschaftliche Verpflichtung, son- 
dern eine marktabhängige Variable war. (Die Theorie des Arbeitslohns, die Turgot 
entwickelte, bezog ihren Realitätsgehalt geradezu aus der Unterwerfung der armen 
und arbeitenden Klasse unter eine neue Form der Reproduktion. Ich komme darauf 
noch zurück.) Rude, der ausdrücklich auf den Zusammenhang der Aufstände von 
1775 mit den Ereignissen während der Französischen Revolution hinweist, insbeson- 
dere was die „taxation populaire“ der Grundnahrungsmittel betrifft, meint gleich- 
wohl, sie seien nicht gegen die „bestehende Ordnung“ gerichtet, sondern ein massen- 
hafter Protest gegen ein „neu in Mode gekommenes Prinzip‘ gewesen, „demzufolge 
der Nahrungsmittelpreis als eine Funktion des Marktes bestimmt werden sollte, anstatt 
daß er nach Maßgabe der sozialen Gerechtigkeit (justice sociale) geregelt blieb.‘“ Es 
war die neue kapitalistische Realität innerhalb des Ancien Regime selbst, mit der die 
Massen zum ersten Mal konfrontiert waren. 


Einen neuen Aufschwung nahmen die Subsistenzkämpfe, wie schon im vorigen Ab- 
schnitt ausgeführt, im Frühjahr und im Juli 1789, als nach geringer Ernte des Vorjahres 
sich die lokalen und regionalen Märkte leerten, während der nationale Spekulations- 
handel die Getreidepreise auf die Spitze trieb. Bei der Sonderstellung, die die Stadt 
Paris in der Versorgung mit Lebensmitteln aus einem definierten Verproviantierungs- 
bereich hatte, verdienten halbstaatliche Getreidemonopole kräftig mit. Diese Form 
von „Lebensmittelkrise‘“, bei der ein aus dem Agrarzyklus kommender Mangel zum 
Hebel künstlicher Verknappung gemacht wurde, und die daher vom Volk — dessen 
Budget zur Hälfte vom Brotpreis abhing — nicht zu unrecht als ‚„‚pacte de famine““ 
und.alsKomplott von Aristokraten und Spekulanten angesehen wurde, hat im wesent- 
lichen die revolutionäre Fermentation bewirkt. Es kam hinzu, daß das Land und vor 
allem die Hauptstadt von Massen von Arbeitslosen und Armen erfüllt waren. Bereits 
im April 1789 war es bei der „Affaire Reveillon‘ im Faubourg Saint-Antoine zu einer 
Arbeiterinsurrektion gekommen, ausgehend von Lohnstreitigkeiten, deren eigentliches 
Motiv (Rude zufolge) die Lebensmittelknappheit und der hohe Brotpreis bildete und 
die mit mehreren Hundert Toten bezahlt wurde. Am Vorabend des Sturms auf die 
Bastille wurde überall in Frankreich das gehortete Korn geplündert, in Paris wurden 
die Barrieren abgebrannt, an denen ein Oktroi auf die eingeführten Lebensmittel 
erhoben wurde. Die Agitation um das Brot blieb kontinuierlich bis zum Oktober 
1789, als die Frauen die revolutionäre Bewegung übernahmen. Es folgten Wellen von 
Lebensmittelunruhen in der Provinz im Zeitraum 1789/90 und 1791/92, als gewaltige 
Banden von Taxatoren über die Märkte zogen und in denen die Feindseligkeit gegen 
die an der Macht befindliche Bourgeoisie, gegen Großgrundbesitzer und Getreidehänd- 
ler klar aufbrach. Immer mehr verschob sich das Gravitationszentrum der revolutio- 
nären Kämpfe gegen die ‚Besitz- und Handelsbourgeoisie selbst und gegen die von der 
Revolution profitierenden Bauern. Immer mehr trat die Forderung nach Rückkehr 
zur Taxation der Lebensmittelpreise und Reglementierung des Getreidehandels durch 
praktische Massenaktionen zutage. Breitestes Ausmaß und ihren Höhepunkt erreich- 
ten diese Lebensmittel- und Taxierungsaufstände im Frühjahr 1792 und nochmals im 
Winter 1792/93. 


Das Ancien Regime hatte zur Protektion der Konsumenten — zumal in Zeiten von 
Mangel und Teuerung — eine ganze Reihe von Maßnahmen zur Verfügung gehabt, 
angefangen von der Marktpolizei, der Überwachung der Bäcker und der Aufstellung 
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einer Taxe für den Brotpreis bis hin zu Eingriffen in den Kauf und Verkauf des Getrei- 
des, Requisitionen und Zwangsverkäufen zum staatlich festgesetzten Tarif (ventes 
forc&es). Diese Maßnahmen waren ein Ausdruck der paternalistischen Politik des 
Absolutismus gegenüber der Armut des Volkes, eines sozialen Kompromisses mit den 
Unterschichten gewesen, und sie funktionierten insbesondere vor dem Hintergrund 
und als Prävention drohender Emeuten. Für die Volksmassen lag in der Reglementie- 
rung und Taxierung, in der Herstellung des „gerechten Brotpreises‘‘ durch die Obrig- 
keit, eine elementare materielle Garantie und Verwirklichung des ‚‚Rechts auf Exi- 
stenz““, die sie gegen jede Hinwegnahme des Getreides von den örtlichen Märkten, 
gegen jede freie Zirkulation wie gegen jede Form von Profitmacherei mit den Grund- 
nahrungsmitteln rebellisch machte. 


Mit der Freigabe des Getreidehandels, wie sie noch im Ancien Regime durch physio- 
kratische Edikte eingeleitet und im August 1789 von der verfassungsgebenden Ver- 
sammlung der Revolution im Grundsatz bekräftigt worden war, wurde der Konsens 
hinweggefegt, der die Massen daran hindern konnte, in der Subsistenzfrage etwas 
anderes als ein Terrain von Klassenkampf zu sehen. Die Antwort darauf bestand in 
der revolutionären Anwendung der alten protektionistischen Maßregeln durch das 
Volk selbst. Blockierung der Verkehrswege (entrave ä& la circulation), Requirierung 
von Getreidetransporten und -vorräten, Unruhen auf den Märkten und Erstürmung 
und gezielte Plünderung von Läden folgten einer überlieferten Form und Topographie 
— es waren die selben Orte, an denen 1775, 1789 und noch 1847 die Konvois ange- 
halten, die Schiffe entladen und die Märkte geplündert wurden, es waren die gleichen 
Anlässe, die die Frauen vor den Bäckerläden alarmierten; der Verkauf von Getreide 
und Brot zu einem vom Volk gesetzten, ‚gerechten‘ Preis (taxation populaire) Knüpf- 
te an alte Tarife, Maße und Gewichte und an die behördlichen Zwangsverkäufe an; 
Plünderung und Vernichtung von Getreide waren ein Ausdruck ausgleichender Ge- 
rechtigkeit von seiten der Armen, die in vagabundierenden Banden über Land zogen 
und bei den Reichen einkehrten. Bandenbildung und Verlauf der Insurrektionen 
versicherten sich eines stets gleichen Modus. In der Summe führte diese Art von Krieg 
gegen das Eigentum dazu, daß die Volksmassen sich die Lebensmittel zurückerober- 
ten. 


Unter diesem massiven Druck der Subsistenzrevolten von 1792 und 1793, verstärkt 
durch militärische Verproviantierungsbedürfnisse, wurden — dies zeigt nun Mathiez — 
stufenweise eben jene Einschränkungen des Getreidehandels (ausgehend von der 
Munizipalisierung der Mehlversorgung und Brotfestpreisen) von der Revolutionsregie- 
rung wieder eingeführt und rigoros angewendet, die der traditionellen Praxis der 
Taxation und Reglementierung im Ancien Regime in gewisser Weise entsprachen. Was 
von den Volksmassen in direkter Aktion erkämpft und schließlich auch institutionell 
gegen das bürgerlich-revolutionäre Freihandelscredo durchgesetzt wurde, war der 
äußerlichen Form nach eine Rückkehr zur alten Ökonomie. Aber im Kampf gegen die 
forcierte Durchsetzung der kapitalistischen Marktökonomie nahm die Forderung 
nach Reglementierung und Taxation den Charakter einer sozialrevolutionären Forde- 
rung an. Genau dies war der Grund, warum sie zu einem Instrument der Politik zwi- 
schen Sansculotten und Jakobinern werden konnte. Ihr entsprach die Gegenmacht 
des Volkes, die faktische Kontrolle über die Lebensmittelzirkulation und die Preise 
durch die revolutionären Massen. Mathiez hebt den revolutionären Gebrauch der 
Taxation und Reglementierung deutlich hervor: Unter dem Ancien Regime hatte die 
Politik der Reglementierung als räumlich und zeitlich begrenzte Maßnahme nichts an 
sich gehabt, was die Besitzenden hätte erschrecken können, so schreibt er. „1793 und 
1794 nahm dieselbe Politik einen vollständig veränderten Charakter an. Sie war eine 
Revolte der Armen gegen die Reichen und sie wurde aufgezwungen durch Gewalt von 
unten.“ 
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Das erste Maximum vom Mai 1793, mit dem Getreidehöchstpreise staatlich festgelegt 
wurden, um die inflationär bedingten Preissteigerungen aufzuhalten, war dem Jakobi- 
nerflügel der Bourgeoisie (der der Revolution durch den Ausverkauf der Nationalgüter 
und das Rüstungsgeschäft verbunden war) aufgezwungen worden. Aufgezwungen 
durch Massenkämpfe einerseits und andererseits durch die politische Notwendigkeit, 
die Girondisten — Vertreter der Handelsbourgeoisie des Landes — wie die Konterre- 
volution zurückzudrängen. Mit größerer Heftigkeit noch als schon Anfang 1792, wo 
die Lebensmittelunruhen erstmals wieder auf die Hauptstadt übergriffen, kam es am 
25./26. Februar 1793 in Paris zu einer Kette von Taxierungs- und Aneignungsaktio- 
nen in Lebensmittel- und Kolonialwarenläden, getragen von den Ärmsten. Mehr als 
tausend Geschäfte wurden angegriffen. Massen von Frauen, danach auch Arbeiter 
und Handwerker, sorgten dafür, daß Besitzende und Großhändler in Schrecken ver- 
setzt wurden, daß die Preise für Zucker, Kaffee, Seife etc. und alle Grundnahrungs- 
mittel gesenkt und die Waren zu einem Preis verteilt wurden, der sich am alten Stan- 
dard orientierte. (Die Pariser Stadtverwaltung selbst erkannte an, daß „zwischen dem 
Tagelohn der Arbeitskraft und den Warenpreisen kein gerechtes Verhältnis mehr“ be- 
stand; zit. Mathiez.) Die Organisation der offen antijakobinischen Tendenzen und des 
Ladensturms wurde den Enrages und dem Priester Jacques Roux zugeschrieben, weil 
dieser gesagt hatte, das Glück des Volkes hinge weniger von der Republik als vom 
Brot ab, weil er den Aufstand mit den Worten gerechtfertigt hatte, die geplünderten 
Händler hätten dem Volk nur zurückerstattet, was sie ihm zuvor durch überhöhte 
Preise abgenommen; und weil er die rebellischen Frauen für die eigentliche Kraft der 
Volksrevolution erklärte. Tatsächlich war das Maximum ein Projekt der Enrages, der 
Vertreter der sansculottischen Armut, eine konsequente Weiterentwicklung der taxa- 
tion populaire, gedacht als Waffe im Kampf gegen kapitalistische Spekulanten und 
Wucherer. Die Jakobiner, die entschiedene Gegner des Maxismus waren und die 
Praxis der Taxation und Reglementierung von Lebensmitteln als eine transitorische 
Maßnahme wider Willen aufgreifen mußten, um eine Grundlage im Bündnis mit den 
Volksmassen zu haben, machten daraus ein Instrument im politischen Kampf gegen 
die Gironde und kehrten es, wie die terreur, zur Kontrolle der Volksmassen um. Das 
erste Maximum scheiterte vor allem am Widerstand der (girondistisch kontrollierten) 
Provinzbehörden, das Getreide verschwand endgültig von den Märkten und die Preise 
stiegen weiter. 


Das Allgemeine Maximum wurde auf dem Höhepunkt der Sansculottenbewegung und 
der Agitation der Enrages, nachdem auf einer Massenversammlung von Arbeitern vor 
dem Hötel de Ville am 4. September 1793 die Forderung nach Brot ultimativ erhoben 
worden war, am 29. September vom Konvent verabschiedet. Es dehnte die Reglemen- 
tierung auf einen ganzen Katalog von Grundnahrungsmitteln und auch auf die Löhne 
aus und wurde von vornherein mit dem Projekt des terroristischen Zwangs verbunden. 
Im Ursprung gehörten terreur und Subsistenzfrage zusammen: in der Furcht vor der 
Hungersnot, in der Einschüchterung der Besitzenden, der Wucherer und Händler (und 
darüberhinaus der Aristokraten und Emigranten). Der Terror, welcher die ökonomi- 
schen Zwangsmaßnahmen der Revolutionsregierung begleitete, war aus den Subsistenz- 
revolten abgezogen und stellte gewissermaßen die staatliche Verlängerung der Emeuten 
selbst dar. Unter dem Druck der Lebensmittelagitation von 1793 wie der Revolutions- 
kriege wurde die Subsistenzfrage gleichzeitig militarisiert, die militärische Massenaus- 
hebung (levee en masse) und das, was man die Aushebung der Subsistenzmittel nen- 
nen könnte: ihre in militärischer Form organisierte Schätzung und Requirierung über- 
all auf dem Land wurden ein und derselbe Vorgang. Hier genau begann die Umkehrung: 
was von der sansculottischen Armut als Mittel des Klassenkampfs von unten gegen 
die Revolutionsgewinner der Bourgeoisie gefordert worden war, wurde in der Form 
des „legalen Terrors‘‘ zum institutionellen Mittel der Jakobinerdiktatur, gewendet 
überdies gegen die Träger der Volksbewegung (angefangen mit der Fraktion der En- 
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rages, die den jakobinischen Terror und die Klassengrenze des Jakobinismus als erste 
denunzierten). 


Mit dem Allgemeinen Maximum wuchsen die Schwierigkeiten der Durchsetzung, der 
Widerstand der reichen Bauern und Grundeigentümer nahm zu, der Handel im ganzen 
Land war paralysiert und die künstliche Teuerung drohte, die Lage der städtischen 
Massen ins Unerträgliche zu verschärfen. Der jakobinische Konvent konnte das Maxi- 
mum mit Rücksicht auf das Bündnis mit den Sansculotten nicht annullieren. Wäh- 
renddessen übernahmen nach der Zerschlagung der Enrag&s jetzt die Hebertisten zur 
Verteidigung des Maximums eine zwiespältige Rolle, indem sie die ökonomischen 
Forderungen durch das Manöver einer Dechristianisierungsbewegung abzulenken ver- 
suchten und die Unruhe von unten zugleich in Aufstandsphrasen und den Ruf nach 
der Guillotine übersetzten. In dieser Situation griff der Konvent zur Generalisierung 
des Terrors und machte ihn zum Hebel einer revolutionären Diktatur und einer zen- 
tralistisch-dirigistischen Versorgungspolitik. Maximum und Terror flossen ineinander 
über. Revolutionstribunale wurden eingeführt, die Guillotine wurde zum Brotmesser 
der Revolution. Mit der politischen Fassung des Terrorismus (deren Theoretiker 
Saint-Just wurde) trat ein neuer Klasseninhalt hervor: Arbeitsverpflichtungen und 
Militarisierung der Arbeit bei der Ernte, im Straßenbau und in der Waffenproduktion; 
Requisitionen der Ernten durch eine ‚‚Revolutionsarmee‘‘ von beamteten Sansculot- 
ten, die auf diesem Weg aus der Hauptstadt abgezogen werden konnten; in dem Maß, 
wie das Maximum zu einer Waffe gegen die Landbevölkerung als ganze wurde, Re- 
sistenz von Provinzbehörden und Bauern, die das Getreide vor dem Abtransport in 
die Städte zu verbergen wußten; Lebensmittelrationierung und Einführung eines 
„Brots der Gleichheit‘, während die Schwarzmärkte blühten; im Parteienkampf die 
taktische Ausschaltung der Dantonisten (als Gegner des Maximums) wie die Säube- 
rung der hebertistischen Commune, und — der entscheidende Schritt — die systema- 
tische Unterdrückung der Sektionsgesellschaften als der politischen Basisorgane der 
Sansculottenmacht. Die revolutionäre Regierung und der Wohlfahrtsausschuß, so 
sieht es Mathiez in der Bilanz, bewahrte auf diesem Frankreich im Winter 1793/ 
94 vor der Hungerkatastrophe. 


Aber das Resultat dieser Politik war auch, daß sich der Antagonismus zwischen Stadt 
und Land vertieft hatte. Auf dem Land selbst waren durch die dirigistischen Maßnah- 
men zur Verproviantierung der Hauptstadt und der Truppen Probleme in der Lebens- 
mittelversorgung aufgetreten. Die traditionelle Abwehr der Landbevölkerung und 
der örtlichen Behörden dagegen, daß das Getreide die Region verließ (ihr Immobilis- 
mus, wie R. Cobb sagt), war jetzt weniger gegen den freien Getreidehandel, als viel- 
mehr gegen die Versorgungspolitik und den hauptstädtischen Zentralismus gerichtet. 
Behinderungen der Zirkulation wurde zu einem Moment des Kampfs der Bauern ge- 
gen eine nationale Verteilungspolitik zugunsten der Hauptstadt. Die Lebensmittelre- 
volten nahmen einen antirepublikanischen, revolutionsfeindlichen Zug an und ver- 
mischten sich mit royalistischer Agitation. — Das Resultat dieser Politik war wie 
gesagt schließlich, daß die Sansculotterie als organisierte Bewegung bereits vor dem 
Thermidor weitgehend zerschlagen war, daß die Jakobiner eine zentralisitische Ver- 
waltungsstruktur aufgebaut hatten und durch fortschreitende Aufweichung des 
Maximums seit Anfang 1794, Protektion des Handels und Wiedereinführung des 
freien Warenverkehrs Zug um Zug eine bürgerliche Klassendiktatur durchsetzten. 
Es war der Beginn des Kurses der Revolutionsregierung gegen die Unterklassen. 


Am deutlichsten wird das in der Frage des Maximums der Löhne. In den Massenre- 
volten war immer wieder der direkte Zusammenhang zwischen Subsistenzfrage und 
Höhe des Lohns thematisiert worden. Die Preistaxierung hatte stets ein Gleichge- 
wicht von Lebensmittelpreisen und Arbeitslöhnen zum Maßstab — so wie es Babeuf 
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1792 in seiner „Gesetzgebung der Sansculotten‘ forderte: nämlich „den Arbeits- 
lohn entsprechend den Preisen aller Waren festzulegen, damit dieser Lohn für den 
Kauf der Lebensmittel und die Befriedigung aller übrigen Bedürfnisse einer Familie 
ausreicht.‘‘ (Soboul interpretiert die sansculottische Ansicht, daß sich der Lohn 
durch die Beziehung zu den Lebenshaltungskosten, nicht durch die Beziehung zum 
Wert der Arbeit bestimme, als Konsumentenbewußtsein und Beweis dafür, „daß die 
Sozialfunktion der Arbeit nicht klar erfaßt‘‘ wurde. Kein Kommentar.) In letzter 
Instanz wurde die Rückkehr zur Stabilität des Preises für Getreide und Brot als des 
Regulativs aller anderen Werte zur zentralen ökonomischen Forderung der armen 
Sansculotten. Dies galt umso mehr, wie die Lebensmittelteuerung ganz wesentlich 
durch Inflation der Assignaten (also des Geldmittels, mit dem sich die Bourgeoisie 
die Kirchen- und Emigrantengüter billig angeeignet hatte und die Kriegsfinanzen be- 
stritt) monetarisiert wurde. Insofern war die Bewegung zur Taxation von Preisen und 
Reglementierung tatsächlich der umfassendste Ausdruck für die Forderung der Un- 
terklassen nach selbstbestimmter Reproduktion, die Proklamation des Rechts auf 
Existenz; und Mathiez verweist deutlich genug darauf, wie die Teuerung und Infla- 
tion die Massen gerade von dieser Seite her angriff. 


Was nun die Lohnfrage angeht, so bezog sich zwar das Allgemeine Maximum auch auf 
die Arbeitslöhne, die nach oben begrenzt bleiben sollten. Aber die Sansculotten ha- 
ben zu keinem Zeitpunkt ein Lohnmaximum akzeptiert. Einzelne städtische Arbeiter- 
schichten (Arbeiter in der Waffenproduktion, im Transportsektor und im Baugewer- 
be), auch die Erntearbeiter, konnten sich 1793-94 durch Ausnutzung der Knappheit 
an Arbeitskräften und durch Arbeiterkoalitionen (gesetzwidrig seit der sog. „loi le 
Chapelier‘“ von 1791) eine Lohnhöhe im Verhältnis zu den Preissteigerungen sichern 
und so den Maximaltarif durchbrechen. Vor allem war unter dem Schutz der heberti- 
stischen Commune in Paris das Maximum niemals auf die Löhne angewendet worden. 
Die Commune hatte nicht gewagt, die vorschriftsmäßigen Lohntarife auch nur anzu- 
schlagen. Der allgemeine Arbeiterwiderstand gegen das Lohnmaximum entwickelte 
sich in einer Situation wirtschaftlicher Not im Frühjahr und Sommer 1794 in Paris zu 
einer breit geführten Streik- und Lohnbewegung, als alle anderen Bestimmungen des 
Maximums zum Schutz der Konsumenten von der Revolutionsregierung fallengelas- 
sen worden waren. Auf dem Höhepunkt dieser Kämpfe antwortete die robespierristi- 
sche Commune mit Repressalien gegen die Arbeiter und dekretierte am 5. Thermidor 
(1794) neue Tarife und Lohntabellen, mit denen die Einkommen der Arbeiter bedeu- 
tend gesenkt wurden. Das Maximum hatte sich in den Händen der Jakobinerdiktatur 
in sein Gegenteil verwandelt, in der Form des Lohnmaximums war es von einer Waffe 
der Sansculotten gegen Hungerpreise zu einer Waffe der Unternehmer gegen die Löh- 
ne geworden (s. R.B. Rose). Dieser durch nichts mehr kaschierte bürgerliche Klassen- 
angriff entzog der Jakobinerdiktatur die letzte Basis in der Sansculotterie und führte 
direkt zum Sturz Robespierres. Am 9. Thermidor machten die Pariser Arbeiter ihrem 
Haß auf das gegen sie gewendete Instrument der ökonomischen Repression mit dem 
Ausspruch Luft: „foutu maximum!“ — zum Henker mit dem Maximum. Erst die 
Verschärfung der Subsistenzkrise von oben nach dem Thermidor und die Suspendie- 
rung des Maximums ließ die Forderungen der taxation populaire wieder aufleben. 


Der Jakobinerstaat ist wohl daran gescheitert, die Versorgungsfrage und den ihr zu- 
grundeliegenden Antagonismus zwischen der städtischen Armut und dem Land zu 
lösen. Aber dies war keine Unfähigkeit, sondern ergab sich — das sieht auch Mathiez 
so — aus dem Klassencharakter des Jakobinismus als einer Vertretung der Interessen 
der kleinen und mittleren Bourgeoisie, die nur solange ein Preismaximum akzeptierte, 
wie sie darüber zugleich die Lohnhöhe kontrollieren konnte. Ebensowenig wie sich 
die Jakobiner der Armut der Sansculotten oder den Lohnforderungen der Arbeiter 
unter ihnen verpflichtet fühlen mußten, ebensowenig waren sie zu einer Klassenspal- 
tung der Bauern im Sinne einer revolutionären Lösung der Frage der Landarmut in 
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der Lage, um von daher die städtische Versorgung zu sichern. Ihr Sturz war die Kon- 
sequenz einer Politik, die sie nur solange nicht vertraten, wie sie die Volksbewegung 
nicht diszipliniert hatten. Mit dem Thermidor triumphierte der ökonomische Libera- 
lismus über das Existenzrecht der Massen, die Bourgeoisie siegte in der Revolution 
durch Teuerung und Inflation, und „durch die Inflation beherrschte sie die Volks- 
massen für ein Jahrhundert“, so schließt Mathiez. 


Nach dem Thermidor brachen die Subsistenzkämpfe noch einmal mit unverminderter 
Heftigkeit in den Aufständen des Germinal und Prairial des Jahres 1795 hervor, Auf- 
stände, die von der Geschichtsschreibung als Besiegelung der Niederlage der Jakobi- 
nerrevolution behandelt worden sind (so bei E. Tarle), die in Wirklichkeit die Unab- 
hängigkeit und Kontinuität der sansculottischen Volksbewegung im Verhältnis zur 
bürgerlichen Revolution und Jakobinerdiktatur zeigen. Die Germinal- und Prairial- 
aufstände hatten äußerlich widersprüchliche politische Bezüge, in Paris war die For- 
derung nach „Brot und Verfassung von 1793‘ vorherrschend (der demokratische 
Verfassungsentwurf der Jakobiner war nie in Kraft gesetzt worden); in der Provinz 
wurden in den Lebensmittelrevolten 1795 ebenso oft Brot und die Rückkehr des 
Königs gefordert. Aber sie waren überall hervorgerufen durch die faktische Lebens- 
mittelverknappung und katastrophale Preissteigerung und waren gespeist aus dem 
Widerstand gegen das Thermidorregime als ein Regime der nachrevolutionären ka- 
pitalistischen Bourgeoisie, der Rückkehr zur politischen Ökonomie des freien Mark- 
tes und der entfesselten Spekulation und Inflation. Dies wirft ein Licht auf die Fra- 
ge, in welchem Verhältnis die Subsistenzrevolten zum Zyklus der bürgerlichen Re- 
volution standen: sie traten in dem Zeitpunkt wieder hervor, in dem die Revolution 
jede soziale Basis verloren, in dem sie sich von ihrem Klassenkompromiß mit den 
Sansculotten definitiv gelöst hatte und zur beschleunigten Durchsetzung der kapitali- 
stischen Ökonomie übergegangen war. Die Revolten brachen nicht auf dem Höhe- 
punkt des Hungers aus, sondern auf dem Höhepunkt der Erschöpfung aller Hoffnun- 
gen der Massen, daß sich ihre materielle Lage bessern würde. So bleibt es letztlich 
belanglos, mit welcher politischen Fahne, mit der royalistischen oder der von 1793, 
die Revolten sich auszeichneten. Ihre eigentliche Kampfansage war die, welche noch 
1848 von den Frauen erhoben wurde: ‚‚Du pain ou la mort“ (Brot oder Tod). 


In Paris wurden die Warteschlangen erschöpfter Frauen vor den Bäckerläden wieder 
zum eigentlichen Ort des Aufstands. Im Germinal und Prairial trat die Klassenausein- 
andersetzung zwischen den sansculottisch-frühproletarischen städtischen Massen (vor 
allem der Vorstädte, der Faubourgs Saint-Antoine und Saint-Marcel) und der neuen 
Bourgeoisie, unterstützt durch Militär und eine provokative jeunesse doree aus den 
Häusern der Revolutionsgewinnler, offen zutage. Die bürgerliche Revolution war an 
den Punkt gekommen, an dem eine neue Front des Klassenkampfs zwischen Besit- 
zenden und Besitzlosen sich herausentwickelt hatte. Die verhängnisvolle Niederlage 
der Volksmassen, nachdem die 20.000 aufständischen Frauen und Arbeiter einen 
Moment lang die Macht in der Stadt in Händen hielten, ohne sie gegen die Bourgeoi- 
sie zu nutzen, war in der Tat — welche Lehre bereits Babeuf gezogen hat — einem 
Mangel an sozialrevolutionärer Organisation und Planung des Aufstands geschuldet; 
und nur deswegen konnte sie durch Einkreisung des Faubourg Saint-Antoine (den 
Bourgeoisie und Militär dem Erdboden gleichzumachen versprachen, wenn sich die 
Sansculotten nicht ergeben würden) militärisch besiegelt werden. Nach der Entwaff- 
nung des Faubourg Saint-Antoine war sich das Thermidor-Regime sicher, die Volks- 
bewegung zerschlagen zu haben. Diese Niederlage in Verbindung mit dem fortgesetz- 
ten Hunger und einer blutigen Repression hat zur Demoralisierung von Generationen 
ausgereicht, in Frankreich herrschte Jahrzehnte Ruhe, bevor sich das Volk wieder 
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erhob. Wohl blieb die Subsistenzfrage als soziale Frage von unten im Zyklus der bür- 
gerlichen Revolutionen bis 1848 permanent. Aber damit war bereits die Erfahrung 
einer Niederlage verknüpft. 


xx%* 


Welche historischen Hoffnungen lagen in den Subsistenzrevolten von 1789 bis 1795? 
Den (negativen ) Anlaß, diese Frage zu stellen, gibt eine Bilanz der Protestbewegun- 
gen der Volksmassen und ihrer Nachwirkungen bis ins 19. Jahrhundert, die R. Cobb 
unter dem Titel „The Police and the People‘‘ vorgelegt hat. Cobb interpretiert die 
sansculottische Volksbewegung von ihrem Niedergang und ihrer Vernichtung her. In 
dieser Umkehrung der Chronologie, in der spiegelbildlichen Betrachtung der Volks- 
bewegung in der Entwicklung des weißen Terrors und der Repression nach 1795, er- 
setzt er die Frage nach dem „Scheitern‘“ der Sansculotten — eine Frage, von der er 
übrigens zurecht sagt, daß sie zu den Mystifikationen der Historiker gehört — durch 
die Frage, wie sich die Volksbewegung über den Zeitraum der Revolution hinweg 
überhaupt hat manifestieren können. Anders ausgedrückt: wieso die Aspirationen 
der Massen im bürgerlichen Revolutionszyklus einen derart prägenden Ausdruck fan- 
den und welche Dynamik die Revolution in den Massen selbst hervorgerufen hat. 


Es ist nicht nötig, die irritierenden Antworten von Cobb im einzelnen aufzuführen. 
Sie laufen auf die Auflösung des Sansculottismus als einer distinkten sozialen Katego- 
rie, auf die Kritik der „Volksbewegung“ als eines historischen Konstrukts und schließ- 
lich auf die schlechte Weisheit hinaus, daß die Geschichte eine Kette von Gewaltan- 
wendungen ist und daß die Erhebung des Volkes im Blutbad endet, kurz: daß das 
Volk und die Polizei nur zwei Seiten eines gemeinsamen Massakers bilden. Jede Volks- 
erhebung produziert das Ausmaß ihrer Unterdrückung selbst. Wo die Armen nicht an 
Hunger starben, kamen sie durch Epidemien und weißen Terror zu Tode. Cobb sie- 
delt, auch daran ist etwas richtig, die Brechung der Sansculotterie bereits in der Mili- 
tarisierung und im Verhältnis zum Krieg 1793 an, und er verfolgt sie durch die 
Repression hindurch. Hunger und Armut wurden zu einem Meer gegeneinander ge- 
richteter Aktivitäten von städtisch-terroristischer Maximumspolitik und ländlicher 
Verweigerung, von einander durchkreuzenden Lebensmittelrevolten auf dem Land 
und in der Stadt, die das Problem der Versorgung nicht lösten. Das Existenzrecht der 
Unterklassen schlug in Volksjustiz und Käuflichkeit der Bewegung um, der Sanscu- 
lotte wurde zum Denunzianten oder zum Unteroffizier napoleonischer Heere, die nun 
ihrerseits überall in Europa bei den Bauern das Getreide requirierten, die Subsistenz- 
frage wurde durch staatliche Sozialpolitik abgefangen. Der Repressionsapparat der 
bürgerlichen Revolution und des Thermidor bezog schließlich seine Stärke aus der 
Kenntnis, Vorhersehbarkeit und Enteignung der Massenproteste, deren eigene Ge- 
waltsamkeit im Terrorismus von oben systematisiert wurden. 


Die richtige Frage, die Cobb aufwirft, führt in Antworten, die nur eine geschichtspes- 
simistische Variante der Interpretationen von Soboul, Rude& u.a. darstellen. Diese be- 
werten die Volksbewegungen, deren Autonomie sie zugleich beschwören und zum 
Untergang verurteilt sehen als eine an der Vergangenheit orientierte Subsistenzmoral 
und Mentalität, mit dem Maßstab ihrer Politisierung durch die Bourgeoisie und de- 
ren Revolution; damit wird das Moment von Legitimität und Geschichtlichkeit in 
diesen Bewegungen annulliert — und noch post festum wird die ‚Ursache für die 
Schwäche der revolutionären Anläufe im 19. Jahrhundert“ darin gesucht, daß das 
französische Proletariat mit „gesellschaftlichen Kategorien des alten Typs“, d.h. sans- 
culottisch durchsetzt war (Soboul). Cobb seinerseits löst das Gewaltrecht von unten 
in einer Modernisierung des bürgerlichen Staates und der Repression auf, in welchem 
Umschlag jede Klassenlinie der Revolution verschwindet. Die Frage des Scheiterns 
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der Sansculottenbewegung stellt sich für ihn nur deswegen nicht, weil ihr aus der 
Perspektive ihres Niedergangs jede geschichtsbestimmende Kraft genommen scheint. 
Solange traditionelle Einstellungen und eine traditionelle Ökonomie in den Lebens- 
mittelrevolten des 19. Jahrhunderts fortlebten, schreibt Cobb, ‚solange konnte auf 
nationalem Niveau keine Volksbewegung mit einem spezifischen Programm, einer 
permanenten Organisation und geschulten Mitgliedern entstehen. Alles was sich um 
die Subsistenzfrage und um die Verhaltensweisen drehte, die diese in den verschiede- 
nen Schichten kleiner Leute hervorrief, blieb temporär, sporadisch, unvorbereitet 
und eine Quelle von Spaltungen.‘“ 


Über die Chance einer antikapitalistischen Sozialrevolution im ausgehenden 18. 
Jahrhundert läßt sich nicht räsonnieren. Ebensowenig auch hebt sich die Niederlage 
einer Generation von sozialen Kämpfen dadurch auf, daß man sie in eine Kontinui- 
tät mit den Kämpfen späterer Generationen stellt. Der Insurrektionalismus der Unter- 
klassen während der Französischen Revolution — sozusagen die Elementarform der 
Revolte — war eine Sache, der politisch-revolutionäre Zyklus der Bourgeoisie und 
ihre Perspektive eine andere. Es ist ja nicht bloß eine Konstruktion der marxistischen 
Geschichtsschreibung, daß die Französische Revolution als bürgerliche definiert wird, 
sondern Bourgeoisie und Kapital setzten sich in dieser Epoche als weltgeschichtliche 
Mächte endgültig durch. Gerade deswegen aber bleibt die Frage nach dem histori- 
schen Potential der Subsistenzkämpfe, es bleibt das Faktum nicht des Scheiterns, 
sondern der Präsenz und Stärke der bäuerlichen und sansculottischen Volksbewe- 
gung. Diese Volksbewegung hat über sechs Jahre hinweg die jeweiligen Revolutions- 
regimes vor das Faktum einer Doppelherrschaft von unten gestellt. Jede sansculotti- 
sche journee hat die Geschichte mehr in Bewegung gesetzt als alle Beschlüsse von 
Nationalversammlungen, Konvents und Wohlfahrtsausschüssen. Erst die Höhe der 
erreichten Gegenmacht der Volksmassen hat überhaupt die Defizite ihrer Organisa- 
tion und das Verhältnis des revolutionären Prozesses zur Staatlichkeit zu ermessen 
ermöglicht. Aus der geschichtlichen Analyse der Französischen Revolution seit 
Babeuf ist die Idee der Permanenz der Revolution der Armen abgeleitet worden. Nur 
in der Entwicklung eines modernen Klassengegensatzes in der bürgerlichen Revolu- 
tion selbst liegen auch die Ursachen für die Kontinuität und Aktualität der in ihr 
hervorgetretenen sozialrevolutionären Strömungen im 19. Jahrhundert, als die 
Subsistenzfrage zu einer Frage von Massenarmut und Proletariat wurde. Und es war 
jedenfalls kein Ausdruck von Schwäche, wenn das Proletariat noch lange an Kampf- 
formen festhielt, mit denen das Recht auf Existenz und die Selbstbestimmung der 
sozialen Reproduktion so thematisiert wurden, wie dies in den Taxierungsaufstän- 
den und im Kampf des Volks um die Lebensmittel während der Französischen Re- 
volution der Fall gewesen war. 
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Julirevolution 1830 in Paris 
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Die Bewegungen von 1846/47 


Vor der Historikerzunft ist nichts sicher. Seit einiger Zeit ist das Interesse an den 
Volksaufständen des Vormärz chic geworden. Dabei geht es nicht um die Aufstände 
der schlesischen Weber und böhmischen Kattundrucker von 1844, die (zusammen 
mit den Erhebungen der Lyoner Arbeiter von 1831 und 1834) als Beginn einer neuen 
Ära von Klassenkämpfen zwischen Proletariat und Bourgeoisie auf dem europäischen 
Kontinent gelten dürfen, auch nicht um die Eisenbahnarbeiterkämpfe der zweiten 
Hälfte der 1840er Jahre. Sondern es hat sich eine Forschung breitgemacht, die im 
besten Fall das Prädikat linksromantisch verdient und die' vermittels des passe- 
partouts „sozialer Protest“ ihrer Liebe zur Empirie und zum Detail nachgeht: Kra- 
wall, Tumult und Delinquenz, Katzenmusik und Charivari, Glasbruch und Juden- 
sturm . . . all das dient inzwischen dazu, die Linien der Klassenkämpfe des 19. 
Jahrhunderts in einer Kette von Ereignissen untergehen zu lassen, deren Zusammen- 
hang durch Volkstümlichkeit (durch einen folkloristischen Begriff von ‚‚moralischer 
Ökonomie“) hergestellt wird. Jede sozialhistorische Reflexion der Bedeutung von 
Subsistenzunruhen nach ihrer ökonomischen Seite hin, von existenz- und sozialrecht- 
lichen Garantien der Unterklassen in ihrer revolutionären Reformulierung gegenüber 
dem aufkommenden industriellen Kapitalismus wird abgeschnitten. Die Enteignung 
von Massenbewegungen auf der Bühne der politischen Revolution, die Bedeutung 
sozialer Kämpfe, deren „Niederlage‘“ darin besteht, daß sie in keinem Verhältnis 
institutioneller Vermittlung mit dem geschichtlichen Fortschritt stehen, außer dem 
der Repression; ein ganzes Spektrum von Fragen also, welche sich aus dem histori- 
schen Quellenmaterial ergäben, wird von der „Protestforschung‘‘ ausgeblendet, 
letztlich wird auf jeden historisch adäquaten Begriff verzichtet. 


Dies ist kein zufälliger Mangel, sondern Methode. Ein Ausgangspunkt liegt — horribile 
dictu — bei Hobsbawm, Rud& und Thompson; und doch können deren historische 
Arbeiten, kann die unverzichtbare Wendung von E.P. Thompson gegen eine marxi- 
stisch verengte Geschichtsinterpretation, nicht für den Schund verantwortlich ge- 
macht werden, der in ihrem Gefolge auf dem Wissenschaftsmarkt feilgehalten wird. 
Der Ausgangspunkt liegt insofern hier, als vor allem mit der Thompson-Rezeption in 
Westdeutschland die Schleusen geöffnet wurden für eine Verabschiedung von Begrif- 
fen und Bezugspunkten wie Arbeiterklasse, Klassenkampf, Revolution (sofern sie bei 
der Linken in Geltung waren) zugunsten von „‚plebejischer Kultur‘, „making ... .“ 
als Lernprozeß, Widerstand in seiner Form unterhalb der Schwelle von Organisation, 
Bewußtsein und Umwälzung. Das war, wie gesagt, nicht nur falsch angesichts einer 
vorherrschenden marxistischen Dogmatik auf diesem Gebiet. Aber schon die Breite 
der Zustimmung, die Thompson hierzulande sowohl bei der Conze-Schule wie in der 
sozialdemokratischen Geschichtsschreibung gefunden hat, hätte mißtrauisch machen 
können. Zuerst wurden sozialpsychologische Versatzstücke (‚Lernzyklen“ etc.) in 
die Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung montiert, dann kam als Nachhall der 
studentischen Protestbewegung der 1968er Zeit das sozialromantische Interesse hin- 
zu; und schließlich fusionierten die linken Ansätze in der Geschichtswissenschaft mit 
dem soziologischen Vokabular des Counterinsurgency (mit „Konflikttheorien“ etc. 
pp.). In diesen Etappen ist der Verzicht auf die Idee der Revolution, der nur die bio- 
graphische Anpassungsleistung einer Generation von Intellektuellen ausdrückt, in 
das historische Material projiziert worden. Was in der Sozialgeschichtsschreibung ein- 
mal angesetzt hatte, ‚‚die Massen in der Geschichte“ zur Sprache zu bringen und die 
Dynamik ihrer Subsistenzforderungen im Spannungsfeld von bürgerlicher und indu- 
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strieller Revolution aufzuzeigen, das findet sich nun in der ‚‚Protestkartei‘ von Tilly 
und Co. zwischen vormärzlichen Studentenunruhen und antisemitischen Ausschrei- 
tungen wieder. 


Die Literatur über den „sozialen Protest‘‘ im Vormärz ist nicht allein deswegen so 
decouragierend, weil sie nach Gesetzmäßigkeiten des westdeutschen Wissenschafts- 
betriebs hergestellt und reproduziert wird und dessen sämtliche Merkmale der Ver- 
gleichgültigung von Inhalten, des Selbstlaufs der Forschungsmethoden, der Zirkula- 
tion von Modethemen an sich trägt. Sondern weil sie die Zerstörung des Geschichts- 
bewußtseins auf akademischem Niveau vorantreibt. Im Jahr 1971 hat R. Tilly einen 
Aufsatz über ‚Popular Disorders in Nineteenth-Century Germany“ veröffentlicht, in 
dem die Verflüchtigung historischer Inhalte methodisch angelegt ist. Nicht bloß führt 
die quantifizierte Auswertung von Quellen (in diesem Fall von Zeitungsnachrichten 
nach dem Polizeikriterium: Störung der öffentlichen Ordnung und kollektive Gewalt 
von mindestens 20 Personen) und ihre Zusammenstellung zu sog. hochaggregierten 
Daten teils zu solchen banalen Ergebnissen wie etwa dem, daß um 1848 das Ausmaß 
von Unruhen in Deutschland zugenommen hat, oder zur Widerlegung wissenschaft- 
licher Pappkameraden (wie der Verelendungsthese oder der Korrelation von Protest 
und „Entwurzelung‘). Vielmehr ist es gerade der Anspruch auf Theoretisierung, mit 
dem Tilly daherkommt, welcher den ruinösen Umgang mit.den Quellen und den Nie- 
dergang der Sozialgeschichtsschreibung am meisten verdeutlichen kann: Protest wird, 
wie die Tillys das nennen, als ‚‚tracer‘ (als Datum der historischen Rasterfahndung) 
zur Ermittlung eines Potentials sozialer Konfliktualität im Kontext der „Modernisie- 
rung“ der deutschen und europäischen Gesellschaften des 19. Jahrhunderts benutzt. 
Auf einer aus unzähligen Vorfällen zusammengerechneten „Makroebene‘‘ wird eine 
Spur gesucht von denen, die sonst in der Geschichte keine Nachrichten hinterlassen 
haben. Die historische Unabgegoltenheit der Aktionen der Unterklassen, ihre Ohn- 
macht in der Geschichte, wird — mit der Definition von ‚‚Protest‘‘ — repräsentiert 
. in dem Interesse, den Transfer von Gewalt in Politik zu bestimmen und die Regeln 
zu finden, nach denen sich die Konfrontation und Repression in das Zugeständnis 
„politischer Partizipation‘ übersetzt hat. Im EDV-gestützten Gang durch die Ge- 
schichte von Alltagsereignissen, vermischten Nachrichten und Aufständen kommt 
noch nicht einmal mehr die Würde von Niederlagen, geschweige denn die Hoffnung 
von Kämpfen zutage. Es bleibt nur eine Scherbenwelt des Protests, die Geschichte 
zerfällt — das ist das Gegenstück der Hochrechnungen und Kurven von ‚„Protestpo- 
tentialen“ — in begriffslose Einzelheiten, in die sich zu retten. als Parteinahme für 
die kleinen Leute ausgeben wird. Man findet keine distinkte historische Subjektivi- 
tät mehr, daher keinen historischen Antagonismus (außerhalb eines bloß formellen), 
daher keine Wertsetzungen der Unterklassen, die in ihren Kämpfen als revolutionäre 
Forderungen aufscheinen würden. An dieser Stelle zeigt sich, welcher Preis für die 
Aufgabe marxistischer Positionen in der Geschichtswissenschaft zu zahlen war. 


Der fortgeschrittenste westdeutsche Historiker auf diesem Gebiet ist H. Volkmann, 
der über die „Kategorien des sozialen Protests‘‘ handelt, ohne zu wissen, was Katego- 
rien sind. Für ein ganzes Oberseminar angehender Doktoren hat er die Schubladen 
und Kästchen bereitgestellt, in die das historische Material abgelegt und abgelocht 
werden kann, um mittels elektronischer Datenverarbeitung so bearbeitet werden 
zu können, wie es sich Generationen von Historikern, denen die Archivalien über 
den Kopf wuchsen, immer schon gewünscht haben. (Anmerkung: Die Dissertationen 
sind inzwischen geschrieben. Originalton: ‚... zu einem Kategoriensystem verdich- 
tet, das ein Raster für die Datenerhebung zu einer quantifizierenden Analyse vor- 
märzlichen Protests bildet. Diese Kategorien sind so angelegt, daß... in den Kate- 
gorien ausreichende Datenmengen für eine Quantifizierung anfallen“, „,... bietet die 
Protestanalyse einen guten Zugang, .... in das Alltagsleben von ansonsten überwie- 
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gend ‚sprachlosen‘ Unterschichten vorzudringen‘.) Das Erschreckende daran ist nicht 
erst die Datenverarbeitung, sondern der Bullenblick der ‚Erfassung‘ (Volkmann) und 
Operationalisierung, mit dem geschichtliches Handeln, welches immerhin sich den 
ehemals Herrschenden zu entziehen wußte, nachträglich eingefangen und zurechtge- 
bogen wird. Um es auf die Geschichte zu beziehen: die Massenrevolten des Vormärz 
werden an der bürgerlich-demokratischen Zielsetzung von 1848 gemessen (und der 
„lähmende Gegensatz zwischen Bürgertum und unterbürgerlichen Schichten‘ wird für 
den Mißerfolg der bürgerlichen Revolution in Deutschland verantwortlich gemacht); 
der „soziale Protest‘‘, für „unzeitgemäß‘“ erklärt und aller eigenwertigen Inhalte be- 
raubt, wird auf die Zuträgerrolle für die politische Modernisierung reduziert. Das ist 
kein bloß ideologisch begründetes Resultat dieses oder jenes Historikers; es ist in dem 
„Protestforschungs‘‘-Ansatz selbst methodisch angelegt, in dem das formelle Kriteri- 
um von Gewalttätigkeit oder Illegalität seinen Zuschnitt aus den Spielregeln der De- 
mokratie und der ökonomisch integrierten Arbeiterbewegung bezieht. 


Noch eine letzte Bemerkung zu dieser Art von Geschichtswissenschaft. In dem posi- 
tivistischen Wirrwarr von Mikro- und Makroanalysen des Protests fehlt nicht nur jede 
methodische Reflexion darauf, daß die Wirklichkeit immer schon theoretisch ist. Durch 
die methodische Zerlegung einer historischen Epoche wie des Vormärz in bloße Er- 
eignishaftigkeit, durch die Betrachtung weitgehend regionaler und individualisierter 
Formen des Volksprotests, wird gerade eine entscheidende Frage durch sozialwissen- 
schaftlichen Positivismus verstellt — die Frage nämlich, welches Verhältnis ein Zyklus 
von begrenzten Aufständen und Revolten zur „Revolution“ hat, zur bürgerlichen 
Revolution 1848 und zu dem, was als Möglichkeit der sozialen Revolution des Prole- 
tariats im 19. Jahrhundert gedacht wurde. (Ich will im Schlußkapitel darauf zurück- 
kommen.) In der „Protestforschung“ ist diese positivistische Leerstelle, wo sie über- 
haupt empfunden wird, durch inflationäre Verwendung des Thompson’schen Begriffs 
von „moralischer Ökonomie“ gefüllt worden. Er wirkt sozusagen als letzte Stütze bei 
der Erklärung von Motiven und Zielen des sozialen Protests. (Ein beliebig herausge- 

griffenes Beispiel: in Bemerkungen zum „sozialen Protest“ in Baden 1815-1848 
läßt sich ein Historiker der jüngeren Generation über das „kohärente Weltbild einer 
sittlich geregelten Okonomie‘‘ aus — diesen Fehler hat, nebenbei gesagt, Thompson 
nicht gemacht —, nach dessen Maßstab die jüdische Bevölkerung ‚‚Prügel‘‘ bezogen 
habe. So werden „‚antisemitische Protestfälle‘‘ im Vormärz mit Bezug auf einen 
„volkstümlichen Legitimismus‘‘ begründet und wegdefiniert.) Als Chiffre scheint im 
Begriff der „moralischen Ökonomie‘ auf, worum sich die Autoren nicht bemühen: 
der Inhalt der Klassenforderungen von unten. Aber Thompsons Konzept verliert je- 
den Sinn, wenn damit nur allerlei Handlungsrituale verständlich gemacht werden sol- 
len, wenn darin keine Gewichtung mehr enthalten und die sozialhistorische Dimen- 
sion von Unterklassenökonomie und Subsistenzkämpfen nicht gleichzeitig benannt 
ist. Die „moralische Ökonomie“ ist vom Übergang zur politischen Ökonomie des 
Kapitals überhaupt nicht zu trennen. Nur wenn man diesen Zusammenhang beach- 
tet, wird an dem, was unter das Ereignis von „Protest‘‘ und Volksaufständen subsu- 

miert wird, auch etwas anderes sichtbar, als die traditionellen Elemente daran bzw. 

die implizite Modernisierung der Staatsfunktion, nämlich der sozialrevolutionäre Cha- 
rakter der Konfrontation der Subsistenzfrage mit dem Kapital. 
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Auf die Subsistenzunruhen während der Hungerjahre 1846/47, als die sog. Kartof- 
felkrankheit und die Mißernten von 1845 und 1846 überall in Europa der Getreide- 
spekulation eine reale Grundlage gaben und die Kornpreise bis zum Frühjahr 1847 
steil anstiegen, haben zuerst wieder E. Labrousse und R. Gossez aufmerksam ge- 
macht. W. Abel, der auch auf die Zunahme der Bandenbettelei der Armen und der 
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Kriminalität als Formen der Hungerrevolte sowie auf den Zusammenhang zwischen 
der Not der breiten Massen, ihren Widerstandserfahrungen und dem Ereignis der 
Märzrevolution 1848 hinweist, hat die Breite der Bewegung in Deutschland unter- 
strichen und einige Unruhen dokumentiert. So die „Brotrevolution‘“ in Mainz am 
18. Juli 1846, die sich — nachdem der Komnmarkt von Spekulanten leergekäuft war 
und der Brotpreis in die Höhe trieb — auf die Armenviertel der Stadt konzentrierte: 
dort „wurden diejenigen Bäckerläden, wo nachmittags kein Brot mehr verkauft“ 
(sondern in Erwartung der Preiserhöhung gehortet) „worden war, von einer wütenden 
Menschenmenge überfallen, die Fenster, z.T. selbst die Fensterladen und Türen zer- 
trümmert, Schränke und Kasten mit Äxten erbrochen und Nachsuchungen nach Brot 
angestellt. Wo solches, oft in Mengen, gefunden wurde, teilte es die Menge unter sich, 
und zog lärmend in andere Straßen, um dasselbe Verfahren dort zu wiederholen. Ei- 
nige Bäcker wurden mißhandelt, andere aus den Betten gerissen, verschiedene Wuche- 
rer aber mit Hängung bedroht und in dem Hause eines derselben ein Strick an einem 
starken Nagel befestigt.‘ 


Im April und Mai 1848 wurde ganz Deutschland von Teuerungs- und Hungerunruhen 
überzogen. Hier eine kurze Übersicht über die wichtigsten der bekanntgewordenen 
Subsistenzrevolten, die sich von Ostpreußen über Berlin bis nach Süddeutschland aus- 
breiteten und die in ihrer Bedeutung dem Weberaufstand von 1844 und den Eisen- 
bahnarbeiterkämpfen 1844-47 an die Seite zu setzen sind: 


— In Berlin waren die Kartoffelpreise von Bauern und Händlern maßlos hochgestei- 
gert worden. Zwischen dem 21. und 23. April 1847 wurden die Stände auf dem Gen- 
darmenmarkt von einer Volksmasse, die „zu einem großen Teil aus Weibern bestand“, 
gestürmt und geplündert. Die Angriffe gingen auf die Bäcker- und Lebensmittelläden 
über, deren Vorräte an die ausgehungerte Menge verteilt wurden, und schließlich 
wurde der gesamte Stadtkern Berlins von der Insurrektion erfaßt. Spontane Zusam- 
menrottungen verschwanden nach Überfällen auf Geschäfte ebenso rasch wieder, 
wie sie sich gebildet hatten, einzelne Barrikaden wurden errichtet. Die Regierung 
stellte die ganze Garnison unter Waffen, Infanterie und Kavallerie wurden nach einem 
militärischen Aufstandsbekämpfungsplan unter Führung des Generals von Prittwitz 
gegen die erbittert kämpfenden Massen eingesetzt. Zum Schutz des königlichen 
Schlosses mußten Kanonen in Stellung gebracht werden. Nahezu 300 Menschen wur- 
den nach blutigen Auseinandersetzungen festgenommen, die Gerichte verhängten 
Höchststrafen, darunter die Prügelstrafe für die beteiligten Frauen. 


— Die Unruhen hatten in der zweiten Aprilhälfte ganz Norddeutschland erfaßt. Vor 
allem in Preußen schlug das Elend in Emeuten um. Am 24. April 1847 wurde das 
Militär in Stettin gegen einen Aufstand eingesetzt, bei dem das Volk — auch hier 
überwiegend Frauen — die Märkte und Kartoffelkähne auf der Oder geplündert und 
Bäcker und Wucherer für den hohen Kornpreis verantwortlich gemacht hatte. Der 
Magistrat ließ eine Bürgergarde zum Schutz des Eigentums bilden und wies die Fa- 
brikanten an, ihre Arbeiter zu überwachen. 


— Anfang Mai 1847 kam es zu Teuerungsunruhen in Ulm, die auf dem Kartoffel- 
markt begannen und sich zur Plünderung und Zerstörung der Getreidemagazine und 
Besitztümer eines reichen Müllers ausweiteten, der seit jeher als Spekulant bekannt 
war. Auf dem Markt zwang das Volk die Händler zur Herabsetzung der Preise, eine 
große Menge an Kartoffeln wurde auf der Stelle verteilt. Bürgergarde und Militär 
stellten die Ordnung wieder her. Als Urheber der Unruhen benannte der Polizeibe- 
richt „Arbeiter, Tagelöhner, Frauen und Kinder“. 


— Am 3. Mai brachen in Stuttgart blutige Kämpfe aus, wo eine 25%ige Preissteige- 
rung der Grundnahrungsmittel innerhalb einer Woche die Agitation des ‚niederen 
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Preußisches Militär gegen Hungerdemonstration in Breslau, 22.3.1847 


Volks‘ auf die Spitze trieb. Aufläufe, „aus jungen Arbeitern zusammengesetzt‘, 
formierten sich zuerst gegen den Laden eines im Getreidehandel spekulierenden 
Bäckers, dann gegen die Bürgerwehr und 2000 Mann der Stuttgarter Garnison, die 
— der König voran, wie berichtet wurde — mit blanker Waffe auf die Massen ein- 
schlugen und drei Tote zurückließen. Auf den Barrikaden war die Fahne ‚‚Freiheit 
und Brot‘‘ gehißt worden. 


— Inzwischen hatten die Revolten sich über die meisten deutschen Länder und Pro- 
vinzen ausgebreitet — Ostpreußen, Posen, Pommern, Schlesien, Sachsen und Hessen, 
Württemberg und Baden. Eine französische Zeitung meldete aus Deutschland, es sei 
leichter zu sagen, wo keine Unruhen stattgefunden hätten, als die Orte aufzuzählen, 
„an denen die Hungernden sich gegen die Satten erheben“. Die Spekulation mit dem 
Preis der Kartoffel, den Armen als Ersatznahrungsmittel aufgezwungen, war der häu- 
figste Grund zum Aufruhr — zumal in Regionen, aus denen ins Ausland exportiert 
wurde (so noch am 14./15. Juni 1847 in Hamburg). Überall wurden Brot und Getrei- 
de von der Menge im Preis herabgesetzt und den Bäckern und Händlern unter Zwang 
genommen. Arme Bauern griffen in großer Zahl die ostelbischen Domänen an und 
verwüsteten sie. Aus Marienwerder (Preußen) ist ein Bericht überliefert, der ein ähn- 
liches Schlaglicht auf die Erbitterung unter den Volksmassen des Vormärz wirft, wie 
dies die zeitgenössischen Darstellungen des Weberaufstandes tun. Vor dem Hause 
eines reichen Getreidekaufmanns hatte sich zum wiederholten Male am 21. Mai 1847 
eine zahlreiche hungernde Menschenmenge — Frauen und Proletarier — versammelt, 
die Korn verlangte. Dem war am 13. Mai bereits eine größere Plünderung der Spei- 
cherbestände voraufgegangen, bei der ‚‚Freikäufer‘‘ den Weizen abtransportiert hat- 
ten, den en detail zu kaufen ihnen verweigert worden war. Bestvater, so hieß der 
Mann, gab den seinen Reichtum belagernden verelendeten Gestalten zur Antwort, das 
Korn sei nicht für sie bestimmt; sie sollten Gras essen gehen und — wenn ihnen das 
nicht lange — sich Frösche dazu rösten. Die in ihrer Würde zutiefst verletzten Armen 
erschlugen den Händler mit Fußtritten, verwüsteten das Inventar seines Hauses und 
bemächtigten sich des restlichen in seinem Speicher gehorteten Getreides, das einen 
Wert von 8000 Talern hatte. 
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Sturm auf Kartoffelstände in Berlin, April 1847 
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„Wer hat von der Revolution 1789 profitiert? Die Bourgeoisie. — Für das 
Volk blieben nur die Blutspuren. — Und jetzt kommt man daher und erzählt 
uns von der Republik! (...) Sagt an, arbeitslose Zimmerergesellen, Schuster 
und Schneider, Schmiede und Maurer, Proletarier aller Stände, Arme aller 
Altersklassen, Hungernde aller Berufe, was hättet Ihr lieber als die Regierung 
Thiers oder die Regierung Guizot? Ich höre Euch mit einer einzigen Stimme 
antworten: Wir hätten lieber Brot!“ 

(Abbe Constant, La Voix de la famine, 1846) 


In Frankreich waren die Lebensmittelunruhen 1846/47 von ungleich größerer Breite, 
Zeitdauer und Massenhaftigkeit als auf dem übrigen Kontinent. Labrousse hat die ver- 
schiedenen Aspekte der agrarischen und industriell-kommerziellen Krise, die dem 
zugrundelagen, ihre Auswirkungen auf den Verelendungsprozeß der Masse der länd- 
lichen und städtischen Lohnarbeiter wie der kleinbäuerlich/kleinbürgerlichen Schich- 
ten und die Krisenkontinuität, die Nachwirkungen der Verarmung, Arbeitslosigkeit 
und des Lohnverfalls bis in die Februarrevolution 1848 beleuchtet. Er vermeidet es, 
allgemein von einer Krise des „alten Typs“ zu sprechen, bleibt aber dabei stehen, die 
Krise 1846/47 als eine mehr oder weniger traditionelle Kumulation von Agrarkrise 
und Textilkrise — mit einigen neuen Krisenelementen der Schwerindustrie — zu kenn- 
zeichnen, ohne die kapitalistische Vermittlung der voraufgegangenen Mißernten in 
der Getreidespekulation und im Preismechanismus selbst zu suchen (die Weizenpreise 
stiegen um 100-150%, Roggen und die übrigen sekundären Getreidesorten lagen über- 
proportional darüber, und die Kartoffelpreise wurden um bis zu 400% erhöht), ohne 
den Werttransfer von den Masseneinkommen in Rechnung zu stellen. Auch für die 
Arbeiter der Julimonarchie war die Versorgung mit billigem Brot und der Lebensmit- 
telpreis noch wichtiger und die Frage des Salärs nur darauf bezogen. Und der „Kampf 
des Volkes um die ersten Lebensmittel“ (Marx) war die Unterseite einer ökonomi- 
schen Krise, die ihrerseits die arbeitenden Klassen auf diesem Terrain angriff. 


Die Subsistenzrevolten in Frankreich sind von Gossez in einem ersten Überblick dar- 
gestellt und auch kartographisch dokumentiert worden. Dazu schreibt Gossez: ‚‚Die 
verschiedenen Aktionen: Verkehrsblockaden, Zwangsverkäufe und Taxierungen, 
Marktaufstände gegen Getreidehändler, Angriffe auf Bäcker, Mehlfabrikanten und 
Grundbesitzer vermischen sich allzusehr, als daß man sie anders als formell unter- 
scheiden könnte. Nichtsdestoweniger bleibt die Blockade der Zirkulation (entrave ä la 
circulation; d.h. immer beides: des Handels und des Verkehrs; Anm. d. V.) die Grund- 
lage der Unruhen, ob es sich nun darum handelt, die Mehlhändler daran zu hindern, das 
auf dem Markt gekaufte Korn abzutransportieren, ihre Fahrzeuge wieder zu entladen 
oder sie auf den Landstraßen anzuhalten; ob das Getreide bei Gutsbesitzern taxiert 
wird oder diese daran gehindert werden, damit Geschäfte zu machen. Plünderungen 
oder Zwangsverkäufe, Emeuten oder schlichte Drohungen mit Unruhe ergeben sich 
aus der so geschaffenen Situation. Man muß aber die Beobachtung hinzufügen, daß 
die Vorfälle an Bedeutung und Schärfe dann gewinnen, wenn eine auch nur annähernd 
zahlreiche Arbeiterbevölkerung hinzukommt: Waldarbeiter, Arbeiter aus Minen und 
Steinbrüchen, Lohnarbeiter der Textilspinnereien usw. (...) Die Lokalisierung der Un- 
ruhen zeigt, daß sie am häufigsten an den Grenzen der Departements auftreten (....), 
als gälte, wie ein Polizeibericht sagt, das Exportverbot von Departement zu Departe- 
ment.“ 


Die Unruhen überzogen große Teile Frankreichs, sie trafen die großen Getreidegebiete 
des Nordens ebenso wie die westlichen Landstriche mit kleiner Kultur, in denen die 
kollektiven Nutzungsrechte z.T. fortbestanden, hausindustriell durchsetzte Regionen 
ebenso wie Fabrikdistrikte. Seit Juli/August 1846 herrschte in einigen östlichen wie 
westlichen Departements Agitation unter den arbeitenden Klassen aufgrund von Ar- 
beitslosigkeit und hohem Brotpreis. Zwischen dem 30. September und dem 4. Okto- 
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ber 1846 fand die erste regelrechte Insurrektion in Paris im Faubourg Saint-Antoine 
statt, ausgelöst durch die Nachricht der Heraufsetzung der Taxe für das Brot, bei der 
die Bäckerläden durch Frauen und Arbeiter aus den umliegenden Werkstätten und 
Fabriken gestürmt und der Stadtteil verbarrikadiert wurden. Es folgten Lebensmittel- 
aufstände größten Ausmaßes im Departement Indre-et-Loire (Tours/Chinon) Ende 
November bis Anfang Dezember 1846; in Rennes Mitte Januar 1847; in Buzangais 
und im Departement Indre zwischen dem 13. und dem 18./19. Januar 1847, wo die gan- 
ze Region von einer Aufstandsbewegung erfaßt und alle verfügbaren Truppenteile zur 
Bekämpfung eingesetzt wurden (s. unten); im Departement Loiret (in der Kanalzone 
Orleans/Montargis) Mitte März; in Lille Mitte Mai; und schließlich im Elsaß und in 
Mulhouse, in jener Region Frankreichs, in der der Getreidepreis am höchsten gestie- 
gen und die Armut in den Arbeiterdörfern der Vogesen am größten war, Ende Juni 
1847 (über das blutige Mühlhausener ‚‚Bäckerfest“ vom 27. Juni 1847, das wie die 
meisten Unruhen eine Subsistenzrevolte von Arbeitern war, hat M.M. Kahan-Rabecq 


eine ausführliche Darstellung gegeben). 


1846/47 
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Karte der Aufstände 
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Was an Regeln im Kampf des Volkes um die Subsistenz auszumachen ist, folgte noch 
1846/47 weitgehend der alten, ‚moralischen Ökonomie‘‘: Das Getreide sollte die 
Region nicht verlassen, der nationale und internationale Getreidehandel wurde behin- 
dert, metrische Maße und Gewichte (die Errungenschaft der bürgerlichen Revolution 
und das Zeichen der ökonomischen Zentralisierung) wurden zerstört, der Getreide- 
und Brotpreis wurde unter seinen Marktpreis gesetzt und der Tagelohn nach dem 
Getreidepreis definiert. Auf dem Lande zirkulierten Bettlerheere (sog. ‚Bettler der 
Nacht“) und große Banden von Armen und Proletariern, die in ihren Umzügen Guts- 
besitzer und Eigentümer von Getreide heimsuchten, sich zwangsweise von ihnen be- 
wirten ließen, deren demonstrativen Reichtum verwüsteten, Dreschmaschinen und 
Mühlen zerschlugen und das erpreßte Getreide unter sich gleichmäßig aufteilten, wo 
sie es nicht vernichteten zum Zeichen einer Egalität des Hungers. (Die Subsistenzun- 
ruhen waren in Frankreich eingebunden in ein Katastrophenbewußtsein, das seine Be- 
stätigung in der Natur selbst fand, in Umzügen der Cholera, Überschwemmungen der 
Flüsse, in Brandstiftungen und Verwüstungen der Ernte. Einen Eindruck davon gibt 
die 1846 anonym erschienene, apokalyptische Schrift „La Voix de la famine“ des 
kommunistischen Priesters Constant, die unter dem Motto stand: „Das Volk hat 
Hunger und Frankreich hat Angst“.) In ihren seit dem 18. Jahrhundert tradierten 
Verlaufsformen überlagerten sich die Subsistenzrevolten auf dem Land neuerlich mit 
einer Bewegung der Dorfarmut für die Aufteilung des Großgrundbesitzes (die Bewe- 
gung der „partageux‘‘, wie man 1848 sagen wird). Zugleich ist ihr zunehmend prole- 
tarischer Charakter unverkennbar, es waren Landarbeiter und Tagelöhner, die sich 
nicht nur billiges Getreide aneigneten, sondern auch gegen die Maschinisierung der 
Agrikultur erbittert zur Wehr setzten. 
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Diese breitere Form von Subsistenzrevolten griff auf die Industriezentren und Städte 
über. Dort war die sansculottische Kampftradition, die Verbindung von Emeuten der 
Frauen und Arbeiterunruhen, lebendig geblieben und neue Elemente kamen hinzu: 
Ansätze von Arbeiterorganisationen und Massenstreiks, kommunistische Strömungen 
und Ansätze von Stadtguerilla. Und es kam als wesentliches Ferment sozialer Rebel- 
lion hinzu, daß die arbeitenden Klassen von den „classes dangereuses“‘, den gefährli- 
chen Klassen der großstädtischen Bevölkerung, nicht zu trennen waren, daß die Eigen- 
tumsdelinquenz exponentiell anstieg und zunehmend bandenmäßig organisiert wurde. 
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Flugschrift Okt. 1846: Bekanntmachung an alle Pariser Arbeiter betr. Getreide- 
versorgung im Fbg. St. Antoine und Unruhen aus Anlaß der Brotpreiserhöhung 
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Beim Übergang der Revolten in dies Milieu der Stadt wurden sie nicht von einer Ar- 
beiterfrage absorbiert oder aufgehoben, die vielmehr umgekehrt weitgehend in die 
Subsistenzkämpfe einging. Das Interesse der städtischen Unterklassen am billigen 
Brotpreis und die Tarifforderungen der Handwerker-Arbeiter waren Ausdrucksformen 
eines Kampfzusammenhanges, in dem sie sich auch faktisch vermischten. Es ist nicht 
zu übersehen, in welchem Ausmaß sich in der Julimonarchie in Frankreich spezifische 
Arbeiterkämpfe und Lohnstreiks entwickelten (angefangen von den Lyoner Aufstän- 
den 1831, geführt um den Tarif und mit dem Kampfruf: „Vivre en travaillant ou 
mourir en combattant‘“ — von der Arbeit leben oder im Kampf sterben). Aber nur 
unter dem Blickwinkel einer modernen Arbeiterbewegung erscheint als überwunden, 
was die Stärke der frühindustriellen Massenbewegungen gewesen ist. Sie bestand in 
dem Gesamtanspruch der Unterklassen nach Erhaltung einer Reproduktionsbasis 
außerhalb des sich entwickelnden Kapitalverhältnisses. Dieser Anspruch blieb bis zur 
Mitte des 19. Jahrhunderts präsent. 
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Barrikaden in Paris 1848 (‚Brot oder Tod“) 
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In dem Zusammenhang von Kämpfen um den Tarif und um das Brot, von massenhaf- 
tem Diebstahl; in dieser eigentümlichen Verbindung von Hungeraufständen, ’Arbeiter- 
koalitionen und Maschinenstürmerei, von Pauperismus und Delinquenz, lag ein Poten- 
tial eines Massenaufstands gegen den Kapitalismus, demgegenüber bereits die Revolu- 
tion von 1848 geradezu wie ein Eindämmungsversuch wirkt. 


Auf dem Höhepunkt der Massenrevolten 1847 begann in Frankreich (für Deutschland/ 
Preußen wäre das den Verhältnissen entsprechend zu zeigen) eine kleinbürgerlich-ra- 
dikale und sozialistische Agitation, die die Errichtung der Republik und Demokratie 
und die „Organisation der Arbeit‘ auf dem Wege der Wahlrechtsreform und der poli- 
tischen Umwälzung propagierte. (Man muß dazu sagen, daß Marx und Engels sich in 
diesem Milieu mindestens ebenso engagiert bewegt haben wie in den Kreisen der 
Handwerker-Arbeiter und des „Bundes der Kommunisten“.) Diese Bewegung, die in 
allen französischen Städten Reformbankette veranstaltete, über eine eigene nationale 
Presse verfügte und von radikalen Advokaten der Mittelklasse (Ledru-Rollin u.a.) ge- 
führt wurde, reagierte mit einer weitaus höheren Sensibilität auf die Massenrevolten, 
als dies z.B. die majoritären kommunistischen Strömungen (der Cabetismus) taten. 
Sie plädierte gegenüber dem Regime der Julimonarchie für die Amnestie politischer 
Gefangener, für eine moderate Anwendung der Repression, sie bezog in allen Fällen 
Partei gegen die Polizei- und Truppeneinsätze bei den Lebensmittelunruhen. Auf der 
Ebene des politischen Diskurses befähigte sie dies, das zentrale ökonomische Problem 
der Unterklassen, die Versorgungsfrage, zu einer Klassenfrage zwischen der das Land 
ausplündernden Koalition von Notablen und Spekulanten des Finanz- und Handels- 
kapitals einerseits und der Allianz von industriekapitalistischer Bourgeoisfraktion, 
Kleinbürgertum, radikaler Intelligenz und Arbeiterelite auf der anderen Seite zu ver- 
schieben, letztlich eine Frage des Regierungswechsels daraus zu machen. Dergestalt 
wurde die Versorgungsfrage zu einem Problem der ‚‚sozialen Demokratie‘ (der politi- 
sche Terminus stammt hierher) und zu einem Problem des Wahlrechts deklariert. Es 
war diese Politisierung, mit der die reformistische Bankettbewegung schließlich 1848 
— als die Demonstrationen für das Bankett in Paris direkt in die Februarereignisse ein- 
mündeten — ihre Hegemonie über die Massenrevolten in einen Sieg auf der Bühne der 
Revolution ummünzen konnte. In der Form der Revolution — man möchte fast sagen: 
in ihrem Kostüm — wurde der Übergang vollzogen von der Finanz- und Grundbesit- 
zeroligarchie zur Bourgeoisie, die zugleich in sich (ökonomisch wie ideologisch) die 
Arbeiterklasse als Arbeitskraft und eigenen Fortschritt inkorporiert hatte. Im Juli 
1848 wurde das Resultat und der Klassencharakter dieser Revolution dann offenbar, 
als die siegreiche Bourgeoisie durch Nationalgarde und Militär die Insurrektion des 
Pariser Proletariats niederkartätschen ließ. 


Die Revolution von 1848 — und dies gilt nun auch für Deutschland — war weniger 
die Konsequenz der voraufgegangenen sozialen Kämpfe (oder — wie gesagt wird — 
der Ausdruck ihrer politischen Reife, eine Übersetzung der Subsistenzproblematik ins 
Politische), als vielmehr eine Antwort darauf durch eine neue Herrschaftsform, eine 
Inszenierung zur Lösung des Antagonismus frühindustrieller Sozialrevolten im Sinne 
der Mittelklassen. Der Umschlag dieser Lösung in die präventive Konterrevolution 
war vorgezeichnet. 


Es wäre zu kurz gegriffen, wollte man die Fortdauer jenes Volksbewußtseins und jener 
Widerstandsformen der Unterklassen, die als zur „‚moralischen Ökonomie‘ gehörig 
bezeichnet worden sind, im 19. Jahrhundert und die Subsistenzrevolten im Vorraum 
der Revolutionen von 1848 zu deren Motiv erheben. Diese Revolten sind nicht an die 
48er Revolution „anzubinden‘“, wie es in der Geschichtsschreibung heißt, sondern sie 
sind — gerade wo sie nach Ausbruch der Februar- und Märzrevolutionen einen neuen 
Aufschwung nehmen — davon zu unterscheiden, so wie 1789 eine eigenständige Re- 
volution der Bauern und Sansculotten zu unterscheiden war. In den Unterklassen des 
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Vormärz und der Julimonarchie waren andere und weitergehende Bedürfnisse vorhan- 
den, ihre Revolten hatten andere Forderungen als diejenigen, die in den bürgerlich-de- 
mokratischen, aber auch in den sozialistischen Entwicklungskonzeptionen (einschließ- 
lich des Marxismus der 48er Zeit) und in den Strategien zur Politisierung der sozial- 
revolutionären Prozesse zum Ausdruck kamen. Diese Bedürfnisse und Forderungen 
sind im politischen Feld nicht repräsentiert. Die beispiellose Massenarmut, die der 
Industrialisierungsprozeß in Europa hervorbrachte und die sich strukturell von der 
Armut der feudalen Gesellschaften durch ihre Bindung an die Arbeit unterschied; die 
im Spannungsfeld zwischen den antikapitalistischen Strömungen der Französischen 
Revolution und der frühen sozialistischen und kommunistischen Arbeiterbewegung 
die eigentliche ‚soziale Frage‘ des 19. Jahrhunderts bildete; diese Massenarmut — das 
ist die Lehre von 1848 — wurde von einer politischen Bewegung besetzt, deren we- 
sentliche Forderung und deren klassenübergreifendes Thema das allgemeine Wahlrecht 
und die Demokratie waren. Darin wiederholte sich als Farce, was einmal den Allge- 
meinheitsanspruch der bürgerlichen Revolution gegenüber dem Feudalismus ausge- 
macht hatte. 


Warum ist es in der 48er Revolution nicht gelungen, eine Klassenfront von unten zu 
bilden (eine eigene Fahne aufzustellen, wie Weitling gesagt hat)? Die Bedürfnisse der 
Volksmassen wurden auch in den sozialistischen und kommunistischen Konzepten 
nur unzureichend thematisiert. Die Reduktion dieser massenhaften Bedürfnisse, die 
— will man sie ‚„kommunistisch‘“ nennen — dies nur im Sinne eines Rechts auf Exi- 
stenz waren, zugunsten einer politisch-ökonomischen Theorie der Lohnarbeit bei 
Marx antizipierte eine innerhalb der Reproduktion des Kapitals befindliche Arbeiter- 
klasse, zu deren Herstellung es erst der Niederlage von 1848 bedurfte. Die Theorie 
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des „Kommunistischen Manifests‘‘ ist 1848 genau das nicht gewesen, was sie ihrem 
Selbstverständnis nach zu sein beanspruchte: der ‚‚Ausdruck der wirklichen geschicht- 
lichen Bewegung“. Die ausschließlich politisch-demokratische Aneignung und Ver- 
mittlung der sozialen Massenbewegungen vor 1848 aber war das Resultat eines Bünd- 
nisses der Intelligenz und der Mittelklassen mit bestimmten Fraktionen der frühen 


Arbeiterbewegung. So leitete die Revolution von 1848 selbst eine für den Fortgang 
der europäischen Sozialgeschichte entscheidende Enteignung der Massenrevolten 
gegen die Industrialisierung und Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise 
ein. 


Berliner Bürgerwehr schießt auf Arbeiter, 16. Okt. 1848 
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Die folgenden Auszüge sind der in Paris erschienenen „Gazette des Tribunaux‘‘ (mit Datum vom 
27.2.1847 ff., 25.3. und 16.4.1847) entnommen und geben die Anklageakten des Geschworenen- 
gerichts in Chateauroux betr. die Unruhen im Departement Indre wieder. Die Kritik solcher Quellen 
vorausgesetzt, die den Sachverhalt natürlich nicht in seiner wirklichen Dimension und im Ver- 
ständnis der Angeklagten schildern, muß zur Erläuterung hinzugefügt werden: Bei den 26 Ange- 
klagten von Buzangais, unter ihnen eine Frau, handelte es sich überwiegend um Tagelöhner, Land- 
arbeiter und einige Handwerker; in dem Armenate lier, das 300-400 Arbeiter beim Straßenbau be- 
schäftigte, verdienten sie täglich 75 Centimes, während der Kilopreis des Brotes 50 Centimes be- 
trug. Die Herabsetzung des Getreidepreises auf 3 Francs ging von einem aktuellen Preis von 7 
Francs je Doppeldekaliter (20 Ltr.) aus. Die zerstörten Mühlen (moulins & bluter, mit sog. Sicht- 
maschinen) stellten Exportgetreide her, Mehlstaub und Kleie wurden den Armen am Ort zum 
Kauf angeboten; Dreschmaschinen beraubten die Tagelöhner ihrer gewohnten Verdienstmöglich- 
keiten und zwangen sie in die Armenateliers — die Maschinenstürmerei richtete sich also gegen die 
neuen Techniken des Hungers und der Freisetzung von Arbeitskraft. Die Feindschaft gegen die 
Anwendung der Sensen bei der Emte schließlich rührte daher, daß sie nichts zur Nachlese zurück- 
ließen; noch in den 1840er Jahren konnte die Dorfarmut nur dank der verbliebenen kollektiven 
Nutzungsrechte überleben. 


Unruhen in Buzangais 


„Die Verbrechen, die die Stadt Buzangais zwischen dem 13. und 15. Januar 1847 
erschüttert haben, unterscheiden sich von vielen Ereignissen ähnlicher Natur (...)durch 
ihren besonders gewaltsamen und grausamen Charakter, durch besonders freche An- 
griffe auf Eigentum und Personen. Die Vorurteile des Volkes gegenüber der Getreide- 
zirkulation, die übelsten Leidenschaften, welche in einer bestimmten Sorte von Men- 
schen schlummern, sind nirgendwo mit einer erschreckenderen Heftigkeit hervorge- 
brochen und haben nirgendwo bedauernswertere Resultate gezeitigt. Insbesondere 
ein Umstand gibt diesen Unruhen, die für sich genommen schwer genug sind, ein 
größeres Gewicht. 

Das Beispiel hat ansteckend gewirkt; die hier dem Gericht vorgeführten Schuldigen 
haben zahlreiche und eifrige Nachahmer gefunden. Der Gedanke eines Maximums, das 
den Getreidebesitzern unter Zwang auferlegt wurde, und die während der Emeute 
vorgenommene Überprüfung der Getreidebestände in den Häusern der Eigentümer 
(recensement ä domicile) haben sich schlagartig ausgebreitet und sind in zahlreichen 
Gemeinden durchgeführt worden; Plünderungen, Erpressungen, Tätlichkeiten gegen 
Personen, durch Drohung erzwungene Unterschriften, Zerstörung von wertvollen 
landwirtschaftlichen Maschinen usw. kamen alsbald als unvermeidliche Folge der erst- 
genannten Handlungen hinzu. Eine Art von Raserei und Wahn hat sich der Landbe- 
völkerung bemächtigt und in ihrer Mitte eine Entartung und eine Verachtung des 
Rechts hervorgerufen, die nicht vorherzusehen war und die eine permanente Gefahr 
für die Gesellschaft darstellen würde, wenn man ihr nicht auf der Stelle energische 
Maßnahmen entgegensetzte. 

Der Stadt Buzangais schien es nicht vorherbestimmt, Schauplatz derartiger Ausschrei- 
tungen zu werden und das Signal für eine derart bedauerliche Bewegung zu geben. In- 
mitten eines fruchtbaren Landstrichs gelegen, sah sie ihre Konsumtion gesichert; das 
Korn wurde auf ihrem Markt nicht zu dem Preis verkauft, den er in weniger begün- 
stigten Gegenden erreicht hatte. Die Stadtverwaltung hatte Sorge für die Einrichtung 
einer Armenwerkstatt (atelier de charite) getragen, unterstützt durch Opfer von Pri- 
vatleuten; und wenn die Löhne, welche die Arbeiter empfingen, auch wenig beträcht- 
lich waren, so machten doch die an die bedürftige Klasse ausgeteilten Naturalien ihre 
Leiden erträglich und ließen sie die Schwierigkeiten der Saison durchstehen. 
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Gleichwohl konnten seit einiger Zeit gewisse Symptome von Beunruhigung der auf- 
merksamen Beobachtung nicht entgehen. Die Landstraße von Tours nach Clermont, 
welche Buzangais durchquert, wurde von zahlreichen Getreidefahrzeugen benutzt, 
deren Durchfahrt Unwillen hervorrief; in der städtischen Armenwerkstatt selbst (...) 
machte alarmierendes Gerede unter den Arbeitern die Runde. Man sprach vom Elend 
der Armen und der Härte der Reichen; man sprach von Plünderungen und von Rache, 
die an den Bürgern zu nehmen sei; und einer derälteren Angeklagten, Frangois L&geron, 
gab dort folgende aufschlußreichen Sätze von sich, die ein Zeuge bestätigt hat: „Ich 
habe bereits drei Revolutionen erlebt, bei der nächsten Gelegenheit dreh ich meine 
Sense um und wir werden sehen!‘‘ Ein anderer Angeklagter, Baptiste Bienvenu, be- 
drohte während des Markttages Herrn Frederic Gaulin, der ihm zufolge sein Getreide 
zu teuer verkaufte, und rief aus: „Ich habe eine neue Axt, damit werde ich noch die 
Türen der Bourgeois aufbrechen.“ Er hat nur zu gut Wort gehalten; aber diese Redens- 
arten blieben trotz ihrer Gewaltsamkeit den Behörden verborgen, man erkannte darin 
nicht die organisierte Verschwörung und den im voraus gefaßten Plan zur Plünderung 
und zum Aufstand. 

Am Morgen des 13. Januar erreichten zwei zweispännige Fuhrwerke und zwei Pferde- 
karren Buzangais (...), deren Ladung aus 91 Hektolitern Getreide bestand und für den 
Ort Issoudun bestimmt war. Sie hielten im Faubourg Hervaux, der von einer elenden 
und aufrührerischen Bevölkerung bewohnt wird, vor der Herberge des Herrn Boulet. 
Als sie ihre Reise fortsetzen wollten, wurden sie von Frauen umringt, die sich ihrer 
Abfahrt widersetzten und die sogleich zur Verstärkung die Arbeiter der Armenwerk- 
statt herbeiriefen. 

Der Bürgermeister von Buzangais erschien in Begleitung von Gendarmen am Ort des 
Geschehens, und nach langen Bemühungen schien es ihm gelungen, die Arbeiter dazu 
zu bewegen, an ihre Arbeitsstelle zurückzukehren. 

Die Fahrzeuge setzten sich erneut in Bewegung. Wiederum wurden sie von Frauen 
umringt, die lautstark bekundeten, daß sie sie nicht fahren lassen würden, und die 
nach den Arbeitern verlangten. Diese kehrten erneut zurück, die Ansammlung nahm 
zu und erregte sich mehr und mehr: trotz des ihr entgegengesetzten Widerstands und 
trotz der Versuche, sie aufzulösen und zu beruhigen, gelang es der Menge, die Fahr- 
zeuge in den Hof der Schule zu führen, die ein Nebengebäude des Rathauses bildet. 
Man spannte die Pferde aus, entlud die Säcke mit Getreide und entfernte die Fahr- 
zeuge von Hand. (...) 


Der Aufruhr hatte triumphiert: es war ein Sieg, den man sich nicht entgehen lassen 
wollte. Man mußte darüber wachen, daß das Getreide nicht über Nacht fortgeschafft 
würde. Die Menschenmenge harrte also auf dem großen Platz vor dem Rathaus und 
dem Schulhof aus und richtete sich ein. Man zündete Biwakfeuer an, und die Menge 
begann, Gewaltpläne zu schmieden. Der Angeklagte Bataille schrie, man solle den 
Friedensrichter, der die Geister zu besänftigen suchte, in die auf dem Platz aufgestell- 
ten Sensen werfen; andere (...) zogen aus, um die Bewohner einer Nachbargemeinde 
herbeizuholen. 

Gegen zehn Uhr kehrte der Wachtmeister der Gendarmerie, der tagsüber aus Dienst- 
gründen abwesend gewesen war, aus Chäteauroux zurück. Man umringte ihn und teilte 
ihm mit, daß man ihn erwarte, um die Verteilung des Getreides vorzunehmen, und 
daß der Bürgermeister versprochen habe, das Getreide werde an das Volk ausgeteilt. 
Er antwortete, daß er, selbst wenn dies Versprechen gegeben worden sei, den nächsten 
Tag abwarten müsse. (...) 

Man hatte gehofft, daß sich die auf dem Platz versammelte Menge mit Anbruch des 
Morgens zerstreuen würde. Nichts dergleichen geschah; sie wuchs mit jedem Moment 
an und mit ihrder Tumult. Wein und Schnaps wurden kostenlos verteilt, insbesondere 
durch den Angeklagten Monneron, Schreiner und Schankwirt in Buzangais, ein Mann 
von gewissem Wohlstand, der sich dennoch nicht scheute, die schändlichsten Drohun- 
gen inmitten der Menge auszustoßen, die er um sich sammelte: „plündert und schlagt 
die Bürger‘‘. Diese Worte wiederholte er noch einmal vor Zeugen, wobei er sagte: „sie 
werden gut daran tun, sich das Getreide für zwei Francs den Doppeldekaliter geben 
zu lassen, wenn nicht, sollen sie draufhaun‘“. (...) 

Gegen acht Uhr morgens bildet sich eine größere Ansammlung (...) auf dem Kirch- 
platz und versucht, in den Kirchturm einzudringen. Der Wachtmeister leistet mit 
seinen Gendarmen einige Zeit Widerstand, aber er wird überrannt. Bienvenu erbricht 
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das Schloß zum Kirchturm mit einem Axthieb, einige seiner Genossen steigen herauf, 
um die Sturmglocke zu läuten (...) In diesem Moment erhebt sich ein Schrei in der 
Menge: „Gehen wir die Mühle niedermachen! Auf zur Mühle!“‘ 

Man eilt zu der Mühle (moulin ä bluter) von Herrn Cloquemin d. Älteren, die am 
Ufer der Indre gelegen ist. (...) Trotz des mutigen Einsatzes des Wachtmeisters und 
seiner Gendarmen geht dort die Plünderung ohne ernstlichen Widerstand vonstatten. 
Man dringt zuerst in ein kleines Gebäude ein, das über den Fluß gebaut und worunter 
das große Mühlrad angebracht ist. Das Mühlrad und die Mechanik zur Regelung der 
Wasserzufuhr werden zerstört. Die große Welle, die die Bewegung in die Fabrik über- 
trägt, verläuft unterhalb der Straße zwischen dem ersten Gebäude und der Mühle; 
man versucht vergebens, sie aufzureißen und die Welle zu beschädigen. 

Man erbricht die Türen und Fenster der Mühlenfabrik, man wirft die Einrichtungsge- 
genstände des Herrn Cloquemin auf die Straße. In wenigen Minuten sind alle Möbel- 
stücke seiner Wohnung zerstört. Bienvenu bricht mit einem Axthieb den Sekretär auf, 
in dem sich eine ansehnliche Geldsumme befindet, die man unter sich teilt; auch eine 
eiserne Kasse, die ebenfalls Geld enthält, wird erbrochen, auf diese Weise bemächtigt 
man sich einer Summe von 7.000 Francs. Anschließend werden die sechs Stockwerke 
der Mühle der Reihe nach genommen und einer vollständigen Verwüstung überliefert, 
alle Türen, Fenster, jede Mechanik, die Mahlwerke werden in Stücke zerbrochen und 
— was das Merkwürdigste ist — diese Elenden, die sich am Tage zuvor über den Mangel 
an Getreide beklagt haben, breiten 22 Säcke Mehl und 15 Doppeldekaliter Weizen, 
die sie im Erdgeschoß vorfinden, auf der gepflasterten Straße aus und treten sie mit 
den Füßen. (...) 

Die Plünderung hatte etwa eine halbe Stunde gedauert. Herr Cloquemin schätzt den 
ihm zugefügten Schaden. auf annähernd 27.000 Francs (...). 


Betrunken von Wein und Schnaps, mehr noch von der Plünderung, rufen die Anfüh- 
rer der Bande aus: „Wir müssen zu Frederic Gaulin!‘‘ Das war Herr Gaulin, den Bien- 
venu 14 Tage vorher auf dem Marktplatz bedroht hatte und der also bereits für die 
Volkswut gekennzeichnet worden war. Man überschreitet die Brücke der Indre und 
wendet sich seinem Haus zu. (...) Die Bande erreicht das Haus, Rouet-Bezard erbricht 
die Tür mit der Axt. Herr Gaulin wird sofort umringt; man verlangt den Schlüssel zu 
seinem Speicher, um die dort gelagerte Menge an Getreide zu überprüfen. Einige stei- 
gen hinauf und beginnen, das Korn abzumessen. Andere ereifern sich beim Zerbre- 
chen der Möbel, der Türen und Fenster, alles wird verwüstet. Man entreißt Herrn 
Gaulin den Geldsack, den er bei sich trägt. (...) Alles, was ein Haus an Kostbarkeiten 
zieren kann: Objekte, Silberwaren, Uhren und Pendeluhren, Wäsche, alles wird zer- 
brochen oder mitgenommen. 


Die Menge macht sich wieder auf den Weg; man überquert die Brücken und wendet 
sich nach links. (...) Bataille gibt das Signal für den Beginn einer neuen Plünderung, 
indem er mit einem Spitzeisen, das er bei sich führt, an die Tür des Herrn Brillaut 
schlägt; seine Genossen scharen sich um ihn. Herr Brillaut ist abwesend, er befindet 
sich auf der Sitzung des Stadtrats. Sein Haus, wie die Mühle und wie das Haus des 
Herrn Gaulin, wird vom Keller bis zum Dachboden verwüstet. 

Nach Beendigung der Plünderungen schien es, als hätte der Aufruhr sein Ziel erreicht. 
Die vornehmlichsten Eigentümer und Gutsbesitzer waren im Rathaus versammelt und 
glaubten sich genötigt, auf die Bedingungen einzugehen, die ihnen die Menge aufzwang. 
Man hatte zuerst entschieden, daß das angehaltene Getreide zu 4 Francs pro Doppel- 
dekaliter an das Volk verteilt werden sollte; dem Druck wachsender Anforderungen 
nachgebend, hatte man sodann versprochen, es würde für 3 Francs geliefert, und zwar 
nicht nur das am Vorabend angehaltene Getreide, sondern auch das, über welches die 
Besitzer selbst verfügen konnten. Mehrere Individuen durchquerten die Stadt und ver- 
breiteten in allen Häusern von wohlhabenden Bürgern Listen, die mit folgenden Wor- 
ten begannen: „Ich, der Unterzeichnende, verpflichte mich, dem Publikum allen Wei- 
zen, den ich besitze, zu 1 Franc 50 je Dekaliter und die Gerste für 1 Franc zu verkau- 
fen. Alle unterzeichnenden Eigentümer verpflichten sich hiermit, bis zur Ernte dem 
Volk das Getreide für 3 Francs den Doppeldekaliter zu geben, die Gerste zu 2 Francs.“ 
Unter der Herrschaft des Schreckens (sous l’empire de la terreur) füllten sich diese 
Listen mit Unterschriften und der Tambour der Stadt lief überall herum, um dies 
durch Gewalt erpreßte Zugeständnis zu verkünden. 
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Das konnte aber die wirklichen Plünderer nicht lange aufhalten (...) Das weitläufige 
Haus, welches von Frau Huard-Chambert und ihrem 40jährigen Sohn bewohnt wird, 
(...) war geöffnet (...) Venin, der sich den Titel des Anführers der Räuber (chef des 
brigands) gegeben hatte, trat mit einem großen Stock in der Hand (...) in das Gemach 
der Dame Chambert ein, die gerade auf Anraten ihres Sohnes die ihr vorgelegte Ver- 
pflichtungserklärung unterschrieb. Erregt durch die Plünderungsszenen, denen er sich 
hingegeben hatte, und vielleicht auch von Trunkenheit, schlug Venin mit seinem 
Stock auf den Tisch und schrie: ‚Ich will Geld.“ Auf diese schroffe Aufforderung hin 
näherte sich der Diener von Frau Chambert Venin, der ihn mit seinem Stock bedroh- 
te (...) Herr Chambert, der das Leben seines Dieners und möglicherweise sein eigenes 
in Gefahr wähnte, griff zu einem Gewehr, stellte sich vor die Tür des Zimmers seiner 
Mutter, legte die Waffe an und sagte: ‚Wer hat meinen Diener geschlagen?“ (...) Er 
zielt auf Venin, als dieser noch dem Diener nachläuft und sich langsam auf Herrn 
Chambert zubewegt; plötzlich ergreift Venin Herrn Chambert mit einer Hand beim 
Kragen, mit der anderen faßt er den Gewehrlauf. In diesem Moment fällt der Schuß, 
ohne daß man sagen könnte, ob dies von Herrn Chambert gewollt war oder ob es sich 
um einen unglücklichen Zufall handelte. Venin erhält die gesamte Ladung in den 
Unterleib (...) Er wird von vier seiner Genossen ins Hospiz gebracht, wo er einige 
Stunden später verstirbt. 

Schreckliche Drohungen erheben sich: „Chambert hat Venin getötet! Tod für Cham- 
bert!‘ schreit man von allen Seiten. Arrouy wiederholt, man müsse ihn vierteilen (...). 
Die Plünderung setzte sich (...) mit einer Raserei fort, die man in den anderen verwü- 
steten Häusern noch nicht gekannt hatte (...) Herr Chambert (...) fand sich inmitten 
einer Mörderbande, die sein Blut verlangte. (...) Rouet-Bezard hat sich gerühmt, ihm 
den ersten Schlag versetzt zu haben (...) Schließlich soll Velluet in einem unglaubli- 
chen Wutanfall Herrn Chambert, zu dem er nicht vordringen konnte, über den Kopf 
hinweg seine Axt zugeworfen haben, die diesen an der Stirn traf (...). 

Es gelang Herrn Chambert, seinen Henkern auf die Straße zu entkommen (...) und 
sich im Hause eines Sattlers zu verbergen. (...) Brillant-Godeau, der ihn entdeckte (...), 
schleppte ihn fort und überlieferte ihn den Mördern (...). Die Elenden gaben sich nun- 
mehr derart grausamen Akten hin, die man nicht glauben würde, wenn sie nicht durch 
Zeugenaussagen und Geständnisse bestätigt worden wären. Einer Aussage nach schlug 
man auf Herrn Chambert wie auf einen Ochsen ein. Michot läuft auf ihn zu und ver- 
setzt ihm mit einem schweren Hammer mehrfach Schläge auf Kopf und Körper. 
Brillant gibt ihm mehrere Hiebe mit einem Straßenbaueisen, von geringerem Gewicht, 
aber in seinen starken Händen nicht weniger schrecklich. (...) Das Weibsbild Cotteron 
tritt mit Holzschuhen auf ihn ein. Arrouy versucht, ihm mit seiner Heugabel in den 
Leib zu stechen, aber es gelingt ihm nicht und so stößt er sie ihm ins Gesicht (...). 
Nachdem die Mörder ihre Wut ausgelassen hatten, hatte man Mühe, Männer zu finden, 
die mutig genug waren, um den Körper des Herrn Chambert ins Hospiz zu tragen. (...) 
Das Gerücht hat sich bestätigt, daß man sich seiner Beerdigung widersetzte und noch 
seinen Kadaver beleidigte. Herr Chambert mußte heimlich auf einem Friedhof des 
Hospizes beigesetzt werden. (...)“ 


(Die Verhandlung ergab, daß der Gutsbesitzer Chambert sich geweigert hatte, sein Getreide zu 
dem herabgesetzten Preis zu verkaufen, und daß er Venin vorsätzlich erschossen hatte. Der Gene- 
ralstaatsanwalt führte aus, die Unruhen seien „die Verwirklichung jener kommunistischen Lehren, 
welche die Gesellschaft unter dem Vorwand, sie zu erneuern, umzustürzen versuchen“. Die Ange- 
klagten Louis Michot, Holzschuhmacher, 20 Jahre alt; Frangois Velluet, Wächter, 37 Jahre alt — 
ihm wurde vorgeworfen, Chambert mit einem Kreuz gezeichnet zu haben; und Baptiste Bienvenu, 
Tagelöhner, 25 Jahre alt, wurden zum Tode verurteilt und am 16. April 1847 in Buzangais öffent- 
lich guillotiniert.) 


Unruhen in Vendoeuvres 


„Am Morgen des 15. Januar 1847 gegen fünf Uhr fand sich auf dem Platz der Gemeinde 
Vendoeuvres eine Menge Individuen ein, die zum Teil vom Markt aus Buzangais zu- 
rückgekehrt waren. Dort hatten sie sich von der Idee der Plünderung und Zerstörung 
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anstecken lassen; dort hatte man sie gefragt, ob in ihrer Gemeinde eine jener Maschi- 
nen zum Dreschen des Getreides vorhanden sei, welche dem ökonomischen Evangelium 
der Aufständischen zufolge eine Geißel des Volkes und die Quelle seines Elends sei. 
Da der Bürgermeister von Buzangais sie, wie sie sagten, an den Bürgermeister von 
Vendoeuvres verwiesen hätte, um sich Getreide liefern zu lassen, sei ihr erster Gedan- 
ke gewesen, sich an Herrn Lancosme zu wenden. Aber die Furcht, das zu ihrer Subsi- 
stenz notwendige Korn nicht zu erhalten, sowie die aufrührerischen Ratschläge, die 
sie in Buzangais erhalten hatten, erhitzte ihre Gemüter auf dem Weg, und kaum waren 
sie zurückgekommen, dachten sie nicht mehr daran, sich an die gesetzliche Autorität 
und an den ersten Beamten ihrer Gemeinde zu wenden. An ihrer Spitze befanden sich 
Bertrand,genannt der Aushecker oder auch General Bertrand, ferner Charles Bidron, 
Martinet, genannt der Hämmerer, und Charles Predat. ‚‚Wir müssen zu Lancosme gehen, 
sagten sie, wir wollen das Getreide zu 3 Francs und als Tagelohn 1 Franc 50.“ (...) 


Bald wurde die Sturmglocke geläutet (...) und gegen sechs Uhr setzt sich tatsächlich 
eine Bande, bestehend aus 250 bis 300 Individuen, die in der Mehrzahl mit Beilen, 
Heugabeln, Sicheln und in einigen Fällen sogar mit Gewehren bewaffnet waren, in 
Marsch auf das Schloß Lancosme zu. Kaum hatte sich Herr von Lancosme den An- 
kömmlingen gestellt, so zwangen sie ihm ihre Bedingungen auf, wie sie im Programm 
der Emeute festgelegt waren. Einige von ihnen machten Anstalten, die Dreschmaschi- 
ne zu zerstören. (...) Drei Anführer der Bande, der Holzschuhmacher Camelin, Ber- 
trand und Bidron, verlangten, daß Herr von Lancosme auf der Stelle ein Schreiben 
unterzeichnen solle, mit dem er sich verpflichtete, das Getreide’zu 3 Francs je Dop- 
peldekaliter an alle Mitglieder der Gemeinde zu liefern, den Export von Getreide bis 
zur Ernte zu verhindern und den Tagelohn für ihre Arbeit auf 1 Franc 50 heraufzu- 
setzen. Herr von Lancosme zog sich daher in sein Geschäftszimmer zurück, wo er 
sich, umringt von denen, die sein Haus überfallen hatten, als Bürgermeister verpflich- 
tete, allen Einwohnern das Getreide zu 3 Francs zu geben, das er beschaffen könne. 
Aber der Holzschuhmacher Camelin, der offensichtlich den Wert der Begriffe genau 
abwägt, wollte, daß Herr von Lancosme das Wort geben striche und an seine Stelle 
einsetze: den Einwohnern zu sichern. Der Bürgermeister stimmte, mit Gewalt gezwun- 
gen, allen ihren Bedingungen zu, und kurz darauf mußte er, auf Befehl der Anstifter 
der Revolte, ihnen mit lauter Stimme die Vereinbarung vorlesen, die sie getroffen 
hatten (...). 

Die Aufrührer verlangten daraufhin Brot und Wein, und Herr von Lancosme ließ es 
ihnen in seinem Hof servieren. Mit der Erregung stiegen die Anforderungen, und sie 
verlangten Geld. Herr von Lancosme antwortete ihnen, daß er wenig davon besitze. 
„Gehen wir ins Haus, schrien sie, wir werden es wohl finden.‘ Und mit dem Beil in 
der Hand eilten sie auf das Wohnhaus zu. ‚‚Wartet, rief ihnen Herr von Lancosme zu, 
der sich ihnen entgegenwarf, wartet, ich werde Euch alles holen, was ich und mein 
Schwiegersohn an Bargeld besitzen.‘“ Herr von Lancosme und sein Schwiegersohn gin- 
gen rasch das Geld holen. Die Aufrührer stellten sich in zwei Reihen auf, und ein 
Beutel mit 1.000 Francs wurde daraufhin unter sie verteilt. Einige fanden den Betrag 
unzulänglich und kündigten die neuerliche Absicht an, in das Schloß einzudringen. 
Herr von Lancosme versprach ihnen endlich 500 Francs für den kommenden Sonn- 
abend, sie gaben sich zufrieden und zogen ab. (...) 

Von Lancosme aus wandte sich die Bande zum Chäteau-Robert.“ (Dort erzwangen 
sie wieder die Unterschrift unter die Verpflichtung, das Korn billig zu liefern, und lie- 
ßen sich bewirten und Geld aushändigen.) „Von Chäteau-Robert richtete sich die 
Bande nach Verneuil, und um Mitternacht traf sie auf dem Gut ein. (...) Anschließend 
wurde der Gutshof Gimoni£re (...) von derselben Bande heimgesucht, etwa eine halbe 
Stunde nach Mitternacht. „Zünden Sie die Kerzen an, riefen sie beim Eintritt, wir 
wollen Wein.‘ (...) Gegen ein Uhr morgens erreichten sie das Schloß von Se.-Therese, 
einen Tambour an der Spitze und die Heugabeln und Beile auf den Schultern. (...) 
Um fünf Uhr morgens kam die Bande nach Roches. (...) Schließlich wiederholten sich 
die gleichen Szenen in Breves. (...) 


Hier spielt sich ein seltsames Ereignis ab, das sich sonst nirgendwo in der Geschichte 
dieser aufeinanderfolgenden Erhebungen wiederholt hat. Bevor sie sich trennten und 
Breves verließen, erstellten die Anführer eine Liste all derjenigen, die sie begleitet hat- 
ten und die an der Aufteilung der Geldsummen teilhaben sollten, die.sie während der 
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Nacht auf ihrer Wallfahrt sträflicherweise erpreßt hatten. Alle Männer, die zur Bande 
gehörten, versammelten sich im Wirtschaftsraum des Herrn von Breves; ein Amtsge- 
hilfe brachte ein Stück Papier, und jedes Individuum, das hinausging, trug seinen Na- 
men ein. (...) Am anderen Tag, dem 17. Januar, wurde eine weitere Liste auf dem 
Rathaus erstellt (...). Camelin, Bertrand und Bidron, die drei Repräsentanten des 
Volks von Vendoeuvres, übernahmen nun den Vorsitz bei der Geldverteilung, wobei 
sie mit einer offensichtlichen Regelmäßigkeit inmitten der Unordnung selbst verfuh- 
ren und zwei Klassen von Plünderern einrichteten: die eine, bestehend aus all denen, 
die an der Bande seit Beginn der nächtlichen Expedition bis zu ihrem Ende teilge- 
nommen hatten; die andere aus denen, die sich gegen Mitternacht in Verneuil oder 
weiter auf dem Weg zerstreut hatten. Diejenigen aus der ersten Klasse erhielten (...) 
11 Francs, während die aus der zweiten nur 8 Francs empfingen. Was das Getreide 
angeht, so wurde es zu 3 Francs pro Doppeldekaliter verteilt, und zwar entsprechend 
den Bedürfnissen eines jeden (selon les besoins de chacun), d.h. nach dem Grad der 
Bemitteltheit der Familien und der Anzahl der sie bildenden Personen.“ 


Unruhen in Saint-Lactengin und in Chezelles 


„Am 16. Januar 1847, nachdem die Unruhen in Villedieu zu Ende gegangen waren, 
brachen in den Gemeinden Chö£zelles und Saint-Lactengin schwere Aufstände aus. 
Maschinen zum Dreschen des Getreides wurden zerbrochen, Gutsbesitzer sahen sich 
gezwungen, ihre Unterschrift unter ein Schreiben zu setzen, durch welches sie sich 
verpflichteten, ihr Korn unterhalb des Kurses zu verkaufen. 

Gegen elf Uhr morgens präsentierte sich eine Bande von 34 Arbeitern und Tagelöh- 
nern, die sich großenteils im Wald von Marecreux zusammengetan hatte, vor dem 
Haus der Frau Patrigeon, Gutsbesitzern in Gratin in der Gemeinde Che&zelles. Maquin, 
der aktiv an den Verwüstungen in Villedieu teilgenommen hatte, und Rabate schie- 
nen die Anführer der Bande zu sein. Sie verlangten von der Dame Brot und Lebens- 
mittel. Die Gutsbesitzern ließ in den größten Räumen des Schlosses einen Tisch 
decken (...) Man tafelte zwei Stunden. Dann ging man im Hof des Schlosses spazieren 
und kam nochmals auf die Frau Patrigeon zurück, um Wein zu erhalten. Rabate rich- 
tete das Wort an sie. Die Gutsbesitzern gab ihnen einen Eimer voll davon. Maquin 
sagte, dies wäre genug und es sei Zeit zum Rückzug. Die Bande wandte sich nun dem 
Schloß von Marecreux zu, das in der Gemeinde Saint-Lactengin liegt. (...) 

Im Gehege von Marecreux war die Truppe noch zahlreicher geworden, weitere Tage- 
löhner hatten sich ihr zugesellt. Der angestellte Wächter Luzanneau sah alle diese 
Männer mit Sicheln und Äxten bewaffnet ankommen. Sie verlangten Wein und Le- 
bensmittel. Der Wächter beeilte sich, sie zufriedenzustellen (...). 

Gegen halb vier Uhr nachmittags versuchte die Bande, die jetzt auf etwa 50 Personen 
angewachsen war, Herrn Couzon, den Bürgermeister von Saint-Lactengin, zu finden. 
Maquin und Fabioux, die an der Spitze waren, sagten zum Bürgermeister: „Nachdem 
wir die Waldarbeiter von Marecreux und die Arbeiter aus der Armenwerkstatt Eurer 
Gemeinde versammelt haben, sollten wir die Sturmglocke läuten, um alle Einwohner 
der Umgebung herbeizuholen und die Dreschmaschinen zu zerstören, die auf dem 
Schloß sind.‘‘ Her Couzon und der Pfarrer wandten den Leuten gegenüber ein, es sei 
unnötig, die Sturmglocke zu läuten, denn sie wären bereits zahlreich genug, um selbst 
die Maschinen zu zerstören. Bürgermeister und Pfarrer willigten sogar ein, sie dabei zu 
begleiten. Nur unter dieser Bedingung wurde die Sturmglocke nicht geläutet. (...) 
Herr Ferl& befand sich mit seiner Familie zu Tisch, als er diesen Ruf hörte: „Den 
Schlüssel zum Dreschraum! Wir wollen die Dreschmaschine zerstören.“ Er schickte 
seinen Sohn zu den Aufrührern, der ihnen den Schlüssel aushändigte. 

In Saint-Lactengin hatten Beaufrere und Bauger den Zimmermann Chichery gezwun- 
gen, ihnen aufs Schloß zu folgen, wobei sie ihm sagten: „Im Namen des Gesetzes, 
weil Du eine Dreschmaschine gebaut hast, sollst Du mitkommen, sie zu zerstören.“ 
Chichery, der gezwungen wurde, auf die Maschine einzuschlagen, bemerkte unter 
denen, die am erbittersten bei dem Zerstörungswerk vorgingen, Bauger, den er bei 
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sich als Zimmerergesellen beschäftigt und der ihm geholfen hatte, die Maschine her- 
zustellen (...). Auch der Zimmerer Faudnel war an der Konstruktion der Maschine be- 
teiligt gewesen. Als der Sohn des Herrn Ferl& den Aufrührern die Tür öffnete, sagte er 
zu diesem Angeklagten: „Sie haben doch die Maschine gebaut und jetzt kommen Sie 
sie zerstören.‘‘ Faudnel antwortete ihm: „Das macht mir überhaupt nichts.“ 

Nachdem die Maschine nun zerbrochen war, kamen alle in das Schloß und verlangten 
Wein und Lebensmittel. Als man ihnen Nüsse und Käse vorsetzte, riefen sie: „Heute 
ist nicht der Tag, wo man uns so abspeisen kann, wir wollen vom Gesalzenen.‘‘ Man 
ließ rasch große Stücke gepökeltes Fleisch in Hälften zerteilen und servierte es ihnen 
mit Omelettes. Sie aßen nun in Frieden, aber sie behielten ihre Äxte auf den Schul- 
tern. 

Anschließend brachten sie Herrn Couzon zum Rathaus zurück und zwangen die Her- 
ren Ferl& Vater und Sohn (...), ihnen zu folgen. Dort angekommen diktierten sie dem 
Bürgermeister eine Verpflichtungserklärung, die wie folgt abgefaßt war: „Das Getrei- 
de zu 3 Francs und der Scheffel zu 32 Litern; die Ernten werden nicht mehr mit der 
Sense gemacht; keine Mühlen mehr, die das Mehl mechanisch sichten; Dreschmaschi- 
nen wird es in Zukunft nicht mehr geben. Dies ist der Wille der Endunterzeichner.‘‘ “ 
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II. ‚Moralische Ökonomie“ 
und das Recht auf Existenz 


„Der Zustand der Armut läßt den Menschen die Bedürfnisse der bürgerlichen 
Gesellschaft, diese vielseitigen Bedürfnisse, und entzieht ihnen zugleich die 
natürliche Erwerbung, alles ist schon besessen, er kann nicht fischen, nicht 
jagen, keine Frucht pflücken pp.“ 

(Hegel, Vorlesungen über Rechtsphilosophie, 1831) 


„Das elementarste Recht ist das Recht, sich zu ernähren, zu essen, wenn 
man Hunger hat [{...) und dieses Recht legt dem Gemeinwesen die Pflicht 
auf, dem Volk ein Existenzminimum zu sichern. Da die bürgerliche Gesell- 
schaft das Volk des ursprünglichen Naturrechts zu jagen, fischen, sammeln 
und zu weiden beraubt hat, schuldet sie ihm eine Entschädigung. Solange 
diese Pflicht nicht anerkannt wird, kann von einem gegenseitig vereinbarten 
Gesellschaftsvertrag nicht die Rede sein. Es besteht vielmehr ein Komplott 
der besitzenden Minderheit gegen die Mehrheit, der es am Notwendigsten 
mangelt und die daher ihr Recht in Anspruch nimmt, sich zu verschwören 
und zusammenzurotten, um die Besitzenden zu plündern.“ 

(Fourier, La Fausse Industrie, 1835/36) 


Auf diesen Seiten ist es überfällig zu sagen, wie das Thompson’sche Konzept der 
„moralischen Ökonomie der Armen‘‘ verstanden werden soll und was davon zu hal- 
ten ist. Zunächst muß man anerkennen, daß die eigentliche Leistung E.P. Thompsons 
darin besteht, auf der Grundlage einer ganzen Reihe von Darstellungen der sog. „food 
riots‘“ des 18. Jahrhunderts in England und Frankreich (Rude, R.B. Rose) sowie wei- 
terer historischer Quellen zu einer begrifflichen Synthese gefunden zu haben, mit der 
die „Logik“ von Markt- und Preisunruhen, von Revolten gegen den Getreideexport 
aus der Region usw. im Gegensatz zur „politischen Ökonomie‘ des Marktes zu erhel- 
len war. Die von Thompson (wie von Hobsbawm) vorgenommene Rehabilitierung der 
Massenaktionen des ‚‚forced bargaining‘‘, der Verhandlung durch Aufruhr, ihren Legi- 
timationsvorstellungen und ihrer informellen Organisation nach hat eine allzu verengte 
marxistische Geschichtsbetrachtung aufgebrochen, in der alles das nur als vorläufig 
oder anarchisch vorkam, was unterhalb der Schwelle von Partei und Klassenbewußt- 
sein lag. Dies indizierte zugleich auch einen Bruch marxistischer Intellektueller mit 
ihrer eigenen Bildungsfunktion innerhalb der Arbeiterbewegung. 


Es ist mehr als ein Wortspiel, wenn der ökonomischen Form der bürgerlichen Öffent- 
lichkeit („politische‘“ Ökonomie) die traditionelle Moral und Sittlichkeit alter Gesell- 
schaften gegenübergestellt werden. Entscheidender jedoch als die Dichotomie von 
Weltmodellen und kulturellen Mustern ist für eine sozialhistorisch ausgewiesene Ver- 
wendung des Konzepts der „moralischen Ökonomie“ etwas anderes, nämlich — allge- 
mein gesprochen — sein ökonomischer Inhalt und die reale Konfrontation im Klas- 
senkampf. Lassen wir Thompson zu Wort kommen: „Die Lebensmittelrevolte im 
England des 18. Jahrhunderts war eine hochkomplexe Form von direkter Volksak- 
tion, diszipliniert und mit klaren Zielen“, so schreibt er; „‚die Proteste bewegten sich 
im Rahmen eines im Volk vorhandenen Konsenses darüber, welche Handlungsweisen 
auf dem Markt, in der Mühle, beim Bäcker etc. legitim und welche illegitim seien. 
Dieser Konsens wiederum beruhte auf einer traditionsbezogenen Auffassung der so- 
zialen Normen und Verpflichtungen und der jeweiligen ökonomischen Funktionen 
der verschiedenen Gruppen innerhalb der Community. Zusammengenommen bilden 
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sie das, was man die moralische Ökonomie der Armen nennen kann.” Und Thompson 
fügt hinzu, daß ‚‚die moralische Ökonomie der Armen stets noch lokal und regional 
(war), abgeleitet von einer Subsistenzökonomie. Das Korn sollte in der Region konsu- 
miert werden, in der es gewachsen war, besonders in Zeiten des Mangels.“ 


Was so als Modell der ‚‚moralischen Ökonomie‘‘ bestimmt wird, war Thompson zu- 
folge eine Alternative und entsprang in England einer historischen Übergangssitua- 
tion zwischen dem traditionellen paternalistischen Modell der Marktüberwachung 
und des Konsumentenschutzes, das im Laufe des 18. Jahrhunders in Auflösung be- 
griffen war, und dem neuen ökonomischen Modell des freien Marktes, dessen ideolo- 
gische Begründung in der bürgerlich-liberalen politischen Ökonomie vorlag und dessen 
Angelpunkt die Freigabe des Kornhandels (die sog. Corn Laws) bildete — und damit 
die Bestimmung des Getreidepreises, wie aller anderen Warenpreise, nach den Regeln 
von Angebot und Nachfrage. (Die Reduktion dieses Marktmechanismus, der noch 
nicht einmal praktisch wahr war, auf die gesellschaftliche Wertbestimmung qua Ar- 
beitsmenge stellt die eigentliche theoretische Leistung der klassischen politischen 
Ökonomie dar, auf die Thompson nicht eingeht, obwohl sie zum Verständnis der 
„moralischen Ökonomie“ einiges beiträgt, sobald man die Frage des Arbeitslohns 
mit in sie einbezieht. Überdies drehte sich die Auseinandersetzung um die Corn Laws, 
in der ja nicht ökonomische Prinzipien, sondern die Kommerzialisierung der Existenz- 
bedingungen der Unterklassen zur Debatte standen, letztlich — im Konflikt zwischen 
den Grundrenten der Oligarchie und dem Profit des industriellen Kapitals — um die 
Klassenkontrolle über den Wert der Arbeitskraft.) In dieser Zwischenstellung bezog 
sich das ökonomische Bewußtsein und Verhalten der Unterklassen (z.B. in den Preis- 
festsetzungsaktionen) legitimatorisch auf den Traditionalismus und auf eine vergan- 
gene soziale Konfiguration, in der zwischen den Herrschenden und den Armen eine 
symbolische Solidarität bestanden hatte, brach aber zugleich notwendigerweise da- 
mit in dem Punkt, wo die Massen selbst in direkten Aktionen ein ökonomisches 
Muster wiederherstellten, das erst auf diese Weise in Widerspruch zur kapitalistischen 
Ökonomie geriet. 


Der Bruch wird von Thompson klar betont. Die „moralische Ökonomie“ wird weni- 
ger als traditionelles Weltbild, denn als Aufstandsdrohung der um ihre Subsistenz 
kämpfenden Armen gesehen — und vom Erfolg (nota bene, nicht von der Niederlage) 
her als Druck auf den Kornpreis und als Beeinflussung der Marktfunktion durch Klas- 
senkampf. Darüberhinaus verweist Thompson auf die weitgehende Einbeziehung der 
Arbeiterklasse in die englischen Lebensmittelunruhen (Rose sagt, in der Hand von 
Arbeitern seien Preisfixierungen ‚a well tried form of industrial action‘ gewesen); 
und er zeigt beim Übergang ins 19. Jahrhundert das Aufkommen anderer Taktiken 
des ökonomischen Kampfs (Luddismus/Maschinenstürmerei und Trade-Unionismus als 
Druck auf die Löhne). Diese neuen Kampfformen gingen ebensowohl einher mit ei- 
ner Systematisierung und Verstärkung der staatlichen Repression wie mit dem Durch- 
bruch der politischen Ökonomie des Kapitals. Es war schließlich die politische Öko- 
nomie selbst, so schreibt Thompson zusammenfassend, deren Reduktion aller gesell- 
schaftlichen Bezüge auf einen Geld- und Lohnnexus das komplexe Bild der Sub- 
sistenzrevolten in einem „ökonomischen Reduktionismus‘ hat verschwinden lassen. 


Hier müssen sich alle Überlegungen anschließen. Die Kritik am „ökonomischen Re- 
duktionismus‘, die Thompson übt, hat ihren Sinn, wo sie aufdeckt, welcher Über- 
schuß über die bloße Armut hinaus in den sog. „Hungerrevolten‘“ oder Konflikten um 
den Getreidepreis lag. Das kann nicht der Anlaß dafür sein, nun umgekehrt den ei- 
gentlichen ökonomischen Inhalt der moralischen Ökonomie auszublenden. Auf die- 
sen Inhalt hin ist der Transfer von der moralischen Ökonomie zur politischen Öko- 
nomie des Lohns von Thompson jedoch nicht mehr untersucht worden, auch dort 
nicht, wo die Lohnfrage im Kornpreis implizit enthalten war. Stattdessen betont er 
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die offenkundigen Unterschiede zwischen den Klassenkämpfen um den Lohn im 19. 
Jahrhundert und denen des 18. Jahrhunderts, in deren Zentrum die Preise und Märkte 
standen. Der Ansatzpunkt für eine weitergehende theoretische Klärung des Konzepts 
der moralischen Ökonomie, dessen Schlüsselcharakter für die Sozialgeschichte unbe- 
stritten bleibt, scheint mir gerade dort zu liegen, wo diese sich auflöst und ins Kapi- 
tal einwandert, wo die moralische Ökonomie übergeht in den Lohn. Die Lohnfrage 
wirft in dem Maß kein zureichendes Licht auf die moralische Ökonomie, wie der Lohn 
-- obwohl er deren ökonomischen Inhalt absorbiert (obwohl also der Arbeitslohn die 
Reproduktion des Arbeiters sichert) — diesem Inhalt nicht wertmäßig gleich ist. In 
der Wertabstraktion und in der Äquivalenz von Arbeitskraft und Reproduktionsko- 
sten im Lohn erscheint ein Moment sozialer Reproduktion aufgehoben (weshalb auch 
die moralische Ökonomie als ökonomische Kampfform nicht mehr funktioniert), das 
nicht allein „moralisch‘‘ zu bestimmen wäre — letztlich aus kulturellen Traditionen 
oder konservativen Konsumgewohnheiten heraus. (Es war kein Vorurteil, wenn die 
Unterklassen sich der Zerstörung der Transparenz des Marktvorgangs und der Preis- 
bildung durch ökonomische Zentralisierung — durch das Wertgesetz, wenn man so 
will — widersetzten, wenn sie allen Nahrungsmitteln mißtrauten, die das Korn erset- 
zen sollten.) Sondern dies Moment, dieser Inhalt ist „ökonomisch“ zu fassen inner- 
halb selbstbestimmter Reproduktionszusammenhänge. 


Die Subsistenzaufstände des 18. und 19. Jahrhunderts waren ein organisiertes Mittel 
zur Kontrolle der Lebenshaltungskosten in der Region und in der Stadt durch die 
Unterklassen, ein Mittel, welches mit dem hochentwickelten System des Getreide- 
handels konfrontiert war (s. Rose), das seinerseits dieser Kontrolle zu brechen und 
die Reproduktion der Unterklassen marktabhängig zu machen versuchte. Die Herstel- 
lung des Marktmechanismus und des Wertgesetzes (selbst ein politischer Akt) wurde 
durch Aufstände und ökonomischen Druck von unten mehr behindert als durch die 
Widerstände und Schranken des Spätfeudalismus in Europa. Die durch Gewalt und 
Revolten erzwungene Kontrolle über die ersten Lebensmittel und den Preis schufen 
ein antagonistisches Wertpotential (stellten ein indirektes Einkommen dar), das den 
Unterklassen — neben einer ganzen Reihe anderer Einkommensformen — eine Repro- 
duktion außerhalb der Lohnarbeit beließ und sicherte. Die Basis dieser selbstbestimm- 
ten Reproduktion blieb die Subsistenzökonomie. Insofern hat die moralische Ökono- 
mie der Armen allerdings einen definierten sozialgeschichtlichen Ort. Sie auf ein 
paternalistisches Herrschaftsmodell, auf die alte Marktregulation, auf die Rolle der 
Friedensrichter etc. zurückzuführen, kann die Regeln erklären helfen, nach denen 
die Hungerrevolten verliefen. Aber esgingen zugleich materielle Voraussetzungen in 
die moralische Ökonomie ein, der legitimatorische Bezug auf die Tradition war — und 
das haben Rose und Thompson hervorgehoben — eingebunden in den aktuellen, ge- 
waltsamen Prozeß der Integrierung der Unterklassenreproduktion in Markt- und Geld- 
zusammenrhänge. Darin lag der revolutionäre Charakter der Inanspruchnahme des In- 
Strumentariums der alten Wirtschaftspolitik, der Reklamation eines Rechts auf Exi- 
stenz, daß sich die Unterklassen diesem Prozeß widersetzten. 


xx 


Auch das „Recht auf Existenz“ entsprang der historischen Übergangssituation. Selbst 
noch die elaborierten Erörterungen, welche diesem Recht in der frühbürgerlichen Phi- 
losophie gewidmet sind, enthalten etwas davon. Man könnte sogar sagen, daß die ge- 
samte politische Philosophie und politische Ökonomie des 17. und 18. Jahrhunderts 
darauf angelegt ist, die Auflösung des Existenzrechts in die beiden Pole Eigentum 
und Arbeit begrifflich zu fassen. Das Recht auf Existenz wurde ursprünglich als Na- 
turrecht definiert, d.h. nicht in dem entleerten Sinn, daß es keiner weiteren Begrün- 
dung mehr fähig wäre; sondern als ‚‚Naturrecht aller auf alles“, als Gemeineigentum 
an der Natur (an Grund und Boden) und ihren Produkten, das allen Menschen zu- 
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fällt und über das sie alle gleichermaßen im Umfang ihrer Bedürfnisse verfügen kön- 
nen. Es ist leicht zu sehen, daß diese Auffassung, die von einer naturalen Ökonomie 
ausgeht, an die alte agrarische Produktionsweise und an das System der Dorfgemein- 
schaft gebunden war. Die Philosophie seit Hobbes und Locke führt nun den Nachweis, 
auf welchem Wege das Gemeineigentum und das daran gebunden Existenzrecht in das 
Recht auf privates Eigentum verwandelt werdenkonnten. Sie reflektieren damit nichts 
anderes als die sog. ursprüngliche Akkumulation, die noch in der politischen Ökono- 
mie von Adam Smith wenn nicht legitimationsbedürftig, so doch als theoretische 
Schwierigkeit erscheint, das Wertgesetz (die Gleichheit im Tausch von Eigentum) mit 
dem Verhältnis der Lohnarbeit zu vereinbaren. Erst unter der faktischen Vorausset- 
zung, daß das bürgerliche Eigentumsrecht die Trennung der Unterklassen von ihren 
Subsistenzmitteln und die Freisetzung der Arbeitskraft aussprach, gewann die For- 
mulierung des „Rechts auf Existenz‘“ als Klassenforderung von unten Bedeutung, als 
Herausforderung gegenüber der bürgerlichen Revolution, der Ökonomie des Kapitals 
und dem Industriesystem. 


Das Recht auf Existenz ist ein historisches Recht und ein Naturrecht nur in der 
Opposition zur kapitalistischen Gesellschaft. (Hegel hat dies sehr klar gesehen, wo 
er sagt, gegen die Natur könne kein Mensch ein Recht behaupten, aber im Zustand 
der Gesellschaft gewänne der Mangel sogleich die Form eines Unrechts, das dieser 
oder jener Klasse angetan wird.) Es war die Transformation von der Feudalgesell- 
schaft zur kapitalistisch-industriellen Produktionsweise, die ursprüngliche Akkumula- 
tion und die Zerstörung der Dorfgemeinschaft, die im bürgerlichen Denken als Ablö- 
sung des Naturrechts (und des Naturzustands) durch das Eigentumsrecht erschien. 
Und das Recht auf Existenz nahm seinen Ausgang von der Dorfgemeinschaft, in der 
es durch Formen bäuerlichen Gemeineigentums gesichert und den Armen durch 
kollektive Nutzungsrechte der Weiden, Wälder oder bei der Ernte garantiert war. Diese 
herkömmlichen Existenzgarantien waren zunehmend angegriffen worden, ob es sich 
nun darum gehandelt hatte, die Nachlese in Lohnarbeit umzuwandeln, die Waldnut- 
zung zu kommerzialisieren und die Armen zu zwingen, das Holz zu kaufen;oder ob 
durch Privatisierung des Bodens ein Landproletariat freigesetzt worden war, dessen 
Arbeitskraft mit der Einführung von Dreschmaschinen überflüssig wurde, das jetzt als 
„arbeitslos‘‘ galt, um über die Durchgangsstufe des Arbeitszwangs von Armenateliers 
schließlich in die Städte und Fabriken zu gelangen. Dort blieb das Recht auf Existenz 
als ein ‚Sozialrecht‘ in Erinnerung und Geltung, wie Lefebvre richtig sagt. 


Als ein aus der Subsistenzökonomie heraus reformuliertes Recht nahm das Recht auf 
Existenz in den Massenrevolten während der bürgerlichen Revolution und noch ein- 
mal vor 1848 den Charakter einer sozialrevolutionären Forderung an. Lebensmittel- 
unruhen und Taxation durch das Volk, Bewegungen zur Verteilung des Gemeinde- 
landes an die Dorfarmut und Kämpfe der städtischen Massen für das Maximum, den 
Tagelohn zu fordern im Verhältnis zu den notwendigen Lebensmitteln, das waren 
ebensoviele explizite Ausdrucksformen eines revolutionär verstandenen Rechts auf 
Existenz, auf das die Volksmassen zurückgriffen. Es fand Eingang in die sansculot- 
tischen Flugschriften wie in die jakobinische Demagogie, und in Gestalt der Lehre 
Babeufs blieb es für die sozialen Bewegungen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
ein Klassenkriterium im bürgerlichen Revolutionszyklus. Der frühe Sozialismus und 
Kommunismus, der vieles aufgriff: die Kritik des Privateigentums, die Gütergemein- 
schaft, die Forderungen des Existenzrechts und das Prinzip der Verteilung nach Be- 
dürfnissen, spiegelte darin auch ein Stück weit die Erfahrung der Massenrevolten der 
Armut, der Aufstände gegen die kapitalistische Ökonomie und Industrialisierung 
wider. Dies war sozusagen seine nicht-utopische Seite (zu der auch die Sozialkritik 
und die Darstellung der Lage der Arbeiter zählte), nach der hin sich der Sozialis- 
mus und Kommunismus der wirklichen Bewegung, der Aspirationen der Unterklassen 
und ihrer Revolten vergewisserte, denen er andererseits mit präventiven Planungskon- 
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zepten und einer Utopie der „Organisation der Arbeit‘ gegenübertrat, die oftmals 
nur ein Abzug der kapitalistischen Fabrikdespotie selbst waren. (Dieser utopische 
Sozialismus erlebte seine Dämmerung bereits 1848, als die Organisation der Arbeit 
in Form der Nationalateliers das alte Zwangssystem von Arbeit gegen die Armen 
reproduzierte.) Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts war die soziale Frage aber nicht in 
den Begriffen der Arbeiterklasse zu thematisieren. Sozialistische und kommunistische 
Programme der Arbeiterbewegung — auch in der revolutionären Ausprägung des sog. 
Handwerker- oder Arbeiterkommunismus — konnten ihr nicht gerecht werden, weil 
sie die Klassenansprüche von unten in ihrer Gesamtheit, die Forderung nach Existenz- 
garantien als ein wirkliches massenhaftes Bedürfnis nach Kommunismus, nicht zu 
homogenisieren vermochten. 


Die Arbeiterfrage war nur ein Aspekt eines breiteren Mobilisierungs- und Transfor- 
mationsprozesses, dessen Mittelpunkt die weitergehende Frage der Klassenreproduk- 
tion bildete. Der Gegensatz zum Kapital ging von der Frage der Konsumtion und 
Reproduktion aus. Dies gab der Forderung des Existenzrechts und den Subsistenzre- 
volten ihre zentrale Bedeutung vor 1848. Die Kausalität von Unruhen im Prozeß der 
bürgerlichen Revolutionen, die selbst schon deren politische Enteignung darstellten, 
ist nicht eigentlich aufschlußreich; noch weniger kann das Mosaik von mehr alltäg- 
lichen Widerstands- und Protestformen an die Stelle einer verhinderten Sozialrevo- 
lution treten. Sondern die Subsistenzrevolten müssen als Ausdruck einer Ökonomie 
der Armen verstanden werden, so wie sie auch Thompson beschreibt, die vom Exi- 
stenzrecht ausging — und die umfassende soziale und historische Bestimmung dessen, 
was das Recht auf Existenz hieß, stand antagonistisch zur kapitalistischen Akkumula- 
tion und Verwertung. Hierin lag zugleich die Modernität dieser Revolten (und das 
traditionelle Gefüge ist nur interessant als Standard historischer Erwartungen), daß 
mit der Dynamik der Reproduktion der armen und arbeitenden Klassen in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts — als „Bevölkerungsproblem“ und im Kampf um die 
ersten Lebensmittel — ein Antagonismus des Kapitals auftrat, der umfassender war, 
als der Antagonismus in seinem Inneren selbst. 


Daß die moralische Ökonomie, daß das Existenzrecht als Massenforderung antagoni- 
stisch gegenüber dem Kapital war, daß die Subsistenzrevolten in diesem Sinne mo- 
dern waren, beruht auf den historischen und materiellen Voraussetzungen, die ihnen 
zugrundelagen. Der Wert (die Wertabstraktion/Quanta gesellschaftlicher Arbeit) war 
noch nicht die vorherrschende Vergesellschaftungsform, die Lohnarbeit bildete noch 
nicht die ausschließliche Form des Einkommens der Unterklassen, kurz: nur ein Teil 
der Klassenreproduktion war qua Arbeit und diese selbst nur formell dem Kapital 
unterworfen. Die Kapitalisierung der Landwirtschaft und das System des Frühindu- 
strialismus verwandelten Zug um Zug die traditionellen dörflichen Subsistenzgaran- 
tien und im weitesten Umfang die materiellen Lebensbedingungen der Unterklassen 
in Lohnarbeit. Die Unterklassen verteidigten dagegen mit der Subsistenzökonomie 
einen Gesamtinhalt sozialer Reproduktion, der von der Ökonomie des Lohns und 
vom kapitalistischen Arbeitszwang unabhängig war. Bevor das Verhältnis der Lohnar- 
beit überhaupt verallgemeinert werden konnte, wurde so die Kontrolle über die Re- 
produktion und über die ersten Lebensmittel zum Angelpunkt der Kämpfe zwischen 
Unterklassen und Kapital. Die sozialen Massenrevolten im ‚Zeitalter der Revolutio- 
nen“ waren der Ausdruck der Anomie, welche aus dem Widerspruch der Subsumtion 
der traditionellen Produktions- und Reproduktionsformen unter das Kapital entstand. 
Erst mit der Einführung der Lohnarbeit als tendenziell einziger Reproduktionsbasis 
der Klasse traten die ökonomischen und sozialen Anteile von moralischer Ökonomie 
hervor und wurden virulent, die darin nicht aufgingen. 
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Die historische Möglichkeit des Aufbruchs und der Umwälzung des Kapitalismus im 
Zeitraum bis 1848 ging auf die Aktualisierung und revolutionäre Umwertung tradi- 
tioneller vorkapitalistischer Lebens- und Subsistenzzusammenhänge zurück. Sie be- 
ruhte einerseits ein Stück weit auf dem Überleben der vom Kapital noch nicht subsu- 
mierten und zerstörten sozialen Kooperation. Andererseits muß man sehen, daß das 
Kapitalverhältnis selbst eine mobilisierende und in diesem Sinn revolutionäre Kraft 
gewesen ist — als die esja auch von Marx bezeichnet wurde. Eine revolutionäre Kraft 
nicht nur, insofern es die Produktivkräfte und die Kultur der bürgerlichen Epoche 
freisetzte. (Die bürgerliche Kultur des 19. Jahrhunderts, sofern sie nicht affirmativ 
blieb, reflektierte schon nichts anderes mehr als das Ende einer geschichtlichen Epo- 
che.) Sondern revolutionär vor allem deswegen, weil in der Auflösung der alten 
Lebensverhältnisse des Feudalismus selbst ein befreiendes Moment gelegen hat und 
weil das Kapital die Bewegung und revolutionäre Kultur der Menschen hervorrief, die 
ihm zugleich den erbittertsten Widerstand entgegengesetzt haben. Diese revolutionäre 
Kultur bestand in dem Bewußtsein, daß die Subsistenz der Armen nur durch die be- 
ständige Bereitschaft zum Aufstand zu sichern war. Sie bestand im weiteren in einem 
aufgesprengten Erwartungshorizont, der nichts mehr mit einem „kohärenten Weltbild“ 
zu tun hatte, sondern — wie Hegel gesagt hat — mit der Entwicklung von Bedürfnis- 
sen, denen die Mittel zu ihrer Befriedigung entzogen sind. (Es ist dies, was heute auf 
die drei Kontinente bezogen als „Revolution der Erwartungen“ bezeichnet wird.) 


Nicht allein die Kontinuität traditioneller Widerstandsformen der Unterklassen aus 
der moralischen Ökonomie heraus schuf also die antikapitalistischen Sozialbewegun- 
gen zwischen 1789 und 1848, sondern gerade die anomische Ausweitung und Auflö- 
sung solcher festen, aus der Feudalgesellschaft überlieferten Verhaltensmuster in der 
Phase der formellen Subsumtion und des Frühindustrialismus. Das revolutionäre 
Potential bildete sich erst aus der Ausweitung von Bauern- und Konsumentenaufstän- 
den, aus dem Übergang der Revolten in die Stadt, zwischen Brotpreis und Lohnfrage, 
aus der Dynamik der Armutsbevölkerung und der Mobilisierung der Arbeitskraft. 
Jene ersten Generationen mobilisierter Proletarier wurden 1789 und 1848 zu Revolu- 
tionären, die das Dorf mit der Stadt und der Fabrik vertauscht und dort das „Sozial- 
recht‘ der Dorfgemeinschaft nicht vergessen hatten. Die Insurrektionen und sozial- 
revolutionären Strömungen der Julimonarchie gingen aus jenem Schmelztiegel hervor, 
in dem die Sansculottentradition einer städtischen moralischen Ökonomie des Preis- 
maximums sich verband mit Bewegungsformen des frühindustriellen Proletariats, mit 
Maschinenzerstörung, Arbeiterkoalitionen, Tarifkämpfen und Streiks. Die Mobilität 
der Handwerker-Arbeiter war ein Ferment der 48er Revolution. Und es war schließ- 
lich die freigesetzte agrarische ‚‚Überschußbevölkerung“, die unregulierte Massenar- 
mut des Vormärz, deren Existenz- und Sozialforderungen dem Kapitalismus in 
Deutschland als Bedrohung gegenübertraten. 


Auch der Lohn war von den Unterklassen traditionell im Rahmen der Subsistenzöko- 
nomie bestimmt worden, und der Lohnindex war so wenig repräsentativ für die Re- 
produktionsbedingungen der Unterklassen wie die Arbeit selbst. Das mochte, wie in 
protoindustriellen Ausbeutungsverhältnissen, dazu führen, daß die Reproduktion zu 
großen Teilen im Zusammenhang von Naturressourcen und Familienarbeit verlief und 
das Kapital Hungerlöhne noch unterhalb des Fabrikstandards bezahlte, welche zusätz- 
liche Wertabschöpfung im übrigen nur eine frühe Form des Mehrwerts war. In erster 
Linie aber bestimmte sich, vor allem in städtischen Zusammenhängen, der Lohn im 
Verhältnis zum Preis der ersten Lebensmittel, Kornpreis/Brotpreis und Tagelohn wur- 
den als Standards aufeinander bezogen und gewissermaßen justiert. Die sansculotti- 
sche Forderung des „‚gerechten“ Preises stellt auf nichts anderes als auf dieses Nexus 
von Brot und Tarif ab. Das Maximum der Französischen Revolutiort sollte die Gewähr 
dafür bieten, daß die Lebensmittelpreise nicht über die Arbeitslöhne stiegen. Es sollte 
die Inflation als Mechanismus von Ausbeutung blockieren und widersprach vollkom- 
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men der Logik, ein Lohnwachstum an die steigenden Getreidepreise anzukoppeln, 
auch dort noch, wo die Arbeiter faktische Lohnerhöhungen erkämpften. Solche 
Lohnkämpfe bewegten sich, wie gesagt, stets im Zusammenhang der Subsistenzfrage. 
Alle Definitionen des Lohns durch die Unterklassen gingen bis ins 19. Jahrhundert 
nicht von der sozialen und ökonomischen Funktion der Arbeit, d.h. von ihrem Wert, 
aus. (Dies zu tun, war in der Tat eine theoretische Leistung der politischen Ökonomie, 
die im frühen Sozialismus — insbesondere von den sog. Ricardosozialisten — übernom- 
men und auf die Lohnfrage übertragen wurde.) 


Nur langsam lernten die Arbeiter, das hat Hobsbawm in seiner Studie über „Custom, 
Wages, and Workload‘‘ gezeigt, die Arbeit als eine Ware wie jede andere zu betrachten, 
die dementsprechend gehandelt werden mußte. Noch lange ging ein gewohnheitsmä- 
Biger, aus der vorindustriellen Lohnhierarchie ebenso wie aus einem sozial definierten 
Umfang von Bedürfnissen stammender, nicht marktbestimmter Standard in das Lohn- 
kalkül der Arbeiter ein. Selbst noch die von Engels sogenannte ‚‚moralisierende“ oder 
egalitäre Anwendung der Arbeitswertlehre auf den Lohn, wenn also die Arbeiter wie 
selbständige Handwerker ihr ganzes Arbeitsprodukt (oder doch einen „fairen‘‘ Anteil 
daran, gemessen an einer gewohnheitsmäßigen Arbeitshergabe) zum Lohn forderten, 
enthielt einen Widerspruch gegen das Wertgesetz. Zum Erlernen der Spielregeln des 
Marktes trug im wesentlichen die Syndikalisierung der Arbeitskraft, in England der 
Trade-Unionismus, bei. Erst dies war die Durchsetzung des Wertgesetzes gegenüber 
der Klassenreproduktion. Jetzt wurde die unqualifizierte Arbeit nach ihren kapitali- 
stisch bestimmten, einfachen Reproduktionskosten bezahlt, erst jetzt wurde die vor- 
industrielle Lohnhierarchie übersetzt in eine Unternehmerstrategie der Kopplung von 
Leistung und hohem Lohn. 


Der Abzug von seiten des Kapitals, der dabei stattfand, ist nur schwer in wertmäßige 
Begriffe zu bringen. Aber die kapitalistische Exploitation bestand ja nicht allein darin, 
daß nicht der Wert der Arbeit, sondern nur ihr Tauschwert entlohnt wurde. Sondern 
dieser Tauschwert der Arbeitskraft, d.h. ihre Reproduktionskosten gemessen an einem 
selbst schon unter kapitalistischen Bedingungen produzierten Warenquantum, war für 
sich genommen etwas anderes als das, was in der selbstbestimmten Reproduktion als 
Wert enthalten gewesen war. Die Wertabstraktion selbst setzte, immer abgesehen von 
der spezifisch kapitalistischen Aneignung der Mehrarbeit, einen weiteren Abzug von 
Arbeit ebenso voraus wie einen Abzug von Bedürfnissen. Zwischen selbstbestimmter 
Reproduktion, einem von den Unterklassen definierten Selbstwert, und kapitalisti- 
scher Reproduktion bestand eine wertmäßige Differenz, die sich aus mehreren Quel- 
len ergab: teils aus Naturquellen, dörflichen Subsistenzgarantien und Familienzusam- 
menhängen, aus Reproduktionsarbeit; teils aus kriminalisierten Einkommensformen 
und aus Revolten zur Kontrolle über die Lebensmittel und Reproduktionsbedingun- 
gen; teils aus dem für das Kapital kostenlosen Abzug von qualifikatorischem Geschick 
(was nur die andere Seite von kostenloser Reproduktionsarbeit war), und schließlich 
aus dem Abzug von Bedürfnissen, welcher sich in der Verschlechterung der kapitali- 
stisch produzierten Lebensmittel, der Herabsenkung des sozialen und kulturellen 
Standards auf die Reproduktion durch die Ware usw. ausdrückte. Der Gesamtkom- 
plex selbstbestimmter Reproduktion und moralischer Ökonomie wanderte unter dem 
Vorzeichen des gleichen Tauschs/des Wertgesetzes ins Kapital, wo er als kapitalisti- 
sche Reproduktionskosten abgegolten wurde, ohne wirklich abgegolten zu sein. Was 
in dieser Rechnung offen blieb, wurde zur Quelle der von der Klasse ausgehenden 
Lohndynamik, es wurde zu einem ‚moralischen‘ Anteil im Lohn selbst. 


xxx 
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Die Übersetzung der Klassenforderungen in Lohn schloß die ökonomische Integration 
und Reproduktion der Arbeiterklasse innerhalb des KApitals ein. Dies war die ent- 
scheidende Wende des Klassenkampfs um die Mitte des 19. Jahrhunderts. Aus diesem 
historischen Datum ist jedoch nicht zu schließen, daß die moralische Ökonomie und 
die Subsistenzforderungen der Armen während des europäischen Industrialisierungs- 
zyklus dem Kapital vermittelbaf gewesen wären. Lohn- und Sozialpolitik markieren 
das Ende einer Epoche von Kämpfen, nicht die Befriedigung ihrer Inhalte. Dafür 
spricht nicht nur, daß die Herstellung des Lohnarbeitsverhältnisses und die ökonomi- 
sche Integration ein ebenso gewaltsamer wie selektiver Prozeß gewesen ist. Die Ge- 
samtheit der Reproduktion, die die Unterklassen in diesem Prozeß für sich verteidig- 
ten, war in ihrer Selbstbestimmung ungleich reichhaltiger, als das Linsengericht des 
Arbeitslohns — reichhaltiger nicht angesichts des im Frühindustrialismus produzierten 
massenhaften Elends, vielleicht auch noch nicht einmal gemessen am standard-of-living 
der alten Gesellschaften, sondern reichhaltiger an Ansprüchen, die sich für die Repro- 
duktion des Kapitals als dysfunktional erwiesen. Darin ist ein wesentlich qualitatives 
Moment von sozialer Identität und Subjektivität der Unterklassen enthalten, das nicht 
ökonomistisch zu verkürzen und auf einen Begriff zu bringen ist, sondern das nur 
sozialgeschichtlich beschrieben werden kann. Was aber bislang im historischen Kon- 
text die moralische Ökonomie der Armen und das Recht auf Existenz genannt wor- 
den ist, das waren letztlich unvermittelte Einkommensforderungen aus der frühindu- 
striellen Massenarmut. 


Ich versuche, eine Zwischenbilanz zu ziehen. Die Massenarmut des europäischen In- 
dustrialisierungsprozesses war das Subjekt von Sozialbewegungen und Klassenkämp- 
fen, in deren Zentrum die Frage der Subsistenz stand. Diese Betrachtungsweise stellt 
nicht auf den bloßen Zusammenhang von Hunger und Revolte ab. Sie schließt einen 
veränderten Klassenbegriff, eine Revision der Kritik der politischen Ökonomie und 
ein anderes Paradigma von Revolution ein. Vom ausgehenden 18. Jahrhundert bis zur 
Mitte des 19. Jahrhunderts beobachten wir eine Dynamik der Unterklassen, die weder 
aufgeht im Projekt der bürgerlichen Revolutionen (weshalb die Massenbewegungen 
nicht adäquat im Rahmen eines bürgerlichen Umwälzungsprozesses beschrieben wer- 
den können); noch aufgeht im Projekt einer industriellen Klasse und der Arbeiterbe- 
wegung. Diese Dynamik der Unterklassen liegt in ihrer gegenüber dem Kapital antago- 
nistischen Reproduktionsweise: als Dynamik generativer Reproduktion (die Bevölke- 
rung wird zur „Massenarmut‘“) und als Forderung des Existenzrechts. In die Teleolo- 
gie Kapitalistischer Entwicklung und Industrialisierung passen weder eine anomische 
Zunahme von Armutsbevölkerung noch das Existenzrecht als pauperistische Sozial- 
forderung, weder Pöbel noch Sansculotten. 


Dieser historische Komplex: von Bevölkerungsvermehrung, unregulierter Massenarmut 
und freigesetzter, mobilisierter Arbeitskraft, von Subsistenzfrage und Subsistenzre- 
volten — die moralische Ökonomie einer Generation von Proletariern, die in die Städte 
und Fabriken strömen — bildet in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts den Knoten, 
zu dem sich alle Aspekte sozialer Anomie (man möchte sagen: von Geschichtswidrig- 
keit) verdichten. „Überschußbevölkerung‘“ und Mobilisierung sind die Kennzeichen 
der objektiven Klassenlage ebenso wie ein subjektiver Ausdruck. Sie stellen eine hi- 
storisch neue Stufe der Ökonomie der Armen dar. Mit der unregulierten Dynamik der 
Reproduktion der Unterklassen im Industrialisierungsprozeß akkumuliert sich ein 
Ausmaß von Ansprüchen, das dem Kapital und der Verwertung diametral entgegen- 
steht. Zugleich ist darin, wenn auch eher aus der Negation oder der Revolte heraus zu 
beschreiben, ein Umriß von selbstbestimmter sozialer Reproduktion zu sehen, den 
man als Selbstwertsetzung bezeichnen kann. (Das Konzept der ‚moralischen Ökono- 
mie‘‘ erweist sich in diesem Punkt endgültig als zu eng.) Von dieser Seite her muß 
auch der Begriff der Klasse, wenn er dem Spannungsfeld von generativer Reproduk- 
tion, erweiterten Sozialforderungen und Massenrevolten historisch adäquat sein soll, 


114 


neu entwickelt werden. Die Klassenkonstitution ist im 19. Jahrhundert zuerst an die 
Reproduktion im umfassenden (vor allem auch im umfassenden ökonomischen) Sinn 
gebunden und läßt sich deshalb nicht zureichend über die formelle Subsumtion der 
Arbeit und den Wert der Arbeitskraft entschlüsseln. Nur unter einem solchen Blick- 
winkel ist überhaupt zu klären, was mit der Konstitution der Klasse qua Lohnarbeit 


antagonistisch bleibt und was in das System der Kapitalreproduktion einverleibt 
wird. 


Das ‚Gespenst des Kommunismus‘‘ vor 1848 war jedenfalls in der Dynamik der Un- 
terklassenreproduktion greifbarer als sonstwo. Das sog. Bevölkerungsproblem war be- 
gründet in der Furcht vor der Revolution der Armen. In der Existenz der Armutsbe- 
völkerung selbst und in der Revolte, in der latenten Drohung des Pöbels, sprach sich 
ein massenhaftes Bedürfnis nach Umwälzung der Verhältnisse aus. Der Kommunismus 
war 1848 keine Utopie und auch kein rückwärtsgewandtes Ideal, und es gab keine 
historischen Bedingungen, die zu seiner Verwirklichung hätten abgewartet werden 
müssen. Kommunismus hieß die revolutionäre Forderung nach Garantie des Rechts 
auf Existenz. Auf diese Forderung hat das Kapital in doppelter Weise geantwortet — 
mit dem Industrialisierungssprung des 19. Jahrhunderts, der Formation und industriel- 
len Integration der Arbeiterklasse, und mit einer sozialrepressiven Bevölkerungs- und 
Sozialpolitik gegen den ‚‚Nicht-Wert‘“ der Armen. 


IV. Der affirmative Gehalt der Marx’schen 
Kritik der politischen Ökonomie 


„Die politischen Ökonomen lassen, das liegt in ihrer Methode, die Verwand- 
lung des Volks in bloße Arbeitskraft zu, und sie rechtfertigen damit seine 
Zerstörung. “ (Cernysevskij) 


Die Entwicklung der klassichen politischen Ökonomie bis zu ihrer Kritik durch Marx 
läßt sich, mit Bezug auf die Frage des Arbeitslohns, in groben Zügen wie folgt kenn- 
zeichnen: Adam Smith hatte auf der Grundlage eines Begriffs von gesellschaftlicher 
Arbeit, der der Arbeitsteilung und der Manufakturperiode entstammte, zum ersten 
Mal eine Bestimmung der Regeln für den Austausch von Waren vorgelegt (die sog. Ar- 
beitswertlehre), die die in den Waren vergegenständlichten Arbeitsmengen zum Aus- 
gangspunkt nahm. Er geriet aber mit dieser Bestimmung sofort in Widerspruch, als er 
nicht den einfachen Warentausch, sondern den Austausch zwischen Kapital und Ar- 
beitskraft, d.h. die Probleme von Profit und Lohn, betrachtete. Was als Gesetz beim 
Austausch vergegenständlichter Arbeitsmengen (Waren) gültig war, schien ihm nicht 
zu unrecht durchbrochen beim Austausch zwischen vergegenständlichter Arbeit und 
lebendiger Arbeit. Der Arbeiter erhielt bei diesem Tauschakt offenkundig, so fand 
Smith, nicht den Gegenwert seines Arbeitsprodukts als Lohn zurück, wie er es als 
Handwerker und Warenproduzent gewohnt war. Da Smith für diesen Widerspruch 
keine theoretische Lösung fand, ihn wohl aber historisch mit der von ihm sogenann- 
ten „ursprünglichen Akkumulation‘‘ und dem Dazwischentreten des Kapitalszwischen 
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den einfachen Warentausch zu erklären wußte, zweifelte er an der Gültigkeit des 
Wertgesetzes insgesamt und wich auf verschiedene andere Erklärungen aus. Er fragte 
sich, ob nicht der Wert der Arbeit selbst ein fixer Maßstab sei, der umgekehrt alle 
anderen Waren reguliert und der seinerseits durch den Unterhalt des Arbeiters, gemes- 
sen an einem Quantum Getreide, begründet wird. Dies war eine Erklärung, die die 
theoretischen Widersprüche nicht zu lösen vermochte. Aber sie enthielt die historische 
Wahrheit, daß das, was Smith undifferenziert den ‚‚Wert der Arbeit‘‘ nannte (den 
Wert der Arbeitskraft im Unterschied zur vergegenständlichten Arbeitsmenge), auf 
doppelte Weise nicht vom Wertgesetz beherrscht war: Der vom Kapital bezahlte Lohn 
entsprach nicht nur nicht der verausgabten Arbeitsmenge, sondern der Arbeitslohn 
wurde überhaupt nicht waren- und wertmäßig, sondern vom Getreidestandard her 
festgelegt. Der innere theoretische Widerspruch in der politischen Ökonomie von 
Smith zwischen gegenständlicher und lebendiger Arbeit, zwischen Produkt und Lohn; 
die theoretischen Unsicherheiten in der Wertbestimmung durch gesellschaftliche Ar- 
beit oder durch den fixen Standard des Getreides, reflektieren also den mit der ur- 
sprünglichen Akkumulation gesetzten Klassenwiderspruch und bilden gewissermaßen 
die Einbruchstelle des Problems der Reproduktion der Arbeit als Klasse. 


Ricardo hat dann gegenüber Smith eingewandt, und er konnte dies zu Beginn des 
19. Jahrhunderts auch tun, daß der Wert der Arbeit (das Entgelt des Arbeiters) den 
Wert der Waren in seiner Bestimmung durch die in ihnen enthaltene Arbeitsmenge 
keineswegs beeinflusse; daß der Arbeitslohn vielmehr marktabhängig schwanke und 
wie der Wert aller Waren durchschnittlich bestimmt werde durch die zur Herstellung 
notwendige Menge Arbeit. 

Ricardo sagt ohne jede Ironie: ‚‚Wenn das Entgelt des Arbeiters immer dem entsprä- 
che, was er produziert, würden die auf eine Ware verwendete Menge Arbeit und die 
Menge Arbeit, die mit dieser Ware gekauft werden kann, gleich sein. (...) Jedoch sie 
sind nicht gleich.‘‘ Weiterhin schreibt er in den „Prinzipien der Politischen Ökonomie“ 
über den Lohn: „Der natürliche Preis der Arbeit ist jener, der notwendig ist, um den 
Arbeitern, einen wie den anderen, zu ermöglichen, sich zu erhalten und die Existenz 
ihres Standes (race) ohne Vermehrung oder Verminderung weiterzuführen. (...) Daher 
hängt der natürliche Preis der Arbeit vom Preise der für den Unterhalt des Arbeiters 
und seiner Familie erforderlichen Nahrungsmittel ab.“ 

Diese Bestimmung bezog die Arbeitskraft als Ware selbst in die allgemeine Gültigkeit 
des Wertgesetzes ein, indem sie die zur warenförmigen Produktion der Lebensmittel 
und Bedürfnisse des Arbeiters notwendige Arbeitsmenge ihrerseits zum Maßstab für 
die Reproduktionskosten der lebendigen Arbeit erhob. Es war diesjedoch eine Schein- 
lösung, die den im Wertgesetz enthaltenen Widerspruch keineswegs aufhob. Als Erbe 
der klassischen politischen Ökonomie wurde diese Scheinlösung, die Anwendung des 
Wertgesetzes auf die Ware Arbeitskraft und die Bestimmung des Arbeitslohns durch 
die Reproduktionskosten, von Marx in der Lohntheorie im wesentlichen übernommen. 


Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts spiegelt die Geschichte der ökonomischen Lehr- 
meinungen im genauesten Sinn wider, was auf diesen Seiten sozialhistorisch zu be- 
schreiben versucht wurde. Die Theorie des Arbeitslohns ist direkt aus der Unterwer- 
fung der armen und arbeitenden Klassen unter eine neue Form der Subsistenz abge- 
leitet. Dies wird am deutlichsten bei Turgot, jenem Ökonomen und Finanzminister 
des Ancien Regime, der für die Freigabe des Getreidehandels in Frankreich 1774 ver- 
antwortlich zeichnete und der in dieser Perspektive eine Lohntheorie entwarf: ‚Dem 
einfachen Arbeiter, der nur seine Arme und seine Geschicklichkeit hat‘‘, heißt es in 
Turgots „Reflexionen“, „bleibt nichts übrig, als seine Arbeitskraft an andere zu ver- 
kaufen. (...) Bei jeder Art von Arbeit muß es demnach dahin kommen, und es kommt 
in der Tat dahin, daß der Lohn des Arbeiters sich auf das beschränkt, was zu seinem 
Unterhalt unbedingt notwendig ist (que le salaire de l’ouvrier se borne A ce qui lui est 
necessaire pour lui procurer se subsistance).‘“ Es tut nichts zur Sache, daß diese Ge- 
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setzmäßigkeit von Turgot mit der Konkurrenz der Arbeiter untereinander begründet 
wurde, weshalb seine Formulierung später auf ein „‚ehernes Lohngesetz‘‘ verkürzt 
wurde. Vielmehr drückt sich darin der historische Prozeß aus, den Ricardo und Marx 
in der politischen Ökonomie abschließend festgehalten haben: der Verlust der vorka- 
pitalistischen Reproduktionsbasis der arbeitenden Klassen (die Marktabhängigkeit des 
Getreides und der Arbeit); und die Durchsetzung des kapitalistischen Bevölkerungsge- 
setzes, wonach die Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft selbst nach den 
Regeln der Warenökonomie verläuft (die Subsumtion des Pauperismus unter das Be- 
völkerungsgesetz). 


Der Restbestand an Bedürfnissen der Arbeiterklasse, welcher in der einfachen Bestim- 
mung des Werts der Ware Arbeitskraft durch ihre Reproduktionskosten nicht unter- 
zubringen war, wurde von Marx wohl noch gesehen, aber in der Kritik der politischen 
Ökonomie überall als quantit& negligeable behandelt. Im „Kapital“ wird beiläufig 
erwähnt, daß im Gegensatz zu anderen Waren die Wertbestimmung der Arbeitskraft 
„ein historisches und moralisches Element“ enthalte. Gemeint sind der traditionelle 
Lebensstandard, historische Tradition und gesellschaftliche Gewohnheit. 


Die frühen sozialistischen Theoretiker, die unmittelbar an die klassische politische 
Ökonomie anknüpften (die sog. Ricardosozialisten), haben eben dies moralische Ele- 
ment des Lohns festzuhalten versucht — freilich schon im Rahmen der Arbeitswert- 
lehre, was theoretisch mißlingen mußte, aber historisch begründet war. Sie wandten 
den Widerspruch im Wertgesetz zwischen dem vergegenständlichten Produkt der 
Arbeit bzw. der Arbeit als dem Maß aller Werte einerseits und dem Arbeitsertrag 
andererseits vom Standpunkt der Arbeiterklasse gegen das Wertgesetz selbst. Sie for- 
derten, daß der Lohn des Arbeiters im Grundsatz nach dem Arbeitsprodukt zu be- 
messen sei, daß der Arbeiter das „Recht auf den vollen Arbeitsertrag‘“ haben oder 
doch einen „gerechten‘‘ Anteil am Produkt als Lohn erhalten solle. In Marx’schen 
Termini ausgedrückt: sie reklamierten den Gebrauchswert, den die Arbeitskraft fürs 
Kapital hat, gegen ihren Tauschwert. Diese egalitäre und ‚„‚moralisierende Anwendung 
der Arbeitswertlehre‘‘ (Engels) auf den Lohn ging von der kritischen Anschauung aus, 
daß die Produktion von Reichtum mit der Produktion von Armut im Kapitalismus 
unauflöslich verbunden war, daß die lebendige Arbeit ebensosehr die Quelle des gesell- 
schaftlichen Reichtums war, wie die daran gebundene Klasse verarmte. Die Ricardo- 
sozialisten lieferten also erstmals eine Lohntheorie auf der Grundlage der wertschaf- 
fenden Kraft der Arbeit, was in dieser Form für das kämpferische Selbstbewußtsein 
der frühen Arbeiterklasse von umso größerer Bedeutung war, als der Lohn noch um- 
fassend und moralisch als Recht auf den erarbeiteten Reichtum verstanden wurde. 
Aber das war zugleich eine Arbeiterideologie, die keine Legitimation für ein Existenz- 
recht außerhalb der Lohnarbeit mehr zuließ. 


Marx und Engels sind in den 1840er Jahren zunächst von dieser frühsozialistischen 
Anschauung ausgegangen, derzufolge der größte Widerspruch gegen die Abstraktion 
des Wertgesetzes die Empirie der Armut des Arbeiters (seine „Entfremdung“, wie 
Marx in den „Pariser Manuskripten“ sagt) bildet. In den frühen Schriften und vor 
allem in der „‚Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, Einleitung‘ von 1843/44, die 
zu den revolutionärsten Texten von Marx gehört, wurde die Kritik der Religion und 
Philosophie — als Kritik der Abstraktion eines höchsten Wesens — geradezu übersetzt 
in eine Kritik der politischen Ökonomie, welche zur praktischen Aufhebung des Pri- 
vateigentums/des Kapitals und damit aller hinter dem Rücken der gesellschaftlichen 
Subjekte sich durchsetzenden Gesetzmäßigkeiten aufforderte. Diese Kritik endete 
mit dem ‚kategorischen Imperativ“, „alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der 
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen 
ist.“ 
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Es ist nicht zu verkennen, daß die Rolle der Intelligenz, wie sie Marx in diesem Zu- 
sammenhang von Kritik und Umsturz begründet sah, auf die eigenen politischen 
Ansprüche zugeschnitten war, aber sie war auch der Misere der deutschen Intellek- 
tuellen des Vormärz entgegengesetzt. Und der Begriff des Proletariats, den Marx 
dabei aufstellte, war aus dem Feuerbach’schen Begriff des menschlichen Gattungswe- 
sens (dem Inbegriff aller sozialen Eigenschaften des Menschen) mehr abgeleitet, als 
aus der vorfindlichen Lohnarbeiterklasse. Aber dieser philosophisch eingefärbte Be- 
griff ließ Raum für die Breite und Dynamik des Sozialprozesses und er band gerade 
deswegen die Perspektive der proletarischen Emanzipation und Befreiung nicht an die 
Entwicklung des Kapitals. Es bedurfte eines langen und schwierigen theoretischen 
Prozesses, eines vollständigen Funktionswandels der Theorie selbst, der 1848 noch 
nicht abgeschlossen war, und einschneidender politischer Erfahrungen der Niederlage 
des Proletariats und der kommunistischen Bewegung 1848, bis Marx sich zur Aner- 
kennung des wissenschaftlichen Charakters der Arbeitswertlehre heraufgearbeitet 
hatte und die ökonomischen Kategorien eines Ricardo als Abstraktionen der realen 
Verhältnisse verstand. (‚Die Fabrikationskosten von Hüten und die Unterhaltskosten 
des Menschen in ein und dieselbe Reihe stellen, heißt die Menschen in Hüte verwan- 
deln“, schreibt Marx 1847 im „Elend der Philosophie‘ , aber dieser Zynismus liege in 
der Sache, in den ökonomischen Beziehungen, die Ricardo aufgedeckt habe.) Bis er 
auch die Auffassung Ricardos als wissenschaftlich geboten und ehrlich akzeptierte, 
daß die Geschichte der Produktivkraftentwicklung ein Selbstzweck sei, mit welchen 
Opfern immer erkauft und „obgleich sie sich zunächst auf Kosten der Mehrzahl der 
Menschenindividuen und gar Menschenklassen macht“ (Theorien über den Mehrwert). 
Das Pathos einer Theorie der Revolution war der nüchternen Anatomie der bürger- 
lichen Gesellschaft gewichen. 


Als Anatomie der bürgerlichen Gesellschaft enthält die Kritik der politischen Öko- 
nomie in ihrer endgültigen Fassung nicht nur eine Warenanalyse (Analyse des Aus- 
tauschs auf die Wertsubstanz an gesellschaftlicher Arbeit hin), sondern eine Analyse 
des Produktionsprozesses und der Arbeit, die in ihrer Unterscheidung von Tausch- 
wert und Gebrauchswert der lebendigen Arbeitskraft, von notwendiger und Mehr- 
arbeit, den Widerspruch des Wertgesetzes aufhebt. (Anmerkung. Es ist darauf zu ach- 
ten, daß beim methodischen Übergang der Kritik der politischen Ökonomie von der 
Sphäre des Austauschs zur Analyse des Produktionsprozesses die Kategorie des Werts 
selbst changiert: zunächst wird der Wert, ganz wie bei Smith, aus der Vergesellschaf- 
tung der Arbeit im einfachen Warentausch begründet; sodann aber, als abstrakte Ar- 
beit, aus der inneren Arbeitsorganisation — aus dem, was Marx das Verhältnis von 
notwendiger und Mehrarbeit innerhalb des Verwertungsprozesses nennt.) Das Problem 
der Wertungleichheit zwischen Arbeitslohn und Arbeitsprodukt, die die klassischen 
politischen Ökonomen benannt hatten, ohne sie erklären zu können, löst sich damit 
auf folgende Weise. Der Lohn wird von Marx zunächst innerhalb der Zirkulations- 
sphäre als eine Form des Tauschs bestimmt, in der der Warencharakter der Arbeits- 
kraft historisch vorausgesetzt und durch Zahlung der Unterhaltskosten wertförmig 
quittiert wird. Dieser Tauschakt hat aber wie gesagt Voraussetzungen außerhalb seiner 
selbst: die ursprüngliche Akkumulation, die Trennung von Arbeit und Produktions-/ 
Lebensmitteln; und die Voraussetzung des kapitalistischen Produktionsprozesses, der 
diese Trennung gesetzmäßig reproduziert — kurz, die Existenz der lebendigen Arbeit 
als „‚Nicht-Wert‘“, als für sich genommen wertlos und eine Quelle von Wert nur im 
Kontakt mit den Produktionsmitteln qua Kapital. Der Widerspruch der klassischen 
politischen Ökonomie hebt sich also dadurch auf, daß der zugrundeliegende Produk- 
tionsprozeß unter dem Aspekt der Wertschöpfung betrachtet und der lebendigen 
Arbeit bei ihrer Verausgabung die besondere Eigenschaft zuerkannt wird, dem Pro- 
dukt mehr Wert hinzuzufügen, als sie selber zu ihrem Unterhalt benötigt. Ihr Ge- 
brauchswert für das Kapital ist höher als ihr eigener Tauschwert, sagt Marx. 
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Der Arbeitslohn bleibt als Zirkulations- und Verteilungsform (Revenue) auf einer 
Ebene, wo er für die Kritik der politischen Ökonomie uninteressant wird. Lohn ist 
per definitionem kein Thema der Wertschöpfung. Dagegen wandert der Wert der 
Arbeitskraft — infolge seiner Definition als Warenquantum zur Reproduktion des Ar- 
beiters — sozusagen in den Produktionsprozeß des Kapitals mit ein. Die Reproduk- 
tionskosten der Arbeit werden zum organischen Bestandteil des Kapitals (Marx spricht 
von „variablem Kapital“ und zielt damit auf die lebendige Quelle des Werts). Inner- 
halb des Produktionsprozesses stellen sie sich als der für den Arbeiter notwendige Teil 
des Arbeitstages dar, demgegenüber das Kapital mit der Aneignung aller verausgabten 
Arbeit im Wertprodukt desganzen Arbeitstages über einen Teil kostenloser Mehrarbeit 
verfügt. Dies Verhältnis von notwendiger und Mehrarbeit und seine jeweilige Organi- 
sationsform, die jeweilige Form der Produktion des Mehrwerts und der Exploitation 
der Arbeit, werden zum eigentlichen Widerspruch der politischen Ökonomie erklärt. 


Mit der Übersetzung der Reproduktionsproblematik der Klasse in das Innere des Ka- 
pitals verobjektiviert sich zugleich der Klassenwiderspruch. Dieser Widerspruch tritt 
nur mehr innerhalb des Kapitals selbst auf, als Verhältnis von konstantem Kapital 
(Produktionsmitteln, toter Arbeit/akkumuliertem Mehrwert) und variablem Kapital 
(Reproduktionskosten der lebendigen Arbeit/Lohn). Jedes einzelne kapitalistische 
Warenprodukt spiegelt die Differenz zwischen den darin eingegangenen Unterhaltsko- 
sten der Arbeitskraft, dem zur Produktion aufgewendeten und wertmäßig übertrage- 
nen konstanten Kapital und dem neugeschaffenen Mehrwert wider. Und es ist wieder- 
um dies Gesamtverhältnis, diese von Marx sogenannte ‚organische Zusammensetzung“ 
des Kapitals in ihrer Steigerung (mit den daraus berechneten Profitraten), an die 
schließlich die historische Scheindialektik der Produktivkraftentwicklung anknüpft: 
In den Bewegungs- und Akkumulationsgesetzen des Kapitals selbst wird die Voraus- 
setzung sowohl für die Liquidation seiner eigenen Grundlage in der lebendigen Arbeit 
wie für den Umschlag der akkumulierten Mehrarbeit in die Nichtarbeitszeit (disposable 
time) als Bedingung des Kommunismus gesucht. 


Allerdings lassen die Kritik der politischen Ökonomie und die Theorie des Mehrwerts 
Einbruchstellen eines subjektiven Klassenantagonismus offen. In die Dialektik von 
notwendiger und Mehrarbeit gehen die Kämpfe der Arbeiter gegen die Maschinerie, 
gegen die kapitalistische Arbeitsorganisation und die Kämpfe um den Normalarbeits- 
tag ebenso ein, wie den verschiedenen Formen des Mehrwerts (absoluter und relativer 
Mehrwert) verschiedene historische Antworten und Stufen der Subsumtion der Arbeit 
unter das Kapital entsprechen. Die Lohntheorie kommt jedoch bei Marx über die von 
der klassischen politischen Ökonomie entwickelten Bestimmung der Reproduktions- 
kosten der Arbeit nicht hinaus, und diese Bestimmung ist für sich genommen äußerst 
eng, insofern sie die Klassenreproduktion auf eine Warenmenge zum Unterhalt des 
Arbeiters beschränkt. Mit ihrer Verortung in der Zirkulationssphäre ist die Lohnbe- 
stimmung für die Kritik der politischen Ökonomie im Grunde genommen erledigt. 
Arbeitslöhne tangieren wohl den Profit und im weiteren Sinn die Realisierungsbedin- 
gungen des Kapitals; sie sind eine Domäne von Trade-Unions und Gewerkschaften, 
die den Preis der Arbeitskraft auf dem Niveau ihres Werts halten. In der Kritik der 
politischen Ökonomie aber verwandeln sich der Lohn und die Reproduktion der 
Klasse zu einem Moment der Kapitalreproduktion. 


Die Kritik der politischen Ökonomie trägt ein Doppelgesicht. Ihre wissenschaftlich- 
kritische Seite ist, den Widerspruch der politischen Ökonomie seit Smith als Wider- 
spruch im Produktionsprozeß des Kapitals aufgedeckt und die Reproduktion der 
Arbeitskraft qua Klasse als innerhalb des Kapitals befindlich — als seinen prozessie- 
renden Widerspruch — dargestellt zu haben. Im Marxismus und in der Kritik der poli- 
tischen Ökonomie wird, das ist seine historische Wahrheit, die Zerstörung der vorka- 
pitalistischen Reproduktionsbasis der Klasse und ihre Verwandlung in abstrakte Ar- 
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beitskraft auf den Begriff gebracht. In dem Moment, in dem die Klassenreproduktion 
warenförmig verlief und überwiegend das Resultat von Lohnarbeit war, war in der 
Tat in der politischen Ökonomie nicht mehr über den Getreidestandard, die Subsi- 
stenzökonomie oder über sonstige Bezugsgrößen der Reproduktion zu räsonnieren, 
sondern über den Wert der Arbeitskraft. Die Kritik der politischen Ökonomie reflek- 
tiert, daß die Subsistenzfrage und die Klassenreproduktion im Verlauf des 19. Jahr- 
hunderts faktisch ins Kapital hineingenommen werden, zuerst die Reproduktion der 
Arbeitskraft des einzelnen Arbeiters, dann über die syndikalisierte Lohndynamik und 
auf dem Weg der Sozialpolitik die Reproduktion der Familie usw. 


Die andere Seite der Kritik der politischen Ökonomie ist, daß sie diesen Prozeß anti- 
zipiert und festschreibt. Wenn irgendetwas zur Revision des Marxismus zwingt, dann 
ist es die Sozialgeschichte des frühen 19. Jahrhunderts. Die sozialrevolutionäre Frage- 
stellung, die mit den Subsistenzrevolten bis 1848 aufgeworfen worden war, wird von 
Marx in der Kritik der politischen Ökonomie verkürzt zum Begriff des Werts der Ar- 
beitskraft und der Reproduktionskosten. Die Massenarmut des Vormärz war an di® 
Arbeit gebunden, ohne daß doch Lohnarbeit ein zureichendes Kriterium ihres Klas- 
senstatus gegenüber dem Kapital gewesen wäre. Die Orientierung des Marx’schen 
Klassenbegriffs an der Subsumtion der Arbeit ist eine Vereinseitigung, in der die 
Dynamik generativer Reproduktion ebensowenig mehr vorkommt wie das Recht auf 
Existenz. Die unmittelbaren materiellen Bedürfnisse der Massen, die sich in der For- 
derung nach Garantie des Existenzrechts aussprachen, waren nicht auf die kapitalisti- 
sche Entwicklung der Produktionsmittel als Bedingung ihrer Aneignung zu verweisen. 
Der Antagonismus eines Proletariats, dessen gedrückte Stellung den Umsturz der bis- 
herigen Weltordnung verkündete, ging nicht auf in der Dialektik von notwendiger und 
Mehrarbeit. 


Kurz: Die Marx’sche Kritik der politischen Ökonomie sprengt nicht wirklich den 
Rahmen der bürgerlichen politischen Ökonomie. Sie nimmt die reelle Subsumtion der 
Arbeiterklasse vorweg, anstatt die revolutionären Inhalte der Bewegungen vor 1848 
und das massenhafte Bedürfnis nach Kommunismus aufzunehmen. Der Marxismus 
theoretisiert die Abstraktion des Arbeitsvermögens und leitet daraus den Entwurf 
einer industriellen Arbeiterklasse ab, deren historische Mission in der Konfrontation 
mit dem Kapital liegen soll. Die Massenbedürfnisse werden transformiert und hinein- 
verlegt in den Scheinantagonismus einer Entwicklung von Produktivkräften und Pro- 
duktionsverhältnissen. In diesem Punkt stellt der Marxismus eine extremistische 
Variante der bürgerlichen Antworten und der Enteignung der sozialen Bewegungen 
auf der Bühne von 1848 dar — er formuliert nur mehr die Niederlage einer Generation 
sozialrevolutionärer Kämpfe. 


Marx hat die Niederlage des Proletariats in der Revolution von 1848 als die definitive 
Beseitigung der Illusion zu interpretieren versucht, wonach das Proletariat sein eigenes 
Klasseninteresse in der bürgerlichen Revolution, neben der Bourgeoisie durchsetzen 
könne. Er zieht daraus die Folgerung, daß die Ursache der Niederlage in der mangeln- 
den soziologischen Entwicklung des Klassengegensatzes, in der Schwäche der frühen 
Arbeiterklasse zu suchen war. Von daher ist die Kritik der politischen Ökonomie als 
Theorie der Niederlage von vornherein auf die Entwicklung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und der modernen Produktionsmittel als „Mittel der revolutionären 
Befreiung‘, d.h. auf die Herausbildung einer spezifischen Industriearbeiterklasse 
durch das Kapital selbst hin konzipiert. 


In ihren klassen- und revolutionstheoretischen Konsequenzen bindet die Kritik der 
politischen Ökonomie die sozialen Bewegungen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
über die Etappe der bürgerlichen Revolution an die Entwicklung und Modernität des 
Kapitals. Die proletarische Revolution wird im Marxismus zum Abziehbild der bür- 


120 


gerlichen. Der Widerspruch zwischen Produktionsverhältnissen und Produktivkräften, 
der dem Umsturz seine objektive Grundlage geben soll, ist an der Transformations- 
periode vom Feudalismus zum Kapitalismus orientiert. In seiner Übertragung fehlt 
ihm das Medium, in dem das Proletariat sich (wie die revolutionäre Bourgeoisie) als 
historisches Subjekt, als Klasse für sich konstituieren und die soziale und ökonomische 
Dynamik entfalten könnte, die antagonistisch gegen die kapitalistischen Produktions- 
verhältnisse wäre. An dessen Stelle tritt die Arbeiter- und Parteiorganisation als struK- 
turelles Pendant der technischen Produktivkraftentwicklung, Fabrik und Partei fallen 
in ihren Aspekten von Modernität und Disziplin zusammen. Die Dimension einer 
sozialen Revolution des Proletariats reduziert sich, auch darin bildet der Marxismus 
schließlich das Modell der bürgerlichen Revolution ab, auf die Frage der Eroberung 
der politischen Macht. Die ökonomisch-wertmäßige Fixierung der Klasse im Innern 
des Kapitals wird erst aufgehoben durch politische Organisation und Machteroberung. 


xxx 


Die Kritik der politischen Ökonomie ist ihrem Selbstverständnis nach keine Revolu- 
tionstheorie. Jedenfalls hat die Konstitution revolutionärer Subjektivität in ihr kei- 
nen systematischen Ort. Eine soziale und ökonomische Dynamik, die nicht mit dem 
Kapital vermittelt wäre, wird nicht entwickelt. Es gibt keine Ökonomie der Unter- 
klassen außerhalb der Ökonomie des Kapitals mehr — daß der Marxismus dies aus- . 
spricht und daß er den revolutionären Widerspruch in die Entwicklung der kapitalisti- 
schen Produktionsweise selbst verlegt, hat wie gesagt den Transformationsprozeß für 
sich, der um die Mitte des 19. Jahrhunderts die westeuropäischen Gesellschaften er- 
faßt hatte. Der Marxismus hatte für sich, daß die materialistischen Voraussetzungen 
einer „moralischen Ökonomie“ weitgehend entfallen waren, daß alle vorkapitalisti- 
schen Subsistenz- und Reproduktionsweisen, wo nicht zerstört, dem Kapital einver- 
leibt wurden. Wenn aber diese materiellen Voraussetzungen liquidiert sind, dann 
bleibt trotzdem eine Leerstelle. Dies ist, wenn man so will, der ‚‚blinde Fleck“ in der 
Kritik der politischen Ökonomie. 


Die moralische Ökonomie entschlüsselte sich nicht unter traditionellen Aspekten, 
sondern unter dem Blickwinkel ihres Übergangs in die Form des Lohns. Was ihr öko- 
nomischer Inhalt war, trat erst zutage mit dessen lohnförmiger Eingrenzung. Ihre 
„modernen“ Aspekte, d.h. der revolutionäre Charakter der aus der moralischen Öko- 
nomie begründeten Ansprüche der Unterklassen, waren in der Konfrontation mit dem 
Kapital zu suchen. Das alles setzte aber voraus, daß die moralische Ökonomie mate- 
rialistisch bestimmt blieb aus der Epoche des Übergangs vom Feudalismus zum Kapi- 
talismus, aus dem Angriff auf die Subsistenzökonomie bzw. insoweit die dörfliche 
und städtische Subsistenzökonomie selbst noch eine materielle Basis für die sozialen 
Kämpfe abgab. In welchem Sinn soll, wenn diese Basis vom Kapital zerstört wird, 
dann noch von „moralischer Ökonomie“ und selbstbestimmter sozialer Reproduktion 
gesprochen werden? Als moralischer Anteil im Lohn? Als Sozialfonds und staatliche 
Subsistenzgarantie? Als Quelle kostenlosen Werttransfers für das Kapital? Als unein- 
gelöste Sozialforderung von unten? 


Jede Verobjektivierung des Klassenwiderspruchs, wie sie im Marxismus vorgenommen 
wird, jede Perspektive eines objektiven Antagonismus innerhalb des Kapitals hat die 
geschichtliche Erfahrung gegen sich. Die soziale Revolution ist seit dem 19. Jahrhun- 
dert überfällig. Mit der Einbeziehung der Klassenreproduktion ins Kapital bleibt also 
eine Leerstelle, den den Imperativ zum Umsturz des kapitalistischen Systems bezeich- 
net. Es bleibt die Revolutionsdrohung der Pariser Commune 1871 und von 1917/18. 
Die Voraussetzung für den revolutionären Bruch mit dem Kapital bleibt die Rückge- 
winnung einer Basis für die soziale Rekonstitution der Klasse. Wie diese Vorausset- 
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zung subjektiven Klassenwiderstands sich unter den Bedingungen konkretisiert, in 
denen das Kapital-Klasse-Verhältnis systematisch (und über den Staat) vermittelt und 
die politische Ökonomie des Kapitals vollständig durchgebildet ist, das ist in erster 
Linie immer eine praktische Frage. Aber es verbindet sich damit das Desiderat einer 
Klassenanalyse, die nicht aus der marxistischen Werttheorie abzuziehen ist. 


Unter den Bedingungen des gegenwärtigen Imperialismus kann eine solche Klassen- 
analyse nicht die Metropolen zum Ausgangspunkt nehmen. Sondern sie muß von der 
Klassenhomogenität eines Weltproletariats der Armen ausgehen und vom erweiterten 
imperialistischen Zyklus des Kapitals in den drei Kontinenten. Dies ist der einzige 
Grund, der es rechtfertigen kann, in Auseinandersetzung mit dem Marxismus auf 
sozialhistorische Schlüsselbegriffe zurückzugreifen, die für eine definierte Epoche in 
der europäischen Sozialgeschichte gelten und nicht über die Geschichte hinweg verall- 
gemeinert werden können. Diese Begriffe bezeichnen die Leerstelle, die einerseits die 
Revolution in den Metropolen zu einem minoritären Projekt macht und auf die es 
andererseits in der Perspektive der weltweiten Bewegungen der Unterklassen gegen 
den Imperialismus ankommt. 


Die Leerstelle der Kritik der politischen Ökonomie ist, innerhalb ihrer eigenen Syste- 
matik, nicht zu beheben. Jene sozialen und ökonomischen Inhalte und jene wertmä- 
Bige Differenz, die beim Übergang von vorkapitalistischer Reproduktion und morali- 
scher Ökonomie in Wert der Arbeitskraft/Reproduktionskosten und Lohn zu konsta- 
tieren sind, lassen sich nicht in einer erweiterten Kritik der politischen Ökonomie 
neuerdings verankern. In der Tat hat der Widerspruch von notwendiger und Mehrar- 
beit bei Marx kein Pendant in der Lohntheorie. Zwischen der Werttheorie und Theorie 
des Mehrwerts einerseits und der Lohntheorie andererseits wird von Marx methodisch 
streng unterschieden. Demnach fehlt eine Dialektik auf seiten der Klasse als des Sub- 
jekts, eine Widersprüchlichkeit, die an die Reproduktion der Klasse gebunden wäre. 
Wenn uns dies als Mangel auffällt, dann überhaupt nur deswegen, weil wir die keyne- 
sianische Integration der Nachfrage der Klasse in die Kapitaldynamik hinter uns ha- 
ben, weil die Reproduktion nicht nur des Kapitals, sondern mehr noch der Klasse in- 
nerhalb des Kapitals über Einkommens- und Bevölkerungspolitik zu den klassischen 
Instrumentarien der über den Staat vermittelten Ökonomie gehört. Das Kapital hat 
die Klassenreproduktion ebenso weitgehend subsumiert wie die Arbeit, und daran 
ändert sich nichts, wenn Teile dieser Reproduktion inzwischen wieder unbezahlt ge- 
macht werden. Unter diesen Umständen wird, um es ganz offen zu sagen, jede wert- 
theoretische Rekonstruktion der Lohndynamik oder der proletarischen „Selbstwert- 
setzung‘‘ nicht über die Einsichten des Linkskeynesianismus hinauskommen. Jedes 
politische Konzept, das sich daran knüpfte, bliebe reformistisch. Die Kritik der politi- 
schen Ökonomie ist nur zu retten, wenn man sie einerseits als Wissenschaft nimmt: 
d.h. als kritische Analyse der bürgerlichen Gesellschaft und als bürgerliche Denkform 
zugleich; und wenn man ihr andererseits beläßt, daß sie die Klasse in ihrer Gesellschaft- 
lichkeit und revolutionären Subjektivität nur negativ bestimmt — als „Nicht-Wert“. 
In den folgenden Exkursen zu einigen Passagen von Marx soll der problematische 
Zusammenhang von politischer Ökonomie und Revolutionstheorie, zwischen den 
Bewegungsgesetzen des Kapitals und der Klassenkonstitution noch einmal angedeutet 
werden. 

Die „Grundrisse“ und die Manuskripte „Zur Kritik der politischen Ökonomie“ von 
1861/63 geben eine kategoriale Bestimmung der Arbeit als Ware („‚Arbeitsvermögen‘“, 
später sagt Marx: Arbeitskraft) und als Klasse. Sie ist 1) „‚Nicht-Wert“, die rein sub- 
jektive Existenz der Arbeit als absolute Armut, ausgeschlossen von Arbeitsmitteln 
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und Lebensmitteln. Der Arbeiter „ist als solcher, seinem Begriff nach Pauper, als die 
Personifikation und der Träger dieses für sich, von seiner Gegenständlichkeit isolier- 
ten Vermögens‘“. 2) ist die Arbeit die „lebendige Quelle des Werts‘, aber sie ist dies 
nur als in das Kapital aufgenommen, als Gebrauchswert für das Kapital. 3) Der Ge- 
brauchswert der Arbeit für den Arbeiter ist ihr Tauschwert, „ein prädeterminiertes 
Quantum Ware, die ebensowenig ihr eignes Produkt ist, wie ihr eigner Wert. Die Ar- 
beiter, sagt Sismondi, tauschen ihre Arbeit aus gegen Getreide und verzehren es, wäh- 
rend sie ‚zum Kapital für ihren Herrn geworden ist‘ “ (MEGA II, 3.1, 35; Grundrisse 
203, 213-15). j 


Marx bestimmt den Wert des lebendigen Arbeitsvermögens anhand von bereits verge- 
genständlichter/toter Arbeit. Damit beginnt der fehlerhafte Kreislauf. Er überträgt 
umstandslos die Bestimmung des Warenwerts auf den Tauschwert der Ware Arbeits- 
kraft („die Produktionskosten, das Quantum vergegenständlichter Arbeit, wodurch 
die Arbeitsfähigkeit des Arbeiters produziert worden ist‘), wobei er daran festhält, 
daß auf dieser Ebene des Austauschs zwischen Arbeit und Kapital (als Lohn) Äqui- 
valenz herrscht. Er setzt also eine Arbeiterklasse voraus, die vollständig innerhalb des 
Kapitals reproduziert wird und deren bloße Reproduktion nicht produktiv ist. Das 
Geheimnis der kapitalistischen Produktionsweise, die Wertschöpfung, besteht in der , 
Konsumtion des Gebrauchswerts der Arbeitskraft durch das Kapital — aber dies ist 
eine Konsumtion, die die Arbeiterklasse sozusagen nichts angeht. Mit dieser Anwen- 
dung des Wertgesetzes auf den Wert der Arbeitskraft überbrückt Marx wie gesagt nur 
zum Schein die eigentliche Schwierigkeit der klassischen politischen Ökonomie von 
Smith, die Wertbestimmung durch das Arbeitsquantum (quantity of labour) zu ver- 
einbaren mit dem Austausch von Arbeit in lebendiger Form, mit dem Wert als aufge- 
löst betrachtet in den „Wert der Arbeit“ (value of labour) und in Profit bzw. Rente. 
Die Bestimmung des Werts des Arbeitsvermögens bleibt eine nur unwesentlich modi- 
fizierte Fassung des Lohngesetzes, wie es von Turgot und Ricardo dargestellt wurde, 
auch Marx hält fest am „Minimum des Salairs oder Durchschnittsarbeitslohn‘“ 
(MEGA II, 3.1, 37 ff.). Es gibt nur wenige Bruchstellen, durch die eine Dynamik in 
das Lohngesetz kommt: die Bestimmung des Werts der Arbeitskraft von einem mora- 
lischen und historischen Anspruchsniveau der Klasse her; die Konkurrenz um den 
Lohn in der Arbeiterklasse; die Steigerung der Arbeitsproduktivität, die sich als Ver- 
ringerung der notwendigen Arbeitszeit auswirkt; und schließlich die syndikalistische 
Funktion, den Arbeitslohn als Preis dem Wert der Arbeitskraft anzugleichen bzw. ihn 
darüber hinauszutreiben, wodurch der Lohn zu einer Kampfgröße wird. Aber dabei 
handelt es sich nur um Modifikationen eines Gesetzes, demzufolge der Wert der Ar- 
beitskraft nach den Unterhaltskosten der Arbeiterbevölkerung bemessen wird, bzw. 
um die Funktion, den Preis der Ware Arbeitskraft im Rahmen des ökonomischen 
Wachstums zu regulieren. 


(Die Reproduktionsschemata im 2. Band des „Kapitals‘‘ stellen die Reproduktion der 
arbeitenden Klassen — anhand der Bewegung des Lohns aus der Abteilung I / Produk- 
tionsmittel — als bloße Vermittlungsform der Erhaltung des konstanten Kapitals der 
Abteilung II / Konsumtionsmittel bzw. der Rückverwandlung des variablen Kapitals 
der Abteilung I in Geldkapital dar. Das einzige, was diese Bewegung nicht tautologisch 
erscheinen läßt, ist, daß die Erhaltung der Arbeiterklasse die Voraussetzung für die 
erweiterte Reproduktion des Gesamtkapitals bildet.) 


Ein sozialhistorischer Begriff der Klassenreproduktion, die nicht immanenter Bestand- 
teil der kapitalistischen Reproduktion selbst wäre, sondern dem Kapital unvermittelt 
gegenübersteht, kommt in der Kritik der politischen Ökonomie nicht vor. Es fehlt 
jede Reflexion darauf, daß das Kapital nicht nur in seiner ursprünglichen Akkumula- 
tionsphase immer von ihm selbst nicht geschaffene und unterhaltene Voraussetzun- 
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gen quasi als Naturgrundlage ausnutzt: die Subsistenzökonomie, die Familienökono- 
mie, Formen von nur formell subsumierter Arbeit usw. Diese Voraussetzungen sind ja 
nicht nur solche, die untergehen bzw. dem Kapital tendenziell subsumiert werden, 
sondern sie werden vom Kapital in weltweiter Ungleichzeitigkeit ständig neu geschaf- 
fen, stets noch greift das Kapital auf Arbeitskraft zurück, die es nicht selbst reprodu- 
ziert. Und es ist nur die Kehrseite davon, daß innerhalb der Werttheorie kein Antago- 
nismus des Kapitals auftritt, der nicht in dessen Selbstverwertung inbegriffen ist. 


Das Mißverständnis oder Unverständnis gegenüber den revolutionären Triebkräften 
von unten, welches die Marx’sche Theorie im Zeitraum von 1848 auszeichnet (und in 
der Praxis zu einer fragwürdigen und schwankenden Haltung geführt hat), bildet sich 
im Mangel der ökonomischen Kategorien ab. Die Werttheorie, angewendet auf die 
Arbeitskraft, definiert die Reproduktion nur als Bewegung im Kapital und nicht 
mehr als bewegende, von unten her antagonistische Seite. Sie verkürzt alle sozialhisto- 
risch wirksamen Formen von Reproduktion, in denen eine antikapitalistische Dyna- 
mik und eine Aneignung außerhalb des Wertgesetzes gelegen hatte. Wo die Klassenre- 
produktion in der Kritik der politischen Ökonomie gelegentlich als historisch-morali- 
sche Größe erwähnt wird, da wird sie nicht systematisch behandelt. Das hat weitrei- 
chende Folgen. Die Ausklammerung der Reproduktionsseite führt dazu, daß Marx 
nirgends einen Begriff von Klasse als sozialer Subjektivität und sozialer Macht gegen 
das Kapital entwickelt. Er verwendet zunächst einen philosophischen, dann aber — 
als Gegenstück zur ökonomischen Kategorie der Klasse als Arbeitskraft — einen poli- 
tischen Klassenbegriff, der durch und durch bürgerlich ist und in dem die Klassenbil- 
dung zur Organisationsfrage wird. In diesem Kontext erscheinen Reproduktionskosten 
und Lohn als eine trade-unionistische Angelegenheit zur Aufrechterhaltung der Exi- 
stenz der Arbeiterklasse, damit diese imstande bleibt, sich als eine politische Kraft zu 
bilden. Wie es eine Konsequenz der Kritik der politischen Ökonomie ist, daß der 
Konstitutionsprozeß der Klasse vollständig dem kapitalistisch-industriellen Entwick- 
lungsprozeß untergeordnet bleibt und daß die Möglichkeit der proletarischen Revolu- 
tion vom Stand der kapitalistischen Entwicklung abhängig gemacht wird; so ist es nur 
folgerichtig, wenn Marx schließlich — da die Kritik der politischen Ökonomie einen 
Verbindungspunkt zum Begriff der Revolution nur noch aus der Objektivität des 
Kapitals heraus hat — die Revolution als politischen Akt, nicht eigentlich als eine 
soziale Revolution fassen kann. Der Bruch ist immer nur ein politischer: politisch 
wird die Arbeitskraft zur Arbeiterklasse, aber sie wird es für Marx auch erst dann, 
wenn alle Subjekte Arbeitskraft sind. 


Die Kritik der politischen Ökonomie bestimmt die Klasse in dem Umfang, wie sie aus 
dem Innern des Kapitals heraus zu begreifen ist. Das liegt in dem Begriff des ‚‚Nicht- 
Werts‘“. Man muß verstehen, daß Marx damit — übrigens genau wie Hegel — ein Mo- 
ment von Befreiung verbindet, den historischen Fortschritt nämlich, daß „der Arbei- 
ter formell als Person gesetzt ist, der noch etwas außer seiner Arbeit für sich ist und 
der seine Lebensäußerung nur veräußert als Mittel für sein eignes Leben“ (Grundrisse 
200). Armut und Freiheit sind in der Marx’schen Fortschrittsdialektik unauflöslich 
miteinander verbunden. Die Person, das formelle Rechtssubjekt der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, konstituiert sich in der Trennung von subjektiver Existenz und Wert/Wert- 
gegenständlichkeit, und diese Trennung — mit der ursprünglichen Akkumulation und 
der Aufhebung des Feudalismus vollzogen — ist die Bedingung der ‚‚freien Arbeit‘‘, 
denn nicht die Person des Arbeiters wird verkauft, sondern die zeitweilige Disposition 
über sein Arbeitsvermögen. Aber auch diese Bestimmung des „Nicht-Werts‘‘, wie sehr 
sie immer den Bereich von Subjektivität außerhalb der Arbeit offenhält (es ist das 
„Reich der Freiheit“, das mit der Verkürzung des Arbeitstages beginnt, wie Marx 
sagt); der „‚Nicht-Wert‘‘ also bleibt doch eine kategoriale Bestimmung mit Bezug auf 
das Kapital. Es ist mehr als nur eine Assoziation an die Hegel’sche Philosophie, wenn 
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Marx den Arbeiter als Pauper, „als die Personifikation des von seiner Gegenständlich- 
keit isolierten Vermögens‘ beschreibt. Der Begriff von Proletariat und Armut bezieht 
sich nicht nur nicht auf die empirische Armut der arbeitenden Klassen, sondern löst 
sich von seinem sozialhistorischen Ort gänzlich ab. Die Klasse wird zur ökonomischen 
Kategorie, der spekulative Begriff des Proletariats, den Marx in den Frühschriften aus 
der Feuerbach’schen Religionskritik gezogen hatte, wird — da ihm die Realität nicht 
nachkommt — mit allgemeinen Bestimmungen der politischen Ökonomie gefüllt, 
nämlich: Disposition über das eigene Arbeitsvermögen als Ware/Nichteigentum an 
den Verwirklichungsbedingungen der Arbeit. Die historische Wirklichkeit dieses Klas- 
senbegriffs ist nur mehr die des allgemeinen Kapitalverhältnisses und seiner Voraus- 
setzungen, welche erfüllt sein müssen, damit die Arbeitskraft als Ware auftritt. 


Welche historischen Gründe konnten es rechtfertigen, daß Marx den Lohn stets als 
innerhalb enger Grenzen befindlich sieht? Daß er selbst noch jede Möglichkeit der 
Regulation der immanenten Krisenhaftigkeit der kapitalistischen Produktionsweise 
über Lohndynamik ausschließt — so im 3. Band des „Kapitals“ im Abschnitt über das 
Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate, wo er zwar die allgemeine Möglichkeit 
der kapitalistischen Krise aus dem Auseinanderfallen von unmittelbarer Mehrwertpro- 
duktion und Realisation begründet, aber zugleich von der beschränkten Konsumtions- 
kraft der Gesellschaft wie von einem Naturgesetz redet (,, ... die Konsumtionskraft 
auf Basis antagonistischer Distributionsverhältnisse, welche die Konsumtion der gro- 
ßen Masse der Gesellschaft auf ein nur innerhalb mehr oder minder enger Grenzen 
veränderliches Minimum reduziert‘; MEW 25, 254)? 


Die Kritik der politischen Ökonomie setzt das Vorhandensein einer Arbeiterklasse 
voraus, die ihren Selbstwert nicht mehr an der sozialen Subsistenz, am Existenzrecht 
orientieren und einfordern kann. Mit anderen Worten: sie setzt die Zerschlagung der 
revolutionären Forderungen und Sozialbewegungen des frühen 19. Jahrhunderts 
ebenso voraus wie das despotische Programm des Industrialismus selbst. Der Umschlag 
der Orientierung der Sozialforderungen am traditionellen Existenzrecht und am Ge- 
treidestandard zu einer Lohnbestimmung auf der Grundlage kapitalistischer Entwick- 
lung wird in der Kritik der politischen Ökonomie unterstellt, nicht aber theoretisch 
reflektiert. Bereits jene frühsozialistischen Lohntheorien, die als „egalitäre Anwen- 
dung der Arbeitswertlehre‘‘ gelten (in denen das Wertgesetz auf den Lohn dergestalt 
angewendet wird, daß der Lohn nicht vom Wert der Arbeitskraft, sondern vom Wert 
des Arbeitsprodukts her gefaßt wird), deuten diesen Umschlag an — erstmals werden 
Lohn und Produktivität zu einer Arbeiterforderung verknüpft. Marx hat nichts an- 
deres mehr vor Augen, als den zerschlagenen und reduzierten Lohn innerhalb des 
Kapitals. Ergeht aus vom Faktum, daß die familiäre Reproduktion Mitte des 19. Jahr- 
hunderts durch das Kapital — Frauen- und Kinderarbeit — weitgehend zerstört ist 
und daß die Lohnkämpfe der ersten Arbeitergeneration überwiegend auf die bloße 
Existenzerhaltung ausgerichtet waren. Weder beschreibt er die traditionelle Lohnpro- 
blematik, wie sie noch hinter der Smith’schen Konfusion von Wert und Kornpreis 
steckt und die erst von Ricardo eingeebnet wird, als in der Auflösung begriffen; noch 
berücksichtigt er — was für den Verlauf der Lohnkämpfe des 19. Jahrhunderts ebenso 
entscheidend war — jenen Prozeß, in dem in bestimmten Segmenten der Arbeiterklas- 
se eine Neuformation des Lohns stattfindet, die nicht ausschließlich von der Kapital- 
seite diktiert ist: den Prozeß der Durchsetzung des männlichen Lohns als Familien- 
lohn durch Syndikalisierung der Arbeitskraft, der Stabilisierung der Lohnhöhe natio- 
naler Arbeitereliten gegenüber neusubsumierter Arbeit, Migrationsarbeit etc. 


Daß die Kritik der politischen Ökonomie die historische Wende Mitte des 19. Jahr- 
hunderts und die damit verbundene Niederlage als ihre eigene Voraussetzung nicht 
reflektiert, stellt nicht irgendein Defizit dar, sondern macht ihren zutiefst affirmativen 
Charakter aus. 
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Es knüpft sich daran eine Geschichtstheorie, die — gerade wo sie als Theorie der kapi- 
talistischen Krise formuliert ist — ihre Vorstellungen von Fortschritt und Befreiung 
aus der Kapitaldynamik selbst bezieht, die die dem Kapital innewohnende Vernich- 
tungstendenz zur Hoffnung des Proletariats erhebt — und zwar in einem über Genera- 
tionen hinweggezogenen Prozeß. Die materialistische Geschichtsauffassung, deren 
Kernpunkte Marx und Engels bereits 1845/46 ausgearbeitet hatten und die im Vor- 
wort zur „Kritik der politischen Ökonomie“ von 1859 in jenes mechanistische Schema 
gegossen wurde, wonach die Geschichte als Widerspruch von Produktivkräften und 
Produktionsverhältnissen voranschreitet; diese Geschichtsauffassung wird im 3. Band 
des ‚Kapitals‘ nochmals untermauert und letztlich. aus dem Kapital als dem übergrei- 
fenden Subjekt der Geschichte begründet. Welche Fassungen der Widerspruch immer 
annimmt: zwischen dem historischen Fortschritt der Naturbearbeitung und der inne- 
ren Kapitalzusammensetzung, zwischen der schrankenlosen Ausdehnung der Produk- 
tion und den beschränkten kapitalistischen Distributions- und Konsumtionsverhält- 
nissen, als widersprüchliches Gesetz von Produktivkraftentwicklung, Profitratenfall 
und Ausweitung der Mehrwertmassen bzw. des Gesamtkapitals; Marx bezieht aus der 
einen Seite dieses Widerspruchs, aus der schrankenlosen Entwicklung der Produktiv- 
kräfte der gesellschaftlichen Arbeit, die historische Legitimation der kapitalistischen 
Produktionsweise insgesamt und zugleich die objektive Garantie — die materiellen 
Bedingungen — einer „höhern Produktionsform“ (MEW 25, 269). 


Nun hat es wenig Sinn, nach der Art der alten Marxismus-Diskussion dagegen den 
Humanismus der Marx’schen Frühschriften oder ihre revolutionären Aspekte hervor- 
zuheben. Das „Kapital“ ist keine Revolutionstheorie, sondern allenfalls eine scho- 
nungslose Analyse der kapitalistischen Produktionsweise, in der die Exploitation der 
Arbeitskraft dargestellt, in der aber die subjektive Seite — das Proletariat als revolu- 
tionäres Subjekt — nur als Chiffre vorhanden ist. Darin liegt auch eine Einsicht. Jeden- 
falls sind es andere als wissenschaftstheoretische Gründe, die in der Entwicklung des 
Marx’schen Werkes zu suchen wären, daß eine revolutionäre Klasse im ‚‚Kapital‘“ 
nicht mehr vorkommt. Diese Klasse tritt in der wirklichen Geschichte der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts nur noch im Werk der Pariser Commune hervor. Wie die 
anderen großen revolutionären Denker der Epoche, allen voran Blanqui, sich der Kos- 
mologie zuwenden und die Gewähr für die Revolution in den Umlaufbahnen am Him- 
mel suchen oder daran verzweifeln, so orientiert sich Marx an einem vermeintlichen 
objektiven Gewährsmoment — und er findet es im Kapital, im Gesetz des Kapitals. 


Der affirmative Charakter des Marxismus aber reicht weiter. Warum wendet Marx die 
Vorstellung des Kommunismus, die sozialhistorisch nichts anderes beinhaltete als eine 
gleiche Verteilung von Gütern und die Garantie des Existenzrechts, nicht allein auf 
die Arbeit an, auf die Assoziation der Produzenten (die Utopie der Erneuerung der 
Community mit industriellen Mitteln aufgreifend, die im frühen Sozialismus und 
Kommunismus formuliert wurde); sondern warum erhebt er eine Entwicklung der 
menschlichen Fähigkeiten im Maßstab der Produktion um der Produktion willen 
willen zur Voraussetzung des Kommunismus? Dahinter steht weniger die Kritik am 
alten Kommunismus als einer Egalität der Armut. Sondern dahinter steht eine Ver- 
selbständigung des Entwicklungsgedankens: Marx folgt einem Paradigma geschicht- 
licher Entwicklung, das die Subsumtion der Subjekte als Arbeitskraft für historisch 
notwendig erklärt und als ihren „Bildungsprozeß‘“ — die Abschleifung ihrer subjekti- 
ven Besonderheiten — durch das Kapital akzeptiert. (So muß auch die Inhomogenität 
und soziale Breite des frühen Proletariats als Unreife erscheinen.) Nicht erst bei Engels, 
Kautsky oder in der Sozialdemokratie des 19. Jahrhunderts, sondern schon bei Marx 
schlägt dieser Entwicklungsgedanke um in eine deterministische Auffassung des Über- 
gangs vom Kapitalismus zum Kommunismus, zu einer Ineinssetzung von technisch- 
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industrieller Entwicklung und proletarischer Emanzipation. Daß der Marxismus in 
seinen späteren Phasen bis zum Bolschewismus als Organisationstheorie und Entwick- 
lungsideologie auftritt, hat genau hier seinen Ursprung. Die Integration der sozial- 
demokratischen Arbeiterbewegung in die Entwicklung des Kapitals ist hier ebenso 
angelegt wie die bolschewistische Version von Elektrizität, Fabrikdisziplin und Sow- 
jetmacht. 


Das Modell der Entwicklung der Produktivkräfte, die in Widerspruch geraten zu den 
Produktionsverhältnissen, ist an der Französischen Revolution abgelesen und beruht 
auf einer mangelhaften Einschätzung der ihr zugrundeliegenden Triebkräfte und so- 
zialen Bewegungen. Abgesehen aber vom Doppelcharakter der Französischen Revolu- 
tion und von der Kontinuität der Subsistenzfrage in den bürgerlichen Revolutionen 
des 19. Jahrhunderts, bleibt doch die Vorstellung eines historisch notwendigen Über- 
gangs vom Feudalismus zum Kapitalismus für sich genommen falsch. Es hat keinen 
selbstgesetzlichen Zwang gegeben, unter dem eine Gesellschaft auf der Grundlage von 
Feudalrente, Subsistenzproduktion und kleiner selbständiger Warenproduktion zu 
einem modernen, auf kapitalistischer Lohnarbeit beruhenden Produktionsverhältnis 
hätte fortschreiten müssen. Marx selbst erkennt dies implizit an, wenn er die Genesis 
des Kapitals als einen Akt der Gewalt beschreibt. Aber er projiziert die irrige Vorstel- 
lung des objektiv-notwendigen Übergangs von einer Gesellschaftsformation zur ande- 
ren, die weniger an Hegel als an Darwin orientierte Theorie der Evolution aus sich 
selbst heraus, in die Zukunft — und damit versperrt er in der Theorie den einzig offe- 
nen Raum für revolutionäre Subjektivität in der Geschichte. 


Diese Vorstellung, wonach sowohl die bürgerliche wie die proletarische Revolution 
einer Disproportionalität entspringen zwischen dem Stand der gesellschaftlichen 
Kooperation und Technologie in der Naturbeherrschung und der Form der Aneignung 
und Verteilung bzw. ihrer staatlichen Institutionalisierung, setzt schließlich beide 
Revolutionen in ein historisches Folgeverhältnis zueinander. Tarin ist das politische 
Programm des Marxismus enthalten, das zunächst — im ‚‚Manifest der Kommunisti- 
schen Partei‘ — vom unmittelbaren Umschlag der bürgerlichen Revolution in die pro- 
letarische ausging, dabei aber bereits die eine als Voraussetzung der anderen propa- 
gierte, das dann aber in seiner Revision nach der 48er-Niederlage zu einem Etappen- 
modell führte, in dem das Proletariat erst nach einem langen Bildungsprozeß gewisser- 
maßen das Erbe der bürgerlichen Ära antritt. „Bürgerliche‘“ und „proletarische“ Re- 
volution werden zu distinkten historischen Ereignissen, epochal auseinandergezogen. 
Und dies wiederum liefert den Maßstab, der ja nicht in der Geschichtsbetrachtung, 
sondern in der praktischen Politik des Marxismus und in seiner Behandlung der Bünd- 
nisfrage seine wirkliche Bedeutung hat, daß nämlich soziale Schichten und Klassen 
wie ihre Kämpfe auf ein jeweils anstehendes historisches Ziel verpflichtet werden. 
Sowenig aber die Französische Revolution von 1789 allein aus der Entwicklung der 
Bourgeoisie und der Produktivkräfte, die sie repräsentierte, erklärt werden kann; 
sowenig ihre sozialen Triebkräfte in den Resultaten der Durchsetzung bürgerlicher 
Eigentums und Rechtsverhältnisse, eines zentralistischen Nationalstaats etc. wieder- 
zufinden sind; sowenig entsprachen die sozialen Kämpfe vor 1848 irgendeinem Pro- 
gramm, das aus der Geschichtsauffassung des Marxismus deduziert war. Diese Kämpfe 
hatten nichts zu tun mit der politischen Inszenierung von Demokratie und Republik, 
die kaum mehr — weder in Frankreich noch in Deutschland — als bürgerliche Revolu- 
tion im Sinn eines Widerspruchs von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen 
gelten kann. Die sozialen Kämpfe dieser Epoche sind aber auch in keinem Begriff des 
Proletariats und der proletarischen Revolution aufgehoben, von dem Marx sagt, daß 
zu ihm die Bildungsgeschichte des Kapitals selbst gehört. Die politische Theorie und 
Revolutionstheorie von Marx und Engels, so wie sie sich um 1848 herausbildete, ent- 
sprang vielmehr dem Versuch der Legitimation eines fraktionellen Standpunkts inner- 
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halb der frühen Arbeiterbewegung und der Verlängerung des revolutionären Prozesses 
in die Bildungsgeschichte der Industriearbeiterklasse hinein. 


Marx und Engels sind immer davon ausgegangen, daß das Proletariat ein Interesse an 
der revolutionären Bewegung der Bourgeoisie und an ihrer direkten politischen Herr- 
schaft haben müsse. Für die politischen Zwecke der Bourgeoisie in Bewegung gesetzt 
zu werden, wobei die Arbeiterbewegung zunächst nur von sekundärer Bedeutung 
bleibt, gilt als Bedingung der Konstitution des Proletariats zur Klasse und politischen 
Partei. Proletariat und Bourgeoisie entwickeln sich Hand in Hand. Die bürgerliche 
Revolution ist die Bedingung der proletarischen Revolution, weil sie die Frontstellung 
zwischen beiden Klassen klärt (Wehe über den Juni!) und weil das Proletariat sich die 
politischen Bildungselemente und bürgerlichen Freiheiten aneignen und als Waffen 
gegen die Bourgeoisie kehren kann. Das „Manifest der Kommunistischen Partei“ ent- 
wickelte daher für die Kommunisten in Deutschland die Taktik, in der bevorstehen- 
den bürgerlichen Revolution nicht selbständig aufzutreten, sondern gemeinsam mit 
der revolutionären Bourgeoisie gegen das spätabsolutistisch-feudale System zu kämp- 
fen und zugleich bei den Arbeitern den in diesem Bündnis beschlossenen Gegensatz 
herauszuarbeiten, da „die deutsche bürgerliche Revolution (...) nur das unmittelbare 
Vorspiel einer proletarischen Revolution sein kann“. (In Frankreich, so heißt es kurz 
und bündig, ‚schließen sich die Kommunisten an die sozialistisch-demokratische 
Partei an‘‘; s. dazu im Kap. 11.) 


Daß aber in Deutschland die Arbeiterpartei unter die Leitung der kleinbürgerlichen 
Demokraten geraten und von der Bourgeoisie „exploitiert und ins Schlepptau genom- 
men“ worden war; daß in Frankreich der Versuch des Proletariats, ‚‚sein Interesse 
neben dem bürgerlichen durchzusetzen‘, mit der Juniniederlage 1848 endete; aus die- 
sen Erfahrungen zogen Marx und Engels in der ‚‚Ansprache der Zentralbehörde‘“ an 
den „Bund der Kommunisten“ von 1850 die Konsequenzen und forderten die organi- 
satorische Verselbständigung der Arbeiterpartei — und zwar vor dem Hintergrund 
einer, wie sie meinten, längeren revolutionären Entwicklung und „Revolution in Per- 
manenz“ (MEW 7, 254). Im Verlauf des Jahres 1850, bei der Analyse des Zusammen- 
hangs zwischen der ökonomischen Krise von 1847 und den 48er Revolutionen, setzte 
sich dann bei Marx und Engels die Überzeugung durch, daß von einer neuen Revolu- 
tion nicht die Rede sein könne und „daß der Stand der ökonomischen Entwicklung 
auf dem Kontinent (...) noch bei weitem nicht reif war für die Beseitigung der kapita- 
listischen Produktion“ (MEW 7, 516). Zugleich erhoben sie, als es im „Bund der 
Kommunisten‘ 1850 — über die Frage nach der Stellung des deutschen Proletariats in 
der nächsten Revolution, nach der Notwendigkeit der Bourgeoisherrschaft in Deutsch- 
land und nach den Voraussetzungen einer proletarischen Umwälzung — zur Spaltung 
kam, gegenüber der Fraktion Willich-Schapper den Vorwurf, statt der wirklichen Ver- 
hältnisse den Willen zur Triebkraft der Revolution zu machen. Und an die Arbeiter 
gewendet, verwiesen Marx und Engels auf die ‚unentwickelte Gestalt des deutschen 
Proletariats“ und erklärten: 


„Ihr habt 15, 20, 50 Jahre Bürgerkriege und Völkerkämpfe durchzumachen, nicht 
nur um die Verhältnisse zu ändern, sondern um euch selbst zu ändern und zur politi- 
schen Herrschaft zu befähigen.“ (MEW 8, 598) 


Damit löste der Marxismus den engen historischen Zusammenhang zwischen bürger- 
licher und proletarischer Revolution definitiv auf. An dessen Stelle trat ab 1850 in 
der Kritik der politischen Ökonomie eine Deduktion der Möglichkeit der Revolution 
aus dem ökonomischen Zyklus von Prosperität und Krise. An die Stelle einer Theorie 
der proletarischen Revolution, wie sie aus der bürgerlichen Revolution als ihrem un- 
mittelbaren Vorspiel hervorgeht und hervorgehen kann angesichts des vorhandenen 
gesellschaftlichen Reichtums (das „Kommunistische Manifest‘ setzte diese Bedingung 
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als gegeben voraus), trat der Schematismus, wonach die kapitalistische Entwicklung 
der Produktivkräfte der modernen großen Industrie die Bedingung und die Triebkraft 
einer proletarischen Revolution bildet. In seiner klassischen Form, in der er von der 
sozialdemokratischen Arbeiterbewegung rezipiert wurde, erhebt der Marxismus die 
Vorrangigkeit der „industriellen Revolution“ für die Arbeiterklasse zum Programm 
und eskamotiert, wie Karl Korsch gesagt hat, den Kommunismus aus der gegenwärti- 
gen Bewegung. 


V. Soziale Bewegungen, 
Organisation, Revolution 


„... damit sich die verarmte große Mehrheit nicht dereinst gewaltsam der 
Güter der kleinen Minderheit bemächtige, wie wir dies wahrscheinlich an 
einem schönen Morgen von England oder Frankreich leicht zu gewärtigen 
haben, und wofür auch bei uns schon die zeitweise Einstellung der Arbeiten 
in den großen Städten, die vereinzelten Aufstände und Attentate, die plan- 
mäßigen Plünderungen einzelner Gesellschaften, die zahlreichen Brandstif- 
tungen, so wie die unerhört sich mehrenden Diebstähle sprechen, was nach 
Weitlings Ansicht alles kleine Vorpostengefechte eines allgemeinen Krieges 
gegen das Eigentum sind.“ 

(S. Seile Der Schriftsteller Wilhelm Weitling und der Kommunistenlärm in 
Zürich, 1843) 


„ „Zwölf Stund‘ hat ein jeder Tag; 
Mensch bedenk’, daß sterben magst!’ 
Und wir haben noch gar nicht gelebt!... 
(Flugblatt Jan. 1848, ‚„Gedruckt bei Schlagdrauf und Hilfdirselbst‘“) 


““ 


Die sozialen Bewegungen im Zeitalter der Revolutionen hatten keine Organisationsform 
in dem Sinn, den wir dem Begriff „Organisation“ beizulegen gewohnt sind. Das heißt 
nicht, sie waren unorganisiert, sondern die Sozialbewegungen und die aus ihnen ent- 
springenden Aufstände, Revolten und sozialen Kämpfe der Massen folgten vielmehr 
eigenen Regeln in der Konfrontation wie in den Stadien ihrer verborgenen Entwick- 
lung — und darin läßt sich sehr wohl ein Moment von autonomer Organisation sehen. 
Das heißt weiterhin, daß soziale Bewegungen sich selten zu einem eigenständigen 
politischen Typus verdichtet haben: innerhalb der bürgerlichen Revolution und in 
direktem Gegensatz zu deren organisierenden Tendenzen z.B. zum sansculottischen 
Typus der Sektionen, in denen der Insurrektionalismus der Volksmassen auf Dauer 
gestellt war. (Die Pariser Commune 1871 und die Rätebewegung setzten diesen Typus 
von politischer Gegenmacht oder Doppelherrschaft fort.) Politische Revolutionen 
und Sozialbewegungen mögen sich überkreuzen, so wie sie es 1789 und 1848 getan 
haben, letztlich bleiben sie in ihren Tendenzen klassenmäßig deutlich voneinander 
unterschieden. Es ist ein völliges Mißverständnis in der historischen Sichtweise, das 
Datum der Revolution, man möchte sagen den Mythos des 19. Jahrhunderts, als 
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Bezugs- und Höhepunkt sozialer Bewegungen zu nehmen. Die Massenrevolten des 
19. Jahrhunderts gegen die Industrialisierung und Durchsetzung der kapitalistischen 
Produktionsweise sind mit einem Begriff von Revolution überhaupt nicht zu beschrei- 
ben. Wenn es dagegen einer angemessenen Vorstellung der sozialrevolutionären Kämpfe 
bedarf, dann wäre es eher diejenige, die Marx einmal bildhaft gebraucht hat: „Brav 
gewühlt, alter Maulwurf!“ 


Daß die sozialen Bewegungen einen eigenen Modus bildeten, einer eigenen historischen 
Logik folgten, heißt ‚schließlich, daß sie — außerhalb ihrer offenen Manifestationen — 
nicht organisationsförmig vermittelt waren. Ein wesentliches sozialgeschichtliches 
Merkmal der Epoche des europäischen Frühindustrialismus ist die Unvermitteltheit 
der Klassenaktionen von unten — ebenso wie sie dem Kapital unvermittelbar gegen- 
überstanden — mit den zeitgenössischen Organisationsformen und -ansätzen. So 
allgemein gesagt gilt das für alle utopisch-sozialistischen, sozialistisch-reformistischen 
und marxistischen Organisationsformen des 19. Jahrhunderts. Die Sozialforderungen 
und Aktionen der Massen fanden, darauf habe ich schon hingewiesen, in den verschie- 
denen Konzepten des Sozialismus und Kommunismus nur einen unzureichenden Aus- 
druck. In der Gestalt des politischen Reformismus trafen die sozialen Bewegungen 
vor 1848 auf eine Organisationsform, die sie im Sinn der Mittelklassen exploitierte. 
Die sozialrevolutionären Ansätze und illegalen Verbindungen, die sich während der 
Julimonarchie in Frankreich entwickelten, haben sich in der Konfrontationszone der 
Massenrevolten nicht zu konsolidieren vermocht. Das wirft nochmals die Frage auf, 
welche historischen Chancen in diesen sozialen Bewegungen gelegen haben. Die Nie- 
derlage, die ihre einzige Spur im Fortschritt der Geschichte zu sein scheint, ist jeden- 
falls mit einer doppelt falschen Organisationsbildung beantwortet worden — mit der 
teformistischen bzw. sozialdemokratischen Vermittlung der Arbeiterbewegung gegen- 
über dem Kapital und mit der bolschewistischen Partei- und Entwicklungskonzeption, 
die sich ihr geschichtliches Subjekt selbst produziert. 


*xk%* 


Mit welchen Formen sozialer Bewegung und mit welcher Zyklik von Kämpfen haben 
wir es 1789 bis 1848 zu tun? Ihr elementarster Ausdruck lag in der Dynamik der Re- 
produktion, in der Bevölkerungszunahme, und in der Mobilität — in jener Doppelheit 
von Befreiung aus dem Feudalismus und Freisetzung der Arbeitskraft, von gesell- 
schaftlicher Anomie und sozialrevolutionärem Potential. Daß sich die Unterklassen 
über die Maßen vermehren, ist ein neuer sozialer Anspruch mehr noch als der Respons 
auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes. Mobilität selbst ist eine soziale „Bewegung‘“, 
nicht im tautologischen Sinn, sondern als ein Spannungsfeld, das zwischen der Vaga- 
bondage der Armen, dem umherziehenden Bettel, dem Bandenwesen und den Run- 
den von Landproletariern, der massenhaften und organisierten Delinquenz, der Unter- 
klassenzirkulation in den großen Städten, der Binnenwanderung und Migrationsarbeit 
liegt. Wir sind gewohnt, darin nur eine erzwungene Reaktion von Menschen oder ein 
Moment von Zerstörung zu sehen, aber das ist ein Blick von oben, der nicht dem 
Selbstbewußtsein der Unterklassen entspricht. Diese Reaktionsweisen verbinden sich 
mit sozialen Forderungen, latent oder offen und aggressiv, vereinzelt oder in Massen. 


Die manifeste und breiteste Ausdrucksform der Sozialbewegung blieb bis zur Mitte 
des 19. Jahrhunderts die Subsistenzrevolte. (Das heißt nicht, daß die Weberaufstände 
in Lyon und in Schlesien, die großen Streikzyklen etc. in ihrer eigenen Typik zu 
unterschlagen wären.) Die Subsistenzrevolte war, wie Thompson beschrieben hat, 
eine hochkomplexe Form direkter Aktion, deren Regeln aus der Konfrontation von 


alter Ökonomie und Kapital erwuchsen — und sie war auf diese Weise aus der Commu- 
nity heraus organisiert, aus dem Bezug der Armen auf die Rechte der Dorfgemein- 
schaft und aus der Kontrolle der städtischen Volksmassen über den Lebensmittelpreis. 
Das Volk wußte stets noch, wo man das Getreide fand. Zusammenrottungen, Emeuten 
und journees hatten ihre eigenen Landkarten und Kalender, ihren eigenen Rhythmus. 
Taxierungsaufstände hatten ihre eigenen Preise, Maße und Gewichte. Der soziale 
Raum oder, wenn man so will, die soziale Macht, von wo aus die Kämpfe um die Sub- 
sistenzmittel geführt wurden, bildete ihre eigentliche Organisation, war die Vorausset- 
zung ihrer Autonomie. Von daher die Bedeutung der Märkte, der Quartiere, der War- 
teschlangen der Frauen. Später kamen andere Versammlungsformen hinzu, die größer 
werdenden Ateliers, die Baustellen und Fabriken: „Jede Fabrik ist ein Herd der 
Revolution‘, so heißt es in dem zitierten Flugblatt von 1848, das zum verdeckten 
Kampf und zu einer ‚‚Verschwörung des ganzen Volkes‘ aufruft. ‚Jeder wandernde 
Proletarier ist ein Emissär der Revolution (...) Überall die Notwendigkeit der Revolu- 
tion zu predigen, auf allen Landstraßen, auf der Eisenbahn, in den Schenken, in den 
Kasernen: Das ist die Hauptaufgabe für dieses Jahr, ihr Proletarier, ihr Brüder!“ (Zit. 
Obermann). Mit der zunehmenden Einbeziehung der Subsistenzweise der Unterklas- 
sen in die Lohnarbeit, mit der räumlichen Agglomeration der Arbeitskraft in Städten 
und Fabriken (ihrer ‚‚Organisation“ durch das Kapital), nahmen die sozialen Bewe- 
gungen in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts den Charakter einer Arbeiterbewe- 
gung an — wiederum mit eigenständigen, komplexen Organisationsformen wie: Koali- 
tionen gegen Meister und Fabrikanten, bargaining by riot, Maschinenzerstörung als 
Lohnkampf, Streiks. 


In diesem Feld der sozialen Bewegungen des 19. Jahrhunderts entwickelten sich, in 
England früher, in Frankreich und Deutschland verstärkt in den 1830er und 40er Jah- 
ren, Organisationsformen und -ansätze, die sich auf sehr verschiedene Weise zu deren 
autonomen Tendenzen, zur Logik der Revolten und Konfrontation verhielten. Nimmt 
man das Beispiel Frankreich, das sich anbietet, weil sich hier zugleich die deutschen 
Auslandsvereine und die „Anfänge der deutschen Arbeiterbewegung“ finden, so kann 
man mit einigen Vereinfachungen wohl unterscheiden: organische Arbeiterorganisa- 
tionen (Unterstützungs- und Bildungsvereine, Anfänge des Gewerkschaftswesens, 
zumeist aus einem Zyklus von Kämpfen selbst hervorgetreten); kleinbürgerlich-repu- 
blikanische Oppositionsgruppen, die zunehmend Arbeiter affilieren (u.a. der deutsche 
„Bund der Geächteten‘“); utopisch-sozialistische Sekten (vor allem die Saint-Simoni- 
sten); sozialrevolutionäre Geheimgesellschaften (die societes secretes der Julimonar- 
chie, die mit dem Namen Blanquis verbunden sind, die Societe des Familles, Societe 
des Saisons; sodann die Travailleurs Egalitaires, die Communistes Materialistes, neoba- 
vouvistisch-kommunistische Kerne und Ansätze von Stadtguerilla); Geheimbünde von 
kommunistischen Handwerker-Arbeitern (der Bund der Gerechten / Bund der Kom- 
munisten); eine Propaganda des utopischen und pazifistischen Kommunismus (Cabe- 
tismus) unter Arbeitern (der revolutionäre Arbeiterkommunismus, der 1840 auf dem 
„Ersten kommunstischen Bankett‘ in Belleville öffentlich hervortrat, während sich 
zugleich die Streikbewegung der Pariser Arbeiter anbahnte, blieb in den 40er Jahren 
zur Illegalität verurteilt); schließlich die Reformbewegung der sozialen Demokratie 
(L. Blanc, Ledru-Rollin). 


Es kommt hier nicht darauf an, die Übergänge oder überhaupt die Geschichte dieser 
Organisationen nachzuzeichnen. Augenfällig ist vielmehr, daß sich — organisatorisch 
gefaßt, und zwar zunächst wesentlich in einem bürgerlichen Organisationstypus — die 
soziale Frage zu einer Arbeiterfrage zuspitzte, was einer historischen Tendenz ent- 
sprach, aber zugleich eine Verengung bedeutete; und daß der organisatorische Bezug, 
soweit sich das theoretisch/praktisch ablesen läßt, zu den sozialen Massenrevolten der 
Epoche, einschließlich der Arbeiteraufstände, prekär blieb. Nimmt man als Maßstab 
für alle ideologischen und organisatorischen Ansätze die Stellung zur sozialen Frage 
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in dem Umfang, wie sie bis 1848 noch einmal von unten formuliert wurde, dann wird 
man keine Organisationsform und kein Manifest finden, die die sozialen Bewegungen 
zu homogenisieren vermocht hätten. Die „‚moralische Ökonomie‘‘, Subsistenzrevolten, 
Unterklassendelinquenz, Maschinenstürmerei und Lohnkämpfe sind, von minoritären 
Ansätzen abgesehen, nirgends programmatisch zusammengefaßt worden. Das spricht 
zugleich gegen alle Konzepte und Organisationen, in denen eine Totalität von unten 
als sozialistischer Plan, als Utopie der Arbeit, als Entwicklung der Produktivkräfte 
oder was immer wiedererschien. 


Zwar entwarf der utopische Sozialismus und Kommunismus ein Stück weit ein ideelles 
Abbild der existenzrechtlichen Massenforderungen. Zwar legitimierten sich die Uto- 
pien aus der Kritik des Kapitalismus und der gedrückten Stellung der Arbeiter. Aber 
ebensosehr wurde hier — mit dem Programm der ‚‚Organisation der Arbeit‘ und einer 
geplanten Kollektivität — ein Arsenal der Regulation der sozialen Frage und der so- 
zialtechnischen Einkreisung der Unterklassen entwickelt. Was sprachen die sozialisti- 
schen und kommunistischen Systeme vor 1848 anderes aus als dies: gegenüber der 
Unangepaßtheit und Verweigerung der Unterklassen die industrielle Arbeit attraktiv 
zu machen; gegenüber den Subsistenzrevolten und dem massenhaften Diebstahl eine 
(zentralistische) Versorgungsstruktur aufzubauen. Die Angriffe auf das Lohnsystem 
und das Privateigentum von unten her wurden zur schönen ‚‚neuen Welt der Arbeit 
und des Sozialismus‘ umgebogen. Den Traditionen und sozialen Ansprüchen der Mas- 
sen wurde eine Utopie entgegengesetzt, die — bis in die Psyche hinein — den Wider- 
stand gegenüber den neuen Zumutungen der Industriearbeit aufzuheben suchte. 


Die aus dem frühen Sozialismus und Kommunismus hervorgehenden politisch-organi- 
satorischen Tendenzen haben schließlich auf die Sozialbewegungen mindestens im 
gleichen Maße, wie sie zur Kritik der Verhältnisse und Aufklärung der Arbeiterklasse 
beitrugen, auch desorientierend gewirkt. Das gilt nicht nur für das Bündnis von Sozia- 
lismus und Wahlrechtsbewegung in Frankreich. Auch die mehrheitlichen kommunisti- 
schen Strömungen nahmen gegenüber den verschiedenen Formen des Unterklassen- 
verhaltens und der Massenkämpfe eine durchweg abgrenzende Haltung ein, insbeson- 
dere der unter den Arbeitern verbreitete Cabetismus, der die Arbeiterklasse auf dem 
Höhepunkt der Subsistenzrevolten 1846/47 mit pazifistischen Illusionen und mit 
dem Plan der Auswanderung nach Amerika irreführte. Die gesamte kommunistische 
Arbeiterpresse der Julimonarchie nahm sich, im Unterschied zur sozialistischen und 
bürgerlich-oppositionellen Reformpresse, kaum jemals der Themen der Revolten an, 
der Hungerunruhen, der Maschinenstürmerei, der Armutskriminalität — und wo dies 
der Fall war, dann nur, um gegen die Unterstellung zu protestieren, die Kommunisten 
hätten etwas mit den Revolten zu tun. Darüberhinaus verurteilte sie die Widerstands- 
formen der Arbeiter, die alltäglichen Streiks und Lohnauseinandersetzungen, vom 
kommunistischen Dogma aus als ökonomistisch und reformistisch. 


Entschieden sozialrevolutionäre Strömungen, die in der Lage gewesen wären, die Mas- 
senrevolten aufzunehmen und das aufzunehmen, was in den sozialen Bewegungen 
selbst angelegt war, ohne ihnen mit einer falschen Totalisierung von oben gegenüber- 
zutreten, blieben demgegenüber eine Sache von Minderheiten. Es waren einzig die 
Versuche von Weitling, im „Bund der Gerechten‘“ sofort zurückgewiesen, die Kluft 
zwischen den frühen Organisationen der Handwerker-Arbeiter und den proletarischen 
Massen zu überbrücken und die Idee der Sozialrevolution mit der Mobilisierung des 
„Lumpenproletariats‘‘, mit einer Guerilla gegen das Eigentum zu verbinden. Es waren 
die apokalyptischen Visionen eines Aufstands der Armen und Hungernden, einer ge- 
waltigen Feuersbrunst, die die Eigentumsordnung zugrunderichten würde, wie sie der 
Abbe Constant (Propagandist einer chiliastischen Volksreligion wie Weitling) in der 
„Voix de la famine“ predigte. Es waren die revolutionären kommunistischen Geheim- 
gesellschaften, die sich — wenn auch der Versuch des Aufstands der von Blanqui und 
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Barbes geführten ‚‚Societe des Saisons‘ im Mai 1839 auf exemplarische Weise schei- 
terte, wenn auch dieser inszenierte Aufstand angesichts der sich wirklich entwickeln- 
den Kämpfe der Pariser Arbeiter im Jahr 1840 kritikbedürftig wurde — auf die Mas- 
senrevolten zu beziehen und in der Konfrontationszone mit dem Regime der Julimo- 
narchie zu bewegen versuchten. 


Die Ansätze sozialrevolutionärer Politik, die insbesondere in den blanquistischen Ge- 
sellschaften sichtbar wurden, beruhten vorrangig auf dem Prinzip der revolutionären 
Selbstorganisation (der „Konspiration‘‘, wie man damals sagte), getrennt von der 
Zyklik der sozialen Massenbewegungen und -kämpfe. Es ist zwar nicht zu verkennen, 
daß sie die Frage des Umsturzes technisch-militärisch verkürzten und, in der Tradi- 
tion der Lehre Babeufs und Buonarrotis, den Gedanken einer Erziehungsdiktatur 
über die Massen noch nicht überwunden hatten. Aber diese sozialrevolutionären Strö- 
mungen einschließlich der Elemente einer städtischen Guerilla hatten trotz ihres 
minoritären Charakters die Sozialrevolten und die Existenz der frühindustriellen Mas- 
senarmut zu ihrer realen Basis. Als in Tours Lebensmittelunruhen ausbrachen, forder- 
te Blanqui — so wurde im Kommunistenprozeß von Blois 1847 ausgesagt — zur Unter- 
stützung der Forderungen der armen Bauern und Landproletarier nach Landverteilung 
auf und riet den dortigen Kommunisten gleichzeitig: „Ihr braucht nicht viele zu sein, 
richtet Euch nur so ein, daß Ihr — sollte Paris sich rühren — die Garnisonstruppen 
daran hindert, gegen die Hauptstadt auszurücken.‘‘ (Gaz. des Tribunaux 29.4.47). 
Während des ganzen Zyklus der Subsistenzrevolten 1846/47 (und als Brandstiftungen 
das Land überzogen, als „die Hungersnot ihre düsteren Illuminationen veranstaltete“, 
wie Constant prophezeit hatte) kam es in Paris zu einer Serie von Anschlägen mit 
Höllenmaschinen, die den ‚,‚Communistes Materialistes“ zugeschrieben wurden. Dabei 
tauchten Flugzettel und Brandbriefe auf, mit der Forderung nach dem gerechten 
Brotpreis, nach „gerechter Existenz‘‘ (juste existence) oder mit dem Aufruf: „Incen- 
dions jusqu’ä ce qu’il n’y ait plus de resistance au juste partage des terres et des r&col- 
tes.“ (Legen wir Feuer, solange bis der Widerstand gegen die gerechte Teilung des 
Bodens und der Ernten gebrochen ist.) (Gaz. des Tribunaux 17.4.47) 


Die weitestreichende Konsequenz aus der sozialen Anomie und aus dem Druck der 
frühindustriellen Massenarmut hat Wilhelm Weitling gezogen, der als der ‚‚erste deut- 
sche Theoretiker und Agitator des Kommunismus“ gilt, der er auch war, dessen 
eigentliche Leistung aber wohl darin lag, den sog. Handwerker-Kommunismus über 
seine Grenzen nach unten hinausgetrieben zu haben. Seine Konzeption: vom äußer- 
sten Ende der Armut und Sozialkriminalität her den Kommunismus als revolutionäres 
Sofortprogramm zu formulieren, konnte von der auf Arbeiterbildung und Aufklärung 
der Massen ausgerichteten Mehrheitsfraktion des „Bundes der Gerechten“ nicht geteilt 
werden. Weitling hat sie daher in eine messianische Sprache zu übersetzen und zu ver- 
breiten gesucht. So wird bis heute für einen religiösen Sozialisten gehalten, der neben 
Blanqui und Bakunin einer der großen Sozialrevolutionäre des 19. Jahrhunderts war. 
Weitling schrieb im Jahre 1842 (aus Anlaß des Ausbaus der Forts und Befestigungs- 
werke im Ring in Paris, die — wie allgemein klar war — nicht zur militärischen Vertei- 
digung, sondern zur inneren Aufstandsbekämpfung dienen sollten und im übrigen 
auch 1871 gedient haben): 


„So wie nun die Chefs aller künftigen Emeuten einsehen werden, daß nach Errichtung 
der Bastillen mit der bisherigen Revolutionstaktik nichts mehr auszurichten ist, so 
werden sie genötigt sein, auf eine andere zu sinnen, und diese andere wird notwen- 
diger Weise die Sozialrevolution herbeiführen, denn sie wird in ihrem ganzen Wesen 
das Gepräge derselben haben. Die Straßenschlachten werden sich in einen Guerilla- 
krieg verwandeln. Der Feind wird in allen Orten und Winkeln erscheinen, wo man ihn 
am wenigsten vermutet, und überall in wenigen Minuten angreifen, siegen und ver- 
schwinden; und diese Art, dem Eigentum den Krieg zu machen, wird für Zuschauer 
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und Kämpfer einen solchen Reiz haben, daß in kurzer Zeit die gräßlichste Anarchie 
daraus entsteht, welche nur mit. der Abschaffung des Eigentums endigen wird.“ (Die 
junge Generation, Aug. 1842) 

„Dann muß eine Moral gepredigt werden, die noch Niemand zu predigen wagte (...); 
eine Moral, welche das blutige Schlachtfeld in den Straßen, in welchem das Volk 
doch immer den Kürzern zieht, in einen fortwährenden Guerillakrieg verwandelt, der 
alle. Spekulationen der Reichen auf den Schweiß der Amren zunichte macht und wel- 
chen die Macht der Soldaten, Gendarmen und Polizeidiener nicht zu dämpfen im- 
stande ist; eine Moral, welche uns ganze Legionen Streiter zuführen wird, deren Mit- 
wirkung wir jetzt noch verabscheuen (...) Diese Moral aber kann nur unter den in 
unsern großen Städten wimmelnden und in das grenzenloseste Elend hinausgestürzten, 
der Verzweiflung preisgegebenen Massen wirksam gelehrt werden.“ (Garantien der 
Harmonie und Freiheit) 


Was an Konzepten und Strategien für eine Sozialrevolution in den 1840er Jahren aus- 
gearbeitet wurde, ist nur fragmentarisch überliefert. Der Bezug der clandestinen 
Gruppen von Arbeiter-Revolutionären auf die Revolten und die Massenbedürfnisse 
von unten erscheint nur in Spitzel- und Polizeiberichten wieder. Die Theoriebildungs- 
prozesse und Zusammenhänge zwischen französischen und deutschen Gruppierungen, 
wie sie z.B. daran ablesbar sind, daß auch die „Communistes Mate£rialistes‘‘ eine Kon- 
sequenz aus der Aussichtslosigkeit offener militärischer Auseinandersetzungen in den 
Städten zu ziehen versuchten, daß sie ebenfalls die massenhafte Eigentumsdelinquenz 
als Form der Revolte mit einbezogen (anstatt sie zu diffamieren, wie der offizielle 
Sozialismus und Kommunismus); diese Prozesse sind weitgehend unbekannt und 
haben in die Geschichtsschreibung der Anfänge der Arbeiterbewegung und des „Bun- 
des der Kommunisten‘ nur soweit Eingang gefunden, wie sie dort mit Ausgrenzung 
und Ausschluß beantwortet wurden. 


Die Differenzen im Bund der Gerechten / Bund der Kommunisten, die mit dem Aus- 
schluß der ‚‚Weitlingianer‘‘ endeten, wurden (läßt man die agitatorische Reisetätigkeit 
von Engels beiseite, der 1847 in Paris die deutschen Arbeiter über „Kommunismus 
oder Nicht-Kommunismus‘‘ abstimmen ließ und die Spaltung im dortigen Bund der 
Gerechten durchsetzte) in zwei größeren Diskussionen ausgetragen. In ihnen kam die 
sozialrevolutionäre Position ein Stück weit zu Wort. Die Diskussionen im Londoner 
Kommunistischen Arbeiterbildungsverein von 1845 behandelten die Fragen der Vor- 
aussetzungen und Verwirklichungsbedingungen des Kommunismus sowie das Verhält- 
nis von Aufklärung/Propaganda und revolutionärer Aktion. In den Diskussionen zwi- 
schen Vertretern des Kommunistischen Korrespondenzkomitees Brüssel, unter ihnen 
Marx und Engels, und Weitling, die 1846 stattfand und in der es zum Bruch kam, 
ging es um die Vereinheitlichung und wissenschaftliche Begründung einer Theorie der 
Arbeiterbewegung, um die Frage der Vorrangigkeit der bürgerlichen Revolution und 
um eine „Sichtung in der kommunistischen Partei‘‘. Dies waren zusammengenommen 
in der Tat die entscheidenden kritischen Fragen, an die sich verschiedene revolutionäre 
Taktiken knüpften und an denen sich die prinzipielle Differenz zwischen Sozialrevo- 
lution und wissenschaftlichem Sozialismus erstmals festmachte, die das 19. Jahrhun- 
dert durchzog und noch die Auseinandersetzungen zwischen Marxisten und Anarchi- 
sten in der I. Internationale bestimmte. 


In den Diskussionen von 1845 vertrat die Führungsgruppe des Londoner Bundes der 
Gerechten (Schapper, Bauer, Moll) einen dezidiert antirevolutionären Standpunkt, 
daß nämlich Kommunismus und Revolution total unvereinbar seien und die allgemei- 
ne Aufklärung der Massen den einzigen Maßstab der Reife für den Kommunismus 
bilde. Dieser Standpunkt ist — wie sich gezeigt hat — empfänglich für die von Marx 
und Engels unter den Arbeitern verbreitete Entwicklungsideologie gewesen. Schapper 
warf Kriege und Weitling vor, ihre Identifikation des Ziels der Revolution mit dem 
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Interesse und den Bedürfnissen der großen Masse der Bewegung führe den Kommunis- 
mus auf das Materielle zurück, der vielmehr Aufopferung verlange und „kommenden 
Geschlechtern‘ vorbehalten bleibe. Weitling entwickelte demgegenüber in dieser Dis- 
kussion eine Bestimmung der Prinzipien des Kommunismus, die an die unmittelbaren 
Masseninteressen anknüpfte, und einen Revolutions- und Geschichtsbegriff, der die 
Verwirklichung des Kommunismus als auf jeder Stufe der gesellschaftlichen Entwick- 
lung möglich unterstellte — kurz: der den Kommunismus als Aneignung der „aufge- 
speicherten Produktion‘ durch die Armen auf die gegenwärtige Bewegung bezog: 


„Dem Hungernden von Aufklärung predigen ist Unsinn. Vor allem also muß den Dar- 
benden die Befriedigung ihrer Bedürfnisse werden, und darum müssen wir damit 
anfangen, dem Proletarier den Respekt vor dem Eigentum auszutreiben, ihn gegen 
das Geldwesen revolutionär machen, ihm einprägen, daß er kein Verbrecher ist, wenn 
er aus-Notdurft eher stiehlt als bettelt oder darbt, sondern ein braver Kerl. (...) Ich 
meine, alle sind reif für den Kommunismus, selbst die Verbrecher (a.) Die Menschheit 
ist notwendig immer reif oder sie wird es nie.‘ Die Phrase der Nichtreife bedeute „ein 
ewiges Verschieben von heute auf morgen“, zur Aufklärung hätten „Millionen und 
aber Millionen gar keine Zeit (...) Und so stirbt eine Generation nach der anderen ab.“ 
(Zit. Der Bund der Kommunisten, Bd. 1) 


Die Londoner Vertreter des Bundes der Gerechten lehnten Weitlings sozialrevolutio- 
näres Konzept von Kommunismus ebenso ab wie seine ‚‚Diebstahlstheorie‘‘ — und sie 
nahmen damit nur die Disziplinierung der Massenforderungen in Form der Arbeiter- 
bewegung und deren Abgrenzung von den classes dangereuses vorweg, die sich nach 
1848 durchsetzte. 


Die Frage, ob diese Weitling’sche Bestimmung des Kommunismus als theoretische 
Grundlage oder als „Banner“, wie Engels sagte, der Arbeiterbewegung dienen könne, 
hat dann auch die Kontroverse zwischen Weitling und Marx 1846 eingeleitet. Marx 
fragte (der Erinnerung Annenkows zufolge): ‚Sagen Sie uns doch, Weitling, der Sie 
mit Ihren kommunistischen Predigten in Deutschland so viel Lärm gemacht und der 
Sie so viele Arbeiter gewonnen haben, die dadurch Arbeit und Brot verloren, mit wel- 
chen Gründen rechtfertigen Sie Ihre revolutionäre und soziale Tätigkeit und worauf 
denken Sie dieselbe in Zukunft zu gründen?“ 


Weitling antwortete und nannte es nicht sein Ziel, „neue ökonomische Theorien zu 
schaffen, sondern diejenigen anzunehmen, die, wie die Erfahrungen in Frankreich ge- 
lehrt hätten, am meisten geeignet seien, den Arbeitern die Augen zu öffnen über ihre 
entsetzliche Lage (...), die die Arbeiter lehrten, (...) ihre Hoffnungen nur auf sich 
selbst zu setzen, indem sie sich in demokratischen und kommunistischen Gesellschaf- 
ten organisierten.“ (Gemeint waren die Geheimgesellschaften.) Marx wiederum fertig- 
te Weitling damit ab, „daß es einfach ein Betrug sei, die Bevölkerung aufzuwiegeln, 
ohne ihr irgendwelche festen, durchdachten Grundlagen für ihre Tätigkeit zu geben. 
(...) Zumal in Deutschland sich an die Arbeiter ohne eine streng wissenschaftliche 
Idee und positive Lehre zu wenden, komme einem leeren und gewissenlosen Spiel mit 
Predigten gleich‘ und könne nichts ausrichten „außer Lärm, schädlichen Revolten 
ünd dem Untergang der Sache selbst“. (Zit. ebd.) 


Diese Brüsseler Diskussion hat einen Schlüsselcharakter, weil die aufgeworfene Frage 
nach der adäquaten „‚Theorie‘‘ der Arbeiterbewegung und das Beharren von Marx auf 
wissenschaftlichen Voraussetzungen in einem direkten Zusammenhang damit stand, 
das Verhältnis der Kommunisten zur bürgerlichen Revolution festzulegen und überdies 
eine Sichtung in der kommunistischen Partei vorzunehmen. Das Ausgrenzungskrite- 
rium, mit dem Marx und Engels vorgingen, erwies sich letztlich als jener Standpunkt 
der materialistischen Geschichtsauffassung, den Weitling nach der Diskussion wie 
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folgt resümierte: „Von der Verwirklichung des Kommunismus kann zunächst nicht 
die Rede sein, die Bourgeoisie muß erst ans Ruder kommen.“ Umgekehrt war Weit- 
lings Zurückführung der Frage nach der Theorie auf das Lagebewußtsein und die 
Autonomie der Arbeiter, auf ihre eigene Organisierung, ebenso wie seine Kritik der 
kommunistischen Intelligentsia daran ausgerichtet, die soziale und Arbeiterbewegung 
gegenüber dem Prozeß der bürgerlichen Revolution zu verselbständigen. Die Unver- 
einbarkeit der Positionen führte zur Spaltung des Bundes der Gerechten, der Londo- 
ner Mehrheitsflügel — der auf zwei Kongressen 1847 den Namen „Bund der Kommu- 
nisten‘‘ annahm — forderte Marx und Engels zum Beitritt und zur Abfassung des 
„Manifests der kommunistischen Partei“ auf. Weitling ist (zusammen mit Moses Heß) 
der erste gewesen, der in der marxistischen Theorie eine Rechtfertigungslehre für das 
Bündnis von reformistischen Arbeiterfraktionen, Intelligenz und bürgerlicher Bewe- 
gung erkannte. Sein Geschichtsverständnis widersetzte sich dem Abfolgeschema von 
bürgerlicher und proletarischer Revolution, mit dem der Marxismus seine politischen 
Optionen verobjektivierte. Der radikale Sinn seiner Kritik an dieser Konzeption war, 
daß sie — wie er in Brüssel formulierte — von der leidenden Welt und den Drangsalen 
des Volkes weit entfernt sei; letztlich daß sie die Verwirklichung des Kommunismus 
zu einem Problem der historischen Zeit machte und nicht der Lebenszeit. 


Die Erfahrungen der Revolution von 1848 und der Juniinsurrektion in Paris, der 
„sozialen Prinzipienschlacht“ zwischen bürgerlicher Republik und Proletariat, haben 
Weitling in seiner Kritik eines Bündnisses widerstrebender Klassenelemente nur bestä- 
tigen können. Wie später Marx hat er die Juniniederlage als moralischen Sieg des Pro- 
letariats zu nehmen versucht, aber im Gegensatz zu Marx konnte er sagen, daß auch 
die politische Strategie und Taktik des „Kommunistischen Manifests‘ gescheitert war: 


„Die notwendige Scheidung der Prinzipien der sozialen und kommunistischen Partei 
von den Prinzipien der Bourgeoisie kam in diesen Kämpfen zustande“, schrieb Weit- 
ling 1849. „Aber noch war die Notwendigkeit dieser Scheidung nicht überall Über- 
zeugung geworden. Die Intelligenz (vor allem sind Marx und Engels gemeint; Anm. d. 
Hg.) hatte sich noch nicht überall so mit den Interessen des Proletariats verbunden als 
in Paris und teilweise in Wien. Man hielt z.B. in Berlin und teilweise in Wien ein Bünd- 
nis zwischen Proletariat und Bourgeoisie gegen die Fürsten zunächst für notwendiger. 
Man verrechnete sich. In diesem Feldzugsplan waren bald Freund und Feind nicht 
voneinander zu erkennen. (...) Wir deutschen Kommunisten bildeten, von dem gro- 
ßen Ereignis der Februarrevolution ergriffen, unter dem weiten Mantel der Demokra- 
tie eine und dieselbe Partei mit der frühern politischen Partei, gegen die wir einst 
kämpften und welche stets einen Zustand verteidigte, dessen Anhänger man unter der 
Benennung Bourgeoisie ebenso gut bezeichnen kann als unter der Benennung Demo- 
kratie. Was hat uns dies Opfer der Einheit gebracht, was genützt? (...) Dieselbe Masse, 
welche wir unter die Fahnen der Demokratie scharten, hätten wir unter die Fahnen 
des Kommunismus scharen können. Und diese Masse hätte dann die Bewegung besser 
verstanden, dafür mehr Zutrauen gehabt und mehr Mut entwickelt.“ (Garantien der 
Harmonie und Freiheit, Vorr. 3. Aufl.) 


Ich will nun versuchen, einige Schlußfolgerungen zu ziehen. — Zwischen den sozialen 
Bewegungen (und ich meine zunächst weiterhin den Zeitraum von 1789 bis 1848) 
und allen Formen der Organisation außerhalb der eigenen Logik der Bewegungen 
selbst besteht eine offenkundige Differenz. Das ist deswegen festzuhalten, weil es die 
Anerkennung des autonomen Charakters von Sozialbewegungen, ihrer Zyklik und ihren 
Verlaufsformen ebenso wie ihrer Motive nach, einschließt und damit die Erkenntnis, 
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daß der Prozeß der Befreiung von unten nicht an eine Organisation delegiert werden 
kann. Wie die „moralische Ökonomie“ beides war: ein materieller Inhalt, eine Sozial- 
forderung in den Subsistenzrevolten, und zugleich deren Regelhaftigkeit, mit der die 
Kontrolle über die Lebensmittel in der Region oder in der Stadt durchgesetzt wurde; 
wie die Volksbewegungen der Bauern und Sansculotten eine autonome Tendenz in 
der bürgerlichen Revolution darstellten, die darin nicht aufging; wie schließlich die 
politisch-demokratische Kampagne und Revolution von 1848 ein Containment der 
sozialen Massenbedürfnisse der Epoche gewesen ist — so zeichnet sich in allem in der 
„Spontaneität der Massen‘ eine Form der Selbstorganisation der frühproletarischen 
Klassenkämpfe ab. 


Diese Seite aber hat sich im historischen Prozeß nur als Niederlage und Scheitern ma- 
nifestiert. Die Unterklassen finden sich immer wieder auf der Verliererseite der Ge- 
schichte. Ihre Revolten erscheinen begrenzt und hoffnungslos, an keine geschichtliche 
Tendenz und Bestimmung gebunden, gegen den politischen wie ökonomischen Fort- 
schritt gerichtet, nirgends repräsentiert außer im System der Repression. Sie wurden 
entweder militärisch bereinigt oder von der Bourgeoisie politisch überformt. Daher 
das Postulat der ‚‚Organisierung‘ von sozialen Bewegungen, das aus dem defizitären 
Charakter der direkten, spontanen Konfrontation der Unterklassen mit dem Staat 
bzw. mit der ökonomischen Macht der Bourgeoisie abgeleitet wird. Daher die Trans- 
formation der Massenrevolten in syndikalistisch gebändigte, weniger gewaltsame, 
reformistische, „‚organische‘‘ Organisationsformen der Arbeiterbewegung. 


Daher auch der Marxismus mit einem Konzept von politischer Organisation des Prole- 
tariats als „Partei“. Die systematische Begründung dafür liefert der Klassenbegriff, der 
sich zum einen auf die Reproduktion der Arbeitskraft innerhalb des Kapitals be- 
schränkt und der zum andern die Klasse außerhalb des Kapitals nur als politisch kon- 
stituierte Größe faßt. So wird die Organisationsfrage im Marxismus zum Widerpart 
der (ökonomisch/technischen) Zusammensetzung der Klasse durch das Kapital. Darin 
liegt der falsche Zirkel, daß die Parteiorganisation das Gefängnis der kapitalistischen 
Bestimmung der Klasse sprengen soll und daß sie doch zugleich aus dieser Bestimmung 
strukturell abgeleitet wird. Den Typus der bürgerlichen Partei und der bürgerlichen 
Revolution aufgreifend, konzipiert der Marxismus die Organisation des Proletariats 
auf eine politische Machteroberung hin. Aus dieser politischen Orientierung heraus 
verfallen die unmittelbaren Klasseninteressen dem Verdikt des „Ökonomismus“ (die 
Arbeiterklasse bringt „spontan“ nur ein trade-unionistisches Bewußtsein hervor, sagt 
Lenin), dem Kapital und der Bourgeoisie soweit verhaftet, wie die Klasse als Arbeits- 
kraft dem Kapital verschrieben bleibt. Was die Arbeiterklasse zum Umsturz befähigt, 
muß daher — das ist die Konsequenz des Marxismus, die Lenin offen ausspricht — 
von außen als wissenschaftliches und sozialistisches Klassenbewußtsein an die Klasse 
herangetragen werden. Es ist dies Bildungskonzept, welches den Avantgardeanspruch 
der Parteiorganisation marxistisch-leninistischen Typs gegenüber den Massenbewegun- 
gen letztlich begründet und für intellektuelle Kader attraktiv gemacht hat. 


Aber die Organisationsfrage ist historisch auch anders beantwortet worden. Ich nenne 
der Einfachheit halber ein solches Konzept blanquistisch, das seinerseits vom Prinzip 
autonomer Organisation (d.h. der Selbstorganisation revolutionärer Avantgarden) 
ausgeht und zugleich damit die Eigendynamik sozialer Bewegungen anerkennt. Ein 
Konzept, das — weil es mit der Indeterminiertheit des Geschichtsprozesses rechnet — 
den subjektiven Willen als revolutionäre Triebkraft betrachtet; und das die objektive 
Möglichkeit einer egalitären Gesellschaftsordnung, einer Güterproduktion und -vertei- 
lung, in der das Existenzrecht der Massen garantiert ist, als gegeben voraussetzt. Die 
Notwendigkeit und die spezifischen Aufgaben der Organisation begründen sich aus 
dem historischen Schnittpunkt, in dem die revolutionäre Aktion — gegen die Staats- 
macht, das Militär, die Repression gewendet — den Durchbruch für einen Massenauf- 
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stand schafft. (Nichts ist historisch weniger zutreffend, als die Gleichsetzung von 
Blanquismus und „Putschismus‘“ — d.h. mit einer Organisations- und Kampfform, die 
aus dem Mangel von bzw. dem Ersatz für Massenbewegungen entspringt. Diese Gleich- 
setzung kam im sozialdemokratischen Revisionismus der Jahrhundertwende auf und 
sollte, so bei Ed. Bernstein, die letzten ideologischen Verbindungen von Marxismus 
Revolution auflösen. In den 1830er und 40er Jahren waren die Volksmassen so zahl- 
reich auf der Straße und im Aufstand, wie nie sonst in der Geschichte des 19. Jahr- 
hunderts. Der Insurrektionalismus war eine Massenlinie, die erst unter dem Einfluß 
reformistischer Tendenzen in der Arbeiterbewegung zurückgedrängt wurde.) Die 
blanquistischen und sozialrevolutionären Organisationsansätze sind, bei allen Unzu- 
länglichkeiten und Fehlern, die ihnen anhafteten, die einzigen aus der neueren euro- 
päischen Sozialgeschichte überlieferten Versuche, revolutionäre Aktion in der Kon- 
frontationszone zwischen Massenarmut, Subsistenzrevolten und Klassendespotie von 
oben anzusiedeln. Ihr Konzept ist „politisch“ nur insoweit, als es impliziert, uaß die 
sozialen Klassenforderungen von unten unvermittelbar und auch nicht repräsentier- 
bar sind. 


In diesem Punkt unterscheidet sich jedes sozialrevolutionäre Organisationskonzept 
grundsätzlich vom Marxismus. Der Verzicht auf die Idee einer historischen Gesetz- 
mäßigkeit, auf die Formulierung eines jenseits der Subjekte liegenden Ziels wird zur 
Voraussetzung revolutionärer Moral und für ein revolutionäres Handeln, welches nicht 
in Verachtung der Massen umschlägt und diese schließlich auf ein Ziel zutreibt. Revo- 
lutionäre Organisation wird deswegen nicht als Organisation der Massen auf ein revo- 
lutionäres Ziel hin begriffen, weil die Konstitution sozialer Subjektivität nicht durch 
Organisationsschritte ersetzt werden soll. Umgekehrt wird dann die Organisations- 
frage, da es keine Versicherung revolutionären Handelns in der Geschichte gibt, we- 
sentlich zu einer (politisch-moralischen) Bestimmung des Bezugs revolutionärer Avant- 
garden zu den Unterklassen und zur Verlaufsform ihrer Revolten und Aufstände. 


Dahinter steht ein anderes Paradigma von Revolution. Es beruht darauf, daß soziale 
Bewegungen und Massenrevolten mit dem Datum der Revolution nicht zusammenfal- 
len — d.h. mit der Revolution als einem distinkten geschichtlichen Ereignis. Als sol- 
ches gehört es ohnehin nur einem begrenzten Zeitraum der europäischen Geschichte 
an, der vielleicht nicht 1848, aber 1917/18 endet. Diese Revolutionen sind, welche so- 
zialen Triebkräfte immer in sie einflossen, wesentlich politische Revolutionen gewesen, 
institutionelle Prozesse, die aus der Klassensicht von unten als das erschienen, was sie 
vor dem Hintergrund von Sozialbewegungen und Revolten tatsächlich waren: als Be- 
trug, Enteignung, Wechsel der Herrschaftsform — letztlich ein Instrument gegen die 
Massen. So wurden sie, aus den Erfahrungen von 1789, 1793 und 1830, bereits in der 
sozialrevolutionären Literatur vor 1848 kritisiert. 


Die marxistische Revolutionsschematik, die die Emanzipation des Proletariats an die 
Entwicklung der Produktivkräfte band, widersprach demgegenüber zutiefst der Erfah- 
rung der Massen, daß der über Revolutionen durchgesetzte historische Fortschritt, die 
politische wie die ökonomisch-technische Entwicklung innerhalb weniger Generatio- 
nen vom ausgehenden 18. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts ein Fortschritt immenser 
Verelendung gewesen war. Sie denunzierte den erbitterten Widerstand, den diese 
Generationen der Modernisierung ihrer Lebensverhältnisse entgegengesetzt haben. 
Und die Ausrichtung des Marxismus am politischen Modell der Revolution, das Kon- 
zept der Eroberung des Staates, um die Produktionsmittel zu erobern, stand zu den 
ökonomischen und sozialen Bedürfnissen der Massen in keiner Beziehung — es sei 
denn in der, daß diese Bedürfnisse, nach Abschaffung des Kapitalverhältnisses, etati- 
stisch verwaltet werden würden. Die Idee der Sozialrevolution des 19. Jahrhunderts, 
wie sie als Lehre aus dem bürgerlichen Revolutionszyklus und als Alternative zum 
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Programm einer politischen Revolution der Arbeiterklasse unter Führung der Partei 
formuliert wurde, wie sie sich entwickelte von Babeuf bis Blanqui, bis zu Bakunin 
und den russischen Sozialrevolutionären; diese Idee der Sozialrevolution stand in 
einem radikal anderen Verhältnis zu den Massen und zu den Inhalten von sozialen Be- 
wegungen: Unter der Prämisse der Kontingenz = Offenheit des historischen Prozesses, 
d.h. auch der Möglichkeit der Niederlage, wurde die Sozialrevolution begriffen als 
eine Permanenzerklärung des Aufstands (als Guerillakrieg, wie Weitling sagt) und als 
ein sozialer Rekonstitutionsprozeß, in dessen Mittelpunkt die Wiederaneignung der 
Subsistenzmittel stand. 


Was haben wir davon, auf jene Sozialbewegungen und Revolten des 19. Jahrhunderts 
zurückzublicken, in denen sich der Traditionalismus der Unterklassen, ihr Festhalten 
an Sozialrechten und Kommunität, zu Zeiten des historischen Übergangs zum Indu- 
striesystem revolutionär erneuert? Warum in den Subsistenzrevolten, in der Maschi- 
nenstürmerei, in den frühen Arbeiteraufständen jene vorkapitalistischen Wertvorstel- 
lungen und Sozialforderungen suchen, die die Unterklassen dem Kapital entgegen- 
setzten? Die sozialhistorische Literatur unterschiedlichster Blickrichtung: die marxi- 
stisch-orientierte in ihrer Kritik des Spontaneismus und der rückwärtsgewandten 
Utopie, die reformistisch-thompsonianische in ihrer Aufmerksamkeit für den „Protest“ 
und die kleinen historischen Vorfälle, belehrt uns darüber, wie wenig tragfähig oder 
revolutionär das insurrektionalistische Verhalten aus der frühindustriellen Massen- 
armut heraus war. Haben die Armen einen Kreislauf von Apathie und Insurrektion 
nicht durchbrechen können ohne Politisierung im Prozeß der bürgerlichen Revolution, 
ohne politische Organisation? 


Wo sie das Verhältnis von Massenrevolten und Revolution behandelt, da vermag sich 
die sozialhistorische Literatur entweder nicht von dem marxistischen Topos des 
‚zum-Scheitern-verurteilt-seins‘ der Volksbewegungen im Rahmen der bürgerlichen 
Revolution zu lösen, weil sie mit dem bürgerlichen Revolutions- und Fortschrittsbe- 
griff ihre eigenen bolschewistischen Organisationsvorstellungen verbindet; oder es 
kommt ihr, wie der Thompson-Schule, auf die Revolution nicht mehr an. (Kein Zufall 
also, daß der „‚soziale Protest“ und der erfolglose Aufstand zum Thema der linksro- 
mantischen Geschichtsschreibung geworden ist.) In jedem Fall werden Emeuten und 
Insurrektionen der Massen so dargestellt, wie wenn sie den Keim der Niederlage in 
sich trügen; als ob die Revolten keine eigene Totalität beinhalteten, die nicht das Ab- 
bild in der systematischen Repression fände; als ob ihnen — leninistisch formuliert — 
eine klassenübergreifende Programmatik und eine streng parteimäßige Organisierung 
erst noch zuwachsen müßten. 


Nun läßt die Sozialgeschichte natürlich auch eine andere Lesart offen. Die Subsistenz- 
revolten und Taxierungsaufstände folgten nicht nur einem bestimmten Handlungs- 
muster und entwickelten sich also innerhalb einer eigenen Form von Organisation. 
Sie stellten — und das gilt ebenso für die Ludditenbewegung (die englischen Maschi- 
nenstürmer), für die Weberaufstände — eine spezifische Organisationsform des antika- 
pitalistischen Widerstands dar, in der sich die Volksmassen sowohl der Tradition und 
des Regionalismus bzw. der Kontrolle der Stadt, als auch der exponierten Modernität 
in Gestalt des Handelskapitals, in Gestalt der Maschinerie etc. versicherten. Organi- 
sierte Maschinenzerstörung, organisierte Blockaden der Getreidezirkulation und Preis- 
festsetzungen reduzierten sich ebensowenig auf eine Zyklik von Hungerjahren und 
Hungerunruhen bzw. auf eine primitive Form des Lohnkampfs, wie sie sich in der 
Diffusität des vor- und frühindustriellen ‚„‚Protestverhaltens‘‘ ansiedeln lassen. Der 
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Insurrektionalismus der Volksmassen erhob sich, ohne auf die Perspektive der bürger- 
lichen Revolution oder einer organisierten Arbeiterbewegung bezogen zu sein, auf die 
geschichtliche Höhe der Epoche. Die revolutionäre Organisation des Maximums durch 
die Massen selbst, die Kontrolle über die Lebensmittel, wie die Kontrolle der Verwer- 
tungsbedingungen der Arbeitskraft im Luddismus waren solche historischen Erhebun- 
gen. 


Unser Geschichtsverständnis ist von einem falschen Begriff von Revolution geprägt. 
Wo man nicht das bolschewistische Konzept in die Geschichte projizieren will, bei 
dem einem Zyklus von Kämpfen aus der Subsistenzökonomie heraus das Muster und 
die Bewußtseinsformen einer Arbeiterrevolution aufgeprägt wird; wo man dement- 
sprechend nicht in der bürgerlichen Revolution von 1789 oder 1848 die ultima ratio 
der Epoche des Frühindustrialismus sieht: da läßt sich das Ereignis der „Revolution“ 
nur als Koinzidenz verschiedener sozialer Prozesse begreifen. Teils werden die Revo- 
lutionen in der europäischen Geschichte von autonomen Sozialbewegungen durchzo- 
gen, teils sind sie selbst schon Bestandteil eines Eindämmungsversuchs der frühindu- 
striellen antikapitalistischen Massenaufstände. Im Verhältnis zur bürgerlichen Revolu- 
tion bilden die Massenbewegungen weder eine chronologische Etappe noch bemißt 
sich ihr Erfolg oder Scheitern daran. Wohl aber lassen sich historische Phasen rekon- 
struieren, in denen das insurrektionalistische Verhalten von unten und die Revolten 
sich derart beschleunigt und verdichtet haben, daß in ihnen die geschichtliche Tendenz 
einer sozialen Revolution der Armen durchbricht. 


Das bedeutet nicht, daß nicht nach den Hoffnungen und historischen Chancen zu 
fragen ist, die in der „‚Spontaneität‘ und den Inhalten von zyklischen Massenrevolten 
lagen, nach ihren Defiziten. Oder daß nicht zu fragen wäre, inwieweit es sozialrevolu- 
tionären Organisationsansätzen gelang, Elemente der Dynamik und des Insurrektio- 
nalismus der frühindustriellen Unterklassen aufzunehmen und zu verlängern. Dies ist 
im Gegenteil die hauptsächliche Frage, die sich aus der geschichtlichen Betrachtung 
ergibt. 


Die Aktionen der „Volksmassen in der Geschichte“, die Subsistenzrevolten und Mas- 
senaufstände von 1789 bis 1848, zeichnen sich — auch wenn die sozialgeschichtliche 
Literatur dafür falsche Begründungen und Antworten parat hält — tatsächlich als eine 
einzige Kette von Niederlagen ab, wo sie nicht zu Umlenkungsmanövern von histori- 
schem Ausmaß benutzt wurden. Sie haben im Geschichtsprozeß entweder nur die 
Spur des weißen Terrors und der Repression hinterlassen, oder sie haben zu einer 
Repräsentanz auf der politischen Bühne geführt, die sich gegen die Massen umkehrte. 
Das Maximum, eine Forderung der Armen nach Rückkehr zu ökonomischen und so- 
zialen Garantien, wird in den Händen der Jakobinerdiktatur zum Instrument des mili- 
tärisch-ökonomischen Zentralismus. Der revolutionäre Terror, eine Bestrafung von 
Händlern und Spekulanten durch das Volk, wird zum Mittel der Durchsetzung der 
bürgerlichen Revolution. Ein Zyklus von Aufständen gegen Hunger und Industrialis- 
mus vor 1848 wird zur Grundlage von Projekten sozialer Demokratie und forcierter 
kapitalistischer Modernisierung. Oder seine virulenten Inhalte, die eigene Determina- 
tion des Unterklassenwiderstands, werden — nun im Marxismus — als illusorisches 
Moment, als Orientierung an der Vergangenheit behandelt und die Massenbedürfnisse 
werden, während sie noch antagonistisch zum Kapital stehen, im Verhältnis zu dessen 
Entwicklung reformuliert. Wie es scheint, ist in der Geschichte etwas Besseres nicht 
zu haben gewesen, als diese Transformation von Bewegungen der Armut in die politi- 
sche Herrschaft von Advokaten der Mittelklasse; als eine Theoretisierung des Wider- 
stands, die die Subsumtion festschreibt. Und doch waren die sozialen Bewegungen 
von 1789 bis 1848 von einem Widerstand getragen, der keine historische Vermittlung 
gefunden hat, der nicht in die Form der politischen Herrschaft oder in die Reproduk- 
tion kapitalistischer Verhältnisse übersetzbar war — von einem Widerstand, der in sich 
selbst die Kritik des Fortschritts enthält. 
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Faßt man dies zusammen: die Niederlagen in der Geschichte, die Umlenkung sozialer 
Bewegungen in kleinbürgerlich-radikales Fahrwasser, in marxistische und schließlich 
bolschewistische Entwicklungskonzepte, die organisatorischen Defizite im Verhältnis 
zur Spontaneität von Massenrevolten; dann stellt sich neuerlich die Frage von Organi- 
sation und von sozialrevolutionärer Theorie. Dann ist die entscheidende Frage für 
uns, warum es nicht zu Verbindungslinien zwischen Bewegungen der Massenarmut 
und Ansätzen sozialrevolutionärer Organisation gekommen ist. Diese historisch offene 
Frage nach den Voraussetzungen und Möglichkeiten einer erfolgreichen Sozialrevolu- 
tion steht heute im Maßstab des Weltimperialismus zur Beantwortung. Sie steht unter 
Bedingungen der heutigen Dichtigkeit der sozialrepressiven und militärischen Ant- 
worten auf Revolten zur Beantwortung. Im 19. Jahrhundert hat es, noch nicht einmal 
im nationalstaatlichen Rahmen, kein mit der gegenwärtigen Transnationalität des 
Kapitals und des Gewalttransfers vergleichbares Zentrum gegeben. 


Eine Voraussetzung des Durchbruchs heute ist ein erneuertes Geschichtsverständnis 
und ein Paradigmawechsel in der revolutionären Theorie. Wir müssen uns von einem 
marxistischen Modell der Revolution trennen und es ersetzen durch einen Entwurf, 
in dem Revolution die Entwicklung der sozialen Macht von unten und die Eroberung 
der Subsistenz bedeutet. Vielleicht sind wir dazu erst jetzt in der Lage, nachdem der 
Marxismus nicht nur den osteuropäischen Bolschewismus und das Ausbleiben der Re- 
volution im Westen gegen sich hat, sondern nachdem auch in den drei Kontinenten 
das Scheitern revolutionärer Befreiungsbewegungen unter Führung marxistischer 
Eliten offenkundig ist. Die Massenbedürfnisse und Subsistenzforderungen treten un- 
vermittelt neu zutage in den sozialrevolutionären Aufständen des lateinamerikanischen 
Subkontinents, Afrikas und Südostasiens. Wie das Recht auf Existenz in der gegen- 
wärtigen historischen Situation neu zu bestimmen ist, das ist vorgezeichnet in der 
Armut der trikontinentalen Massen. Nur von daher ist ein revolutionäres Projekt in 
den Metropolen zu begründen. 
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Frauenarbeit und 
kapitalistische Reproduktion 


Reproduktionsarbeit — 
einige theoretische Anmerkungen 


Die Frage nach der Einordnung der Hausarbeit im Kapitalverhältnis und in einen 
werttheoretischen Zusammenhang taucht in Veröffentlichungen und Diskussionen 
der Frauenbewegung ständig wieder auf. 

An eine radikal feministische Theorie stellt Claudia von Werlhof folgende Anforde- 
rungen: Sie muß den Skandal der nicht entlohnten Arbeit innerhalb einer Lohnar- 
beitsgesellschaft benennen und sie muß Auskunft über die Anbindung dieser Arbeit 
ohne Lohn an den kapitalistischen Zyklus geben können. (von Werlhof, 1983) 
Mariarosa Dalla Costa hat schon vor 10 Jahren geschrieben, die Hausarbeit gehe über 
die Produktion reiner Gebrauchswerte hinaus und erfülle eine wesentliche Funktion 
in der Produktion des Mehrwerts. 


„Was wir genau meinten ist, daß die Hausarbeit produktive Arbeit im Marxschen 
Sinn ist, das heißt also Arbeit, die Mehrwert produziert. Gleich anschließend spre- 
chen wir von der Produktivität der gesamten Rolle der Frau.” (Dalla Costa, 1973) 


Das Wesentliche dieses Ansatzes lag darin, daß in der Bestimmung des Wertzusam- 
menhangs der Hausarbeit die Voraussetzung dafür gesehen wurde, die Verweigerung 
weiblicher Arbeit in einen strategischen Zusammenhang des Kampfs gegen das Kapi- 
tal zu stellen. Allerdings ist eine Untersuchung über Wert und Reproduktionsarbeit, 
wie sie Dalla Costa damals angekündigt hat, niemals veröffentlicht worden. 

Die Diskussionen, ob die Hausarbeit produktive oder unproduktive Arbeit sei, ob sie 
Tausch- oder Gebrauchswerte herstelle, ob sie zu den allgemeinen Produktionsbedin- 
gungen gehöre und außerhalb der Lohnarbeit und Warenökonomie stehe, wie mit 
Verweis auf die Naturgebundenheit der Hausarbeit behauptet wird (Ostner, 1978), 
haben sich seither im Kreis gedreht oder decken das Problem gänzlich zu. Es ist auch 
fraglich, ob eine Rententheorie in dieser Sache hilfreich ist, wie sie z.B. von Claudia 
von Werlhof aufgegriffen worden ist. 


„Der Profit als Revenue ist an die kapitalistische Produktion von Mehrwert gebun- 
den, während in vorkapitalistischen Zeiten die Rente, vor allem die Grundrente, all- 
gemein vorherrschende Revenueform war (realisiert in Arbeits-, Produkten-, Geld- 
rente).... Eine Frau als Nicht-Eigentümerin, aber Besitzerin von sich selbst wäre 
vergleichbar einem Pächter/Parzellenbauer mit Sklaven-/Leibeigenencharakter, mit 
wenigstens sich und dem Haus als Boden und gleichzeitig als Arbeitskraft, die diesen 
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Boden bewirtschaftet, allerdings in einem Nicht-Lohnarbeitsverhältnis. Dabei liefert 
sie dem Kapital Arbeitskräfte und ihrem Eigentümer die Wiederherstellung seiner Ar- 
beitskraft. Es entstehen ein absoluter Mehrwert für den Kapitalisten sowie in fast 
allen Fällen darüberhinaus eine Differenzialrente in Form von Arbeits- und Produk- 
tenrente für den ‚Grund'‘eigentümer.‘ (von Werlhof, 1978) 


Um die Rententheorie zu stützen, bezieht sich von Werlhof auf die Gleichzeitigkeit 
zweier Produktionsverhältnisse — des Lohnarbeits- und Nicht-Lohnarbeitsverhältnis- 
ses — und behandelt letzteres als fortgesetzte ursprüngliche Akkumulation, die nicht 
als einmaliges und abgeschlossenes historisches Ereignis zu betrachten sei, sondern 
sich tagtäglich in Form des Neokolonialismus ebenso wie in der metropolitanen Re- 
produktionsarbeit der Frauen fortsetze. Demnach eigne sich das Kapital von den 
Subsistenzproduzenten (gemeint sind hier die Hausfrauen und die Subsistenzbauern 
in den drei Kontinenten) die „in der Arbeitskraft steckende Mehrarbeit risikolos und 
unentgeltlich an und beginnt erst auf dieser Basis den ‚eigentlichen‘ Kapitalverwer- 
tungs- und Akkumulationsprozeß‘. Diese Argumentation führt zu einer Vermischung 
unterschiedlicher Ausbeutungsverhältnisse, die ich im folgenden Abschnitt zu dis- 
kutieren versuchen möchte. 


Hausarbeit und Subsistenzarbeit 


Schon 1976 hat Claude Meillassoux den Zusammenhang von Subsistenzarbeit, Rota- 
tionsmigration und Arbeitsrente thematisiert. 


„Diese Nahrungsmittel produzierende Wirtschaft gehört also zur Zirkulationssphäre 
des Kapitalismus, insofern sie ihn mit Arbeitskraft und Lebensmitteln versorgt, wäh- 
rend sie gleichzeitig außerhalb der kapitalistischen Produktionssphäre bleibt, da das 
Kapital nicht in sie investiert und die Produktionsverhältnisse hier häuslicher und 
nicht kapitalistischer Art sind, ... Allgemein läßt sich also feststellen, daß ein Arbei- 
ter, der sowohl in der sich selbst versorgenden Landwirtschaft tätig ist wie einer ent- 
lohnten Beschäftigung im kapitalistischen Sektor nachgeht, sowohl eine Arbeitsrente 
wie einen Mehrwert produziert. Die erstere rührt von der kostenlosen Überführung 
einer in der Hauswirtschaft produzierten Arbeitskraft in den kapitalistischen Produk- 
tionssektor her, die andere von der Ausbeutung der vom Kapitalisten angekauften 
Arbeitskraft des Produzenten.“ (Meillassoux, 1976) 


Die subsistenzwirtschaftliche Familienarbeit kann ohne den Lohn das Überleben aller 
immer weniger gewährleisten, weil die Menschen von multinationalen Agrokonzernen 
von ihrem Stückchen Land vertrieben werden, weil bestimmte Dinge, wie z.B. Dünger 
und Saatgut, nur noch zu kaufen sind und Veränderungen in der ländlichen Struktur 
die herkömmliche Bewirtschaftung eines Stückchen Landes nicht mehr zulassen. Der 
Subsistenzwirtschaft der Familienverbände wird oftmals ‚das Wasser abgegraben‘ und 
sie sind gezwungen, Arbeitskräfte in den Lohnarbeitssektor zu schicken. 

Dieser von Meillassoux beschriebene Zusammenhang gilt jedoch nur für Lebens- und 
Arbeitsformen, in denen ein wesentlicher Teil der Lebensmittelproduktion außerhalb 
des kapitalistischen Sektors, außerhalb der Warenproduktion und des -austausches, 
stattfindet. Er gilt auch, wenn solche Sektoren in Form von Reservaten, Homelands, 
Subsistenzwirtschaften auf Plantagen usw. vom Kapital selber überhaupt erst einge- 
richtet werden. Die Situation in den trikontinentalen Slum-Städten hingegen ist eine 
Übergangsform, etwa mit den Übergangsfamilien des ausgehenden 19. Jahrhunderts 
in Westeuropa vergleichbar, denen die Subsistenzgrundlage weitgehend entzogen ist 
und die sich zunehmend im kapitalistischen Sektor reproduzieren müssen. 
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In Diskussionsbeiträgen, die sich mit der Hausfrauisierungstheorie beschäftigen, 
wird an Meillassoux kritisiert, daß er die Subsistenzarbeit außerhalb der Warenökono- 
mie ansiedelt (Werlhof, Mies, Bennholdt-Thomsen, 1983). Hinter dieser Kritik aber 
steht ein Problem — nämlich die werttheoretische Einordnung der Reproduktions- 
arbeit in den Metropolen —, welches die Autorinnen unserer Meinung nach selbst noch 
nicht gelöst haben. Sicher ist es richtig, daß die Reproduktionsarbeit als ein Teil der 
kapitalistischen Ökonomie bestimmt werden muß; zugleich aber hat Meillassoux 
recht, wenn er für die Subsistenzwirtschaft auf die Getrenntheit von kapitalistischer 
Warenökonomie und Reproduktion der Arbeitskraft verweist. 

Die Subsistenzarbeit richtet sich überwiegend nach der Lebenssituation der Familien- 
verbände und nicht nach der Wiederherstellung einer Arbeitskraft für den Lohnar- 
beitssektor. Die Hausarbeit in den Metropolen dagegen ist gänzlich nach der Repro- 
duktion derzeitiger und zukünftiger Arbeitskraft für die Lohnarbeit ausgerichtet und 
völlig vom Kapital durchstrukturiert. 

Es ist also nicht damit getan, die Meillassoux’sche Arbeitsrente mit der Reproduk- 
tionsarbeit als fortgesetzter ursprünglicher Akkumulation in eins zu setzen und dies 
zu einer ‚Hausfrauisierungstheorie‘ auszuweiten. 

Nun haben die ‚Bielefelderinnen‘ ihre Erfahrung großenteils aus Arbeitsprojekten 
über trikontinentale Frauenarbeit bezogen. Darin liegt zugleich das Problematische 
ihres Ansatzes begründet: sie übertragen trikontinentale Zusammenhänge auf die 
metropolitane Situation, statt die metropolitane Frauenarbeit aus ihrer spezifischen 
Entwicklungsgeschichte zu begreifen. Eben deshalb beruht die Bielefelder Begriffs- 
bildung auf Analogien und entsprechenden Schlußfolgerungen: die Frauen werden 
als ‚innere Kolonie‘, das weibliche Arbeitsvermögen wird als ‚Boden‘ bezeichnet, der 
Rente abwerfe, sie sprechen von Hausfrauisierung ‚, ohne definiert zu haben, was me- 
tropolitane Hausarbeit eigentlich ist. 


Hausarbeit, notwendige Arbeit und Lohn 


Gisela Bock und Barbara Duden haben 1976 darauf hingewiesen, daß Hausarbeit erst 
mit der industriellen kapitalistischen Produktionsweise entstanden und keine schon 
immer und ewig von Frauen verrichtete Arbeitsweise ist. Hausarbeit und Lohnarbeit 
sind zwei zusammengehörende, sich gleichzeitig entwickelnde Arbeitsweisen im kapi- 
talistischen System. Hausarbeit reproduziert Arbeitskraft für die Lohnarbeit. Erst mit 
Aufkommen der reellen Subsumtion der Arbeitskraft im industriellen Kapitalismus 
braucht das Kapital Menschen, die in einer spezifischen Weise so reproduziert werden, 
daß sie in den Fabriken zur ständigen Arbeit herangezogen und vernutzt werden kön- 
nen. 

Die Reproduktionsarbeit untersteht nicht dem gleichen Arbeitsrhythmus wie die Ar- 
beit in der Fabrik, ist aus dem direkten produktiven Sektor ausgelagert; jedoch bleibt 
sie über den Lohn, den der Mann verdient, an ihn gekoppelt. Die Reproduktionsar- 
beit wird weitgehend vom Kapital bestimmt und genormt; es hat sich dadurch die 
tagtäglichen Voraussetzungen dafür geschaffen, eine auf wenige Handgriffe reduzier- 
te Arbeitsweise unter Ausschaltung jeglicher menschlicher Bedürfnisse durchsetzen 
zu können. Alles, was dem Arbeitsablauf zuwiderlief, ihn störte, sollte von nun in 
einem von der Lohnarbeit getrennten Bereich befriedigt werden. Erst dadurch wurde 
es überhaupt möglich, die Menschen auf ihre Arbeitskraft zu reduzieren. 

Die Zurichtung der Reproduktionsarbeit für das Kapital und ihre Einbeziehung in 
den Verwertungszusammenhang ist deshalb in erster Linie historisch zu beschreiben. 
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Erst wenn die gegenseitige Abhängigkeit der gänzlich dem Kapital unterworfenen 
Arbeitskraft einerseits und der erweiterten Reproduktion vernutzbarer Arbeitskraft 
andererseits in ihrer Entwicklung verstanden wird, läßt sich ein theoretischer Ansatz 
entwickeln, der auch die Gewaltförmigkeit, welcher Frauen (aber auch Männer) im 
gesellschaftlichen Zusammenhang unterworfen sind, thematisiert. 

Indem die Reproduktionsarbeit die notwendige Arbeitszeit reduziert, geht sie in die 
Mehrwertproduktion ein. Jeder Arbeitstag besteht aus notwendiger Arbeitszeit und 
Mehrarbeit. Je kleiner der Anteil der notwendigen Arbeitszeit (d.h. der bezahlte Teil 
des Arbeitstages) ist, desto größer ist der Mehrwert. Bei der einfachen Reproduktion 
(bei Lohnkosten, mit denen die jeweilige Arbeitskraft gerade von der ‚Hand in den 
Mund‘ leben kann) bleibt die Familienstruktur insgesamt und die Erziehung der Kin- 
der als zukünftige Arbeitskräfte ausgeklammert. 

Dies wäre zum Beispiel der Fall, wenn der Mann eine Lohnarbeit verrichtet, während 
die Familie aus ihrer agrarischen Verwurzelung noch nicht gelöst ist. Nehmen wir an, 
die Frau wäscht gegen Entgelt und zieht nebenher die Kinder groß. Der Mann findet 
für einige Zeit Arbeit im Eisenbahnbau und steuert seinen Lohn zum Familienein- 
kommen bei. Allein würde dieser Lohn nicht einmal für seine eigene Reproduktion 
ausreichen. In einem solchen Falle produziert die Frau eine Arbeitsrente im Meilla- 
ssoux’schen Sinne, die dem Kapital kostenlos zugeführt würde. Durch ihre Arbeit 
entsteht absoluter Mehrwert als Abzug von der notwendigen Arbeitszeit. 

Anders muß das Verhältnis von Reproduktionsarbeit und notwendiger Arbeit disku- 
tiert werden, wenn die Arbeiterfamilie vollständig vom Lohn des Mannes existieren , 
kann, wenn sie zum Beispiel in einer Krupp-Werksiedlung des ausgehenden 19. Jahr- 
hunderts wohnt. Jetzt hat der Unternehmer ein Interesse an stabilen Familienverhält- 
nissen, die er auch durch Sozialbeamte kontrollieren läßt; Kinder sind als weitere 
Verpflichtung zu beständiger Arbeit gern gesehen. Die Arbeit der Frau ist nun zur 
Hausarbeit geworden, sie dient in erster Linie der Reproduktion der Ware Arbeits- 
kraft. Jetzt produziert sie keine Arbeitsrente mehr außerhalb des Kapitalzusammen- 
hangs. Und der Lohn des Mannes muß hoch genug sein, um Haushaltsführung und 
Kinderaufzucht zu gewährleisten. Die Hausarbeit ist zum Teil der notwendigen Ar- 
beitszeit geworden, die sich dadurch verlängert hat, daß die Frau über den Lohn des 
Mannes mit ernährt wird. Andererseits ist nur eine in so einer Familie reproduzierte 
Arbeitskraft, die eines Arbeiters, der weniger säuft, regelmäßig ißt, zeitig schlafen 
geht, für das Kapital reell subsumierbar. Die Intensivierung und Mechanisierung der 
Fabrikarbeit bedeutet einen Gewinn an absolutem und relativem Mehrwert; das Kapi- 
tal erhält seine Vorleistungen in Form höherer Löhne doppelt und dreifach zurück. 
Denn während der absolute Lohn sich etwas erhöht hat, ist der relative Lohn, der 
Lohn im Verhältnis zur Mehrarbeit, gefallen. In einem solchen Fall ist offenkundig, 
daß die Meillassoux’sche Rententheorie nicht mehr gültig ist. Wie aber steht es mit 
Claudia von Werlhofs Theorie? Dem Kapital entsteht, über von Werlhofs Theorie 
hinaus, nicht nur absoluter Mehrwert, sondern vor allem gewinnt es eine Arbeits- 
kraft, die absoluten wie relativen Mehrwert zu produzieren in der Lage ist. Hingegen 
hat v. Werlhof recht, daß dem ‚Eigentümer‘ der Frau eine ‚Arbeits- und Produkten- 
rente‘ entsteht. Der Mann hat seine Arbeitskraft verkauft, er exploitiert aber das 
Arbeitsvermögen seiner Frau in jeder Hinsicht. Er kassiert das Äquivalent der not- 
wendigen Arbeitszeit, den Lohn, während die Arbeit der Frau als kostenlose Natur- 
gabe erscheint. Er widmet sich, soweit er dazu nach der Arbeit noch in der Lage ist, 
seinen Tauben, seiner Zeitung, seinem Verein und läßt sich von seiner Frau bedienen. 
Wenn er im weiteren höhere Löhne fordert, so auch deshalb, weil dies ihm die Macht 
über seine Frau garantieren wird. Durch die Lohnzahlung an den Mann wird ein Ge- 
waltverhältnis in die Familie hineingepflanzt. Müßte andererseits der Mann seine 
Reproduktionsbedürfnisse auf dem freien Markt befriedigen (einschließlich der 
Bedürfnisse nach einer Kinder-, Putzfrau, Köchin, Prostituierten, Psychotherapeutin 
usw.) und wäre dabei auf seinen Lohn angewiesen, so würde dieser bei weitem nicht 
ausreichen bzw. die Lohnkosten und damit die notwendige Arbeitszeit würden 
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immens steigen. C. v. Werlhof hat also recht, daß die Produktion der Arbeitskraft in 
einem Sektor stattfindet, der nicht nach den Kategorien der Lohnarbeit funktioniert. 
Durch ihre unbezahlte Arbeit verbilligt die Frau nach wie vor den Preis dieser Ware. 
Insofern liefert sie dem Kapitalisten absoluten Mehrwert. Je teurer die Arbeit der 
Frau würde, desto mehr würde sie den Wert der Arbeitskraft des Mannes und seinen 
Lohn steigern (sofern er den Wert seiner Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt reali- 
sieren könnte). Arbeitet sie aber produktiv, als Lohnarbeiterin, so hat sie neben der 
des Mannes noch ihre eigene Arbeitskraft zusätzlich zu reproduzieren. 

Jedoch noch ist die Familie nicht Kapital, sondern Rückzugsort, sie wird gewisser- 
maßen formell subsumiert, ist aber noch ein Stück selbstbestimmter Raum. Die Frau 
reproduziert die Arbeitskraft nur so weit, wie sie ihren Mann selbst reproduziert. 
Daß die Beziehung zwischen Mann und Frau wohl in ein Gewaltverhältnis, nicht aber 
in eine Warenform aufgelöst werden kann, ermöglicht immerhin noch, auch außer- 
halb des Kapitals zu leben. 

Aber das heißt nicht, daß nicht auch die Produktion von Arbeitskraft reell vom Ka- 
pital subsumiert werden könnte. 

War in diesem Beispiel die unbezahlte Hausarbeit formell subsumiert (in Form der 
Werkssiedlung, der sozialen Kontrolle, die auf reglementierte Reproduktion der 
Arbeitskraft zielt) und zum Teil der notwendigen Arbeitszeit geworden, so wird die 


formelle Subsumtion der Hausarbeit zur rellen Subsumtion erweitert werden, indem 
das Kapital nicht nur genormte Arbeitskraft, sondern auch kontrollierte Nachkom- 
menschaft fordert, indem es nicht nur produktive Arbeitskraft, sondern eine produk- 
tive Gesellschaft erzeugen will. Aber dieser Schritt wäre undenkbar ohne die Dynami- 
sierung des Lohns, welcher nicht mehr allein auf die Arbeitsleistung des Mannes 
bezogen ist, sondern zugleich auf die Reproduktionsleistung der Frau. An einem 
dritten Beispiel, dem einer metropolitanen Kernfamilie während des Nationalsozialis- 
mus, soll das verdeutlicht werden: Stellen wir uns eine Familie vor, die zur Einrich- 
tung ihrer Wohnung ein Ehestandsdarlehen erhalten hat und der dann später Still- 
prämien, Kindergeld, Steuererleichterungen usw. gewährt werden. Die Fürsorgerin 
erscheint in regelmäßigen Abständen daheim, erkundigt sich nach den Kindern, der 
Hauswirtschaft und berichtet vom letzten Kurs des Haushaltsunterrichts an der 
nahegelegenen Volksschule. Nach der Geburt des 4. Kindes soll für die Frau ein 
Antrag für einen Ferienaufenthalt gestellt werden. Während ihrer Abwesenheit wird 
der familiäre Haushalt von einer Hilfe versorgt. Als der Mann erkrankt, zahlt die 
Krankenkasse ein Krankengeld, und der Familie werden zusätzlich Sachunterstüt- 
zungen von der Hilfsorganisation Mutter und Kind gewährt. 


Hier wird die Arbeitskraft des Mannes von der Frau weiterhin unbezahlt reprodu- 
ziert, und insoweit gilt v. Werlhofs Argumentation. Aber das Familieneinkommen 
besteht zu einem wachsenden Anteil nicht allein aus dem Stundenlohn des Mannes, 
sondern aus Soziallohnanteilen. Renten, Kassenleistungen, Still- und Kindergeld, 
Mutterschaftsprämien usw. sind Äquivalente notwendiger Arbeitszeit. Sie dienen 
zugleich der Durchsetzung staatlicher Kontrolle über die Reproduktion. In diesem 
Zusammenhang stehen auch die sich ausweitenden Bereiche bezahlter gesellschaft- 
licher Reproduktionsarbeit: Sozialfürsorgerinnen, Hebammen, Krankenschwestern 
usw. übernehmen Funktionen, welche aus den kostenlosen Zusammenhängen der 
Familie ausgegliedert werden und nun, wenn auch dürftig, bezahlt werden. Auch das 
Geld für die Sozialleistungen des Staats ist Äquivalent notwendiger Arbeitszeit: der 
Kapitalist zahlt (sei es in Form von Steuern oder Kassenbeträgen) für die Reproduk- 
tionsarbeit. Um diesen Zusammenhang zu thematisieren, erscheint es sinnvoll, nicht 
die Werlhof’sche Diskussion um den Werttransfer der Hausarbeit an das Kapital 
fortzuführen, sondern, andersherum, die Kosten der Reproduktion als Bestandteile 
des Lohns, eines ‚Soziallohns‘, zu betrachten. Darüberhinaus erscheint es fraglich, ob 
die Theorie einer fortgesetzten ursprünglichen Akkumulation angesichts einer Repro- 
duktionsarbeit aufrechterhalten werden kann, welche vom Uterus der Frau bis zur 
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Rationalisierung der Küche von Staat und Kapital reell subsumiert worden ist. Der 
Skandal unbezahlter Hausarbeit liegt nun nicht mehr darin, daß das Kapital für die 
Reproduktionsarbeit nichts zahlt, sondern er liegt viel mehr in dem Gewaltverhält- 
nis, welches durch die Zahlungen des Kapitals begründet wird: nämlich in der Macht 
des Mannes über seine Frau und in der Macht des Staates über ihre Reproduktions- 
leistung, durch welche die Familie zur ‚Keimzelle des Staats‘ gemacht wird. 


Gewaltverhältnis 
innerhalb der Reproduktionsarbeit 


Die Einordnung der Reproduktionsarbeit in einen werttheoretischen Zusammenhang 
reicht zur Charakterisierung dieser Arbeit allein nicht aus. Es muß das Gewaltverhält- 
nis, dem jede Art von Frauenarbeit unterworfen ist, gleichzeitig mit thematisiert wer- 
den. Das ökonomische Gewaltverhältnis — die (Haus-)Frau kann sich nicht selbstän- 
dig machen — schließt ein patriarchalisches Besitz- und Gewaltverhältnis mit ein. Die 
Anbindung familiärer Reproduktionskosten an den Lohn des Mannes läßt Hausarbeit 
als eine aus der ‚Natur der Frau‘ entspringende und völlig vom Produktionssektor los- 
gelöste Arbeit erscheinen. Die Hausarbeit kann nicht das Überleben der Frau, ge- 
schweige denn der Familie gewährleisten. Hausarbeit ist Arbeit ohne Lohn und be- 
deutet für die Frau, in völliger Abhängigkeit vom Mann und dessen Arbeit zu leben. 
Auch wenn sich Teile des Soziallohns nach der familiären Situation richten, werden 
sie dem Lohn des Mannes zugeordnet, der als Alleinverdiener dasteht und womit das 
patriarchalische Besitzverhältnis zementiert wird. 

Die staatlichen Reproduktionsansprüche — durch Sozialgelder unterstützt — werden 
durch ein breites Netz sozialer Kontrolle reglementiert und geltend gemacht, die an 
die familiäre Reproduktion gekoppelt sind. 

Der Aufgabenbereich gesellschaftlicher Hausarbeit wird durch die Zerstörung der 
sozialen Funktion der vor- und frühindustriellen Familienverbände gekennzeichnet. 
Sie dient zudem der Kontrolle der Reproduktion von Arbeitskraft und der Normie- 
rung der Kleinfamilie, als auch der staatlich organisierten Klassenreproduktion. Die 
weibliche ‚Fortpflanzungskraft‘ wie auch die Arbeitskraft wird zum staatlichen 
Eigentum. Für die Tätigkeiten der gesellschaftlichen Hausarbeit werden die gleichen 
Inhalte weiblicher Arbeitskraft wie für die familiäre Hausarbeit herangezogen. Als 
typisch weibliche Arbeit wird gesellschaftliche Hausarbeit un- und unterbezahlt ge- 
leistet. 

Die Frau befindet sich also in zweierlei Gewalt- und Abhängigkeitsverhältnissen, die 
sich gegenseitig bedingen: einmal das familiäre patriarchalische ökonomische Gewalt- 
und Abhängigkeitsverhältnis, und teilweise darauf aufgepfropft, das staatlich organi- 
sierte Gewalt- und Abhängigkeitsverhältnis, das bis zur Aneignung der Gebährfähjg- 
keit der Frauen reicht. 

Zu jeder Zeit mußten und müssen die Frauen aus den Unterklassen zur Sicherung 
des Familieneinkommens einer außerhäuslichen Lohnarbeit nachgehen. Aufgrund 
kapitalistisch-patriarchalischer Strukturen innerhalb der Familien und im gesamt- 
gesellschaftlichen Raum erscheint die Arbeit der Frau in der Fabrik als Zuverdienst. 
Zweierlei ist hieran festzuhalten: Die Frau dient als billige Arbeitskraft, sie wird in 
Leichtlohngruppen eingestuft. Indem sie ‚zuverdient‘, wird die Arbeitszeit des Man- 
nes verringert, die notwendig ist, um sich und seine Familie zu reproduzieren. Und 
damit senkt die Frau ein weiteres Mal die notwendige Arbeitszeit: Sie reproduziert 
die männliche Arbeitskraft unbezahlt, sie reproduziert sich selbst, und indem sie 
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unterhalb des Lohnniveaus bezahlt wird, senkt sie nicht nur die notwendige Arbeits- 
zeit des Mannes, sondern liefert gleichzeitig Mehrwert durch unmittelbar produktive 
Arbeit. 

Darüberhinaus schreibt Veronika Bennholdt-Thomsen: 


„Zum anderen ist Frauenarbeit im Erwerbsbereich ebenso abstrakte Arbeit wie Män- 
nerarbeit auch. Trotz dieser Gemeinsamkeit und Vergleichbarkeit jedoch können wir 
Männer- und Frauenarbeit unterscheiden. .... ; bei der weiblichen Arbeitskraft wer- 
den die weibliche Körperlichkeit, Sensibilität und Sexualität immer mit vernutzt.“ 
(Bennholdt-Thomsen, 1983) 

Es sind also die männliche ‚Arbeitskraft‘ und das weibliche ‚Arbeitsvermögen‘ nicht 
nur zu unterscheiden hinsichtlich des Lohns, sondern auch hinsichtlich der ihnen 
aufgezwungenen unterschiedlichen Form alltäglicher Gewalt. Veronika Bennholdt- 
Thomsen weist explizit darauf hin, daß die Minderbewertung weiblicher Arbeit — 
als typische Frauenarbeit — nicht durch ihren Inhalt (bedarfsorientierte Arbeit, 
Liebes-, Gefühlsarbeit usw.) erklärbar ist; daß diese Erklärung vielmehr eine Verdrän- 
gung der alltäglichen Gewalt (Frauen werden mit ‚Haut und Haaren‘ vernutzt) ein- 
schließt. Eine feministische Theorie muß demzufolge dieses Gewaltverhältnis mit 
zum Ausgangspunkt haben. 


Hausarbeit in der Krise 


In der Seit Anfang der 80er Jahre beginnenden Krisenpolitik geht es in einem wesent- 
lichen Punkt um die Entkoppelung von direktem Lohn und Soziallohn, um die Aus- 
weitung unbezahlter Arbeit, um die Verbilligung der Reproduktionskosten des Ein- 
zelnen und der Klasse insgesamt. 

Der Begriff Hausfrauisierung greift hier insofern zu kurz, als er den Angriff auf 
bezahlte Reproduktionskosten, die Kürzung von Soziallohn, nicht mit aufgreift; ihm 
ist insoweit zuzustimmen, als er ausdrückt, daß ein Großteil der Krisenlasten auf den 
Rücken der Frauen abgewälzt werden. 

Das familiäre und gesellschaftliche Gewaltverhältnis gegen Frauen nimmt in der Krise 
tendenziell zu (z.B. durch Kürzungen des Familieneinkommens, Institutionalisierung 
von Frauenhäusern unter staatliche Kontrolle, Vergewaltigungen, die als Kavaliersde- 
likt behandelt werden, Propagierung einer Identität der Frau als Hausfrau und Mutter, 
die nichts kostet). 

Indem die Zusammenhänge von Soziallohn und direktem Lohn für die Reproduktion 
entschlüsselt werden, erscheint es möglich, das zu verstehen, was in der gegenwärtigen 
Krise abläuft: Die radikale Verbilligung der Reproduktionsarbeit durch Kürzungen 
der Renten und Sozialgelder wird zur Steigerung der Mehrwertraten benutzt. Der 
organisierte männliche und staatliche Verfügungsanspruch über das Arbeitsvermögen 
der Frauen wird ohne jegliche Zahlungen zu einem nackten Gewaltverhältnis. 
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Ohne Hausarbeit gibt es keine Arbeiterklasse 


Von der subsistenzwirtschaftlich orientierten 
Produktionsfamilie 
zur Reproduktion der Arbeitskraft 


Mit Beginn des industriellen Kapitalismus mußte ein neuer Arbeitsrhythmus durch- 
gesetzt werden, der losgelöst von traditionellen Arbeitsweisen, Jahreszeiten oder von 
Festlichkeiten funktionierte. Entgegen der industriellen Zeitdisziplin hielten die 
Arbeiter an Gewohnheiten fest, die den fabrikmäßigen Arbeitsabläufen zuwider- 
liefen. Der „Blaue Montag‘ — an Montagen geht man nicht in die Fabrik — , unre- 
gelmäßiges Erscheinen am Arbeitsplatz, Singen und Trinken während der Arbeit 
oder gar ein Schläfchen waren Momente, die von einer Arbeitsweise ausgingen, in 
deren Mittelpunkt nicht die Arbeit selbst stand, sondern das Überleben im subsistenz- 
wirtschaftlichen Zusammenhang. 

Der Arbeitsaufwand der ganzen Familie richtete sich nicht auf einen zu erzielenden 
Überschuß, auf Sparen oder auf in der Zukunft liegende Befriedigung von Bedürfnis- 
sen, sondern nach der „Ökonomie der begrenzten Ziele‘‘, nach dem Interesse an Kon- 
sum, Muße, Vergnügungen usw. Und so konnte es sehr wohl vorkommen, daß die 
subsistenzarbeitende Familie, wenn sie genug Einkommen zusammenhatte, anläßlich 
eines Festes, einer Familienfeier oder eines sonstigen Ereignisses alles „auf den Kopf 
haute“. Zwar ist auch festzuhalten, daß unbefriedigte Subsistenzbedürfnisse die Fa- 
milienwirtschaft zur unendlichen Mehrarbeit antrieb, in der eine Kosten-Nutzen-Rech- 
nung der geleisteten Arbeit, die Unterscheidung nach Netto- und Brutto-Erträgen 
nicht vollzogen wurde. Das heißt, daß z.B. im Verlagswesen die Familienwirtschaft in 
Zeiten konjunktureller Flauten und niedriger Arbeitslöhne ihren Arbeitsaufwand 
enorm steigern mußte, um überhaupt ihre Existenz sichern zu können. Auf der ande- 
ren Seite war die subsistenzwirtschaftlich orientierte Produktionsfamilie während 
eines konjunkturellen Aufschwungs aber auch nicht bereit, über das Maß, das zur Be- 
friedigung des Interesses an Konsum, Spiel und Gesang, ausreichte, hinaus mehr zu 
arbeiten. Das Interesse an Arbeit — und zwar der ganzen Familie — war nur insoweit 
vorhanden, wie es zur Sicherstellung des Konsums der Familie diente. (siehe hierzu: 
Medick, 1978) 

Die subsistenzwirtschaftlich orientierte Arbeit der Familie setzte sich zum Teil in 
der frühindustriellen Phase fort und bestimmte das Arbeitsverhalten des Lohnarbei- 
ters wie der Familie insgesamt. Freilich waren dabei Hunger, Armut und Not an der 
Tagesordnung. In vielen Bereichen war das Kapital auf beständige, tagtäglich erschei- 
nende Arbeitskräfte nicht unbedingt angewiesen. Das Angebot von Arbeitskräften, 
die in den Industriezentren nach Arbeit suchten, weil sie aus den agrarischen Lebens- 
zusammenhängen vertrieben wurden, war ja enorm groß. Das Kapital brauchte diese 
Arbeitskraft im Überfluß nur abzuschöpfen, und die Bezahlung richtete sich nach 
dem Überlebensbedarf der Familie, das sich aus dem geringen Einkommen der Ar- 
beit aller Familienmitglieder zusammensetzte. Die Bezahlung des Lohnarbeiters 
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Th. Hosemann, Schuhmacherfamilie, 1 845 


Armensiedlung am Stadtrand von Berlin, 1870er Jahre 
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Mittagspause bei Borsig in Berlin — 
Frauen bringen ihren Männern das Essen, Ende 19. Jrhd. 


machte nur einen Anteil des Familieneinkommens aus. Das Kapital verwertete hier- 
bei die kostenlose Reproduktion durch die Familie, gewann absoluten Mehrwert und 
eine Arbeitsrente. 

Eine neuere Industrialisierungs- und Rationalisierungswelle setzt ab 1850 ein. Dampf 
als Energiequelle für Maschinen, die allmähliche Verbreiterung und Ausweitung der 
Eisenbahn als schnelles Transportmittel, Anfänge der Elektrizität usw. weiteten die 
Fabrikarbeit aus und veränderten die Anforderungen, die an die jeweilige Arbeits- 
kraft gestellt wurden. In die Stadt zu gehen und Lohnarbeit aufzunehmen, hatte 
immer öfter etwas Endgültiges an sich. Die Bevölkerung des Ruhrgebiets z.B. wuchs 
in den Jahren 1860 bis 1870 um das Vierfache, die Einwohnerzahl Berlins stieg zwi- 
schen 1850 und 1875 auf mehr als das Doppelte an. 

Die Ideologie der Hausarbeit als wesensbestimmter Bereich der Frauen wurde seit 
Mitte des 19. Jahrhunderts von der bürgerlichen Familie geprägt. Der häusliche Be- 
reich war dort nach außen hin als arbeitsfreier Raum gekennzeichnet. Körperliche 
Tätigkeiten wurden Dienstboten übertragen, während die Hausherrin sich den Auf- 
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gaben des Repräsentierens, der Beaufsichtigung der Dienstboten und anderen Dingen, 
die ein gemütliches Heim schaffen sollten, widmete. Durch die Übertragung der Ideo- 
logie von Heim und Herd und der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung auf die 
Unterklassen verbesserte sich deren Situation jedoch nicht. Sie verstärkte patriarcha- 
lische Verhaltensweisen und die Doppelbelastung für die Frauen, die trotzalledem 
zum Familieneinkommen beitragen mußten. 


„Während die Ehe für bürgerliche Töchter die einzige Möglichkeit war, väterlicher 
Vormundschaft zu entkommen und zugleich soziale Anerkennung, nämlich als Ehe- 
frau, zu finden, besaß sie diese Bedeutung für viele Arbeiterinnen ganz und gar nicht. 
Heiraten, das bedeutete zumeist viele oft nicht gewollte Kinder, Arbeit bei Tag und 
Nacht und ständige Geldsorgen, denn in der sich vergrößernden Familie reichte der 
Verdienst des Mannes selten aus, alle hungrigen Mäuler zu stopfen. Die Mitarbeit der 
Frau wurde also genau erforderlich, wenn die Belastung durch Kinder und Hausarbeit 
am größten war.“ (Beier, 1983) 


Junge Mädchen und Frauen gingen oft als Dienstboten in die Stadt. Die Übertragung 
häuslicher Arbeiten in eine fremde Familie hinein entsprach nicht mehr der Arbeit, 
die die Frauen auf dem Lande in ihren sozialen Lebenszusammenhängen geleistet 
hatten. Für die bürgerliche Familie waren Kindererziehung, Kochen, Putzen usw. 
arbeitsintensive Tätigkeiten, die die Dienstboten zu übernehmen hatten. Schlechte 
Bezahlung und Unterkunft, lange Arbeitszeiten, ständige Verfügbarkeit, persönliche 
Bevormundung usw. kennzeichneten den Dienstcharakter dieser bezahlten häusli- 
chen Arbeit. Die Dienstbotenarbeit war für die Frauen ein Durchgangsberuf. (zur 
Dienstbotenarbeit siehe: Wierling, 1983) 

Fabrikarbeit, ausgenommen die herkömmliche Frauenarbeit in Textilfabriken, stell- 
te jedoch erst seit Anfang dieses Jahrhunderts eine Alternative dar. Dies wurde für 
die bürgerlichen Schichten als „Dienstbotenfrage“ spürbar. 

Die Frauen heirateten, wenn beide genug Geld zusammen hatten, um einen eigenen 
Haushalt gründen zu können oder wenn das 1. Kind unterwegs war. Konnte dieses 
Kind eventuell noch in ‚Pflege‘ gegeben werden, wofür die Frau einen Großteil ihres 
Verdienstes verwenden mußte, konnte sie weiterhin einer bezahlten Arbeit außer 
Haus nachgehen, z.B. als Konfektionsarbeiterin in einer Schwitzbude. Nach dem 2. 
Kind mußte die Frau im Hause bleiben. Sie wurde mehr und mehr vom Lohn des 
Mannes abhängig, der aber nie ausreichte, um den Lebensunterhalt der Familie 
sicherzustellen. Heimarbeit, die Aufnahme von Kost- und Schlafgängern, das Aus- 
tragen von Zeitungen und Backwaren waren die einzigen Möglichkeiten für Frauen, 
das Familieneinkommen aufzubessern. Viele Frauen hatten z.B. in den Wohnungen 
eine Nähmaschine stehen, für die wöchentlich hohe Raten gezahlt werden mußten. 


„Sobald alleinstehende oder dazuverdienenden Frauen darauf angewiesen waren, 
wöchentlich einen festen Betrag zu verdienen, blieb ihnen in der Saison nichts an- 
deres übrig, als die Arbeitsintensität und möglichst gleichzeitig auch die Arbeitszeit 
aufs Äußerste zu steigern. Solange Arbeit vorhanden war, mußte bis zur Erschöpfung 
an der Nähmaschine gearbeitet und soweit nur irgend möglich das Familien- und 
Haushaltsgeschehen vernachlässigt werden. Nicht viel besser sah es in den berüchtig- 
ten Schwitzbuden der Zwischenmeister aus, die in meistens viel zu engen Wohnungen 
mehrere Nähmaschinen in Betrieb hatten und in der Saison die eigene Familie und 
die Lohnnäherinnen zu Höchstleistungen anspornten und häufig genug die Arbeits- 
zeit über den gesetzlichen Maximalarbeitstag für Frauen hinaus auf 14 und 16 Stun- 
den ausdehnten, Für nicht wenige Arbeiterfrauen dürfte die vermeintliche Versöh- 
nung von Mutterpflichten und Erwerbsarbeit bzw. die Trennung von Wohn- und 
Arbeitsplatz realiter so ausgesehen haben: Auch die Mutter einer vielköpfigen Kin- 
derschar, die, in einem einfenstrigen Berliner Zimmer zusammengedrängt, schlief, 
schrie, spielte, arbeitete und krank lag, meinte: gegen die Unruhe und Unordnung in 
ihrem Haushalte sei ihr die ruhige gleichmäßige Tätigkeit, in der sie eine Weile be- 
schäftigt war, eine wahre Erholung gewesen, sie habe sich oft kaum entschließen 
können, heimzukehren. Aber der Säugling sei von den Geschwistern immer über- 
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füttert worden und dauernd elend gewesen, da habe sie die auswärtige Arbeit auf- 
geben müssen. Jetzt näht sie Blusen zu Haus und verdient bei ungleich längerer 
Arbeitszeit nur viel weniger. Dabei wird sie innerlich hin- und hergezerrt zwischen 
dem Wunsch, das Nötige zu erwerben, und dem Verlangen, für die Kinder zu sorgen, 
deren Bedürfnisse ihr jetzt immer vor Augen treten. Gereizt über jede Unterbrechung 
der Arbeit und andererseits von dem Zustand gepeinigt, in dem sie beim Aufblicken 
von der Maschine die Kinder und die Häuslichkeit sieht — immer genötigt, eine 
Pflicht über der anderen zu vernachlässigen — so wird das Leben zu einem so aufrei- 
benden Vielerlei, ‚daß ich immer morgens denke, du kannst nicht aufstehen und 
einen solchen Tag wieder beginnen‘, (Hausen 1978) 


In Berlin hatten 1875 1/5 aller Haushalte Schlafgänger aufgenommen; diese Zahl hal- 
bierte sich bis 1910. 


„Dagegen liegt für die Schlafleute eine große Anziehungskraft des Schlafstellenwesens 
darin, daß ihnen die Wirtin die in tausenderlei kleinen Nöten schwer entbehrliche 
Hand zur Verfügung stellt, welche ihre zerrissenen Kleider flickt, ihre Strümpfe 
stopft, ihre abgerissenen Knöpfe annäht, ihre Wäsche besorgt usw. usw., ohne daß 
die Schlafleute erst noch nach Feierabend Wege zu machen oder jeden Nadelstich 
besonders mit Geld zu entlohnen hätten. In der Hauptsache sind es sonach wirt- 
schaftliche Vorteile und Annehmlichkeiten, welche das Schlafstellenwohnen den 
Einmietern bietet“... 

„Freilich sind die Räume fast alle durchgehend kalt und öde, oft mangelhaft, zuwei- 
len über dem Kehlgebälk oder dem Keller gelegen, mitunter feucht, unsauber, teil- 
weise nicht verschließbar oder so klein, daß hygienisch erforderlicher Luftraum 
nicht vorhanden ist. Ferner sind häufig zu viele Schlafleute in einem Raum unterge- 
bracht oder sie müssen die Schlafkammer mit Angehörigen der Wirtsfamilie teilen. 
Daß die Schlafleute verschiedenen Geschlechts gemeinschaftlich in einem Raum 
schlafen oder daß mehrere Schlafleute gleichzeitig oder nacheinander bei Schicht- 
wechsel dasselbe Bett benutzen, kommt leider immer noch vor, ist aber wenigstens 
in den Städten mit zweckmäßig arbeitender Wohnungsinspektion nur noch seltene 
Ausnahme. Im ganzen entspricht trotz Mängel die gewöhnliche Schlafstätte den 
Wünschen vieler Schlafleute nicht übel, weil sie ihresgleichen, bei Verwandten, Dorf- 
genossen, Landsleuten, Arbeitskollegen wohnen, mit denen sie durch gemeinsame 
Beziehungen, Interessen und Anschauungen verknüpft sind.“ (aus: Saul u.a., 1982) 


Die „Entdeckung“ der produktiven Rolle 
und Durchsetzung der Hausarbeit 


Noch immer konnten sich die Familien nur durch vielfältige Arbeitsverhältnisse und 
Beziehungen über Wasser halten. Dieses Geflecht der unüberschaubaren Lebensver- 
hältnisse der Unterklassen in den Industrieregionen, die Zunahme von Hunger und 
Elend, das daraus entspringende Unruhepotential, der ausgemergelte Zustand und 
der schnelle Verschleiß der Arbeitskräfte, ihre mangelnde Beständigkeit und ihre 
fehlende Identifikation mit der Arbeit wurden für das Kapital im ausgehenden 19. 
Jahrhundert immer dringlicher zum Problem, da. so nicht ausreichend disziplinierte 
und konditionierte Arbeitskräfte zur Verfügung standen. 


„In Berlin schwankten 1879 bis 1894 die jährlichen Wohnungswechsel zwischen 
64,7% und 43%, und zwar umgekehrt proportional zu der Entwicklung der Leerwoh- 
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nungsziffern und zum allgemeinen Konjunkturverlauf. Auch war es in der Zeit, als 
ganze neue Stadtviertel erbaut wurden, üblich, im Sommer neu erbaute Wohnungen 
(noch untapeziert) den Winter über ärmeren Mietern für einige Monate zum ‚Trok- 
kenwohnen‘ zu überlassen, um sogleich an eine Rendite zu kommen, während re- 
spektable Mieter einen Bezug noch ablehnten. Zum Quartal und insbesondere zu 
Ostern brach in den Städten eine allgemeine Volkswanderung mit allen Habselig- 
keiten auf dem Handkarren aus. Der Volksmund seufzte: ‚Zehnmal umziehen ist 
wie einmal abgebrannt.’ ” (Niethammer, Brüggemeier, 1976) 

„Im Ruhrgebiet angekommen, blieben die Arbeiter und deren Familien in einem 
heute kaum vorstellbaren Maße mobil; nahezu alle zwei Jahre wechselten sie im 
Durchschnitt ihre Wohnungen, viele noch häufiger die Arbeitsstelle. Addiert man bei- 
spielsweise die Zu- und Abwanderungen sowie die Umzüge innerhalb Essens für 1910, 
so ergibt sich, daß innerhalb dieses Jahres 82% der Essener Bevölkerung ihren Wohn- 
sitz gewechselt haben. Bei einer Gesamtzahl von 350 000 Bergleuten registrierten die 
Zechen in demselben Jahr 345 000 Wechsel.“ (Brüggemeier, 1984) * 


Es konnte nicht mehr darum gehen, auf dem Arbeitsmarkt aus dem Vollen zu schöp- 
fen; die durch die verwissenschaftlichte Organisation der Produktion zunehmend ein- 
tönige, sinnentleerte Arbeit erforderte, Voraussetzungen zu schaffen, die es ermög- 
lichen sollten, den Menschen als reine Arbeitskraft dem Maschinenrhythmus zu un- 
terwerfen. Alle Momente, die den Maschinentakt oder den Arbeitsablauf in den 
Zechen störten. oder gar unterbrachen, mußten aus dem unmittelbaren Arbeitsbereich 
verschwinden. Das bedeutete eine strikte Trennung zwischen Arbeitszeit und Erho- 
lungszeit. Der Angriff seitens des Kapitals durfte also nicht nur in den Fabriken 
stattfinden, sondern er mußte zugleich den Bereich erfassen, der bisher außerhalb des 
direkten Zugriffs und Kommandos gelegen hatte, den es sich eigentlich erst schaffen 
mußte: den Reproduktionssektor. 


Aus den unüberschaubaren Lebensverhältnissen der Unterklassen, die noch nicht 
verinnerlicht hatten, sich selber und die Kinder als derzeitige und zukünftige Lohn- 
arbeiter zu sehen, sollten einheitliche Voraussetzungen geschaffen werden für eine 
beständige Arbeiterklasse. 

Einige Unternehmen hatten dieses Problem schon frühzeitig erkannt und versucht, 
durch betriebseigene Wohnungen und Vergünstigungen Einfluß zu nehmen auf das, 
was sich außerhalb ihrer Fabrikhallen tat. Sie wollten sich eine ständige Arbeiter- 
schaft, eine Art Betriebsfamilie schaffen, die einen regelrechten Arbeitsablauf im 
Produktionssektor gewährleisten und die Sinnentleerung und zunehmende Intensi- 
tät der Arbeit kompensieren sollte. Die Firma Friedrich Krupp z.B. hatte durch 
betriebseigene Siedlungswohnungen ihre Vorstellungen von einer Hauswirtschaft, 
in der eine erweiterte Reproduktionsarbeit geleistet und verbilligt werden sollte, 
zu verwirklichen versucht. 


„Die Familien wurden voneinander isoliert; jede Siedlungswohnung hatte ihren 
eigenen Eingang und war von der benachbarten Wohnung vollständig getrennt. Die 
Familienstruktur wurde geschlossen. Untervermietungen an Familien waren unter- 
sagt; Kost- und Schlafgänger durften nur in Ausnahmefällen aufgenommen werden. 
.. Die Siedlungsfamilie mußte für die Ordnung, Reinlichkeit, Hygiene einstehen; sie 
mußte sich in der Hausordnung und den Mietvorschriften vorgegebenen Reinlich- 
keitsidealen beugen. Die Siedlungsfamilie sollte sich durch geregelte Haushaltsfüh- 
rung, durch Sinn für Sparsamkeit und Lebensvorsorge auszeichnen, dafür sorgten 
Einrichtungen wie die Konsumanstalt, in der nur bar bezahlt werden durfte, sowie 
allerlei Hilfskassen und Unterstützungseinrichtungen, Lebensversicherungsvereine 
usw. ... Die Einhaltung der Vorschriften und Normen, die zu einem großen Teil 
in der Hausordnung und den Mietbestimmungen niedergeschrieben waren, kontrol- 
lierten eigens hierfür eingestellte Beamte; sie mußten die ihnen zugewiesenen Sied- 
lungsbezirke regelmäßig begehen. In den Mietbestimmungen und Hausordnungen 
der Firma Friedr. Krupp hieß es im ersten Paragraphen: ‚Jeder Hausbewohner hat 
sich den Anordnungen der Angestellten, welche die Befolgung der nachfolgenden 
Vorschriften zu überwachen haben, unweigerlich zu fügen. Der Mieter ist ver- 
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pflichtet, den Beamten der Wohnungsverwaltung zu jeder Tageszeit Zutritt zu den 
gemieteten Räumen zu gestatten.’ ” (Brandenburg, Materna, 1980) 


Nicht allein die Einheit Produktionsfamilie, sondern die damit verbundene Lebens- 
weise der Unterklassen werden dem Kapital immer dringlicher zum Problem. Die 
Reproduktionsanforderungen seitens des Kapitals an die jeweilige Arbeitskraft 
lassen sich nicht mehr mit Überlebensweisen in familienwirtschaftlich orientierten 
Gemeinschaften verbinden, da diese nicht die Lohnarbeit als einzige beständige 
notwendige Arbeit zum Inhalt der Lebenssicherung haben. Die monetären Ein- 
künfte werden zwar — vor allem in den industriellen Ballungszentren — immer mehr 
zum Dreh- und Angelpunkt innerhalb des Hauses, trotzdem hat die häusliche Arbeit 
die Reproduktion von Arbeitskraft noch nicht zur alleinigen Bestimmung. 

Am Beispiel der Krupp-Siedlung wird deutlich, wie die Fabrikarbeit in die familiäre 
Situation übertragen wird, wie die Ausweitung des Fabriksystems in die Familien 
hinein erfolgt. Der Lohnarbeiter soll Zentrum der Familie werden, sein Lohn muß 
also so hoch sein, daß er erlaubt, die Familie zu unterhalten. Nur durch Verteuerung 
der Arbeitskraft wird die Hausarbeit über den Lohn des Mannes an die industrielle 
Produktionsweise angekoppelt und nur so wird es überhaupt erst möglich, eine 
kontinuierlich reproduzierte Arbeitskraft auf Dauer vernutzen zu können. Die Haus- 
arbeit wird in diesem Moment zur Reproduktionsarbeit und zum Anhängsel der 
Lohnarbeit degradiert, wird Teil der notwendigen Arbeitszeit. Erst dadurch wird es 
dem Kapital möglich, eine Mechanisierung und Intensivierung der industriellen Pro- 
duktionsweise zu forcieren und durchzusetzen, und dadurch absoluten und relativen 
Mehrwert zu gewinnen. 

Eine Propagandawelle setzte um die Jahrhundertwende ein, um den Frauen eine 
effiziente Hauswirtschaft beizubringen und schmackhaft zu machen. Die Propaganda 
für eine richtige Haushaltsführung reichte von Wochenkochplänen bis zur täglichen 
Einteilung der Hausarbeit. 

Um einen besseren Einblick in die Haushalte der Arbeiterfamilien und ihre Wirt- 
schaftsführung zu bekommen, begannnen etwa 1890 Sozialreformer, Wohlfahrtsver- 
eine, Gewerkschaften und Behörden, Haushaltsrechnungen und Arbeiterbudgets 
zu erstellen. Mit diesen Untersuchungen sollten zwei Fliegen mit einer Klappe ge- 
schlagen werden: 1. bestand das erzieherische Ziel darin, daß zumindest die in die 
Untersuchungen einbezogenen Haushalte sparsamer wirtschaften würden, wenn sie 
jede Einnahme und Ausgabe in die Haushaltsbücher eintrügen; 2. konnten Durch- 
schnittswerte ermittelt werden, um entsprechende Lohnkosten zu errechnen, und un- 
weigerlich ergaben sich Ansätze für die Normierung der Hausarbeit. 


„So kommentierte beispielsweise das ‚Correspondenzblatt der. Generalkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands‘ (1900) eine Arbeit zur Sozialstatistik der Buch- 
drucker: ‚Derartige Arbeitsbudgets sind außerordentlich lehrreich für die Arbeiter 
selbst, vor allem aber für die Gewerkschaften. Sie ermöglichen dem einzelnen die 
genaue Kenntnis seiner Haushaltsausgaben, die kritische Prüfung des Aufwandes für 
jede Art der Lebensbedürfnisse und deren Verhältnisse untereinander und sind ein 
wichtiges Erziehungsmittel zur Wirtschaftlichkeit und kulturellen Hebung der Arbei- 
ter. Für die Gewerkschaft aber bilden sie zuverlässigste Grundlage für die Aufstellung 
eines zum normalen Unterhalt ausreichenden Minimallohnes ...‘ “ (Saul u.a., a.a.O.) 


Aber diese Untersuchungsarbeiten waren nicht allseits von Erfolg geprägt. So man- 
ches verteiltes Haushaltsbuch wurde nicht ausgefüllt. 


„Um 1879 und 1880 begann das Statistische Amt der Stadt Berlin mit Hilfe eines 
gemeinnützigen Vereins eine Anzahl von Arbeitsbudgets zu sammeln. Jedoch 1881 
mußten die Ermittlungen wieder eingestellt werden, weil kein einziges der vertriebe- 
nen Haushaltsbücher ausgefüllt worden war. Die Arbeiter scheuten die einberufenen 
Einblicke in ihre Wirtschaftsführung und befürchteten Nachteile in Gestalt von Steuer- 
erhöhungen und dergleichen.“ (Rühle, 1971) 
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Großbürgerliche Küche mit Dienstboten 


Haushaltsschule, Berlin 1888 
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Zwischen 1881 und 1910 wurden je 200 000 Exemplare der Schriften „Das häusliche 
Glück‘ und ‚Wegweiser zum häuslichen Glück“ verteilt, in denen eine effiziente und 
auf die Lohnarbeit des Mannes ausgerichtete Hausarbeit beschrieben wurde. 


„Sollte dein Mann je arbeitsscheu werden und sich dem Müßiggang hingeben, dann 
müßtet ihr beide hungern. Der Fleiß des Mannes ist die Voraussetzung für deine Ar- 
beit. Er muß dir das Brot ins Haus, die Nahrungsmittel in die Küche schaffen; du aber 
mußt durch deine Sparsamkeit die Butter zum Brot, das Fleisch in den Topf schaf- 
fen. Wie du das kannst, lehrt dich dieses Buch an vielen Stellen und daß du es mußt, 
lehrt dich dein Gewissen. Verschwenderisch Haushalten, leichtsinnige Geldausgaben 
von deiner Seite wäre Diebstahl am Wohlstand des Hauses und am sauer erworbenen 
Verdienst deines Mannes.“ (Das häusliche Glück, 1975) 


Jedoch war der Arbeiterhaushalt auch Jahrzehnte später noch kein Heim, in dem die 
Frauen vom Lohn des Mannes allein wirtschaften konnten, und zum anderen waren 
die Frauen auch nicht immer bereit, sich zur Putzfrau und Gebärmaschine degradie- 
ren zu lassen und Hausarbeit schicksalshaft in aller Stille zu verrichten, Ehe und Fa- 
milie versprachen den Unterschichtenfrauen im Gegensatz zur Ideologie, die ihnen 
diesen Weg vorzeichnete und beschönigte, keine Verbesserung ihrer Lebenssituation. 


Frauen beteiligten sich an Widerstandsaktionen auf der Straße, wenn sie nicht gar von 
ihnen ausgingen, um die eigene und die familiäre Lebenssituation zu verbessern. 


„.. Im 89er Streik beispielsweise kommt es... jeweils abends vor dem Bochumer 
Rathaus zu Massenaufläufen, die, so der OB der Sadt in einem amtlichen Bericht, 
‚hauptsächlich... aus halbwüchsigen Burschen, Kindern, Frauen und einigen Arbei- 
tern und Bergeleuten‘ bestehen. Es finden heftige Auseinandersetzungen mit Polizei 
und Militäreinheiten statt, in deren Verlauf zwei Arbeiter erschossen und mehrere 
verwundet werden. ... 

.. Im Mansfelder Streik um 1909 beteiligten sich Frauen und Kinder aıirekt an den 
Auseinandersetzungen mit den Streikbrechern. Der katholische Verband, der den 
Streikbruch organisiert, schreibt empört in seiner Zeitung ‚Der Bergknappe‘, ‚daß 
während des Streiks alltäglich eine aufgeregte Volksmenge‘ am Grubenausgang Spa- 
lier gebildet hätte, ‚darunter Frauen und Kinder‘, die die Streikbrecher ‚beschimpft, 
bespieen, gestoßen und bis in die Häuser hinein verfolgt‘ hätte.“ (Brockhaus, 1975) 
Die Gebärstreikbewegung vor dem 1. Weltkrieg richtete sich direkt gegen die Einver- 
nahme der Reproduktionsfähigkeit durch Kapital und Staat. Der Rückgang der Ge- 
burtenzahlen hatte damals in großstädtischen Ballungszentren gleichzeitig einge- 
setzt und immer breitere Regionen erfaßt. Das Alarmzeichen für die Politiker war 
vor allem das Nachlassen der Geburtenhäufigkeit in reinen Arbeiterquartieren. Es 
hatte einen Rückgang vor allem der 3., 4. und 5. Kinder gegeben. Kampagnen, um 
die selbstbestimmte Reduzierung der Kinderzahl in proletarischen Familien einzu- 
dämmen, wurden sowohl von darwinistischen Bevölkerungspolitikern wie auch von 
Sozialreformern initiiert. (siehe hierzu: Roth, 1978) 

Während des 1. Weltkriegs nahm die Frauenerwerbstätigkeit erheblich zu. Die Um- 
stellung der Industrie in fast allen Bereichen auf überwiegend Frauenarbeit, verbun- 
den mit Propaganda für die industrielle Frauenarbeit, bei gleichzeitiger enormeı 
Belastung durch die Arbeit im Hause und den Kriegsdienst der Männer, machten 
Fürsorgearbeiten seitens der Unternehmer und des Staates notwendig, um einer 
Destabilisierung der Familie entgegenzuwirken. 

Gleichzeitig sollte die Hauswirtschaft den erschwerten Bedingungen der Kriegswirt- 
schaft angepaßt werden. Kochkurse, Säuglingspflegekurse, betriebseigene Einkaufs- 
stellen und Kindergärten, die Arbeit der Wohn- und Fabrikpflegerinnen sollten Auf- 
lösungserscheinungen der Familien verhindern und die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung — Hausarbeit/Lohnarbeit — über den Krieg hinaus gewährleisten. 

Daß die Reproduktionsarbeit nun nicht mehr als kostenfreie Naturgabe gesehen 
werden konnte, daß der Staat der Notwendigkeit gegenüberstand, seinen Anspruch 
auf die Gebärfähigkeit nun auch finanziell abzusichern, wird durch die finanzielle 
Unterstützung der Familien deutlich, deren Hauptverdiener eingezogen worden 
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waren. Diese Zahlungen wurden nach Anzahl der Kinder gestaffelt. Sie reichten 
allerdings allein zum Überleben nicht aus. Während des Krieges wurde erwerbstä- 
tigen Frauen gleichzeitig eine Teuerungsrate in Form eines Familien- oder Kinder- 
geldes gezahlt, die an die familiäre Situation gekoppelt war. Man ging davon aus, 
diese Form des indirekten Lohns nach Beendigung des Krieges wieder streichen zu 
können. 

Aus der unmittelbaren Not heraus hat es oft Widerstandsaktionen gegeben, die sich 
außerhalb der Fabriken abspielten und zu einem großen Teil von Frauen ausgingen. 


„In den unteren Klassen beherrscht und bestimmt die Frau den Mann in ungeahnter 
Weise. Sie ist ein unermüdlicher, scharfzüngiger Agitator, den kein Strafgesetz er- 
reicht und kein vernünftiger Gegengrund berichtigt. Sie scheut nicht vor der stärk- 
sten Form der Anstiftung zurück, im Kampf voranzugehen und den Mann einen 
Feigling zu nennen. Und das ist es ja, was den Mann in den Kampf wirft, der Appell 
an seinen Mannesmut, oder, negativ ausgedrückt, der Ausdruck des Zweifels an 
dessen Existenz- und Leistungsfähigkeit.‘“ (Michels, zit. n. Sachse, 1982) 


Krawalle und Tumulte wegen unzureichender Lebensmittelrationen, Hamsterfahrten 
aufs Land, Aneignungsaktionen usw. fanden verschiedenenorts statt. 


„Die heftigen Kämpfe, die von Juni bis August 1917 im rheinisch/westfälischen und 
oberschlesischen Industriegebiet von deutschen und ausländischen Frauen, Männern 
und Jugendlichen gemeinsam geführt wurden, schafften eine neue Qualität des Klas- 
senkampfs, die von den stellvertretenden Generalkommandos nur unvollkommen 
durch Militäreinsätze und außerordentliche Kreisgerichte unter Gewalt gebracht wer- 
den konnte, wie folgendes und charakteristisches Schreiben des preußischen Innenmi- 
nisters an sämtliche Regierungspräsidenten vom 12.7.17, also auf dem Höhepunkt 
der Kämpfe, eindrucksvoll belegt: ‚Verschiedene der in der letzten Zeit vorgekom- 
menen Unruhen aus Anlaß der Nahrungsmittelknappheit zeigten in mehrfacher Hin- 
sicht ein gleiches Bild. Gleichzeitiges Niederlegen der Arbeit an räumlich auseinander- 
liegenden Betriebsstätten, teilweise auf ein bestimmtes Signal hin, strahlenförmiges 
Zusammenströmen der Demonstranten nach offenbar vorher bestimmten Punkten, 
Aufstellung fast überall gleichlautender Forderungen, bei drohendem polizeilichen 
Einschreiten fast überall Frauen, Minderjährige und Kinder im Vordergrunde, offen- 
bar in der Hoffnung, daß dadurch die Polizei oder das Militär von der Anwendung 
der schärfsten Mittel abgehalten werden könnte. Häufig konnte beobachtet werden, 
daß die Einwerfung von Fensterscheiben durch Kinder erfolgte. Auch die Schnellig- 
keit, mit der an den meisten Orten die Menge die Straßen durcheilte und die Plünde- 
rungen der Lebensmittel erfolgten, deutet auf einheitliche Absichten hin.‘‘ (U. Brock- 
haus, E, Brockhaus, 1976) 


Nach Beendigung des Krieges sollten sich die Frauen wieder in die Familienarbeit zu- 
rückziehen; Verordnungen zur Freimachung der Arbeitsstellen wurden erlassen. Der 
„Funktionsverlust‘‘ der Familien, bedingt durch den Krieg, die Auflösungserschei- 
nungen, der Geburtenrückgang und die allgemeine wirtschaftliche Situation: Arbeits- 
losigkeit, Lebensmittelknappheit und niedrige Löhne erforderten mehr denn je eine 
intakte Familienstruktur, eine den Bedingungen angepaßte Hauswirtschaft. 


„Haushalt, Heim und Familie wurden zu einem beliebten Tummelplatz und Gegen- 
stand produktivitätsorientierter Reformer und Wissenschaftler. Die Prinzipien der 
wissenschaftlichen Betriebsführung suchte man möglichst getreu und analog zu über- 
nehmen; sowohl die berühmten Zeit- und Bewegungsstudien, die erst mit der Stopp- 
uhr, dann mit den frühen Photo- und Filmtechniken durchgeführt wurden — also 
eine Arbeitsplatzanalyse des Haushalts —, wie auch die Trennung zwischen Planung 
der Arbeit und ihrer Durchführung, zwischen Denken und Tun.‘ (Bock, Duden, 
1977) 


Bei diesen Studien ging es nicht darum, die Hausarbeit zu verkürzen und zu erleich- 
tern, sondern darum, wie die Aufgabenvielfalt der Reproduktionsarbeit genormt und 
kontrolliert und wie weitere Kompensationsmöglichkeiten für die männliche Lohnar- 
beit geschaffen werden könnten. 
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Vorratsichrank F% 


8. Ginnwidrige 
Möbelftelung 


1926 wurde in Berlin das Institut für Hauswirtschaften gegründet, zu dessen Aufgabe 
die wissenschaftliche Erforschung und Herausarbeitung einer hauswirtschaftlichen 
Betriebslehre zählte und das verschiedene Veröffentlichungen tätigte, die „sich mit 
der ‚Ökonomie‘ des Haushalts, seiner ‚Krise‘ und neuen hauswirtschaftlichen Beru- 
fen‘ beschäftigten. Innerhalb des Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit (RKW) 
wurde 1927 die Abteilung Hauswirtschaft eingerichtet, deren Schwerpunkt in der 
Rationalisierung des Haushalts lag. Sparsamkeit als oberstes Gebot war die Richtlinie 
für Rationalisierungsvorschläge dieser Einrichtung, nach denen die Hausfrau den Haus- 
halt entsprechend dem Einkommen des Mannes organisieren und bewirtschaften sollte. 


„Das Rationalisierungsprogramm, das in dieser Zeit aufgestellt wird, hat sich erst 
Mitte der 60er Jahre durchgesetzt, wenn auch mit mehr Perfektion. Gemeint sind 
damit genormte Einbauküchen mit den richtigen Arbeitsflächen und -höhen, techni- 
sche und elektrische Geräte.‘ (Röhm, 1979) 


In verschiedenen Veröffentlichungen des RKW wurde u.a. darauf hingewiesen, wie 
die Küche und Wohnung praktisch eingerichtet und gesäubert werden könnte, wie am 
günstigsten Arbeitspläne für die Woche aufzustellen seien und technische Haushalts- 
gegenstände verwendet werden könnten. 


„Wenn wir Hausfrauen erst alle einmal so weit sind, daß wir genormte Haus- und Kü- 
chengeräte kaufen wollen und dabei auch die Überzeugung haben, wirklich vorteil- 
haft und preiswert zu kaufen, so würde das einen riesigen Fortschritt darstellen nicht 
nur in der Führung unserer eigenen Haushaltungen, sondern auch für die wirtschaftli- 
che Entwicklung unseres ganzen Volkes. ... Und nun zum Schluß, meine Damen! 
Ich würde mich freuen, wenn ich Sie davon überzeugt hätte, daß die Normung Ihnen 
persönlich nur Vorteile bringen kann und außerdem einen Weg eröffnet, die wirt- 
schaftliche Lage unseres ganzen Volkes zu bessern. Wenn wir Frauen dieselben 
staatsbürgerlichen Rechte bekommen haben wie der Mann, so haben wir damit 
gleichzeitig auch die Pflicht auferlegt bekommen, in jeder Hinsicht am Wiederauf- 
stieg unseres Volkes mitzuarbeiten. In diesen Pflichtkreis gehört auch die Mitarbeit 
an der Normung.‘ (Rudorff, 1930) 


Die Deckung des Familienbedarfs durch einen Familienlohn wurde seit Beginn der 
20er Jahre allenthalben diskutiert. „‚Kinder- und Hausstandsgeld“ wurde zuerst in 
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der Metallindustrie gezahlt und fiel bei Erwerbstätigkeit der Frau weg. Der Staat 
begann, den Beamten Kinderbeihilfen von 20 RM monatlich zu zahlen; Frühehen 
der Männer sollten durch Zuschüsse begünstigt werden. 1920 wird der Familien- 
lohn im Geschäftsbericht der Deutschen Arbeitgeber erwähnt. (nach: Jurczyk, 1978) 


Mit der Ausweitung des Fließbandes in den 20er Jahren entstand ein spezieller Frau- 
enarbeitssektor in der Fabrik und im Büro. Sozialpolitische Maßnahmen hatten die 
Vermittlung der Frauenarbeit zwischen der Lohnarbeit einerseits und der Hausarbeit 
andererseits zum Ausgangspunkt. Beginnender Mutterschutz bei einigen Firmen und 
betriebseigene Fürsorge sollten die Doppelbelastung der Frauen durch zusätzliche 
Erwerbstätigkeit kompensieren. 

Der Weg von der Übergangsfamilie zur Kernfamilie wurde in dieser Zeit vorgezeich- 
net, während des Nationalsozialismus jedoch wesentlich weiter ausgebaut und gefe- 
stigt. 


Weibliche Reproduktionsarbeit 
als „Keimzelle des Staates“ 


Während des NS wurden die familienpolitischen Maßnahmen erheblich ausgeweitet, 
die Zahlung eines Familienlohns wurde forciert. Im Sommer 1933 wurde das Ehe- 
standsdarlehen eingeführt. Jede Familie bekam ca. 600 RM, wenn die Frau ihren 
Arbeitsplatz nach der Heirat aufgab. Mit jedem Kind reduzierte sich die Rückzah- 
lungspflicht um ein Viertel. Für Darlehensgutscheine sollten Möbel und Haushalts- 
gegenstände gekauft werden. Auch andere Maßnahmen sollten Auswirkungen auf den 
Geburtenrückgang haben: Verbesserungen in der Schwangerschaftsberatung und Ge- 
burtshilfe, Verbot von Abtreibungen und Geburtenkontrolle. Im Oktober 1934 wur- 
de der Steuerfreibetrag für jedes Kind im schulpflichtigen Alter verdoppelt. Weitere 
Steuervergünstigungen folgten 1938/39. Haushaltshilfen für arbeitende Mütter vor 
allem 4 - 6 Wochen vor der Geburt eines Kindes, Stillprämien usw. waren weitere 
Schritte zur Aufwertung der Mütter und der Familie. 1938 wurde eine Strafsteuer 
für Ehepaare, die 5 Jahre nach ihrer Hochzeit noch kinderlos waren, eingeführt. 
(vergl.: Mason, 1976) 

Diese staatlichen Vergünstigungen und Zahlungen eines indirekten Lohns standen 
im Zusammenhang mit dem Gesetz ‚‚Verhütung erbkranken Nachwuchses“ vom 
14.7.33. Ehe- und Schwangerschaftsberatung wurde in Verbindung mit dem 
„Schutz der Erbgesundheit des Volkes‘ durchgeführt. Es ging im ganzen darum, 
„gesunde“, stabile und funktionale Familienstrukturen zu schaffen, sie zu ‚‚Keimzel- 
len‘‘ des Staates zu machen, die in Wohnungen mit Küche, Schlafzimmer und Kinder- 
zimmer paßten. 

Eine breit angelegte Hausarbeitsschulung wurde hauptsächlich von der NS-Frauen- 
schaft und dem „Deutschen Frauenwerk‘‘ durchgeführt. Sie betrieben eine ideolo- 
gische Aufwertung der Hausfrau und der Hausarbeit im gesamtgesellschaftlichen Rah- 
men. Hausarbeit galt dabei nicht als Arbeit, die bezahlt werden muß, sondern als 
unsichtbare, der ‚‚Naturgabe‘‘ der Frauen entspringende Rolle und Zuweisung, die 
nichts kostet. Hierfür wurde der ‚‚Reichsmütterdienst“ als erste große Abteilung der 
NS-Frauenschaft ausgebaut. Die Mütterschulung — vom ‚Deutschen Frauenwerk“ 
übernommen — fand an Schulen, Volkshochschulen, parteieigenen Räumen oder 
ständig eingerichteten Mütterschulen statt. In einigen Gauen war die Auszahlung ei- 
nes Ehestandsdarlehens an den Besuch eines solchen Kurses gebunden und für Frauen, 
die Sozialunterstützung erhielten, wurden Pflichtkurse abgehalten. (nach: Dammer, 
1981) 
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Darüberhinaus umfaßte die Hausarbeitserziehung eine Reihe weiterer Maßnahmen: 
Vorträge auf Märkten über die sparsame Verwendung von Lebensmitteln, 
Rezeptvorschläge für den Wochenkochplan, orientiert an Jahreszeit, Verbrauchslen- 
kung und Lebensmittelrationen; 

Filmvorführungen auf Veranstaltungen und Haushaltsausstellungen; 
Einzelberatungen in Haushalten; 

Verteilung einer Menge von Propagandamaterial über die „richtige“ Einrichtung der 
Wohnung, Saubermachen, Waschen, Nähen, Einmachen usw. 

(siehe hierzu: Auszüge aus den Monatsberichten der NSDAP, Reichsfrauenführung) 


Der Schwerpunkt der NS-Frauenschaft lag zunächst bei den Frauen, die keiner Lohn- 
arbeit nachgingen. Dies änderte sich ab 1937, als Frauen im Zusammenhang mit dem 
Vierjahresplan vermehrt zur Arbeit in Rüstungsbetrieben usw. herangezogen wurden. 
Die Hausarbeitserziehung setzte nun verstärkt auch in den Betrieben selbst ein; sie 
wurde vor allem von Frauen aus der „Deutschen Arbeitsfront‘‘ organisiert. Und viele 
Frauen nutzten nun die Heim- und Herdkampagnen für sich, indem sie Fabrikarbeit 
ver weigerten. 

Eine geschlechtsspezifische Erziehung von Mädchen und Jungen wurde mit umfang- 
reichen organisatorischen Maßnahmen im ‚Bund Deutscher Mädel“ und in der 
„Hitlerjugend“ angegangen. Die Erziehung zur ‚‚deutschen Frau‘ enthielt sportliche 
Aktivitäten, hauswirtschaftliche Ausbildung, Arbeitseinsätze, Kurse über die Funk- 
tion als Mutter usw. 

Die Familie als „Keimzelle des Staates“ war zum Objekt der staatlichen Bevölke- 
rungs- und Familienpolitik geworden. Die Mutterschaft, als Vervollkommnung der 
Frau gepriesen, wurde durch Zwangssterilisierungen, Abtreibungsgebot und -verbot, 
finanzielle Unterstützungen und Mutterschaftszwang reguliert. 

Es ging nicht allein um die Steigerung der Kinderzahl, sondern zugleich um die ‚‚ras- 
sische Aufartung“. Die „Erbgesundheit des Volkes‘, die „Verhinderung erbkranken 
Nachwuchses“ waren Inhalte von Gesetzen, mittels derer die staatliche Aneignung 
der weiblichen Gebärfähigkeit vollzogen wurde. Die Ideologie von Mutterschaft, 
Heim und Herd wurde durch rassistische und sozialdarwinistische Bevölkerungs- und 
Familienpolitik gelenkt. Nur „wertvolle“ Menschen sollten sich vermehren, waren ei- 
nem Gebärzwang ausgesetzt und wurden finanziell unterstützt, während „asoziale, 
rassisch minderwertige“ Frauen durch Abtreibungen und Zwangssterilisierungen ihrer 
Gebärfähigkeit beraubt wurden. Die Nazis hatten schnell erkannt, daß sie für die 
Schaffung einer deutschen Hochlohnarbeiterklasse in einem beherrschten europäi- 
schen Raum eine entsprechende Reproduktionsarbeit benötigten. Die staatliche 
Aneignung des gesamten weiblichen Arbeitsvermögens ist während des Nationalso- 
zialismus vollendet worden. Der staatliche Verfügungsanspruch über die Frauen bis 
hin zum Uterus oder zur Vernichtung durch Arbeit findet hier seinen Höhepunkt. 
Wie Marx für die Lohnarbeit zwischen formeller und reeller Subsumtion des Ar- 
beitsprozesses unter den Verwertungsprozeß unterscheidet — zwischen der Verei- 
nigung der Produzenten unter einem Dach unter Kontrolle eines Kapitalisten 
einerseits und der Unterwerfung unter den maschinell bestimmten Arbeitsablauf 
andererseits —, so können wir davon sprechen, daß die Reproduktionsarbeit nicht 
mehr nur ‚‚formell“ subsumiert ist, als Produzentin von Arbeitskraft, sondern daß sie 
jetzt reell subsumiert ist unter das Kapitalverhältnis, unter die staatliche Kontrolle 
der Reproduktion. 

Nicht nur eine Bevölkerungspolitik und Sozialleistungen waren dafür erforderlich, 
sondern auch ein sich ausweitender Bereich gesellschaftlicher Hausarbeit, den ich 
im folgenden Teil näher darstellen möchte. 


167 


Aus den Monatsberichten 
der Reichsleitung der NSDAP, Reichsfrauenführung: 


„(...) Wir planten s.Zt., den Reichsnährstand in seiner Aktion „Kampf dem Verderb“ 
mit allen Kräften zu unterstützen. Zusammen mit dem Reichsnährstand arbeiteten 
wir eine Broschüre „Hausfrau merk auf“ aus, die in seiner Auflage von 800 000 Stück 
an die Gaue der NS.-Frauenschaft verteilt wurde. Weiter war unser Ernährungsdienst, 
der zusammen mit dem Reichsnährstand und der Reichsarbeitsgemeinschaft für 
Volksernährung herausgebracht wird, ganz auf die Aktion abgestellt. Der Ernährungs- 
dienst, der in der üblichen Auflage von 60-70 000 Stück an die verantwortlichen Trä- 
gerinnen der Arbeit in den Gauen gelangt, ist bereits vor Eröffnung der Aktion zur 
Ausgabe gelangt. (...) 

In den Monaten Juli/August wurden an Schmalfilmen fertiggestellt: 

‚Allerlei aus Quark‘ und ‚Kampf dem Verderb‘, die jetzt im Rahmen der Aktion 
‚Kampf dem Verderb‘ zur Aufführung gelangen.“ 

(Juli/August 1936) 


„ V. Verbrauchslenkung (...) 

2. Kohlwerbung 

Um den in diesem Jahr ganz besonders reichlich angefallenen Frühkohl dem restlosen 
Verbrauch zuzuführen, wurde mit allen Mitteln über Presse, Funk und Vortragsveran- 
staltungen eingehend auf die vielseitige Verwendungsmöglichkeit des Frühkohls hin- 
gewiesen. Diese Werbung hatte einen vollständigen Erfolg zu verzeichnen. 


3. Abendbrotrezepte 

Um den im Laufe des Winters voraussichtlich stärker werdenden Schwierigkeiten in 
der Versorgungslage auf dem Fleisch- und Fettmarkt entgegenzuarbeiten, stellt die 
Abteilung Volkswirtschaft-Hauswirtschaft in Zusammenarbeit mit der Abteilung Il 
Hauswirtschaft des Reichsnährstandes und dem Frauenamt der DAF. augenblicklich 
Rezepte mit Abendbrotgerichten zusammen unter besonderer Berücksichtigung von 
Kartoffelgerichten, Magerquark, -milch und Getreideerzeugnissen. Es wurden dazu 
Rezepte aus allen Gauen des Reiches verwandt, um möglichst allen Geschmackrich- 
tungen gerecht zu werden. (...)“ 

(September/Oktober 1936) 


„Verbrauchslenkung: 

Die Fragen der Vorratswirtschaft standen in diesem Monat im Vordergrund. Um zu 
vermeiden, daß in Zeiten des Überflusses Obst und Gemüse verdirbt, forderten wir in 
Artikeln, Rezepten und Kursen auf, eine gesunde Vorratswirtschaft zu treiben. Unse- 
re neue Broschüre ‚Einmachen von Obst und Gemüse‘ fand regen Absatz; sie gab gute 
Ergänzungen zu einem neuen Film — Über das Einmachen von Obst und Gemüse —, 
der in allen Gauen bei unseren Schulungsabenden und Kursen lief. — In den Gauen 
selbst wurden Süßmostkurse gegeben, die besonders in ländlichen Gegenden mit re- 
gem Interesse aufgenommen wurden. ...“ 


» ... Vom 24.-26. Juni 1937 wurde die Reichsreferentin für die Beratung der Frauen 
in den Reichsmütterheimstätten zu der Reichstagung des Reichsverbandes deutscher 
Kleingärtner eingeladen. Nach dem neuesten Abkommen des Reichsministeriums hat 
dieser Verband von jetzt ab nur noch die Schrebergärten zu betreuen. Es wird zu- 
nächst nicht möglich sein, die wenigen hauptamtlichen Siedlungsberaterinnen, die 
von uns eingestellt sind, auch für Fragen der Betreuung in den Schrebergärten bereit- 
zustellen. Die Menschen in den Kleingärten sind sehr viel besser mit der Verwertung 
der Gartenerzeugnisse vertraut, als die Heimstättensiedlerfrau. Außerdem faßt der 
Reichsverband deutscher Kleingärtner seine Mitglieder so fest zusammen, daß wir der 
Meinung sind, daß der Verband vorläufig noch allein für die Betreuung seiner Mitglie- 
der sorgen kann. 
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Die Sahl der Bränte, die fo ihnell wie möglich die Kirrie Des Mütterdienites 
beiuchen wollten, nahm in unlerem Sau Händig zu. Ein ei son ihren wollte 
der ihnen von her Sührung der SS. auferfegten Pflicht genügen, fi bausmätter- 
Hd zu Ichuten; aber ein mindeilens ebenio grohur Zeil hatte von ich aus den 
Wuarrich, fich im richtiger Meile anf die Ehe norzubereiten. Schon piermal hatten 
wir für Bräute einen Sonberkurs, in dr alle Kurfe des Mötterbienites zulam- 
mengrfaht woren, abgehalten, und bie von auswärts fommenden Möskkhen in 
einer Jugendherberge untergebracht. Tun bot fi uns die Möglichleit In ber 
iniverfitätsftaht Tübingen ein Studentenhaus mirtweile zu erhukten, um bort 
eine Bröutelchute einzurichten. Mlerdings : Ein Studenterkaus und eine Bränte: 
Ichule dienen recht veridiebenen Jmeden. Eine Bräutefchule brand 3. B. 
feinen Kneiplasl, aber Unterrichts and Selträume, feinen Bauboben, aber 
eine Lehrfüde. 

Wir wollten ein Kaus Ichaffen, das felbit ein Beim kein folhte ben jungen 
Bräuten, das ihnen ober auch Durch jedes eimyelne Städ leiner Einrichtung und 
durch hie elamtwirhumg zeigen follte, mie ein kaldyen Hein geltatter wird. Mob 
mb die Beäutelhule Unterrichtsräume enthalten, aber nirgends bwrf fie den 
Iharatter eines Schulgebäudes tragen, es hei Denn In dem Sinne, dab fie Tehre 
durch Fach feibie, 
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Vom 29. Juni bis 3. Juli fand der erste Schulungslehrgang für die Siedlungsberaterin- 
nen in den Heimstätten statt und zwar im Seminar für hauswirtschaftlichen Garten- 
bau in Berlin Dahlem. Wir hatten das Erziehungsministerium um Teilnahme an die- 
sem Lehrgang gebeten. Wir mußten uns zunächst einmal mit den bisher versuchsweise 
eingesetzten Beraterinnen in einer Arbeitsgemeinschaft gründlich über die Frage der 
Betreuung und Beratung klar werden. Berichte der Beraterinnen aus den Gauen Köln- 
Aachen und Pommern gaben uns eine Übersicht über deren praktische Tätigkeit. Aus 
dem Reichsnährstand hielt uns Dr. Haring vom Reichsverband deutscher Schweine- 
züchter einen Vortrag über die Schweinehaltung in der Heimstätte. Ebenso Herr Dr. 
Kupsch vom Reichsverband deutscher Kleintierzüchter über Kleintierhaltung. Es 
schloß sich daran eine Besichtigungsfahrt in die Dietrich-Eckard-Werksiedlung bei 
Eberswalde, wo verschiedene Siedlungstypen angesehen wurden. Es wurden folgende 
Themen besprochen: 

Die Bedeutung des Schulgartens, durch Rektor Mehlan von der Gartenbauschule, 
Arbeitserleichterung in der Hauswirtschaft, durch Frl. ?ichael vom Reichsnährstand 
IIH. 

Fragen der Wärmewirtschaft in der Heimstätte und den Siedlerhausrates. 

Da die Erziehung der Kinder in den Siedlungen sehr zu wünschen übrig läßt, wurde 
auch über diese Frage eingehend gesprochen. Bei den verschiedenen Aussprachen kam 
immer wieder zum Ausdruck, daß die Schulung der Frauen von den Siedlern selbst 
sehr gewünscht sei und daß schnellstens mit dieser Arbeit in verstärktem Maße begon- 
nen werden müßte. (...)‘* 

(Juni 1937) 


„Ausstellungen 

Der Monat Januar stand im Zeichen der Vorbereitungsarbeiten für die ‚Grüne Woche‘, 
die am 27.1.39 eröffnet wurde. 

Unsere Sonderschau war aufgebaut auf dem Gedanken von Hermann Göring ‚Es gibt 
nur ein Interesse: Das Deutsche Volk und seine Zukunft, dem beugen sich alle!‘ und 
war betitelt ‚Hausfrau und Vierjahresplan‘. Graphische Darstellungen zeigten der 
Hausfrau, wie sie sich einschalten kann bei der Sicherung der Ernährung. Unsere 
Kochvorführungen erfreuten sich des größten Interesses und standen im Mittelpunkt 
unserer Schau. 

Daneben zeigte ein Kräuterstand den Besuchern die Verwendung unserer deutschen 
Gewürzkräuter. An weiteren Ständen wurden unsere hauswirtschaftlichen Zeitschrif- 
ten, Schriftenreihen und vielerlei Rezepte ausgegeben. Die praktische Aufteilung 
einer kleinen städtischen Speisekammer und die Einrichtung eines Siedlerkellers wur- 
den gezeigt. (...)‘“ 


„Betr.: Zusammenarbeit mit anderen Organisationen 

(...) Die Reichsarbeitskammer trat mit der Bitte an uns heran, verantwortlich, jedoch 
zusammen mit einigen anderen Stellen im Rheinland 150 000 bis 200 000 Bergmanns- 
frauen zu schulen, da ärztliche Untersuchungen ergeben haben, daß der Gesundheits- 
zustand dieser Bergmannsfamilien außerordentlich schlecht ist. Die Vorverhandlun- 
gen zu dieser großen Aktion, Besprechungen mit dem Hauptamt für Volksgesundheit 
und den zuständigen Ärzten haben bereits stattgefunden, so daß in der nächsten Zeit 
mit der ersten Durchführung der Arbeit gerechnet werden kann. (...)‘* 
(Januar/Februar 1939) 


„Presse 

(...) Der Einsatz der Frau in der inneren Front wurde gezeigt am Beispiel des Bahn- 
hofdienstes, der hauswirtschaftlichen Beratungsstelle, der Nachbarschaftshilfe, der 
Nähstuben, des Ernteeinsatzes, der Kinderbetreuung, des Einspringens für den einge- 
zogenen Mann in Landwirtschaft, Handel und Handwerk, wobei den Leistungen der 
Frauen bei der Umsiedlung und Wehrmachtsbetreuung — insbesondere Briefwechsel 
mit der Heimat — besondere Beachtung geschenkt wurde. (...) 

Selbstverständlich wurden auch unsere Zeitschriften ‚NS-Frauenwarte‘, ‚Frauenkultur 
im Deutschen Frauenwerk‘ und ‚Deutsche Hauswirtschaft‘ in Inhalt und Form auf 
die seit Kriegsbeginn wichtigen Fragen und Kriegseinsatz der Frauen umgestellt und 
der Umfang den Erfordernissen der Papierersparnis entsprechend verkleinert. (...)“ 
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NS-Mütterschulung 


mu" j 
„Volkswirtschaft / Hauswirtschaft 


(...) Die Schriftenreihe der praktischen Hausfrau wurde vervollkommnet durch ein 
Kriegskochheft ‚Lebensmittelkarte und richtige Ernährung‘, das für 10 Pfg. verkauft 
wird und ein gutes Aufklärungsmittel bildet. 

Leider zeigte sich im Anfang des Krieges nicht immer eine Einheitlichkeit in der 
Durchgabe hauswirtschaftlichen Beratungsmaterials. Außerdem war auch die Presse 
nicht sehr aufnahmebereit für hauswirtschaftliche Rezepte oder Ratschläge. Aus die- 
sem Grunde fanden Verhandlungen im Reichsernährungsministerium und im Reichs- 
nährstand statt, die die Frage einer einheitlichen Rezeptgestaltung und -überprüfung 
aller Zeitungen und Zeitschriften durch das Deutsche Frauenwerk zum Gegenstand 
hatten. Die so vorgeschlagene endgültige Handhabung der Rezeptveröffentlichung 
steht im Augenblick noch aus. (...)“ 


„Arbeit in den Gauen 

(...) Ebenso umfangreich wie die Nachfrage auf dem Gebiet der Ernährung war die 
Bekleidungsfrage, die auch bis auf den heutigen Tag noch stark im Vordergrund steht. 
Im Zusammenhang damit ist auch das Interesse für die Wäschebehandlung und Sei- 
fenzuteilung z.Zt. äußerst aktuell. Hier ist leider Tatsache, daß die auf die Seifenkarte 
zur Verfügung stehende Menge an Seife und Waschmittel im Verhältnis zu der anfal- 
lenden Wäsche etwas gering ist, so daß man das Waschen mit Roßkastanien, Efeublät- 
tern usw. als altbewährte Hausmittel erneut herausstellen mußte. In letzter Zeit ist in 
den Beratungsstellen und Nähstuben die Herstellung von „Neuem aus Altem“ beson- 
ders vordringlich geworden. Die Frauen bringen vertragene Kleidungsstücke der ver- 
schiedensten Art mit, um unter fachmännischer Beratung und praktischer Anleitung 
daraus noch Kindersachen und vor allen Dingen Hausschuhwerk herzustellen. Das 
Interesse für dieses Arbeitsgebiet ist ganz besonders groß. (...)‘‘ 

(für die Zeit seit Beginn des Krieges) 


„Betr.: Hauswirtschaftliche Forschungs- und Versuchsarbeit. 


I. Es wurden folgende statistische Arbeiten erledigt: 
l. Die seit längerer Zeit laufenden Haushaltsbeobachtungen auf Grund von Wirt- 
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schaftsberechnungen in 

a) städtischen Arbeiterhaushalten (reine Verbraucherhaushalte), 

b) Siedlerhaushaltungen (Haushaltungen mit Eigenbewirtschaftung von Land und 
Nutzvieh) wurden nach folgenden großen Gesichtspunkten aufgestellt: 

a) Mengen, Aufwendungen, Preisen 

b) Vorratsbeständen und Vorratsbewegungen, 

c) Verbrauchsgewohnheiten und Verbrauchswandlungen. 

2. Spezifizierte Ernährungs...ngen wurden in ca. 10-15 städtischen Arbeiterhaushal- 
tungen vorgenommen. Sie erstreckten sich auf 

Zuteilung, Verbrauch, Aufwendung, Preis, Nährwert (Eiweiße, Fett, Kohlenhydrate 
und Kalorien). 

Bisher liegen hierzu Ergebnisse für 3 Zuteilungsperioden vor. Die Arbeit wird so be- 
schleunigt, daß jeweils 4 Wochen nach Abschluß der vorhergehenden Zuteilungsperio- 
de die neuen Ergebnisse anfallen. Sie werden dann dem Preiskommissar zugänglich 
gemacht. 

3. Außerdem werden gesonderte Verbrauchsuntersuchungen in einzelnen Familien 
zur Klärung der Frage: Kaufkraftfreisetzung im Zusammenhang mit der Rationierung 
gemacht. 

4. Umfangreiches Anschauungsmaterial (Tabellen, Kartogramme, Diagramme), auf 
Grund aller Untersuchungen für Vorträge und Veröffentlichungen (so Hauswirtschaft- 
liche Jahrbücher) wurde zusammengestellt. 

5. Einschlägige statistisch-wirtschaftspolitisch interessierende Mitteilungen aus den 
Tageszeitungen werden durch das Zeitschriftenreferat für die Mitarbeiterinnen der 
Abteilung fortlaufend erarbeitet.“ j 

(für das erste Halbjahr 1940) 


„Hauswirtschaftliche Ausbildung: 

(...) Das Pflichtjahr muß nicht nur aus Arbeitseinsatzgründen, sondern zur Hinfüh- 
rung der Jugend auf die haus- und landwirtschaftlichen Berufe wesentlich stärker 
noch als Erziehungsmaßnahme ausgebaut und endlich auf alle weiblichen Jugendli- 
chen ausgedehnt werden. Im künftigen Berufserziehungsgesetz muß unseres Erachtens 
bei der Ordnung der Ausbildungswege für Mädel das Pflichtjahr in irgendeiner Form 
als Grund- oder Mindestausbildungsmaßnahme eingefügt werden. Vorschläge werden 
zu gegebener Zeit von uns gemacht werden. 

Sehr erschwerend wirkt bei der Lösung der Hausgehilfinnenfrage die unklare Anrech- 
nung zwischen Arbeitsdienst und Pflichtjahr. Es brechen viele Pflichtjahrsmädel ihr 
Pflichtjahr bereits nach einem halben Jahr ab, um die Lehre dazwischen zu schieben 
und dann ein halbes Jahr in den Arbeitsdienst zu gehen. Auf diese Weise hat die 
Hausfrau nur eine halbjährig, ständig wechselnde Hilfe, von der sie wenig Entlastung 
hat. Die Mädel aber sparen ein halbes Jahr, denn der Arbeitsdienst wird auf das Pflicht- 
jahr angerechnet. 

Alle anderen Mädel, die direkt von der Schulentlassung nach dem Pflichtjahr eine Ar- 
beit aufnehmen müssen, sind gezwungen, noch ein halbes Jahr Arbeitsdienst abzulei- 
sten und damit 1 1/2 Jahre Zeit dem Pflichtjahr und dem Arbeitsdienst zu schenken. 
Darin liegt eine große Ungerechtigkeit. Entweder muß eine gegenseitige, volle An- 
rechnung durchgesetzt werden, oder, was noch richtiger ist, jedes Mädel muß das 
Pflichtjahr und den Arbeitsdienst ableisten. Die jetzige Regelung ist untragbar, da sie 
einer Unterbewertung der Arbeit im Familienhaushalt Vorschub leistet. (...)“ 
(Oktober/Dezember 1940) 


„Volkswirtschaft — Hauswirtschaft 

(...) Für die Aufklärungsarbeit kommen außer Rezept- und Flugblattmaterial Schmal- 
filme für unsere Schulungsarbeit in Frage. Durch die Ausdehnung der Arbeit auf die 
besetzten Gebiete ist eine besondere starke Nachfrage nach Aufklärungsfilmen über 
unsere Arbeit und für unsere Arbeit entstanden. Der Film wird in Zukunft auch an- 
stelle von Aufklärungsschriften, sogar Schaukochen, eingesetzt werden müssen, da 
eine große Anzahl Menschen dadurch erfaßt werden kann. Leider entstehen bei der 
Herstellung von Filmen Schwierigkeiten, da das Schmalfilm-Material kontingentiert 
worden ist. In Vorbereitung ist zunächst ein Film über Fettsparen und ein weiterer 
über praktische Winke der Gemüseverwertung. (...)‘“ 

(für die Monate Oktober - Dezember 1941) 
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Gesellschaftliche Hausarbeit: 
Ergänzung und Kontrolle 
familiärer Hausarbeit 


Die gesellschaftliche Hausarbeit verändert sich parallel zur familiären Hausarbeit. Ihre 
Anbindung an die kapitalistische Produktionsweise setzt an zwei Seiten an: erstens an 
der Schulung und Kontrolle familiärer Hausarbeit; und zweitens, notwendigerweise, 
an der Übernahme und Neugestaltung von Reproduktionsarbeiten, die die familiären 
Zusammenhänge durch ihre Zurichtung auf eine Kernfamilie hin nicht mehr effizient 
genug für das Kapital verrichten können. 

Durch die Zurichtung und Anbindung der familiären Arbeit an die Verwertungsinter- 
essen des Kapitals waren die familiären Zusammenhänge immer weniger in der Lage, 
eine soziale Sicherung in Zeiten von Krankheit, Arbeitslosigkeit, im Alter usw. eini- 
germaßen aufrechtzuerhalten. 

Die bis dahin bestehenden Formen von Sozialarbeit, kurz charakterisiert mit Verwah- 
rung des Elends in Krankenanstalten, Armen- und Arbeitshäusern, waren bei der im- 
mer größer werdenden Anzahl von Menschen verschiedener Herkunft in den Industrie- 
regionen und den damit zusammenhängenden Kostenbelastungen für die Armenkas- 
sen, überfordert. Die Armenpflege, die sich im wesentlichen der nicht oder nicht 
mehr in den Produktionsprozeß integrierten Menschen annahm, vernachlässigte an 
sich die immer dringlicher werdende Reproduktion von Arbeitskraft für die industri- 
elle Produktion. Dagegen ist die gesellschaftliche Reproduktion von Arbeitskraft 
Zielpunkt einer Sozialarbeit, wie sie sich seit Ende ‘des 19. Jahrhunderts entwickelt 
hat. Dieser Wandel ging mit einer geschlechtsspezifischen Veränderung in der Sozial- 
arbeit einher. Wurde die öffentliche Armenpflege, etwa nach dem Elberfelder- System 
von 1852, ausschließlich von Männern ausgeübt, so wurde jetzt die Sozialarbeit zu ei- 
nem typischen Frauenberuf. 

Um die Jahrhundertwende wurden erste Ausbildungsstätten für Sozialarbeit gegrün- 
det, die von Teilen der bürgerlichen Frauenbewegung mit vorangetrieben wurden. Die 
bürgerliche Frauenbewegung wollte damit die Bekleidung öffentlicher Ämter für sich 
und den Kampf gegen das Bildungsverbot für die Frau erreichen. Sie hat damit das 
emanzipatorische Interesse der bürgerlichen Frau in den Vordergrund gestellt und 
die Sozialarbeit als Kontrollorgan über die Reproduktion der Unterklassen akzep- 
tiert; zumindest hat sie es nicht geschafft, die Sozialarbeit außerhalb des staatlichen 
Ordnungsanspruchs anzulegen. 

Die Verinnerlichung der Frauenrolle als Emanzipation im Pflichtkreis der Familie 
und im Volkshaushalt, die tüchtige Arbeiterfrau, die ihren Haushalt rationell und 
sparsam bewirtschaften kann, Mütterlichkeit usw. waren Inhalte sozialarbeiterischer 
Tätigkeit in Vorschuleinrichtungen, Volks- und Berufsschulen, sozialen Frauenberu- 
fen usw... 


Die Mutterschaft als „Reservoir‘‘ von zukünftiger Arbeitskraft und von Soldaten 
wurde zum besonderen Schwerpunkt der gesellschaftlichen Hausarbeit. Hohe Säug- 
lingssterblichkeit, schlechter Ernährungsstand, sich andeutender Geburtenrückgang, 
Zunahme von Militäruntauglichen usw. führten zu Maßnahmen, die den staatlichen 
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Einfluß auf die Geburtenrate stärken sollten, um eine aktive Bevölkerungspolitik vor- 
anzutreiben und Geburtenplanung propagandistisch einzuleiten, mit dem Ziel, die 
„Nation zu stärken“. 


Der staatliche Verfügungsanspruch über die weibliche Gebärfähigkeit drückte sich in 
einem Abtreibungsverbot, in erschwerten Beschaffungsmöglichkeiten von Verhütungs- 
mitteln einerseits und in den zunehmend sozialdarwinistischen Rassen- und Familien- 
theorien zu Anfang dieses Jahrhunderts andererseits aus. Die „Anhebung der biologi- 
schen Qualität des Volkes“, einer „‚Entartung entgegenzuwirken“, die Beseitigung 
„aller Minderwertigen‘‘ waren Inhalte solcher ‚‚Theorien‘‘ — Massensterilisierungen, 
Einschläfern „Minderwertiger‘ und gezielte Menschenzüchtungen wurden in aller 
Öffentlichkeit diskutiert. (vergl.: Janssen-Jurreit, 1979) 

Ab ca. 1904 entwickelte sich systematisch die Säuglingsfürsorge. Verbilligte Abgabe 
von Milch, Merkblätter über Säuglingspflege — auf preußischen Standesämtern ver- 
teilt — und Stillpropaganda waren weitere Maßnahmen, um der hohen Säuglings- 
sterblichkeit und dem Geburtenrückgang entgegenzuwirken. 


„.. Auch ich habe, ebenso wie Schallmeyer, schon vor Jahren innerhalb der Frauen- 
bewegung auf die Gefahr aufmerksam gemacht, die der Rasse daraus erwächst, daß 
ein erheblicher Bruchteil der in höheren Berufen tätigen Frauen ehelos oder kinder- 
arm bleibt. Die kommenden Geschlechter erleiden dadurch zweifellos einen nicht zu 
unterschätzenden Verlust an geistigem Erbgut, der noch größer wird, wenn die be- 
gabten Frauen zwar heiraten, aber dem Beruf zuliebe freiwillig auf Nachkommen- 
schaft verzichten. Denn berufstätige intelligente Frauen pflegen geistig besonders 
hochstehende Männer zu heiraten, deren Erbanlagen auf diese Weise dem Volkskör- 
per gleichfalls verlorengehen. Schwachbegabte Eltern haben noch niemals ein Genie 
zur Welt gebracht. Wo ein solches entsteht, da handelt es sich um eine besonders 
glückliche Verbindung väterlicher und mütterlicher Anlagen. .... Wenn wir aber den 
Hauptanteil an der Fortpflanzung den Minderbegabten überlassen, so muß notwen- 
dig das geistige Erbgut des Volkes allmählich sinken. Deshalb sollte man denjenigen 
Frauen, die der Mutterschaft wegen ihren Beruf aufgeben, nicht mit Mißachtung 
begegnen, wie das eigentlich geschieht. Mutterschaft und Beruf sind Gegensätze, 
darüber dürfen wir uns nicht täuschen. Äußere Not zwingt die Frau häufig, und 
wird sie in Zukunft leider noch viel häufiger zwingen, beide zu vereinigen, und es 
muß deshalb alles geschehen, um ihr diese Vereinigung zu erleichtern. Es bleibt 
aber ein Kompromiß, unter dem eines von beiden leidet. Mütterlichkeit und beruf- 
lichen Volleistung miteinander zu verbinden, ist nur wenigen Frauen vergönnt.” 
(Bluhm, 1919) 

Zunehmende Frauenerwerbstätigkeit während des 1. Weltkrieges, die Zunahme 
männerloser Haushalte durch den Kriegseinsatz der Hauptverdiener blieben nicht oh- 
ne Rückwirkungen auf die familiären Strukturen. Bedingt durch den Arbeitskräfte- 
mangel arbeiteten nun nicht mehr nur ledige Frauen in den Fabriken, denen die 
zukünftige Hausarbeit beigebracht werden mußte; sondern es wurden immer mehr 
verheiratete Frauen mit Kindern zur außerhäuslichen Arbeit herangezogen, die die 
Doppelbelastung durch Haushalt, Kinder und Fabrikarbeit bewältigen mußten. So 
wurde mit Beginn des 1. Weltkrieges für die gesellschaftliche Hausarbeit eine Inten- 
sivierung der Familienfürsorge notwendig, um einer Destabilisierung der Familien 
entgegenzuwirken. 


Ab 1916 wurde die betriebliche Sozialarbeit systematisch ausgebaut. Unter Leitung 
der Frauenarbeitszentrale im Kriegsamt wurde der Einsatz von Fabrikpflegerinnen 
organisiert. 


Die innerbetriebliche Arbeit der Fabrikpflegerinnen umfaßte u.a. gesundheitliche 
Fragen, Arbeitsdauer, Überwachung sanitärer Einrichtungen, Vermittlung von Erho- 
lungsaufenthalten und ärztliche Betreuung, mit dem Ziel, die Fluktuation einzudäm- 
men und die Arbeitsstetigkeit zu fördern. In Ergänzung dazu stand die Arbeit der 
Wohn- und Kreispflegerinnen, deren Aufgaben vor allem im häuslichen Bereich lagen. 
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Kriegsamtstelle Ref. Frauenarbeit III.b,AK. 


I 
ı l Evtl.Bericht- 
1 Bericht- lung ab Bericht- erstattung 
1918 Bitten um U 
erstattung durch erstat- ee 
die x : 
h Stadt tung wie Heimpl. 


\ USW. 


Kreispflegerin: 
Aufgaben: 


Besuch der Kin- 
der, Überprü- 
fung der Wohn- 
verhältnisse 


Fabrikpflegerin: 
Fürsorge, insbes. 


Aufgaben: 


Prüfung der Wohnver- 
hältnisse, Unterbrin- 
gung der Kinder, 

zuständig für Stadt- 
gebiet 


für Munitionsar- 
beiterinnen 


S 


Unterordnung “- 


Bezirkspfle- Falls keine Bezirks- Anstellung, 


pflegerin vorhanden, Unterordnung, 


Zusammenarbeit mit Bez ung 
deren Fürsorge- ; 
Angestellte Pa durch Betrieb. 
des Staates stellen. 


Schema Sozialarbeit im 1. Weltkrieg in Bayern (Seidel a.a.O.) 


Kinderfürsorge, Säuglingspflegekurse, ‚‚Begutachtung“ der Wohnverhältnisse, Ver- 
mittlung von Kindergartenplätzen oder geeigneten Pflegestellen sind einige Beispiele 
hierfür. 

Diese öffentliche Fürsorgearbeit wurde noch durch ehrenamtliche Tätigkeiten von 
Frauen aus Frauenvereinen und -verbänden ergänzt, die sich nach Ausbruch des 
Krieges im „Nationalen Frauendienst‘‘ zusammengeschlossen hatten. 

Abteilungen für Arbeitsvermittlung, Vermittlung freiwilliger Hilfskräfte, Kinderfür- 
sorge, Lebensmittelbeschaffung und Speisungen wurden vom Nationalen Frauen- 
dienst in fast allen größeren Städten eingerichtet. Schulungsprogramme, um den Haus- 
frauen bei der Lebensmittelknappheit eine effiziente Haushaltsführung beizubringen, 
wurde vom Frauendienst allenthalben organisiert: hauswirtschaftliche Beratungsstel- 
len wurden eingerichtet, Rezeptvorschläge für vorhandene Lebensmittel und Ermah- 
nungen zur Sparsamkeit verteilt. 

Das organisatorische Geflecht der gesellschaftlichen Hausarbeit wurde nach dem Krieg 
reduziert, diente jedoch weiterhin als Orientierungsansatz, um Familie, Betrieb und 
Volkshaushalt zu verbinden. 

Nach Kriegsende wurden die meisten Fabrikpflegerinnen, deren Arbeitsschwerpunkte 
ja speziell auf die Kriegswirtschaft ausgerichtet waren, wieder entlassen. Einige Be- 
triebe behielten eine betriebliche Fürsorge jedoch bei und bauten sie aus. Der häus- 
liche Bereich sollte zum direkten Ansatzpunkt dieser betrieblichen Fürsorge werden. 
Es ging ihnen vor allem darum, eine effiziente Hausarbeit im Zusammenhang mit 
männlicher Lohnarbeit zu erreichen. Auflösungserscheinungen der Familienstrukturen 
und der enorme Verschleiß des weiblichen Arbeitsvermögens durch die Doppelbela- 
stung waren erste Alarmzeichen für die betriebliche Fürsorge, um die hauswirtschaft- 
liche Aus- und Weiterbildung der Arbeiterfrauen voranzutreiben. Die Verbindung von 
„Werksfamilie“ und Arbeiterfamilie sollte durch eine entsprechenden Reproduktions- 
arbeit erreicht werden. Hausbesuche der Werksfürsorgerinnen, fabrikeigene Näh- und 
Flickschulen, abendliche Kurse für Arbeiterinnen und Arbeiterfrauen usw. boten den 
Werksfürsorgerinnen ein breites Betätigungsfeld. 
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Wie der Lohn des Mannes, der zunehmend den Unterhalt der Familie mit einschließt, 
müssen auch die Kosten gesellschaftlicher Hausarbeit mit entsprechenden Einrichtun- 
gen und familienbezogenen Zahlungen, wie beispielsweise das Stillgeld für 12 Wochen 
und die Zahlung der Entbindungskosten seit 1915, zur notwendigen Arbeitszeit ge- 
rechnet werden. Sie gehören zur Reproduktion derzeitiger und zukünftiger Arbeits- 
kraft wie die Lebensmittel. 

Durch die Teilung der Reproduktionsarbeit in einen inner- und außerhäuslichen Be- 
reich macht der Staat seinen Verfügungsanspruch über die Reproduktion der Unter- 
klassen geltend und schafft sich gleichzeitig damit eine Kontroll- und Disziplinie- 
rungsinstanz. 

Die Organisierung einer auf die Familie orientierten gesellschaftlichen Hausarbeit 
und entsprechende sozialpolitische Maßnahmen zeichneten sich bis zum Nazismus 
erst in Umrissen ab. Die Ansätze aus den 20er Jahren sind während des National- 
sozialimus wesentlich umfangreicher ausgebaut worden. 


Weibliche Reproduktionsarbeit 
im Netz gesellschaftlicher Hausharbeit 
während des Nationalsozialismus 


Die Reproduktion im Zusammenhang mit der Familie als „Keimzelle des Staates“ 
und als Ort zukünftiger und derzeitiger Arbeitskraft wurde im Nationalsozialismus 
grundlegend organisiert und in ihrer Struktur geschlossen. 

Die Überwachung und Normung der gesamten Reproduktion der Arbeiterklasse 
wurde mit der Aneignung der weiblichen Gebärfähigkeit, zwischen Gebärprämie, 
Zwangsabtreibung und Zwangssterilisierung angelegt, abgeschlossen. Mit einer rasse- 
hygienischen Bevölkerungspolitik, für die „Aufartung des deutschen Volkes‘ wurden 
„hochwertige‘‘ Familien mit Sozialleistungen aller Art unterstützt und gefördert. 
Hingegen erhielten ‚‚minderwertige‘“ Familien zur „Vermeidung von Volksschäden“ 
keine Unterstützung; sie wurden selektiert, der negativen rassistischen Bevölkerungs- 
politik zugeordnet und waren einer Kosten-Nutzen-Rechnung ausgesetzt, die bis 
hin zur Vernichtung führte. 

Die Ausbildung der Volkspflegerinnen sollte nicht mehr die Dreiteilung: Gesundheits-, 
Jugend- und wirtschaftliche Fürsorge zur Grundlage, sondern die Familienfürsorge 
insgesamt zum Schwerpunkt haben. 


„Der Weg neuer Volkswohlfahrt ist nicht mehr so sehr Befürsorgung oder Unterstüt- 
zung, als vielmehr Führung, Erziehung, Hilfe, Pflege, Opferwilligkeit und Dienst in 
persönlichem Einsatz zum Helfen von Mensch zu Mensch aus sittlicher Verantwor- 
tung heraus. Aus der völkischen Schicksalsgemeinschaft entspringt die Pflicht jedes 
Volksgenossen, eine wirtschaftliche, gesundheitliche, erzieherische oder seelische Not 
des Nächsten zu verhindern oder zu heilen. Jedoch hat niemand mehr das Recht auf 
Wohlfahrt. Im Vordergrund steht die moralische Pflicht, die einmal erhaltene Hilfe 
der Volksgemeinschaft irgendwie wieder ableisten zu müssen. Die Erziehung zu die- 
ser grundsätzlichen Wohlfahrtsethik ist für Gebende und Nehmende, Führende und 
Geführte in der gesamten Volkswohlfahrt unerläßlich. Vom nationalsozialistischen 
Standpunkt aus mußte die Verteilung der Wohlfahrtsarbeit in öffentliche und freie 
Wohlfahrtspflege aus der Vergangenheit revidiert werden. Der öffentlichen Fürsorge 
verbleibt die Aufgabe, gemäß den Gesetzen und Verordnungen des Staates allen 
Notleidenden und Hilfebedürftigen gerecht zu helfen und Maßnahmen für die Durch- 
setzung aller Bestimmungen zur Hebung der Volkswohlfahrt und zur Vermeidung 
von Volksschäden zu begreifen, sowie die gesamte Wohlfahrtsarbeit zu überwachen, 
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damit sie einheitlich im Sinne der völkischen Aufartung ausgerichtet wird. .... Hin- 
sichtlich der weiblichen Berufskraft — der Wohlfahrtspflegerin — brauchen wir die 
gute Familienfürsorgerin. Mit dieser einheitlichen Grundausbildung wollen wir jedoch 
keineswegs eine Normung des Berufs oder den Einheitstyp des Wohlfahrtspflegers 
bzw. der Wohlfahrtspflegerin erreichen, sondern es wird sich auch weiterhin durch 
die natürliche Verschiedenheit der besonderen Vorbildung für die einen eine bessere 
Verwendung im sozialpädagogischen und für die anderen im gesundheits- oder wirt- 
schaftsfürsorgerischen Arbeits-Bereich der Volkswohlfahrtspflege ergeben.‘ (Sitzung 
des Reichszusammenschlusses staatlich anerkannter Schulen für Volkspflege vom 8.1. 
1935) 


Die Fürsorgerinnen sollten bei ihren Hausbesuchen Ermittlungen für die erbbiologi- 
sche Bestandsaufnahme sammeln, die zum Aufbau einer „Sippenregistratur“ führen 
sollte. Nach den daraus gewonnenen Ergebnissen sollten Aufgebote, Anträge auf 
Ehestandsdarlehen und Kinderbeihilfen bearbeitet werden. 

».. ein möglichst gründliches Ausfragen des Prüflings über seine Sippenangehörigen, 
ein eingehendes Durchsprechen des von ihm ausgefüllten Sippenfragebogens. Meist 
eine Geduldprobe, die außer viel Zeit noch sehr viel Takt und Einfühlungsvermögen 
erfordert, um das Durchsprechen weder oberflächlich abrollen noch als peinliche 
Neugier oder Detektivarbeit erscheinen zu lassen. Es ist überraschend, wie oft wichti- 
ge Umstände erst durch geschicktes Fragen zutage gefördert werden, auf die man auf- 
grund behördlicher Mitteilungen nicht gestoßen wäre. ... Wenn heute auf allen Ge- 
sundheitsämtern die Erbkartenschränke sich füllen, wenn die erhaltenen Weisungen 
zum Ausbau der Erbbestandsaufnahme bisher erfüllt werden konnten, wenn Bewer- 
ber um Eignungs- und Tauglichkeitszeugnisse nicht ungebührlich lange auf Entschei- 
dungen warten müssen, so wissen wir Amtsärzte am besten, daß dieser Stand schwer- 
lich ohne die treue Hilfe und fleißige Arbeit unserer Gesundheitspflegerinnen hätte 
erreicht werden können und weiter gehalten werden kann. ‘‘ (aus: Über die Mitarbeit 
der Gesundheitspflegerinnen in der erbbiologischen Bestandsaufnahme, in: Der öf- 
fentliche Gesundheitsdienst, Heft Nr. 11, 1939) 

Die Hilfsorganisation „Mutter und Kind“, 1934 gegründet, verfügte über ein weites 
Netz von Beratungsstellen; Schwangerenbetreuung, Organisation von Ferienaufent- 
halten für Mütter und Kinder, Gewährung wirtschaftlicher Hilfen, überwiegend in 
Form von Sachunterstützungen (Lebensmittel, Kinderkleidung u.a.), Vermittlung von 
Haushaltsunterricht usw. waren die speziellen Aufgaben dieser Organisation. Aufbes- 
serung des Familieneinkommens, sei es in Form von Sachunterstützungen oder Zah- 
lungen eines indirekten Lohns z.B. als Kinderbeihilfen, Steuervergünstigungen, Still- 
prämien und Ehestandsdarlehen sollten die „kinderreichen Vollfamilien“ und nicht 
die „asozialen Großfamilien‘“ unterstützen. Entsprechende Kontrollen, die von 
Volks-, Gesundheits- und Familienpflegerinnen nach Kriterien einer rassehygieni- 
schen Bevölkerungsplanung zwischen Auslese ‚hochwertiger‘ Familien und Auslese 
„minderwertiger“ Familien durchgeführt wurden, sollten für die „Aufartung der 
Volksgemeinschaft‘‘ sorgen. 

Ein weiterer Ansatz zur Erziehung der deutschen Familie lag in den Betrieben. Diese 
Aufgaben wurden vor allem vom ‚‚Frauenamt‘“ der Deutschen Arbeitsfront durchge- 
führt. Die ‚Sozialen Betriebsarbeiterinnen“ sollten die Vermittlung von Betriebs- und 
Familienarbeit für die Frauen übernehmen; dabei ging es zunächst im wesentlichen 
um Arbeitserziehung, um Einrichtung sanitärer Anlagen wie Dusch- und Waschräume, 
Grünanlagen, um Einhaltung der Mutterschutzbestimmungen und Gesundheitsfür- 
sorge. 

Die ‚Sozialen Betriebsarbeiterinnen‘‘ machten auch Hausbesuche, um den Frauen 
hier mit Tips und Ratschlägen bezüglich Ernährung, Reinlichkeit, Kinderversorgung, 
Verbrauchslenkung, Geburtenförderung usw. unter die Arme zu greifen. Sie organi- 
sierten Einkaufsdienste oder richteten Verkaufsstellen in den Betrieben selber ein, 
organisierten Näh- und Flickarbeiten, bei denen kaputte Wäschestücke der Arbeiter- 
familien eingesammelt wurden, die dann von der NS-Frauenschaft, Reichsarbeits- 
dienst oder BDM geflickt wurden. 
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Die Arbeit der NS-Frauenschaft setzte vor allem unmittelbar bei Frauen an, die ihre 
„Pflicht“ als Mutter und Hausfrau erfüllen sollten, während sich das Frauenamt der 
DAF um den ‚‚wesensgerechten Einsatz‘‘ der weiblichen Arbeitskraft am Arbeitsplatz 
kümmerte. 

Nach Verabschiedung des Vierteljahresplanes und beginnender Kriegswirtschaft, der 
zunehmenden Frauenarbeit im außerhäuslichen Bereich, stellte sich heraus, daß eine 
solche strikte Trennung nicht weiter aufrechterhalten werden konnte. Außerdem 
hatte sich gezeigt, daß die Frauen nicht in dem Maße wie gewünscht freiwillig zu den 
Veranstaltungen der NS-Frauenschaft gingen. Somit mußte für die Erziehung der 
„tüchtigen‘‘ deutschen Hausfrau, Mutter und Arbeiterin ein breiterer Raum innerhalb 
der Betriebsfürsorge bereitgestellt werden. (siehe hierzu: Sachse, a.a.O.) 

Ergänzt wurde die Fürsorgearbeit von einem breit organisierten Netz ehrenamtlicher 
Tätigkeiten: sei es in bestehenden Einrichtungen wie z.B. „Mutter und Kind‘, 
„Winterhilfswerk“, BDM oder durch Nachbarschaftshilfen, Kinderlandverschickun- 
gen, Flickbeutelaktionen, Ernteeinsätze, Sammelaktionen usw. 
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Die Hebamme 
und die „Erbgesundheit‘ des Volkes 


Eine unmittelbare Kontrolle der weiblichen Gebärfähigkeit sollte durch die Arbeit 
der Hebammen erreicht werden. 

Schon in den 20er Jahren waren Versuche unternommen worden, durch eine Nieder- 
lassungsgenehmigung eine „Überfüllung des Hebammenwesens“ zu verhindern, eine 
gleichmäßige Verteilung auf städtische und ländliche Regionen zu erreichen und jün- 
gere Frauen für diesen Beruf zu gewinnen. Die Ausschaltung älterer Hebammen wur- 
de angestrebt, um überhaupt eine grundlegende Erneuerung dieses Berufsstandes be- 
treiben zu können. 

Anfang der 30er Jahre wurden Vorschläge erarbeitet, in denen die Anzahl und der 
Bedarf an Hebammen, orientiert an Bevölkerungsdichte und Geburtenanzahl, durch 
eine Landeshebammenzentrale ermittelt und festgelegt werden sollten. Kreise und 
Gemeinden sollten demnach nicht mehr berechtigt sein, eine Hebamme einzustellen. 


„Wir sind uns wohl bewußt, daß bei Durchführung der von mir vorgeschlagenen Aus- 
wahl und Verteilung der Hebammen mit der Bodenständigkeit auch die Möglichkeit 
fast wegfallen würde, daß verheiratete Frauen sich dem Hebammenberufe zuwenden. 
... Die verheiratete Schülerin ist abgelenkt, mit ihren Gedanken immer mehr oder 
minder bei ihrem Mann, ihren Kindern, dem vernachlässigten Haushalt... . Der Heb- 
ammenberuf soll nicht Neben-, sondern Hauptberuf sein! Die Entwicklung (Verlän- 
gerung der Ausbildungszeit, Erweiterung der Berufspflichten, Einbeziehung in das 
Fürsorgesystem) wird zwangsläufig die ledige Hebammenschülerin und die ledige 
Hebamme fast ausschließlich zur Folge haben. Jedenfalls sollte die Hebamme grund- 
sätzlich erst nach der Niederlassung heiraten.” (Dr. med. Hans Baum: Die Mißstände 
im Hebammenwesen, in: Zeitschrift für Medizinalbeamte Nr.1, 1930) 


Die Einführung eines numerus clausus und einer einheitlichen Ausbildung sollten der 
Erweiterung des Berufsfeldes und Hebung des Berufsbildes dienen und entsprechend 
die finanzielle Sicherung der Hebammen miteinbeziehen. Prüfungen der „körperli- 
chen und geistigen Befähigung‘“ durch Kreisärzte und ein Zeugnis über die „sittliche 
Führung“ sollten die Vorbedingungen für den Hebammenberuf vereinheitlichen und 
verschärfen, um die unüberschaubare Anzahl von Hebammen zu begrenzen und deren 
Arbeit zu normen und um vor allem eine Neuorganisation des Hebammenwesens 
nach rassehygienischen Gesichtspunkten voranzutreiben. 


„Ein älterer Hebammenlehrer hat in 36jähriger Tätigkeit nur 8 Schülerinnen wegen 
Unfähigkeit entlassen, während wir seit jeher mindestens ein Drittel in jedem Kurs 
wieder entlassen. Er hat die Erfahrung gemacht, daß die anfangs ganz Schwachen 
schließlich doch eine ganz befriedigende Prüfung ablegten. Diese Erfahrung haben wir 
alle gemacht. Je länger eine Schülerin am Unterricht teilnimmt, um so schwerer wird 
für den Hebammenlehrer der Entschluß, sie wieder zu entlassen. Denn schließlich 
kann man jedem Menschen mit Mühe und Ausdauer etwas eintrichtern. Wir Hebam- 
menlehrer sind aber doch nicht dazu da, Papageien abzurichten! Wir wollen in unse- 
ren Hörsälen nicht Analphabeten, sondern die Elite der Frauenwelt sehen. Für den 
schönsten, aber auch schwersten und verantwortungsvollsten Frauenberuf sind die 
Besten gerade gut genug.‘‘ (Hans Baum: Wie sichern wir uns einen geeigneten Nach- 
wuchs für den Hebammenberuf? in: Zeitschrift für Medizinalbeamte, Sonderheft 
Hebammenwesen, 1931) 


Eine „geburtshilfliche Statistik“ wurde mit Hilfe von Fragebögen, die u.a. von den 
Hebammen ausgefüllt werden mußten (Ort der Entbindung, Kreiszuständigkeit, 
Wohnort der Hebamme usw.) aufgebaut. 

Um jedoch eine genauere Erfassung von Mutter und Kind, des Säuglings vom Tag sei- 
ner Geburt an, zu erreichen und um eine dem Bedarf entsprechende Fürsorgearbeit 
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einzuleiten, wurden die Fragebögen 1936 (?) erweitert: Einzel- oder Mehrlingsgeburt, 
rechtzeitig Geborene, Frühgeborene, Lebendgeborene, Geschlecht, Sterbefälle von 
Mutter und Kind usw. wurden registriert. Diese Angaben wurden wenn erforderlich 
durch Sonderumfragen ergänzt. 

Ein einheitliches Hebammengesetz wurde am 21.12.1938 verabschiedet. Der Zustän- 
digkeitsbereich der Hebammen war hier genauer festgelegt und reichte von der Hilfe 
während der Schwangerschaft, bei Geburten, Fehlgeburten und in der Wochenpflege 
bis hin zur Mitarbeit in der Schwangeren-, Mütter-, Säuglingsfürsorge und Einleitung 
erzieherischer Maßnahmen, wie das Hinzuziehen einer Volkspflegerin oder das Orga- 
nisieren von Mütterschulkursen und Erholungsaufenthalten in Mütterheimen. 

Die Anerkennung als Hebamme erfolgte durch eine staatliche Behörde, der Besitz ei- 
nes Prüfungszeugnisses war nicht mehr ausreichend. Damit das Überwachungsnetz 
auch völlig geschlossen wurde, mußte der ‚Anspruch auf Hebammenhilfe geltend“ 
gemacht werden. Jede schwangere Frau war demnach verpflichtet, ‚rechtzeitig eine 
Hebamme zu ihrer Entbindung hinzuzuziehen‘“, oder gegebenenfalls ‚‚sofort nach 
der Geburt zu ihrer und des Kindes weiterer Versorgung‘ zu rufen. Die Hebammen 
haben mit ihrer Arbeit nach Richtlinien für die „‚Erbgesundheit des Volks“, ‚‚Verhü- 
tung erbkranken Nachwuchses“, „nach Leistungsfähigkeit und Erbuntüchtigkeit“ 
die staatliche Kontrolle über die weibliche Gebärfähigkeit — den Geburtenkrieg — 
aus nächster Nähe mit vollzogen. 

Durch genauere Ermittlungs- und Erfassungssysteme konnte der Bedarf an geburts- 
hilflichen und überhaupt fürsorglichen Leistungen in einer bestimmten Region ge- 
nau ermittelt werden; während gleichzeitig sogenanntes ‚‚unwertes‘“ Leben, ‚Asozia- 
le‘, im Keim erstickt wurde. 


Der Staat übernahm im NS die Funktion des Kontrolleurs über die weibliche Repro- 
duktionsarbeit und die Organisierung der „Produktion von Arbeitskraft‘. Er richtete 
ein Netz gesellschaftlicher Hausarbeit ein, das in die Nischen des Alltags eindrang und 
schaffte sich damit eine Art gesellschaftlicher Fabrik. 

Die Funktion der Hausarbeit als Reproduktion derzeitiger und zukünftiger Arbeits- 
kraft ist damit endgültig durchgesetzt und festgeschrieben worden. Die Kosten für 
diese erweiterte Reproduktion, als Teil der notwendigen Arbeitszeit, sind dabei an 
genau umschriebene Bedingungen, Normen und Anforderungen geknüpft worden, de- 
ren Einhaltung mit Hilfe gesellschaftlicher Hausarbeit kontrolliert und falls nötig 
unterstützt wurden. 

Eine Kosten-Nutzen-Rechnung der ganzen Sozialarbeit auf Grundlage rassehygieni- 
scher und sozialdarwinistischer Prinzipien, eine Familienpflege nach dem Motto: Der 
Familie keine Last abnehmen, sondern sie zur Selbsthilfe anleiten; sowie ein breit or- 
ganisiertes Heer ehrenamtlicher Tätiger, machten die Reproduktionskosten berechen- 
bar und führten zugleich zu einer Verbilligung indirekter Lohnzahlungen. Gesell- 
schaftliche Hausarbeit, als Spinnennetz über die familiäre Reproduktionsarbeit ange- 
legt, stabilisiert auch nach 45 die kostengünstige Verwertung der Kernfamilie. 
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Industrialisierung der Hausarbeit: Maggi 


Frauenlohnarbeit 


Seit Anfang dieses Jahrhunderts betrug die ständige Frauenerwerbstätigkeit ca. 33%. 
Die Rollenzuweisung der Frau als Hausfrau und Mutter diente gleichzeitig dazu, 
Frauen als ständige Reservearmee für die industrielle Produktionsweise heranziehen 
zu können. Ihr Verdienst wurde als Zuverdienst für den Familienunterhalt einge- 
stuft und Frauen wurden somit zu billigen Arbeitskräften. 

1907 überschreitet zum ersten Mal die Zahl der in der Industrie beschäftigten Frauen 
die Zahl der in der Landwirtschaft tätigen. Bemerkt seijedoch noch, daß stundenwei- 
se und zeitlich begrenzte Anstellungen, sei es als Putz- oder Waschfrau, als Hilfe beim 
Großreinemachen oder solche Tätigkeiten wie das Austragen von Zeitungen und 
Backwaren nicht berücksichtigt worden sind und somit als Frauenerwerbstätigkeit in 
den offiziellen Statistiken nicht mit erscheinen. Mehr als die Hälfte aller erwerbstäti- 
gen Frauen arbeiteten 1907 in der Bekleidungs- und Textilindustrie, gefolgt von der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie. Die Heimarbeit, organisiert über Zwischenmei- 
ster und Schwitzbuden vor allem für die Textilbranche, war ein weiterer typischer 
Arbeitsbereich für Frauen; vor allem für diejenigen, die zu Hause Kleinkinder zu versor- 
gen hatten. In Berlin war z.B. 1905 jede 4. erwerbstätige Frau hausindustriell be- 
schäftigt. Das Gros der Fabrikarbeiterinnen waren ledige Frauen; dennoch ist seit 
Anfang dieses Jahrhunderts eine stetige Zunahme verheirateter Frauen festzustellen. 


Während des 1. Weltkriegs stieg die Frauenerwerbstätigkeit rapide an. Die Notlage im 
Krieg zwang viele Frauen zur Arbeitsaufnahme in den Fabriken. Die zunächst bei 
Kriegsausbruch einsetzende Arbeitslosigkeit sollte durch sogenannte Notarbeiten ver- 
mindert werden. Näh-, Strick- und Ausbesserungsarbeiten wurden von Kommunen, 
Wohlfahrtseinrichtungen, Frauenvereinen usw. gegen Bezahlung an Frauen vergeben. 


In der Kriegsindustrie fanden rationalisierte Produktionsabläufe ihre Anwendung und 
neue Ansätze zur Massenproduktion wurden eingeführt. 

Die schon seit Beginn dieses Jahrhunderts ansatzweise in einigen Großbetrieben ein- 
geführten technologischen Erneuerungen richteten sich vor allem gegen qualifizierte, 
handwerklich vor- und ausgebildete Arbeitskräfte. Es sollte damit eine Abnahme qua- 
lifizierter Arbeit erreicht werden, um jederzeit in allen Sektoren des Betriebes leicht 
auswechselbare und kurz angelernte Arbeitskräfte einsetzen zu können. 

Durch Serienfertigung und Aufteilung einzelner Herstellungsvorgänge in der Kriegs- 
produktion hat sich während des 1. Weltkriegs in der Metallindustrie — einer Domäne 
handwerklicher Facharbeit — die Frauenarbeit verdreifacht, und in der elektrotech- 
nischen Industrie waren 55% der Beschäftigten Frauen. (Roth 1974) 

Der einsetzende Arbeitskräftemangel sollte durch das Gesetz zum ‚‚vaterländischen 
Hilfsdienst‘ vom 5.12.1916, das alle Männer zwischen dem vollendeten 17. und 60. 
Lebensjahr zur Arbeit verpflichtete, behoben werden. Der Arbeitseinsatz weiblicher 
Arbeitskräfte sollte durch staatlich eingerichtete Stellen, Referate für Frauenarbeit 
und spezielle Abteilungen auf Arbeitsämtern reguliert werden. 


„Die Lösung des wohl offensichtlichen Problems industrieller Frauenarbeit im Krie- 
ge, das der übermäßigen Fluktuation, bedeutet für die Referate Frauenarbeit eine 
vordringliche Aufgabe. Klagen über die Unstetigkeit der Arbeiterinnen waren häufig. 
Sie kannten vielfach keine Arbeitsdisziplin. Zumeist traten von den eingestellten 
Arbeiterinnen nicht alle die Arbeit wirklich an, oftmals nicht einmal die Hälfte. ... 
Ein Nürnberger Unternehmen mit ca. 360 beschäftigten Frauen verzeichnete einen 
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Abgang von 80 bis 100 Personen wöchentlich. Nach Berichten der dortigen Leiterin 
des Referats Frauenarbeit der Kriegsamtstelle war diese stetige Neudeckung von 
1/3 des Personalbedarfs pro Woche keine Seltenheit.“ (aus: Seidel, a.a.O.) 


Propaganda- und Werbekampagnen sollten Frauen motivieren, freiwillig den „ehren- 
vollen Dienst fürs Vaterland‘ aufzunehmen. Arbeitsberatungen in Zusammenhang 
mit der regionalen Arbeitsmarktsituation sollten stellensuchenden Frauen einen Ar- 
beitsplatz vermitteln. Durch Kürzung oder Streichung finanzieller Kriegsunterstützun- 
gen wurden Frauen allerorts zur Arbeitsaufnahme gezwungen. 

Nach Kriegsende im März 1919 wurde die „Verordnung zur Freimachung der Arbeits- 
stellen“ erlassen, wonach alle Frauen, deren Männer ein Einkommen hatten, entlassen 
werden sollten. Die ansteigende Arbeitslosigkeit sollte dadurch, daß sich vor allem 
verheiratete Frauen wieder in Haus- und Familienarbeit zurückzogen, verringert wer- 
den. Durch eine genaue Erfassung der Arbeitslosen und ihrer familiären Situation, 
durch Beratung entsprechend der regionalen Situation auf dem Arbeitsmarkt, sollte 
die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung — weibliche Reproduktions- und männliche 
Lohnarbeit — wieder in die gewünschten Bahnen gelenkt werden. 


„Aus den lebhaften Erörterungen über diese Fragen ergeben sich bisher folgende von 
den verschiedenen Richtungen übereinstimmend als erstrebenswert anerkannten Zie- 
le: Gesunde und zweckmäßige, der Leistungsfähigkeit beider Geschlechter angepaßte 
Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen, wobei vor allem den rückkehrenden 
Kriegsteilnehmern ihre Arbeitsplätze gesichert sein müssen und ein Lohndruck infol- 
ge von Unterbietung durch billige Frauenabreit zu vermeiden ist. Herausziehung der 
Frau aus körperlich zu schwerer oder gesundheitsschädlicher Tätigkeit, Rückführung 
der Frau in die Familie oder in den früheren Beruf, der Jugendlichen in geregelte, ge- 
ordnete Ausbildung, bei eintretender Arbeitslosigkeit Entlastung des Arbeitsmarktes 
von solchen Frauen, die nicht auf Erwerb angewiesen sind, Überführung der Entlas- 
senen in solche Berufe, die Mangel an Arbeitskräften haben, sowie Rückführung Orts- 
fremder in ihre Heimat. ... Zweckmäßig werden die Meldungen an die Arbeitsnach- 
weise auf Personalkarten geschehen, auf denen die wichtigsten Angaben über die 
persönlichen Verhältnisse und den früheren Beruf der Arbeiterin enthalten sind. Die 
Karten, die schon jetzt in den Betrieben zu führen und auf dem Laufenden zu halten 
wären und auch für statistische Zwecke sehr wertvolles Material liefern würden, wä- 
ren — nachdem sie dem Betrieb als Unterlage für die Aufstellung der Reihenfolge der 
zu Entlassenden gedient haben — dem Arbeitsnachweis nach der Kündigung zu über- 
weisen, und würden ihm schon vor Erscheinen der Arbeiterin selbst ermöglichen, sich 
ein ungefähres Bild über die nötigen Maßnahmen zu machen: die Karten der orts- 
fremden Arbeiterinnen würden der heimischen Zentralauskunftsstelle zugesandt wer- 
den, damit der zuständige heimische Arbeitsnachweis die Verbindung mit der Arbei- 
terin zwecks Vermittlung von Arbeit oder Erwerbslosenunterstützung aufnehmen 
kann. .. . Mit der Erfassung der Arbeitslosen ist es aber noch nicht getan, der 
Schwerpunkt der Tätigkeit der Arbeitsnachweise, die eigentlich schwierige und ver- 
antwortungsvolle Aufgabe liegt — in der Übergangswirtschaft sowohl wie in der 
Kriegswirtschaft — in der Beratung der Frauen. Die aus der Landwirtschaft stammen- 
dem Frauen dahinzubringen, daß sie diese Arbeit wieder aufnehmen, der halbausge- 
bildeten Bureaukraft, die früher Dienstmädchen war, die Vorteile klarzumachen, die 
ihr die Wiederaufnahme der alten Arbeit bringt und die Aussichtslosigkeit, in dem 
Kriegsberuf wieder Stellung zu bekommen, für die verheiratete Frau eine Stellung zu 
finden, die sie ohne Vernachlässigung ihres Haushaltes ausfüllen kann, ortsfremde 
ledige Mädchen zur Rückkehr in die Heimat zu bestimmen, Arbeitssuchenden, die 
sich über die Wahl des Arbeitsplatzes nicht klar sind, die für ihre Tätigkeiten passen- 
den Stellen anzuraten und zugleich solche, wo sie den Männern nicht unzweckmäs- 
sig Konkurrenz machen, das sind — um nur einiges herauszugreifen — die kleinen 
Einzelaufgaben der Arbeitsnachweise, von deren mehr oder weniger geschickter Lö- 
sung die Erreichung großer Ziele abhängig sein wird. ‘ 

... Besondere Aufmerksamkeit werden die Beratungsstellen und Abteilungen für 
Jugendliche der Frage der Anlernung von Frauen für die Industrie zu schenken ha- 
ben, deren Mangel wir in diesem Kriege so stark empfunden haben. Andererseits der 
Frage der hauswirtschaftlichen Ausbildung der Mädchen, deren Nachholung gerade 
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bei den Industriearbeiterinnen erwünscht ist. Deshalb werden sich die Beratungs- 
stellen, namentlich bei Arbeitslosigkeit von Jugendlichen in großem Umfange, in 
enger Verbindung halten müssen mit allen Organisationen, die Mädchen in Tages- 
oder Vollheimen zu haus- oder landwirtschaftlicher Ausbildung aufnehmen. “ (Del- 
brück, 1918) 


Bei Erwerbslosigkeit erhielten die Frauen niedrigere Unterstützungssätze als die Män- 
ner, und ebenso verhielt es sich mit sonstigen Bestimmungen der Erwerbslosenfürsor- 
ge. 

„Nicht minder bedeutungsvoll war die Anwendung der übrigen grundsätzlichen 
Bestimmungen der Erwerbslosenfürsorge, vor allen Dingen die Anwendung des 
Begriffs Bedürftigkeit auf arbeitslose Frauen in den einzelnen Orten. Zahlreiche 
Gemeindevertretungen, auch solche größerer Orte, zahlten einfach, obwohl es unge- 
setzlich war, den Frauen unter 21 keine Unterstützung, weil solche Frauen angeblich 
in der Hauswirtschaft und in der Landwirtschaft Arbeit und Verdienst finden kön- 
nen. Daß verheiratete Frauen Schwierigkeiten hatten, Unterstützung zu erhalten, 
auch wenn diese Frauen auf Erwerbstätigkeit angewiesen waren, dürfte ebenfalls 
bekannt sein. Der Beweis, daß der Mann seiner gesetzlichen und moralischen Unter- 
stützungspflicht nicht nachkommt, ist nicht einwandfrei zu erbringen. Aus diesem 
Grunde und auch wegen der Entlassungen verheirateter Frauen auf Grund der Demo- 
bilmachungsvorschriften zur Freimachung von Arbeitsplätzen haben zahlreiche Men- 
schen darauf verzichtet, ihre Lebensgemeinschaft sich durch das Standesamt legiti- 
mieren zu lassen. Wurden in solchen Fällen die Frauen arbeitslos, war es für sie weit 
weniger schwer, Unterstützung zu erhalten, als es den verheirateten Frauen gemacht 
wurde, die trotz ihrer Verheiratung für ihren Lebensunterhalt allein sorgen mußten 
und häufig noch für den Unterhalt ihrer Kinder und für den des Mannes. “ 

{aus: Kuczynski, 1963) 


Durch eine weitere Rationalisierungswelle, die an die technologischen Entwicklungen 
in der Rüstungsproduktion während des 1. Weltkrieges anknüpfte und durch die zu- 
nehmende Ausweitung des Fließbandes manifestiert sich ca. ab Mitte der 20er Jahre 
ein spezifischer Frauenarbeitsbereich, der über den bisher typischen weiblichen Indu- 
striesektor (Textil-, Nahrungs-, Genußmittel-, Papierindustrie) hinausreichte. Im Pro- 
duktionsbereich konnten nun einzelne Arbeitsvorgänge auf eine Zehntel Sekunde 
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genau berechnet und festgelegt werden. Durch die Zerstückelung einzelner Arbeits- 
abläufe und Herstellungsverfahren wurden nicht mehr unbedingt Facharbeiter benö- 
tigt, sondern sie konnten von ungelernten Frauen ausgeführt werden. Sie arbeiteten 
jetzt auf Arbeitsplätzen, die zuvor von Männern besetzt worden waren und erhielten 
ca. nur 2/3 der Männerlöhne. 


„Auf der Konferenz der weiblichen Delegierten von Berlin, die am 10. Oktober statt- 
fand, berichtete eine Arbeiterin aus einem anderen Betrieb derselben AEG: ‚Die Be- 
legschaft besteht jetzt aus 5132 Männern und 1482 Frauen. Während im Anfang der 
Rationalisierung mehr Frauen als Männer entlassen wurden, ist es heute umgekehrt: 
im August wurden beispielsweise 500 Männer entlassen und nur 3 Frauen. Durch den 
Wandertisch wurde die Arbeit so zerkleinert. daß eine Frau imstande ist, Arbeiten zu 
machen, die früher nur ein Mechaniker gemacht hat. Durch dieses System wird viel 
mehr Arbeit herausgeschunden. In einer Abteilung, wo Bohrsockel hergestellt wer- 
den, wurden früher pro Woche 20 Sockel geliefert. Jetzt werden mit derselben Beleg- 
schaft pro Schicht 160 Stück hergestellt. Geradezu unmenschlich ist die Arbeitsweise 
in der Staubsaugerabteilung. Hier heißt es wühlen und arbeiten, ohne aufzusehen. 
Einer treibt den anderen. Wer nicht mithalten kann, wird ausgemerzt. Während man 
früher mit einer Belegschaft von 70 Mann 400 Besen produzierte, werden jetzt mit 
40 Frauen 350 Stück in der gleichen Zeit hergestellt. Innerhalb eines Jahres hat sich 
der Lohnanteil an einem Besen von 74 auf 53 Pf. gesenkt. Heute ist es bei intensiver 
Arbeit einer Frau kaum möglich, 50 bis 51 Pf. pro Stunde zu verdienen. Viele Frauen 
gehen aber auch mit 20 bis 30 Pf. pro Stunde nach Hause. “‘ (aus: Kuczynski, a.a.O.) 


Durch technologische Erneuerungen veränderte sich in den 20er Jahren auch die 
Angestelltenarbeit. Schon um die Jahrhundertwende wurde vermehrt kaufmännisch 
geschultes Personal benötigt. Durch Zerlegung einzelner Arbeitsgänge, Einführung 
von Rechen-, Buchungs- und Schreibmaschinen in dieser Zeit, begann eine Wandlung 
vom qualifizierten männlichen Beruf hin zur untergeordneten, auf Fingerfertigkeit 
und Geschicklichkeit ausgerichteten weiblichen Angestelltenarbeit. Zwischen 1907 
und 1916 hatte sich die Zahl der weiblichen Angestellten verdreifacht. 

Etwa ab Mitte der 20er Jahre wurde vermehrt kurz angelerntes Personal benötigt. 
Durch Ausweitung von Warenhäusern erhöhte sich der Bedarf an Verkäuferinnen. 


„Daß sich dieses Verhalten in einem Beruf, der den ‚Zwang zu gefallen‘ (Bloch) ge- 
radezu zur Eintrittsqualifikation erhob, sehr bequem für die Zwecke der Profitreali- 
sierung nutzbar machen ließ, ist unbestritten und in in vielen Erfahrungsberichten 
dokumentiert. So wurde z.B. eine Schuhverkäuferin entlassen, ‚weil sie sich nicht 
dem Wunsche des Geschäftsinhabers gefügt hatte, duftige Wäsche zu tragen. Der Un- 
ternehmer führte vor Gericht aus, daß bei dem ununterbrochenen Hinaufsteigen auf 
Leitern zum Herabholen der Schuhe den männlichen Besuchern ein möglichst ange- 
nehmer Anblick verschafft werden müsse. Daß es sich hier nicht um einen Ausnahme- 
fall handelt, beweisen die Auskünfte von Verkäuferinnen in Schuhgeschäften, die 
über eine gleiche Auffassung des Geschäftsleiters berichteten; es ist üblich, die unte- 
ren Abteilungen der Regale nur mit Attrappen, also mit leeren Kartons zu füllen, so 
daß ein Besteigen der Leitern notwendig wird.‘ (Frevert 1979) 


Waren zuvor vor allem Frauen aus bürgerlichen Familien als Angestellte tätig, ver- 
schob sich jetzt ihre Herkunft in untere Schichten. 

Am Ende der Weimarer Zeit stellten Frauen ca. ein Drittel aller Erwerstätigen. Die 
hohe Arbeitslosenzahl Anfang der 30er Jahre sollte durch einen Abbau der sog. Dop- 
pelverdiener, durch eine breite Propagandawelle ‚‚die Frau gehört ins Haus‘ gesenkt 
werden. Esging aber nicht grundsätzlich darum, Frauen ganz aus der außerhäuslichen 
in die familiäre Arbeitswelt zu drängen. Längst hatte sich gezeigt, daß die industrielle 
Produktionsweise auf billige weibliche Arbeitskräfte an spezifischen Arbeitsplätzen 
für Frauen, mit ihren kurzen Anlernzeiten, immer wiederkehrenden Handgriffen und 
den abverlangten Fingerfertigkeiten nicht verzichten und daß Männer diese Arbeiten 
nicht ohne weiteres vollwertig übernehmen konnten. 
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„Einige äußere Eignungsverschiedenheiten der Frau hängen von ihrer körperlichen 
Konstitution ab, so beispielsweise... die höhere Empfindlichkeit des Tast- und 
Temperatursinns sowie das Bewegungsfeingeschick der Hand; .... wobei die Frau so- 
gar einen Bewegungsgrad und eine Geschicklichkeit erreicht, die beim Mann niemals 
zu finden wäre. Aber auch die weibliche Intelligenz ist anders gelagert als die männ- 
liche. Dies ist der Grund dafür, daß die meisten Frauen im technischen Denken ver- 
sagen und im abstrakten Denken und Beobachten, .. hinter dem Mann zurückstehen. 
Es eignen sich deshalb Frauen auch seltener für alle Arbeiten, die weitgehend techni- 
sches Verständnis oder Sinn für Arbeitsplanung erfordern. In einem Gutachten des 
AWI (Arbeitswissenschaftliches Institut der Deutschen Arbeitsfront) zur ‚Einsatz- 
fähigkeit von Arbeitskräften für Fließbandarbeiten‘ erfolgt die praktische Umsetzung. 
Die Mehrzahl der Ungelernten, so heißt es, seien nicht monotonieempfindlich, son- 
dern sie ,.. stört sogar dauernder Wechsel und verringert ihre Leistungsfähigkeit. Ins- 
besondere gewinnt diese Erkenntnis Bedeutung beim Arbeitseinsatz der Frau... 
Denn es habe sich gezeigt, ‚daß weibliche Arbeiterinnen (!) gleichförmige Tätigkeiten 
besser vertragen sollen, also für monotone Tätigkeiten, mithin für Fließbandarbeit, 
gut bzw. besser geeignet sind als der Durchschnitt der männlichen Schaffenden.‘ 
(Tröger, 1981); 

Um den Arbeitsmarkt zu entlasten und die Arbeitslosigkeit zu senken, wurden nach 
der Machtübernahme des NS-Regimes zunächst Maßnahmen eingeleitet, um Frauen 
aus der Erwerbstätigkeit abzuziehen und/oder in andere Bereiche umzusetzen. Damit 
sollte eine Zunahme von Neuanstellungen erreicht werden. Im Mai 1933 wurde ein 
Gesetz erlassen, das Hausgehilfinnen (für kurze Zeit) aus der Arbeitslosenversicherung 
ausschloß, und die Beiträge zur Invalidenversicherung wurden gesenkt, um so eine 
Zunahme von Einstellungen in diesem Bereich zu fördern. Gleich anschließend im 
Juni 33 folgte das Gesetz „zur Verminderung der Arbeitslosigkeit‘; demnach sollten 
u.a. Fabrikarbeiterinnen in Haushalten arbeiten und ‚ihre‘ Arbeitsplätze von Män- 
nern übernommen werden. Und gleichzeitig sollten arbeitslose Frauen als Hausbe- 
dienstete eine Anstellung finden. Mit dem Gesetz zur Gewährung von Ehestandsdar- 
lehen vom 1.6.33 wurde ebenfalls der Rückzug der Frauen von der Lohnarbeit 
verbunden. Nicht staatliche Maßnahmen zielten in die gleiche Richtung. 


Original-Unterschrift dieses Bildes aus dem Jahre 1934: 
„1200 Arbeiterinnen eines großen Industriebetriebs heiraten — 1200 Arbeitsplätze 
werden für männliche Arbeiter freigemacht. “ 

Ob diese Massenheirat wirklich stattfand, ist nicht gesichert. 
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„Die Leitung der Reemtsma Zigarettenfabrik in Altona hat sich z.B. verpflichtet, 
jeder unverheirateten Frau, die ein Jahr im Betrieb tätig ist und ihre Beschäftigung 
vor Ende 1933 durch Verheiratung aufgibt, 600 Mark auszuzahlen und sie durch er- 
werbslose Männer zu ersetzen. Ähnliche Anordnungen wurden in einer Zigarrenfabrik 
in Bremen getroffen.‘ (Reichenau, 1937) 


Um die Kosten bei Arbeitslosigkeit nicht weiter ansteigen zu lassen, wurde im Novem- 
ber 1933 durch Verfügung angeordnet, daß Frauen zu entlassen seien, wenn sie nicht 
mit ihrem Verdienst Kinder oder Verwandte zu ernähren hätten. 

Zur Entlastung des Arbeitsmarktes wurde des weiteren 1934 das hauswirtschaftliche 
Jahr eingeführt, und selbst in der Textilindustrie, einer Domäne weiblicher Fabrikar- 
beit, wurde 33/34 die sogenannte Doppelverdienerkampagne durchgeführt, die wegen 
des hohen Lohngefälles von weiblicher und männlicher Lohnarbeit jedoch wenig Er- 
folg zeigte. 

Der Tendenz nach ging es nicht darum, Frauen gänzlich aus der Erwerbsarbeit zu 
drängen, sondern eher darum, den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosenversicherung 
durch eine Umschichtung und Arbeitsplatzaufgabe zu entlasten. Bis etwa 1935 lief in 
dieser Richtung die Arbeitsmarktbereinigung. 

Dabei wurden Frauen jedoch als ständige Reservearmee für Fließbandarbeit nicht aus 
dem Auge gelassen. 


„Im Berliner Werk Siemens & Halske hatte sich die Zahl der männlichen Angestellten 
von 5042 im September 1932 auf 4760 im Dezember 1933 verringert. Im gleichen 
Zeitraum wurde die Zahl der weiblichen Angestellten von 1229 auf 1216 reduziert. 
Gleichzeitig stieg die Anzahl der männlichen Arbeiter um einiges von 7165 auf 7682, 
die Zahl der Arbeiterinnen jedoch vergrößerte sich absolut noch mehr, nämlich von 
4487 auf 5588. Von den weiblichen Beschäftigten waren rund 72% der Arbeiterin- 
nen und 77% der Angestellten im Jahre 1934 über 25 Jahre alt, also wohl meistens 
verheiratet, Es läßt sich somit ableiten, daß in der Zeit der schärfsten Kampagne 
gegen ‚Doppelverdienertum‘ und Frauenarbeit die Firma Siemens nicht nur nicht die 
weibliche Belegschaft durch Männer ersetzte, sondern im Gegenteil bei den Angestell- 
ten nur Männer entließ und die Frauen behielt, bei den Arbeitern mehr als doppelt so 
viele Frauen wie Männer neu einstellte.‘‘ (Winkler, 1977) 


Durch das 1935 eingeführte Arbeitsbuch sollte einerseits der Wechsel zwischen ver- 
schiedenen Arbeitsplätzen eingedämmt werden; andererseits diente das Arbeitsbuch 
zum Aufbau einer Arbeitsbuchkartei bei den Arbeitsämtern, durch die das zur Verfü- 
gung stehende Arbeitskräftepotential jederzeit zu ermitteln sein sollte. 

Ab 1936 wurde offiziell verlautbart, daß Frauen im Ernstfall wieder in die Fabriken 
müßten. Und ein Jahr später meldete das „Institut für Konjunkturforschung“ in Ber- 
lin ein Defizit von einer halben Million Arbeitskräfte. Im Herbst 1936 wurde der 
Vierjahresplan verabschiedet, und mit der sich ausweitenden Rüstungsindustrie wur- 
den Arbeitskräfte knapp, zumal seit 1936 quasi Vollbeschäftigung herrschte. Die 
Rüstungsindustrie begann, höhere Löhne zu zahlen, und so wechselten viele Frauen 
beispielsweise von der Textil- zur metallverarbeitenden Industrie, so daß in der Tex- 
tilbranche bald ein Mangel an Arbeiterinnen herrschte. Die steigenden Löhne in den 
Industriezentren förderten noch zusätzlich die Landflucht, und die Arbeitsbedingun- 
gen in der Landwirtschaft verschlechterten sich dadurch noch mehr. 

Als zu mobilisierende Arbeitskraftreserve sollten die Frauen dienen. Öffentliche 
Appelle, ihnen die Fabrikarbeit schmackhaft zu machen, setzten ein. 


„... Nun müssen wir noch einen Überblick geben über den größten Block in unserer 
Frauenarbeit: Die Frau in der Arbeitsfront, also die Frau, die sich schaffend ihr eige- 
nes Brot verdient. Man sagt so oft, die Frau gehört nicht in den Beruf, vor allen Din- 
gen nicht an die Maschine; die Fabrik verdirbt die Frau und läßt sie nicht Frau sein. 
Dieser Gedanke ist falsch. Wir müssen auch hier den richtigen Standpunkt zu den 
Dingen einnehmen. 

Die Frau im Beruf wird auch an der Maschine so lange Frau bleiben können, solange 
die ihr innewohnende Kraft die Arbeitsleistung bestimmt, d.h. solange -Kraft und 
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Arbeit in richtiger Harmonie zueinander stehen. Niemals aber darf auf die Dauer etwa 
vorhandene Arbeit zur Aufpeitschung von Kräften führen, die dem Organismus und 
der Seele der Frau nicht entsprechen. Dieser Maßstab: die Ausrichtung der Arbeit 
nach den Kräften, zeigt uns klar die Wege unserer Mädchenerziehung und Frauenar- 
beitsmöglichkeiten.‘‘ (Scholtz-Klink, 1936) 


Berichte und Akten über den Fraueneinsatz während des 1. Weltkrieges wurden aus- 
gewertet und Vorschläge über die Frauenarbeit im Kriegsfall ausgearbeitet. Rüstungs- 
planer der Wehrmacht drängten darauf, in den Betrieben weitere Rationalisierungen 
vorzunehmen und einzelne Herstellungsprozesse noch mehr zu zergliedern, um kurz 
angelernte Frauen einsetzen zu können. (Winkler, a.a.O.) 

Der Arbeitskräftemangel führte 1937 dazu, daß die Zahlung des Ehestandsdarlehens 
nicht mehr an die Aufgabe des Arbeitsplatzes gekoppelt wurde. 

Schon am 26.6.35 war die Arbeitsdienstverpflichtung für Männer und Frauen festge- 
legt worden. Der zunehmende Bedarf an Arbeitskräften in Land- und Hauswirtschaft 
sollte im Frühjahr 1938 durch die Anwendung der Arbeitsverpflichtung für Frauen 
in diesem Bereich gemindert werden. Für alle schulentlassenen Mädchen galt es nun, 
ein Pflichtjahr zu absolvieren. Ein Jahr später, am 4.9.39, wurde der Reichsarbeits- 
führer ermächtigt, alle ledigen Frauen im Alter von 17 bis 25 Jahren, die nicht berufs- 
tätig waren, nicht gerade eine Ausbildung machten oder als mithelfende Famlienange- 
hörige arbeiteten, zum Arbeitsdienst heranzuziehen. Trotz dauernder Forderungen 
von Rüstungsbetrieben, die Dienstverpflichtung auf ihren Bereich zu verlagern, blieb 
der Schwerpunkt des Pflichtjahres in der Landwirtschaft. 1941 wurde der Kriegs- 
hilfsdienst eingeführt, der eine sechsmonatige Beschäftigung in Dienststellen der 
Wehrmacht, bei Behörden, in Krankenhäusern usw. vorsah und an die übliche Ar- 
beitsdienstverpflichtung angehängt wurde. 

Nach dem Kriegsbeginn 1939 gaben viele Frauen, deren Männer eingezogen worden 
waren, ihren Arbeitsplatz auf, wenn sie Unterstützungssätze, die ca. 85% des Ein- 
kommens des Mannes betrugen, erhielten. Allein vom Oktober bis Dezember 1939 
sarık die Beschäftigungszahl der Frauen um fast 300.000. Arbeiteten die Frauen 
weiter, wurde ein Großteil ihres Verdienstes von den Unterstützungssätzen abgezo- 
gen. Auch vermehrten sich zu Kriegsbeginn schlagartig die Kriegsheiraten, die die 
Anzahl der unterstützungsberechtigten Ehefrauen noch vergrößerten. 1940 ging man 
dazu über, nur noch ein Drittel des Nettoverdienstes der Frauen auf die Unterstüt- 
zungssätze anzurechnen. (nach Winkler, a.a.O.) 

Verlängerte Arbeitszeiten, enorme Arbeitsbelastung und -hetze in Betrieben und im 
häuslichen Bereich verstärkte die Doppelbelastung für die Frauen. Immer häufiger 
wurden Klagen über die fehlende Arbeitsdisziplin und -moral der Frauen aus Betrieben 
verlautbar. 


„Die schon im letzten Vorkriegsjahr zu beobachtende ‚Arbeitsbummelei‘ nahm sol- 
che Formen an, daß die Produktion ganzer Betriebe bis zu 25% sank und Wehrmachts- 
aufträge nicht erfüllt werden konnten. Beschwerdebriefe von Rüstungsbetrieben, die 
sich darüber beklagten, daß täglich 20% bis 25% der weiblichen Belegschaft fehlte 
und samstags sogar bis zu 45% der Frauen zu Hause blieben, gehörte bei den Arbeits- 
ämtern und Wehrwirtschaftsinspektionen der Wehrkreise allmählich zur Tagesord- 
nung. Nach Ansicht vieler Betriebsleitungen und Wehrwirtschaftsoffiziere wurde die 
Rüstungsproduktion weitaus stärker durch den Mangel an Arbeitskräften und die 
‚Bummelschichten‘ gefährdet als durch die Rohstoffknappheit.‘““ (Kuczynski, 1982) 


Um den immer größer werdenden Bedarf an Arbeitskräften für die Kriegswirtschaft 
zu beheben, wurde allenthalben über eine generelle Arbeitsverpflichtung aller Frauen 
diskutiert; sie wurde jedoch nicht mit aller Konsequenz durchgeführt. Frauen be- 
schwerten sich immer häufiger, daß ärmere Bevölkerungskreise zur Arbeit herange- 
zogen wurden (,,Der angeschmierte ist immer der kleine Volksgenosse“), während 
Frauen aus privilegierten Schichten nicht dienstverpflichtet wurden oder Möglich- 
keiten hatten, sich der Verpflichtung zu entziehen. 
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„Wenn das Rassepferd am Pflug eingespannt werde, verbrauche es sich schneller als 
das Arbeitspferd, infolgedessen könne man nie zu einer Frauendienstverpflichtung 
im allgemeinen kommen. Die hochwertigen Frauen hätten in erster Linie die Aufga- 
be, Kinder zu bekommen. ‘‘ (Hermann Göring) 


Mit der im März 1941 eingeleiteten Kampagne ‚‚Frauen helfen siegen“ sollte bezweckt 
werden, daß sich Frauen freiwillig zum ‚‚Dienst fürs Vaterland‘‘ meldeten, was jedoch 
nicht von nennenswertem Erfolg geprägt war. Im gleichen Jahr wurde Frauen, die 
vor dem Krieg erwerbstätig gewesen waren und nun der Aufforderung des Arbeits- 
amtes, eine „zumutbare Berufstätigkeit‘ wieder aufzunehmen, nicht nachkamen, die 
Familienunterstützung gekürzt. Diese Maßnahme führte zu einem Anstieg der Frauen- 
erwerbstätigkeit. 


„Die dienstverpflichteten Frauen waren, um es in dem in der Diskussion um den 
weiblichen Arbeitseinsatz vorherrschenden militärischen Jargon zu formulieren ein 
‚rechter Sauhaufen‘: Sie waren ‚undiszipliniert‘, eine ‚unstrukturierte Masse‘, Sie lies- 
sen jegliche ‚Arbeitsfreudigkeit‘ vermissen und reagierten psychisch labil auf die Fa- 
brikatmosphäre. Sie meldeten sich aus unkontrollierbaren Gründen krank, wurden 
vielleicht gar schwanger. Sie ‚hetzten‘ sich gegenseitig ‚auf‘, verunsicherten Meister 
und Vorarbeiter und verdarben die schöne Betriebsgemeinschaft. .... Aufgabe der 
Sozialarbeiterinnen war es nun, ‚Simulantinnen‘ von erwerbsmäßig überforderten und 
völlig erschöpften Frauen zu trennen, sich lautstark wehrende Frauen von resignier- 
ten und weniger mutigen zu isolieren und eine minimale Arbeitsdisziplin zu garantie- 
ren. Ob sie mit ihren arbeitspädagogischen Bemühungen Erfolg hatten, ist sehr zwei- 
felhaft. ‚Bummelantentum‘, ‚Arbeitsverweigerung‘ von Frauen wurden in geheimen 
‚Meldungen aus dem Reich‘, die der ‚Sicherheitsdienst des Reichsführers SS‘ anfer- 
tigte, immer wieder und besonders nach der ‚Verordnung über die Meldung von Män- 
nern und Frauen für die Aufgabe der Reichsverteidigung‘ im Januar 1943 festege- 
stellt.‘ (Sachse a.a,O,) 


Im März 1944 wurde nochmals die Werbetrommel gerührt, um Frauen freiwillig zur 
Aufnahme des ‚Ehrendienstes‘ zu bewegen. Dieses ganze Unternehmen steigerte je- 
doch noch die Unzufriedenheit und Empörung. So manche Werberin der NS-Frauen- 
schaft, die von Haus zu Haus ging, wurde beschimpft und oftmals hinausgeworfen. 

Die immer größer werdende Lücke zwischen Arbeitskräftebedarf und -mangel wurde 
durch Zwangsarbeit in Konzentrations- und Arbeitslagern von Menschen, die nicht 
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in die — wie es hieß — „gesunde Volksgemeinschaft‘“ und ‚„rassische Aufartung 
des Volkes“ paßten, gefüllt. Sie waren Arbeitsbedingungen ausgesetzt, die zugleich 
Vernichtung bedeuteten. 


„Die Rüstungs- und Ernährungsaufgaben machen nun aber neben der totalen Erfas- 
sung aller deutschen Arbeitskräfte, die Hereinnahme fremder Arbeitskräfte zur 
dringendsten Notwendigkeit. .. Das größte Reservoir hierfür sind die besetzten Ge- 
biete des Ostens. j 

Es ist daher unumgänglich notwendig, die in den eroberten sowjetischen Gebieten 
vorhandenen Menschenreserven voll auszuschöpfen. Gelingt es nicht, die benötigten 
Arbeitskräfte auf freiwilliger Grundlage zu gewinnen, so muß unverzüglich zur Aus- 
hebung derselben bzw. zur Zwangsverpflichtung geschritten werden. 

Neben den schon vorhandenen, noch in den besetzten Gebieten befindlichen Kriegs- 
gefangenen gilt es also vor allem, Zivil- und Facharbeiter und -arbeiterinnen aus den 
Sowjetgebieten vom 15. Lebensjahr ab für den deutschen Einsatz zu mobilisieren. 
Nach den vorhandenen Möglichkeiten kann dagegen aus den im Westen von Deutsch- 
land besetzten Gebieten Europas ein Viertel des Gesamtbedarfs an fremdländischen 
Arbeitskräften hereingenommen werden... Alle diese Menschen müssen so ernährt, 
untergebracht und behandelt werden, daß sie bei denkbar sparsamstem Einsatz die 
größtmögliche Leistung hervorbringen. .. Die Arbeitskraft dieser Leute muß in 
größtem Maß ausgenutzt werden. .. Ich bitte, dabei zu bedenken, daß auch eine 
Maschine nur das zu leisten vermag, was ich ihr an Treibstoff, Schmieröl und Pflege 
zur Verfügung stelle. Wieviel Voraussetzung mehr aber muß ich beim Menschen, auch 
wenn er primitiverer Art und Rasse ist, gegenüber einer Maschine berücksichtigen. 
.. Nur so wird es möglich sein, ohne alle falschen Sentimentalitäten auch aus diesem 
Einsatz den höchsten Nutzen für die Rüstung der kämpfenden Front und für die 
Kriegsernährungswirtschaft zu gewährleisten. ‘‘ (Sauckel, 1942) 


Im Nationalsozialismus ging es also um die Gesamtarbeitskraft der Frauen, zwischen 
Heim und Herd und außerhäuslicher Lohnarbeit bei gleichzeitiger Stabilisierung der 
Kernfamilienstruktur. Mit der ideologischen Untermauerung der „Wesensbestim- 
mung“ der Frau als Hausfrau und Mutter sowie durch ein über die Reproduktionsar- 
beit gestülptes breites Kontrollnetz ist zugleich die Billigkeit der weiblichen Arbeits- 
kraft begründet und zementiert worden. Es wurde eine Reservearmee für den außer- 
häuslichen Produktionssektor geschaffen, die je nach Bedarf hin- und hergeschoben 
werden konnte. 

Das Kapital weiß seither weibliche Arbeitskraft zwischen Erwerbstätigkeit und Haus- 
frau und Mutter für sich zu nutzen, indem es Frauen als ein „Fließbandproletariat‘‘ 
zwischen Kochtopf, Familie und monotonster, auf wenige Handgriffe reduzierte 
Arbeit verschleißt. 
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Hausarbeit in der Krise 


Die Reproduktion der Arbeiterklasse ist bezahlt als notwendige Arbeitszeit im unmit- 
telbaren Produktionsprozeß. Über den direkten und den indirekten Lohn komman- 
diert das Kapital die Arbeitskraft des Mannes und die familiäre Hausarbeit. Ebenso 
zählt die bezahlte gesellschaftliche Hausarbeit zu den Reproduktionskosten der 
Klasse. i 

Um den tendenziellen Fall der Profitraten aufzuhalten, die Mehrwertproduktion zu 
sichern, muß die Arbeitskraft verbilligt werden. 

In den Metropolen werden seit Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre u.a. die Repro- 
duktionskosten, die Sozialleistungen insgesamt zum Hebel, um die „zu teuer‘ gewor- 
dene Arbeitskraft zu verbilligen. Die Kürzungen setzen einmal direkt beim Einzelnen 
an: Reduzierung von Sozial- und Arbeitslosengeldern, Renten, Steuervergünstigun- 
gen usw.; und einmal bei der gesellschaftlichen Hausarbeit: Kostendämpfung im 
Gesundheitswesen, Ausweitung ehrenamtlicher Tätigkeiten, Entstaatlichung ge- 
sellschaftlicher Hausarbeit usw. . 

Im Dezember 1981 wurden alle Mehrbedarfszuschläge für Sozialhilfeempfänger, z.B. 
Beihilfen, die Kinderreiche, Behinderte, alleinerziehende Mütter usw. zusätzlich zum 
Regelsatz bekommen können, um 10% gekürzt. In der sogenannten ‚Operation 82“ 
wurden weitere Einschränkungen im sozialen Netz festgelegt. U.a. wurden die Bedin- 
gungen zum Bezug von Arbeitslosenunterstützung verschärft. Anrecht auf Arbeitslo- 
sengeld hat seitdem nur noch, wer in den letzten drei Jahren an 360 Kalendertagen 
anstatt 180 Tage lang Beitrag bezahlt hat. 

Indirekte Lohnzahlungen, die bisher an die Lohnarbeit gekoppelt waren, entfallen, 
werden gekürzt und teilweise in Form von Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe usw. unter 
diskriminierenden Bedingungen gewährt, zunehmend im Zusammenhang mit Arbeits- 
auflagen. 

Das Statement von Helmut Kohl zur „Wende‘‘: Es wird zukünftig mehr von Pflichten 
als von Rechten die Rede sein, faßte nur nochmal zusammen, was sich schon vorher 
angebahnt hatte: Die Reduzierung der indirekten Lohnzahlungen und Kosten des 
„Faktors Arbeit‘, die Beseitigung der „Versorgungsmentalität“ und der ‚‚geschwäch- 
ten Leistungsbereitschaft‘. 

Die im Sommer 1983 veröffentlichten Papiere von Ernst Albrecht und Haimo George 
verdeutlichen noch einmal den geforderten ‚‚Abbau des Wohlfahrtsstaates‘. 

Ernst Albrecht schrieb: 


„.».. Der Faktor Arbeit ist zu teuer geworden. Dies gilt weniger für die direkten 
Löhne als für die Lohnnebenkosten einschließlich der Kosten, die durch Urlaub, 
Krankheit, sonstige Fehlzeiten, sozialer betrieblicher Einrichtungen u.a.m. ausgelöst 
werden. ... Unser soziales System ist teuer und unwirtschaftlich. Es liegt wie eine 
Zentnerlast auf den Schultern der Wirtschaft. ... Finanziell lohnt es sich nicht mehr, 
besondere Anstrengungen zu erbringen. Beispiele: Es ist einfacher, das soziale Netz 
für eine Kur in Anspruch zu nehmen als das Geld für eine Ferienreise zu verdienen. 
... Arbeit ist nicht gleichzusetzen mit der Ausfüllung eines hochbezahlten Arbeits- 
platzes. Hausfrauenarbeit, Kindererziehung und -betreuung, Freizeitarbeit, all dies 
ist vollgültige Arbeit. Jeder hat ein Recht auf sinnvolle Arbeit. Nicht jeder kann einen 
hochbezahlten Arbeitsplatz haben. “ 


Und der Vorsitzende des CDU-Ausschusses ‚‚Arbeit und Soziales‘‘, der Unternehmer 
Haimo George erklärt verschärft: 


„Für Arbeit gibt es keine Grenzen, wenn sie bezahlt werden kann und die vielfältigen 
Hemmungen ihrer Durchführung abgebaut werden. ... Der Schlüssel für die Lösung 
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der heutigen Probleme liegt in den Kosten — vor allem der Arbeit, damit also im 
Tarifsystem, das aus der heutigen (Besitzstands-) Erstarrung gelöst werden muß.” 


Nach Georges Vorschlägen sollen durch Einschränkungen des Jugenarbeitsschutzes, 

Behindertenschutzbestimmungen, des Kündigungsschutzes (von Dauerarbeitsverträ- 

gen zu Zeitarbeitsverträgen) usw. mehr Leute länger arbeiten;und durch mehr Eigen- 

verantwortung, Gemeinsinn, Pflichtbewußtsein, durch Beseitigung von ‚Mitnahme- 

effekten‘“ beim Mutterschutz, der „Mißbrauchsanfälligkeit‘‘ der Lohnfortzahlung im 

Krankheitsfall z.B. die Lohnnebenkosten radikal gesenkt werden und zur Verbilli- 

gung der Arbeitskraft beitragen. 

Entgarantierten Arbeitsverhältnisse (Kapovaz, Zeitverträge usw.) — u.a. auch im Zu- 

sammenhang mit dem für *86 angekündigten Erziehungsgeld zu sehen — werden Tor 

und Tür geöffnet. Die Renaissance der Heimarbeit am Computer-Terminal zwischen 

Kochtopf und Kinderzimmer steht erst am Anfang. Die Rationalisierungswelle der 

Büroarbeit, in der überwiegend Frauen beschäftigt sind, wird durch neue Informa- 

tions- und Kommunikationstechnologien eine ungeahnte Zahl von Heimarbeitsplät- 

zen hervorbringen. Sämtliche Lohnnebenkosten, Arbeitszeitregelungen, Zuschläge für 

Nacht-, Feiertags-, Wochenendarbeit, Mutterschutzbestimmungen usw. entfallen bei 

der Heimarbeit, wenn sie als Kontraktarbeit organisiert wird. 

Der Zurückstau von bezahlter gesellschaftlicher Hausarbeit in die Familien hinein 

geht mit einer Privatisierung und Kapitalisierung in diesen Bereichen einher. Sei es, 
daß Teile von Einrichtungen des öffentlichen Dienstes (z.B. Krankentransporte) von 
privaten Trägern übernommen werden, seien es private Alten- und Pflegeheime, pri- 

vate Pflegedienste oder private Krankenhausträger: gemeinsam haben sie, daß gesi- 

cherte Tarifsysteme in entgarantierte verwandelt werden und eine Zunahme variabler 

Arbeitsverhältnisse nach sich ziehen, so daß Leute unterhalb der Sozialversicherungs- 
pflicht arbeiten. 

In die gleiche Richtung von Privatisierung und Kapitalisierung gehen die Diskussionen 
um die Einführung einer Pflegeversicherung, die beispielsweise die Grundbedürfnisse 
wie Essen und Unterkunft abdecken soll, während darüberhinausgehende Leistungen 
extra oder durch eine zusätzliche Versicherung bezahlt werden sollen. Ein Teil der 
Versorgung im Alter wird dann noch aus Renten getragen, während andere Teile ei- 
genständig aufgebracht werden müssen. 

Für die Gesundheits- bzw. Krankenversicherung lassen sich gleiche Tendenzen aufzei- 
gen. 

Es drängt sich nun die Frage auf, ob durch eine Kapitalisierung die Reproduktionsko- 
sten gesenkt werden. Durch die Kapitalisierung gesellschaftlicher Hausarbeit und 
notwendiger Arbeitszeit entsteht ein neuer Sektor mit niedriger organischer Zusam- 
mensetzung. Ein Altenheimbesitzer, der zig Leute für sich arbeiten läßt, u.a. Zivis, 
Hausfrauen, Kapovaz einführt usw., gewinnt Mehrwert, indem er einen Teil des Gelds, 
das früher Einkommen der Klasse war, notwendige Arbeitszeit, nun in die eigene 
Tasche wirtschaftet. Gleichzeitig verwaltet er das Sozialbudget, die staatlichen Zu- 
schüsse also, billiger und stellt Extraleistungen gesondert in Rechnung. 

Insgesamt findet durch die Privatisierung und Kapitalisierung von Heimen, Asylen 
usw. eine erheblicher Sozialabbau statt, der mit einer Entstaatlichung, mit einer 
Dezentralisierung solcher Einrichtungen einhergeht. Die menschen- und persönlich- 
keitszerstörenden Zustände z.B. in Alten- und Pflegeheimen werden damit privati- 
siert und dezentralisiert, welches für die Widerstandsformen in gleicher Weise zu- 
trifft. 


Nicht nur die Etablierung eines Niedriglohnsektors soll der Reduzierung der Repro- 
duktionskosten dienen; auf der anderen Seite steht immer noch die Familie, die zur 
Verbilligung beitragen soll, indem Teile gesellschaftlicher Hausarbeit unbezahlt zu- 
rückverfrachtet werden; z.B. Ausweitung der Familien-, Altenpflege, Nachbarschafts- 
hilfe bei der Kinderbetreuung usw. . Neben den Programmen ambulanter Pflegedien- 
ste und Sozialstationen wurde von Geißler ein Bild von Großfamilien aus dem Hut 
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gezaubert, die es de facto überhaupt nicht gibt, und von denen die Frage ist, ob es sie 
historisch je so gegeben hat. 

Bevor eine Person Sozialhilfe erhält, werden Verwandte zweiten Grades, Großeltern 
für Enkel und umgekehrt zur Kasse gebeten. Die ökonomische Abhängigkeit der Fa- 
milienmitglieder voneinander nimmt enorm zu. Das staatlich verordnete Bild einer 
Mehrgenerationenfamilie, die weder entsprechende Lebens- und Wohnformen auf- 
weist, noch die Bedrüfnisse und Lebensgewohnheiten der verschiedenen Altersgrup- 
pen berücksichtigt, führt zu einer Zwangsgemeinschaft, um indirekte Lohnkosten zu 
sparen. Ohne finanzielle Kompensation führt die unbezahlte Hausarbeit noch mehr 
zu unmittelbaren Abhängigkeits- und Gewaltverhältnissen. 

Die derzeit ablaufende Aufwertung der Familie bringt ideologisch viel, einkommens- 
mäßig jedoch wenig. Der Familienlohn sichert das Einkommen nicht ab. Es zeichnet 
sich keine Verringerung von Frauenerwerbstätigkeit ab, und der Zuverdienst von 
Frauen bleibt nach wie vor notwendig für das Familieneinkommen. Inwieweit es die 
stabile Kernfamilie, die Geißler und Co. so vehement verteidigen und angeben, för- 
dern zu wollen, überhaupt noch zuläßt, der nicht zuletzt auch ein gefestigtes Lohn-/ 
Hausarbeitsverhältnis zugrundeliegt, müßte sicherlich ausführlicher untersucht wer- 
den. 

Fragen, die sich diesbezüglich stellen: Sind Auflösungserscheinungen nicht allenthal- 
ben gegenwärtig? Seit Mitte der 60er Jahre hat ein stetiger Geburtenrückgang einge- 
setzt, die BRD hat die niedrigsten Geburtenzahlen im internationalen Vergleich. Jede 
4. Ehe wird heute geschieden und eine Zunahme von Einzelhaushalten ist zu ver- 
zeichnen (es soll 40% in der BRD geben). 

Es ist also zu fragen, ob die Kernfamilie überhaupt noch in der Lage ist, die Krisen- 
lasten aufzufangen und ob die von einem Flügel der CDU/CSU initiierte Familien- 
ideologie, die darauf hinausläuft, die Streichungen im Sozialbudget durch geringfügi- 
ge familienbezogene Unterstützungsleistungen aufzufangen, nicht von vornherein 
auf verlorenem Posten steht. 

Die Kontrolle der Gebärfähigkeit der Frauen durch bevölkerungs- und familienpoli- 
tische Maßnahmen verläuft verstärkt wieder nach dem Muster: „erwünschte und 
unerwünschte“ Kinder. Zwischen diesen beiden Auslesekriterien sollen die Frauen 
ihren „generativen Auftrag‘‘ erfüllen, für welchen heute nicht mehr ein aufwendiges 
Anstaltswesen und anschließende Tötungsmaßnahmen vonnöten sind; sondern durch 
Gentechnik und embryonale Untersuchungsmethoden schon im bzw. aus dem Uterus 
in gewünschte Bahnen gelenkt werden kann. 

Der zwangsweisen Anwendung von Verhütungsmitteln für Sozialhilfeempfängerinnen, 
Sterilisationen von Behinderten und Ausländerinnen auf der einen Seite steht auf der 
anderen Seite die neue Mütterlichkeit, Tagesmuttermodelle, die Diskussionen um das 
Mutterschafts-/Erziehungsgeld bei der CDU/CSU, die Verschärfung des $ 218 usw. 
gegenüber. Hinter dem Motto: Wer soll die Renten von morgen zahlen, wird der Wille 
zum Kind in der „ordentlichen, intakten“ deutschen Familie gefördert. 


„Ein ‚Alarmzeichen‘ sieht Geißler in der nach wie vor niedrigen Geburtenrate in der 
Bundesrepublik. Wenn dieser Entwicklung nicht Einhalt geboten werde, müßten bis 
zum Jahr 2030 entweder die Rentenversicherungsbeiträge auf 35% angehoben oder 
die Renten auf 25% gesenkt werden. Der Minister bezeichnete es als notwendig, die 
Geburtenrate so zu steigern, daß das Niveau von 1970 mit 800.000 Geburten im Jahr 
wieder erreicht werde.‘ (Westf. Nachrichten) 


Und auch Herr George meldete sich in dieser Sache zu Wort: 


„Wenn nach den gesamtgesellschaftlichen Motiven für eine Überwindung wirtschaft- 
licher Lethargie mit der Gefahr der Herausbildung einer langfristigen wirtschaftlichen 
Stagnation gefragt wird, bieten sich Konzeptionen zur Sicherung des Überlebens un- 
seres Staatsvolkes geradezu an. Der Charakter der Familienförderung als ‚Humanin- 
vestition‘ kann sogar mittelfristig nach der unumgänglichen Konsolidierung der 
Staatsfinanzen eine zielgerichtet begrenzte zusätzliche Staatsverschuldung rechtfer- 
tigen, wenn dies dann als Folge wieder steigender Geburtenzahlen dazu führt, daß 
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dann die Pro-Kopf-Belastung der Erwerbsgeneration für Alterslast, Staatsaufgaben 
und staatlichen Schuldendienst in späteren Jahrzehnten geringer wird als bei Konti- 
nuität des heutigen Geburtentiefstands oder gar noch weiterem Absinken der Gebur- 
tenzahlen.“ (FR, 1983) 


Während die Rekonstruktion der Familie gefördert wird, so scheint es zumindest, 
zeigt sich auf der anderen Seite eine gegenläufige Tendenz. Ein zunehmender Anteil 
der Reproduktion, der bisher familiär befriedigt wurde, scheint nun auf einen privat- 
kapitalistischen Dienstleistungssektor überzugehen. 

Cafeterien, Schnellrestaurants, fast food-Buden sind Bereiche, in denen Frauen nun 
als Lohnarbeiterinnen dieselben Arbeiten verrichten, die sie zuvor im Haushalt ge- 
macht haben. In den USA werden mittlerweile die Hälfte aller Mahlzeiten außer Haus 
eingenommen. D.h. auch, die notwendige Arbeitszeit, die schon seit langem u.a. in 
Lebensmitteln vergegenständlicht ist, wird weiter kapitalisiert. Dabei entsteht ein 
Niedriglohnsektor, in dem Mehrwert abgeschöpft wird. Wir haben nun gesagt, die 
Reproduktionskosten insgesamt sollen gesenkt werden, um die Arbeitskraft zu verbil- 
ligen. Wie läßt sich das damit vereinbaren, daß jede einzelne Reproduktionsleistung 
bezahlt werden muß? Letztendlich läßt sich dies mit Sicherheit noch nicht beantwor- 
ten, da zunächst erst eine Tendenz auszumachen ist. 

Es lassen sich aber folgende Punkte festhalten: 

Die kapitalisierte Form von Hausarbeit wird sicherlich überwiegend noch von denjeni- 
gen inanspruchgenommen, die in Einzelhaushalten leben; und von Jugendlichen und 
Kindern, die sich ihr Mittagessen bei MC Donalds oder sonstwo holen, weil die Mut- 
ter gerade einen Kapovaz- oder Zeitarbeitsvertrag hat und nicht um diese Zeit kochen 
kann. 

Zeigt sich aber, daß Familien oder einzelne Mitglieder die Mahlzeiten zu Hause durch 
außerhäusliches Essengehen (je nach Einkommen in einem Restaurant oder einer 
fast food-Bude) ersetzen, so deutet das auf Auflösungserscheinungen, zumindest aber 
auf veränderte Kernfamilienstrukturen hin. Die Kosten für das außerhäusliche Essen 
würden dann eventuell durch einen zunehmenden Verzicht auf die Urlaubsreise, das 
Auto, bei der Wohnungseinrichtung, der Kleidung etc. kompensiert werden. 

D.h. auch die Reproduktion dreht sich mehr um die tägliche Nahrung und sonstige 
Grundbedürfnisse und macht die elementarsten Lebensbedingungen zum Dreh- und 
Angelpunkt der notwendigen Arbeitszeit und reduziert sie in diesem Sinne. 

Die radikale Reduzierung der Reproduktionskosten des Einzelnen und der Klasse 
insgesamt senkt die Kosten der Arbeitskraft und führt zu einer Zunahme un- und 
unterbezahlter Arbeit in einer Lohnarbeitergesellschaft. Die Verschiebung des Ver- 
hältnisses von bezahlter zu noch mehr unbezahlter Arbeit soll mal wieder zu einem 
großen Teil auf dem Rücken der Frauen ausgetragen werden. 


Schlußbemerkung 


Strategien, die den Skandal der nicht entlohnten Arbeit angreifen, lassen sich nicht 
aus der neuen Selbständigenbewegung und ‚„Wiedergewinnung der Subsistenzfähig- 
keit“ herleiten, die die Eigenverantwortung für nicht voll entlohnte Arbeit in einer 
Lohnarbeitsgesellschaft zur Grundlage haben und ideologisch verklären. Die Haus- 
frauisierungstheorie greift diesen Punkt auf, insofern als sie Nichtlohnarbeit als 
Säule des Kapitalismus aufweist. Und hierin liegt auch die Bedeutung dieser Theorie: 
Die Lohnarbeit aufzugreifen und in diesem Zusammenhang den großen Anteil von 
nicht bezahlter Arbeit in den Vordergrund der Auseinandersetzung zu stellen. 

Nur scheint sich hier ein kleines Mißverständnis einzuschleichen. Das Kapital lebt 
seit annodazumal von der Aneignung nicht entlohnter Arbeit. Jetzt steigert das Ka- 
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pital den Mehrwert, indem es ehemals bezahlte Reproduktionsarbeit in unbezahlte 
überführt und dadurch die notwendige Arbeitszeit, den Soziallohn, senkt. Auch Haus- 
arbeit war teilweise „bezahlte‘“ Arbeit. Die notwendige Arbeitszeit schließt die me- 
tropolitane Hausarbeit mit ein; womit nicht gesagt ist, daß die Hausarbeit bezahlt 
wird — ebensowenig wie die Arbeit des Mannes, es wird lediglich die Arbeitskraft 
des Mannes bezahlt und zugleich das Arbeitsvermögen der Hausfrau. 

Die Abpressung von Mehrwert bzw. Mehrarbeit ist zudem, wie durch den Begriff 
Hausfrauisierung vorgegeben, kein rein frauenspezifisches Problem; ebensowenig wie 
sich mit diesem Hausfrau-Begriff die Ausbeutungsverhältnisse in der 3. Welt ineins- 
setzen lassen. 

Der komplexe Angriff von Staat und Kapital läßt sich nicht mit einer Hausfrauisie- 
rungstheorie erfassen, die die sozialpolitischen Komponenten und Dimensionen nicht 
mit aufgreift, welche die Reproduktionskosten insgesamt reduzieren und das Oben 
und Unten stabilisieren. Und letztendlich, die nicht berücksichtigt, daß sichdie gegen- 
wärtige Krisenpolitik auf die ärmsten Schichten, und dort besonders auf die Frauen 
bezieht und nicht auf die Frauen ganz im allgemeinen. 

Feministische Ansätze innerhalb der Frauenbewegung, die sich heute mehr und mehr 
auf sich selbst beziehen, ihre eigene „‚Körperlichkeit und Sinnlichkeit“ in den Vorder- 
grund stellen, etwa nach dem Motto: Ich bin Frau, und das verbindet mich mit allen 
Frauen — scheint wenig geeignet, die staats- und kapitaltragenden Funktionen der 
Reproduktionsarbeit, der Arbeit von Frauen überhaupt, anzugreifen und zu auswei- 
tungsfähigen Ansätzen zu machen. 

Es gilt vielmehr, die Orte zu finden, vielleicht auch wiederzuentdecken, die Frauen- 
widerstand zu Revolten in der Öffentlichkeit machen bzw. gemacht haben; die Hand- 
lungsmöglichkeiten außerhalb des Ghettos „Küche“ aufweisen und die Isolierung und 
Vereinsamung, die in der Hausarbeit angelegt ist, aufbrechen; die die Spaltung der 
Frauen in privilegierte und nicht-privilegierte überwinden; die Arbeit, sei sie bezahlt 
oder unbezhalt nicht als Emanzipation der Frau darstellen; 

die Einkommensforderungen mit aufnehmen, um die unbezahlte Arbeit anzugreifen, 
und als Voraussetzung, daß sich die Frauen aus dem ökonomischen Abhängigkeitsver- 
hältnis der Kleinfamilienstruktur lösen können; 

es gilt, Widerstandsformen zu finden, die den Haushalt der Gesellschaft nicht mehr in 
Ordnung halten. 


Ilona Bauer 
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Klassenreproduktion 
und Kapitalverhältnis 


Im folgenden Text soll versucht werden, Überlegungen über das Verhältnis von Klassen- 
teproduktion und -Konstitution zum Kapital anzustellen. Dabei soll die Klassenrepro- 
duktion, so wie bei Marx, als Bestimmung der notwendigen Arbeitszeit im unmittelba- 
ren Produktionsprozeß verstanden werden, erweitert um die Dimensionen einer ‚reel- 
len Subsumtion“ der Reproduktionsarbeit unter das Kapital und des „Soziallohns“. 
Denn dies ist für eine Analyse der gegenwärtigen Krisenpolitik, bei der es um die Re- 
duktion des Soziallohnniveaus und um die Verringerung der notwendigen Arbeitszeit 
in gesellschaftlichem Maßstab geht, weit hilfreicher als die Frage nach einem Mehr- 
produkt, welches aus der Reproduktionsarbeit dem Kapital zufließe, wie sie die Biele- 
felder Feministinnen formulieren und durch eine Rententheorie zu beantworten su- 
chen. 

Bei diesen Überlegungen soll es auch um die Frage nach einer sozialrevolutionären. 
Linie gehen. Aber darauf kann eine Antwort aus der wertmäßigen Analyse der Klas- 
senreproduktion nicht gefolgert werden, so wenig wie aus jeder anderen theoretischen 
Anstrengung, die nicht die Grenzen der Kritik der politischen Ökonomie überwindet 
— nicht nur hinsichtlich der Thematisierung der Reproduktionsarbeit. Der „blinde“ 
Fleck“ in der Marxschen Theorie ist nämlich ein doppelter: einerseits wird die Mehr- 
arbeit im Reproduktionsbereich nicht beachtet, andererseits ist revolutionäre Subjek- 
tivität, ist Klassenkonstitution in einer ökonomischen Theorie nicht zu fassen. 

Das Thema der Klassenkonstitution (welches in der Studentenbewegung immerhin als 
antiautoritäre Subjektivität aktualisiert worden war) ist bei den politischen Gruppen 
der frühen 70er Jahre verlorengegangen: wer die Klasse war, schien in ihren Kämpfen 
und Forderungen genügend ausgewiesen. Jetzt aber, nachdem die Niederlage der 
Arbeiterkämpfe in ihrem ganzen Ausmaß offenliegt, stellt sich das Thema neu. Und 
nachdem der Marxismus überhaupt nur noch bei einigen Überlebten Relevanz hat, 
stellt es sich zugleich als Aufgabe der Rehabilitation und der Überwindung der Marx- 
schen Theorie. Hat revolutionäre Subjektivität, wenn sie schon für uns selbst nur 
existenzialistisch zu formulieren ist, in der metropolitanen Klasse überhaupt noch 
eine materialistisch auszuweisende Grundlage? 


Die folgenden Thesen über den Zusammenhang von Produktion, Klassenreproduktion 
und Klassenkonstitution umfassen 1. die Etappe der ursprünglichen Akkumulation 
(die Arbeit ist formell unter das Kapital subsumiert, aber das Kapital ist noch nicht 
das allein bestimmende gesellschaftliche Verhältnis), 2. die Etappe der reellen Sub- 
sumtion der Arbeit (das Kapital ist zum gesellschaftlichen Verhältnis geworden, wel- 
ches auch die Reproduktion des Proletariats bestimmt), 3. eine zweite Etappe der 
reellen Subsumtion, in der nicht nur die produktive Arbeit, sondern auch die Repro- 
duktionsarbeit unter das gesellschaftliche Kapitalverhältnis subsumiert ist, schließlich 
4. die gegenwärtige Krise, in welcher sich der Unterschied zwischen produktiver und 
reproduktiver Arbeit überhaupt zu verwischen scheint. 
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Marx bestimmt den Lohn dem Wert nach an der Arbeitszeit, die aufgewandt werden 
muß, um die notwendigen Lebensmittel für den Arbeiter zu produzieren. Er radikali- 
siert die klassische politische Ökonomie, indem er auf den Unterschied zwischen 
Tausch- und Gebrauchswert der Arbeit, zwischen Arbeitsvermögen und produktiver 
Arbeit, verweist. Der erste Schritt der Analyse: auf dem Arbeitsmarkt tritt der freie 
Lohnarbeiter dem Kapitalisten gegenüber als Verkäufer seiner Arbeitskraft, deren 
Preis sich nach dem Wert der Produkte bestimmt, die er zur Erhaltung seiner Arbeits- 
fähigkeit auf dem freien Markt erwerben muß. Der Kapitalist kauft die Arbeitskraft 
nach ihrem Tauschwert und verwertet die Arbeit nach ihrem Gebrauchswert; er 
gewinnt Mehrwert. Das Proletariat selbst aber existiert als Naturgabe, so wie auch die 
handwerkliche Qualifikation der Arbeiter für die Manufaktur kostenlos tradiert wor- 
den war und im Tauschakt auf dem Arbeitsmarkt quasi kostenlos mitgekauft wurde. 
Die Arbeit, die für die unmittelbare Reproduktion des Proletariats selbst, für seine 
Aufzucht und Erhaltung, erforderlich war, ist bei Marx genausowenig präsent wie in 
der klassischen politischen Ökonomie. 

Der Wert der Arbeitskraft ist also nach Maß eines in ihr aufgegangenen Arbeitsquan- 
tums definiert, während die für die unmittelbare Reproduktion des Arbeiters erfor- 
derliche Arbeit als wertlos vernachlässigt wird. Die Kritik der politischen Ökonomie 
gibt vor, die kapitalistische Gesellschaft zu erklären, und doch enthält das Arbeitswert- 
gesetz nur die halbe Wahrheit. Darauf bezieht sich die Kritik am „blinden Fleck“ der 
Marxschen Theorie, wie sie von C.v. Werlhof und V. Bennholt-Thomsen formuliert 
wurde: es finde — sei es durch Überführung von Arbeitskräften aus agrarischen Subsi- 
stenzzusammenhängen in die Industrie, sei es durch „Selbstausbeutung‘“ von Produk- 
tionsfamilien (Cayanov), sei es durch kostenlose „‚Liebesarbeit‘‘ metropolitaner Haus- 
frauen — ein Transfer von unbezahlter Arbeit, Mehrarbeit also, in die Warenproduk- 
tion statt, der werttheoretisch in die Kritik der politischen Ökonomie einzubringen 
sei. 

C. Meillassoux hat diesen Transfer am Beispiel der Rotationsmigration aufgedeckt 
und ihn als Arbeitsrente bezeichnet. Aber dieser Begriff ist wenig hilfreich, weil er 
historisch belegt ist für die Beschreibung feudaler Zwangsverhältnisse und das spezi- 
fisch Kapitalistische bei der Rotationsmigration nicht zur Geltung bringt. In der femi- 
nistischen Theorie wurde dann, von C.v. Werlhof, ebenfalls eine Rententheorie aufge- 
boten, um die Aneignung kostenloser weiblicher Mehrarbeit durch das Kapital auch 
für den entwickelten Kapitalismus zu fassen. Sie wollte damit einen „Skandal unbe- 
zahlter Arbeit im Kapitalismus“ aufwerfen, ohne jedoch daran zu denken, daß Arbeit 
im Kapitalismus noch nie bezahlt worden ist, weder männliche noch weibliche.. Die 
Versuche, Reproduktionsarbeit als mehrwertproduktiv zu entschlüsseln, sind bei den 
Bielefelder Frauen genausowenig vorangekommen wie zuvor bei den operaistischen 
Feministinnen in Italien (M. Dalla Costa). — (Wollte man von Rente reden, so ließe 
sich allenfalls behaupten, daß regionale Verschiedenheiten der Klassenreproduktion 
in Form unterschiedlicher Lohnniveaus und unterschiedlichen Arbeiterverhaltens 
quasi als Differentialrente in die Kapitalakkumulation eingehen, soweit das Kapital 
unterschiedlich qualifizierte und reproduzierte Arbeitskräfte wie eine Naturgabe vor- 
findet und verwertet. Dies ist im transnationalen Akkumulationszyklus wesentlich, 
denn es ist gegenüber dem transnationalen Kapital nicht mehr sinnvoll, von einem 
„ungleichen Tausch“ zwischen Nationalstaaten auszugehen, um das Ausbeutungsver- 
hältnis gegenüber den drei Kontinenten zu beschreiben; die Nationalgrenzen markie- 
ren nur noch Zonen unterschiedlicher Reproduktion und Kontrolle des Weltproleta- 
riats.) ’ 
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Marx hat in den Grundrissen die Arbeit als Nicht-Kapital und als lebendigen Nicht- 
Wert bezeichnet: der Arbeiter hat keinen Wert außer dem, der in ihm selbst steckt als 
Leben. Dieser Wert aber ist kein Arbeitswert für das Kapital. Das Proletariat wird als 
existierendes vorgefunden und steht dem Kapital aus sich selbst heraus antagonistisch 
gegenüber, weil es gegen die Entwertung seines Lebens kämpft. Die Existenz als freier 
Arbeiter setzt dessen Wertlosigkeit geradezu voraus: 


„Als Kapital kann es sich nur setzen, indem es die Arbeit als Nicht-Kapital, als reinen 
Gebrauchswert setzt. (Als Sklave hat der Arbeiter einen Tauschwert, einen Wert, 
als freier Arbeiter hat er keinen Wert; sondern nur die Disposition über seine Arbeit, 
durch Austausch mit ihm bewirkt, hat Wert. Er steht dem Kapitalisten nicht als 
Tauschwert gegenüber, sonder der Kapitalist ihm. Seine Wertlosigkeit und Ent- 
wertung ist die Voraussetzung des Kapitals und die Bedingung der freien Arbeit 
überhaupt.“ (Grundrisse, S. 199f.) 

Arbeit ist nicht Wert, sondern lebendige Quelle des Werts — dies gilt für die produk- 
tive Arbeit des Mannes ebenso wie für die reproduktive der Frau. 

Es existieren also in der Etappe der ursprünglichen Akkumulation, der formellen Sub- 
sumtion der Arbeit, zwei antagonistische Größen: der Arbeitswert einerseits und der 
in der lebendigen Existenz der Klasse liegende Nicht-Wert andererseits, welcher sich 
gegen das Kapital als Existenzrecht manifestiert. Dieses Existenzrecht wird durch die 
Ausweitung des Kapitalverhältnisses angegriffen und der Kampf gegen die Entwer- 
tung des Arbeiters im freien Lohnverhältnis, um ein Einkommen, das an anderen 
moralischen Maßstäben gemessen wird als am wertgesetzlich bestimmten Preis der 
Ware Arbeitskraft, um den Brotpreis, der ein Überleben aller garantieren muß, unab- 
hängig von den Verwertungsinteressen des Kapitals: das ist der Motor des Klassen- 
widerstands im Zeitalter der Revolutionen. Der Arbeiter wird zum Antagonisten des 
Kapitals, indem er für sich existiert und einen Anspruch auf Überleben erhebt, An- 
spruch auf ein Einkommen, das sich aus „gerechtem“ Lohn, aus Diebstahl, Markt- 
revolte, Parzellenanbau oder Plünderung herleiten mag, das aber jedenfalls an den 
eigenen konsumtiven Bedürfnissen gemessen wird und nicht an den produktiven des 
Kapitals. Dieser proletarische Lebensanspruch, der nur in einer ständigen Bereitschaft 
zum Aufruhr, im ständigen Kampf gegen das sich ausweitende Kapitalverhältnis auf- 
rechterhalten werden kann, ist eine proletarische gesellschaftliche Macht gegen das 
Kapital; er verdichtet sich in den Revolten zur Forderung nach gerechtem Konsum 
des gesellschaftlichen Reichtums, zum ‚Bedürfnis nach Kommunismus“. 

Es wäre also ein Klassenbegriff zu entwickeln, in dem die Klasse nicht erst Produkt 
der produktiven Subsumtion unter das Kapital, sondern für sich schon vorher Produkt 
der Entwertung ihres Existenzrechts ist. Diese Klasse reproduziert sich außerhalb des 
Kapitals, in eigener Dynamik, und verteidigt ihre egalitären konsumtiven Standards. 
Die Klassenkonstitution resultiert aus dieser Selbstwertsetzung der Klasse in Konfron- 
tation mit den Verwertungsinteressen des Kapitals, aus der Erfahrung des Kampfs um 
Subsistenz. Das Existenzrecht der Massen erscheint als grundlegender Widerspruch 
zum Kapital, als materieller historischer Widerspruch, viel eher als die Arbeit. 

Auch Marx hat diesen lebendigen Widerspruch zum Kapitalverhältnis auf der Straße 
gesehen, bevor er in seiner ökonomischen Theorie, die eine Theorie der Niederlage 
war, die Geschichte vorwegnahm und die Klasse als variables Kapital selbst zum Be- 
standteil des Akkumulationsprozesses reduzierte. 


Indem nun Marx weder die proletarische Reproduktion des Pauperismus und seines 
Existenzrechts zum Thema machte noch die zur Aufzucht und Erhaltung des Arbei- 
ters notwendige Arbeit, vermochte er weder das Proletariat als Gesellschaftlichkeit 
von unten zu begreifen noch das Kapital als zerstörerisches gesellschaftliches Verhält- 
nis; er beschrieb nicht eine Realität und Summe gesellschaftlicher Arbeit und proleta- 
rischer Ansprüche, sondern diese nur, soweit sie aus der Sicht des Kapitals als Wert 
gefaßt werden konnten. 
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Dieser „blinde Fleck“ der Marxschen Theorie ist auch durch eine erweiternde Refor- 
mulierung der Kritik der politischen Ökonomie nicht auffüllbar. Es könnte lediglich 
die Subsumtion des Existenzrechts der Klasse, ihrer Konstitution und ihrer Repro- 
duktion, unter das Kapitalverhältnis beschrieben werden und revolutionäre Subjekti- 
vität bliebe lediglich als Restgröße und Desiderat erhalten. Der „blinde Fleck“ muß 
thematisiert werden als Begrenztheit der Kritik der politischen Ökonomie, und er 
muß belassen bleiben als aus dieser Kritik nicht ausfüllbar. Marx selbst hat, statt ein 
Buch über die Lohnarbeit zu schreiben, sein „Kapital“ mit historischem Material 
gefüllt, und es scheint, als wäre in der Tat das Verhältnis von Klassenreproduktion 
und Klassensubjektivität zum Kapital nicht werttheoretisch, sondern nur sozialhisto- 
risch zu entschlüsseln. 
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Dem Zeitalter der Revolutionen folgt die Blütezeit des Kapitals. Die Zerstörung der 
Subsistenzbasis des Pauperismus schreitet fort; durch Migration, Hungertod, polizei- 
lichen Zwang wird der Pauperismus reduziert und in das gesellschaftliche Kapitalver- 
hältnis als industrielle Reservearmee eingebunden. Das kapitalistische Bevölkerungs- 
gesetz, das Marx im 23. Kapitel des „Kapital“ beschreibt, subsumiert die Klassenre- 
produktion formell unter das gesellschaftliche Verhältnis. Die Reproduktion selbst 
mag eigengesetzlich und außerhalb bleiben — dennoch: 


„Das Gesetz, welches die relative Surpluspopulation oder industrielle Reservearmee 
stets mit Umfang und Energie der Akkumulation im Gleichgewicht hält, schmiedet 
den Arbeiter fester ans Kapital als den Prometheus die Keile des Hephästos an den 
Felsen.“ 


Subsumtion des Reproduktionsprozesses der Klasse heißt zugleich, daß ein zunehmen- 
der Anteil dieser Reproduktion aus kapitalistisch produzierten Lebensmitteln bestrit- 
ten wird; und die Klassenproduktion wird selbst zur Reproduktion des gesellschaft- 
lichen Verhältnisses. Der zweite Schritt der Analyse: der fiktive Tauschakt auf dem 
Arbeitsmarkt wird mit der reellen Subsumtion des Arbeiters unter das Kapital selbst 
zum Resultat des unmittelbaren Produktionsprozesses (Resultate, S. 86 ff.). Der 
Arbeiter ist nicht mehr frei, sondern einer ökonomischen Hörigkeit unterworfen, die 
er selbst produziert und reproduziert. Marx beschreibt die wesentliche Verschieden- 
heit von individueller und produktiver Konsumtion des Arbeiter (‚In der einen gehört 
er als Arbeitskraft dem Kapital und ist dem Produktionsprozeß einverleibt; in der 
andren gehört er sich selbst und verrichtet individuelle Lebensakte außerhalb des Pro- 
duktionsprozesses“), dies aber nur, um sie bei Betrachtung des gesellschaftlichen 
kapitalistischen Reproduktionsprozesses zur Fiktion zu erklären: 


„In der Tat: die individuelle Konsumtion des Arbeiters ist für ihn selbst unproduktiv, 
denn sie reproduziert nur das bedürftige Individuum; sie ist produktiv für den Kapita- 
listen und den Staat, denn sie ist Produktion der den fremden Reichtum produzieren- 
den Kraft ... 

In der Tat gehört der Arbeiter dem Kapital, bevor er sich dem Kapitalisten verkauft. 
Seine ökonomische Hörigkeit ist zugleich vermittelt und zugleich versteckt durch die 
periodische Erneuerung seines Selbstverkaufs, den Wechsel seiner individuellen Lohn- 
herren und die Oszillation im Marktpreis der Arbeit. 

Der kapitalistische Produktionsprozeß, im Zusammenhang betrachtet, produziert also 
nicht nur Ware, nicht nur Mehrwert, er produziert und reproduziert das Kapitalver- 
hältnis selbst, auf der einen Seite den Kapitalisten, auf der andern den Lohnarbeiter“ 
(MEW 23, S. 598 ff.). 
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Auch Marx weiß, daß damit die historische Basis des Klassenwiderstands verloren 
geht; beherrscht das Kapital auch die Klassenreproduktion, so wird es auch mit dem 
Arbeiter zuerst nicht seinen Totengräber, sondern immer wieder sich selbst reprodu- 
zieren. Die revolutionäre Klassenidentität, die eine Selbstwertsetzung, als Nicht-Wert, 
außerhalb des Kapitalverhältnisses erforderte, als Kampf um das Existenzrecht, wird 
ihre materielle Grundlage verlieren: 


„Es ist nicht genug, daß die Arbeitsbedingungen auf den einen Pol als Kapital treten 
und auf den andren Pol Menschen, welche nichts zu verkaufen haben als ihre Arbeits- 
kraft. Es genügt auch nicht, sie zu zwingen, sich freiwillig zu verkaufen. Im Fortgang 
der kapitalistischen Produktion entwickelt sich eine Arbeiterklasse, die aus Erziehung, 
Tradition, Gewohnheit die Anforderungen jener Produktionsweise als selbstverständ- 
liches Naturgesetz anerkennt. Die Organisation des ausgebildeten kapitalistischen Pro- 
duktionsprozesses bricht jeden Widerstand, die beständige Erzeugung einer relativen 
Überbevölkerung hält das Gesetz von Zufuhr von und Nachfrage nach Arbeit, und 
daher den Arbeitslohn, in einem den Verwertungsbedürfnissen des Kapitals entspre- 
chenden Gleise, derstumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse besiegelt die Herr- 
schaft des Kapitalisten über den Arbeiter. Außerökonomische, unmittelbare Gewalt 
wird zwar immer noch angewandt, aber nur ausnahmsweise. Für den gewöhnlichen 
Gang der Dinge kann der Arbeiter den ‚Naturgesetzen der Produktion‘ überlassen 
bleiben, d.h. seiner aus den Produktionsbedingungen selbst entspringenden, durch sie 
garantierten und verewigten Abhängigkeit vom Kapital. Anders während der histori- 
schen Genesis der kapitalistischen Produktion. Die aufkommende Bourgeoisie braucht 
und verwendet die Staatsgewalt, um den Arbeitslohn zu ‚regulieren‘, d.h. innerhalb 
der Plusmacherei zusagender Schranken zu zwängen, um den Arbeitstag zu verlängern 
und den Arbeiter selbst in normalem Abhängigkeitsgrad zu erhalten. Dies ist ein 
wesentliches Moment der sog. ursprünglichen Akkumulation.‘ (MEW 23, S.765) 


Den Verlust des primären Klassenantagonismus wird der Marxismus, den Sieg der 
Bourgeoisie vorwegnehmend, durch Anleitung eines gegenläufigen politischen Prozes- 
ses aufzuheben suchen: eine siegreiche Arbeiterklasse soll sich aus der Massifizierung 
des Produktionsprozesses und aus der Propaganda des wissenschaftlichen Sozialismus 
heraus bilden. Aber dieser wissenschaftliche Sozialismus kann zwar sehr wohl die 
Misere analysieren; nur, anzugeben, wie eine Klasse je aus dem Kapitalverhältnis wie- 
der ausbrechen soll, wenn sie „jene Produktionsweise als selbstverständliche Natur- 
gesetze anerkennt“, vermag er nicht. 
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Im Verlauf der reellen Subsumtion „lernen die Arbeiter die Regeln des Spiels“, sie 
erkämpfen Lohnstandards. Einem Teil von ihnen gelingt es, den Lohn so weit zu stei- 
gern, daß sie die Familie, die mit dem Verlust der vorindustriellen Subsistenzgrundlage 
zerschlagen war, neu begründen können — subjektiv und sexistisch als privaten Ort 
außerhalb des Produktionsverhältnisses. 

In Deutschland hat die betriebliche Sozialpolitik für die Klassenreproduktion eine be- 
sondere Rolle gespielt. In den Krupp-Werkssiedlungen erfolgt die Reproduktion der 
Arbeiterfamilien — soweit sie nicht aus Kohlanbau und Karnickelzucht auf den zu 
den Wohnungen gehörigen Parzellen gewährleistet ist — aus variablem Kapital. Die 
notwendige Arbeitszeit im unmittelbaren Produktionsprozeß steht nicht mehr nur für 
die notdürftige Reproduktion des ledigen Arbeiters, bevor dieser, wenn er ausgelaugt 
ist, wieder in den Pauperismus zurücksinkt, sondern für die Lebensmittel für ihn selbst, 
für seine Frau und seine Kinder, und für die späteren Zahlungen der Pensionskasse. 
Wenn nun die Arbeiterfamilien vom Lohn des Mannes leben können, so ist ihre Re- 
produktion vom Kapital bezahlt (nicht aber die Reproduktionsarbeit der Frau, genau- 
sowenig die Arbeit des Mannes); das Kapital und der Arbeiter kommandieren eine 
weibliche Arbeitsleistung, die teilweise als Reproduziertheit/bessere Verwertbarkeit 
der männlichen Arbeitskraft im Lohn wertmäßig realisiert werden kann: vom Mann, 
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in dessen lebendiger Existenz nun ein höherer Wert liegt als zuvor. Darauf gründet 
sich das sexuelle Gewaltverhältnis, das die Rekonstitution der proletarischen Familie 
von vornherein begleitet. Die weibliche Arbeitsleistung erscheint mit jeder Lohnerhö- 
hung als Abzug vom Mehrwert und ist doch zugleich Voraussetzung für die Produk- 
tion relativen Mehrwerts durch disziplinierte, geordnet reproduzierte Arbeiter. 
Während sich die formelle Subsumtion der Klassenreproduktion unter das Kapitalver- 
hältnis im „kapitalistischen Bevölkerungsgesetz‘‘ ausdrückt, finden in den Werkssied- 
lungen Übergänge statt zu einer reellen Subsumtion: die proletarische Reproduktion 
wird am Bild der bürgerlichen Familie orientiert und durch Werksbeamte überwacht. 
Soweit sich aber in den Werkssiedlungen doch eine proletarische Kultur ausbildet, 
etwa eine polnische; soweit Mobilität herrscht zwischen den Werkssiedlungen und 
Orten freier Reproduktion; in dem Maß also, wie das Konzept der Seßhaftmachung 
und Ausbildung ökonomischer Abhängigkeit nicht aufgeht, handelt es sich um eine 
vorerst nur formell subsumierte Reproduktion, die auch wieder außerhalb der Werks- 
siedlungen stattfinden könnte. Und die zweite Generation der seßhaft gemachten 
Arbeiterfamilien wird ein Jahrzehnt später ein mobiles Proletariat stellen, das im 
Ruhrgebiet unständig dem höchsten Lohngebot folgen wird und das mit der Zirkula- 
tion der Arbeitskraft auch die proletarische Autonomie verbreiten wird. 
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Während der Wert der männlichen Arbeitskraft steigt durch die Lohnkämpfe und 
weil die Reproduktion seiner Frau’und durch seine Frau in ihn eingeht, findet ein zu- 
nehmender Anteil der proletarischen Selbstwertsetzung nun innerhalb des Arbeits- 
und Verwertungsprozesses selbst statt; nach der Wertseite hin ist die proletarische 
Reproduktion zunehmend an den Kampf um den relativen Lohn gefesselt. Gewinnt 
das Proletariat an Stärke, so kann es Standards erkämpfen, die über das Existenzmini- 
mum hinausgehen — eine Selbstwertsetzung innerhalb des Kapitalverhältnisses, in 
Form der Steigerung des relativen variablen Kapitalanteils, in Form eines für das 
Kapital unproduktiven und für die Arbeiter erfreulichen Konsums, eines moralisch 
und sozial bestimmten Lohnanteils, den wir „politischer Lohn“ nennen könnten. 
Während die Arbeit im Produktionsprozeß reell subsumiert ist und auch die Repro- 
duktion des Arbeiters selbst Resultat des unmittelbaren Produktionsprozesses, ist 
doch die Stärke der Klasse nicht allein an der Höhe dieses politischen Lohns abzule- 
sen, am Verhältnis also zwischen toter und lebendiger Arbeit, an der Präsenz der 
Klasse als variabler Teil des Kapitals, sondern an ihrer antagonistischen Konstitution. 
Diese Konstitution ist nicht Resultat des Produktionsprozesses allein, mißt sich nicht 
am Grad der Vereinnahmung, sondern genau am Gegenteil: an der anarchischen Re- 
produktion der Unterschichten, die in erster und zweiter Generation dem Leben als 
Industriearbeiter fremd gegenüberstehen, und an der Bereitschaft, aus dieser Fremdheit 
heraus das gesamte soziale Verhältnis infrage zu stellen; sie mißt sich an der Aufsäs- 
sigkeit und Mobilität, an der eigenen Dynamik des Proletariats. Während die Klasse 
um den politischen Lohn kämpft, steht sie zugleich auch außerhalb. Auch am Ende 
des 19. Jahrhunderts sind die Anforderungen jener Produktionsweise noch nicht als 
selbstverständliche Naturgesetze anerkannt, wie Marx es vorausgesehen hatte. Davon 
zeugen die Kämpfe um die Jahrhundertwende, die 1918-20 kulminieren. Die proleta- 
rische Autonomie erscheint als Sabotage in den Fabriken, als Lebensmittelrevolte 
und Massenaufstand in der Region; sie erscheint in einem sozialen Raum, der durch 
die Fabrik noch nicht eingeholt ist, und sie erfordert letztlich eine militärische Ant- 
wort. 

Mit der formellen Subsumtion der Klassenreproduktion ist zwar durch ihre Reprodu- 
ziertheit der Wert der individuellen Arbeitskraft gestiegen, noch aber ist die Transfor- 
mation der Klasse an sich zu einem reproduzierten Wert innerhalb des Kapitalverhält- 
nisses nicht durchgeschlagen. 
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Die reelle Subsumtion der Klassenreproduktion unter das Kapitalverhältnis ist eine 
der Antworten auf 1918/20, so wie deren formelle Subsumtion eine Antwort auf 
1789/1848 gewesen war. Wie die Arbeitswissenschaften im Produktionsprozeß eine 
neue Etappe der Subsumtion der Arbeitskraft einleiten, so leitet die Sozial- und Be- 
völkerungspolitik, vom Sozialdarwinismus bis zur Sozialversicherung, ein neues Ver- 
hältnis zwischen Klasse, Kapital und Staat ein, welches im NS abgeschlossen wird. So 
wie der maschinell diktierte Arbeitsablauf gegen das Arbeitersubjekt gekehrt wird, 
wird der gesellschaftliche Raum bewußt gegen das antagonistische Klassensubjekt 
organisiert. Eingemauert zwischen Dreizimmerwohnungen, Schulen, Sozialfürsorge- 
rinnen wird die Klasse zum „‚Humankapital“ reduziert. 

Es wird zur Funktion des Staats, das Verhältnis zwischen Klassenreproduktion und 
Kapitalakkumulation zu regulieren, die von der Klasse konsumierten Kapitalanteile in 
einen erweiterten Akkumulationszyklus einfließen zu lassen und zugleich die Klassen- 
reproduktion zu ökonomisieren. Mit der Ausweitung der Sozialversicherungen subsu- 
miert der Staat auch das Existenzrecht der Klasse in einem versicherungsrechtlichen 
Verhältnis. Aus der Rache für das erlittene Unrecht wird der „Generationenvertrag‘“. 
Das ehedem antagonistische, unvermittelt dem Kapital gegenüberstehende Existenz- 
recht wird umgedreht zum Mittel kapitalistischer Reproduktion. Die autonome Klas- 
senkonstitution wird damit ihrer moralischen und ökonomischen Grundlage beraubt; 
sie mag nun noch in der Erinnerung liegen, daß ein arbeitsames Leben und eine dürf- 
tige Rente doch nicht alles gewesen sein dürfen. 

Die Auswirkungen dieses neuen Verhältnisses auf die Reproduktionsarbeit betreffen 
die Durchsetzung der familiären und der gesellschaftlichen Hausarbeit: zum einen 
also die Vergesellschaftung von Reproduktionsarbeit in Form neuer unterbezahlter 
Frauenberufe: Sozialarbeiterinnen, Krankenschwestern, Hebammen; zum anderen die 
Normierung der familiären Reproduktionsarbeit durch REFA, Hausfrauenschulung, 
Elektrifizierung der Haushalte. Die Hausarbeit selbst ist Resultat des Subsumtions- 
Prozesses. 

Reell ist die Subsumtion der Klassenreproduktion sowohl, weil sie die Reproduktions- 
arbeit nach Inhalt und Form verändert, sie unter gesellschaftliche Kontrolle stellt, sie 
vergesellschaftet und sie in steigendem Maß auch bezahlt, als auch, weil nun die zu- 
künftige Arbeitskraft ebenfalls als zu reproduzierende erkannt ist („erweiterte Repro- 
duktion der Arbeitskraft‘): es geht um Arbeiter, die zu kontinuierlicher Arbeit am 
Fließband in der Lage sind, um Frauen, die sie mit einem standardisiserten Minimum 
an Suppe und Liebe versorgen (und die je nach Konjunktur auch ins Büro oder ans 
Band gestellt werden können), und um Kinder, die nicht vagabundieren oder revoltie- 
ren, sondern den Weg von der Schule in die Fabrik geordnet finden. 
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In den Wert der Arbeitskraft geht ein steigendes Quantum weiblicher Arbeitsleistung 
ein. Vor dem Staat, der sich als Eigentümer des Staatsvolks und als dessen Verwerter 
in letzter Instanz sieht, sind Mann und Frau gleichermaßen Humankapital; der Arbeits- 
leistung des Mannes wird die „Fortpflanzungsleistung“ der Frau gegenübergestellt. 
Der Mann ist nicht frei, nachdem er seine Arbeitskraft für 10 Stunden verkauft hat: 
er bleibt Eigentum des Staats und begibt sich in einen definierten Reproduktionszu- 
sammenhang. Und die Frau ist doppelt subsumiert: unter die Gewalt des Mannes und 
unter die Gewalt des Staates. 

Die Kosten für die reell subsumierte Reproduktion der Klasse sind Teil der notwen-, 
digen Arbeit im unmittelbaren Produktionsprozeß. Dabei tut es nichts zur Sache, ob 
sie als Lohn des Mannes erscheinen — was die Regel ist, weil auf diese Weise die Klas- 
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senspaltung zwischen den Geschlechtern perpetuiert wird —, als „Lohnnebenkosten“, 
als Versicherungsbeitrag oder ob sie scheinbar aus Revenue bezahlt werden wie die 
Lehrergehälter und die staatlichen Sozialleistungen. In ihrer Summe stellen diese 
Kosten einen Lohnanteil dar, den wir ‚, Soziallohn“ nennen können. Mit diesem 
Soziallohn bezahlt das Kapital die Einordnung in einen kontrollierten Reproduktions- 
zusammenhang, wie es mit dem Arbeitslohn die Unterordnung im Produktionsprozeß 
bezahlt. Dieses Konzept umfaßt die Klasse als Ganze, als zu Arbeits- und zu Repro- 
duktionsleistung fähige. 

Mit dem Soziallohn ist nicht nur die männliche Arbeitskraft bezahlt, sondern auch 
das weibliche Arbeitsvermögen. Und wie die produktive Verwertung der Arbeitskraft 
Arbeit und Mehrarbeit erheischt, so erheischt auch die Bezahlung des Reproduktions- 
vermögens Mehrarbeit. Durch Normierung der Hausarbeit und der reproduktiven 
Funktionen, durch die gesellschaftliche Hausarbeit der Sozialfürsorgerin, der Hebam- 
me, der NS-Frauenführerin oder der Gemeindeschwester wird ein tägliches Arbeits- 
quantum definiert, welches zur Reproduktion der Familie erheischt ist. Aus der Ver- 
wertung produktiver Arbeit im unmittelbaren Produktionsprozeß entsteht dem Kapi- 
tal also doppelt Mehrarbeit: die des Mannes im Produktionsprozeß, die seiner Frau in 
der gesellschaftlichen Reproduktion. Zu dieser Mehrarbeit sind, neben der familiären 
und der gesellschaftlichen Hausarbeit, noch weitere Arbeitsformen zu zählen: sich 
ausbilden zu lassen, die immer komplizierteren Funktionen der individuellen Zirkula- 
tion zu erfüllen (Einkauf, Verkehr) usw. 

Die Beziehung dieser reproduktiven Mehrarbeit zum Mehrwert — die Ankoppelung 
weiblicher Reproduktionsarbeit an das Wertgesetz also — scheint mir nur auflösbar zu 
sein, wenn dem Wert produktiver Arbeit ein zweiter Wert reproduktiver Arbeit gegen- 
übergestellt wird, der in die Klasse selbst eingeht und zugleich das gesellschaftliche 
Kapitalverhältnis Konstituiert. Was früher autonome Selbstwertsetzung der Klasse 
war, wird in den subsumierten Anteilen zu Reproduziertheit als Kapital. In dieser Re- 
produziertheit steckt ein Wert, der sich im unmittelbaren Produktionsprozeß realisie- 
ren muß: 


„Der größte Teil des Volksvermögens steckt im Menschen selbst. Die Aufzucht der 
65 Millionen deutscher Menschen hat weit über 1 Billion Goldmark, also über tausend 
Milliarden RM gekostet... Die Bevölkerung rentiert sich, wenn sie mehr leistet, als sie 
kostet.“ (Arch. f. Soziale Hygiene und Demographie VII, 79) 

Die Reproduktion ist Abzug vom Mehrwert, aber als Wiederherstellung der geschun- 
denen Arbeitskraft und als spezifische Ausbildung zukünftiger Arbeitskräfte Voraus- 
setzung für die Produktion relativen Mehrwerts auf erweiterter Stufe. 

Das proletarische Arbeitsvermögen enthält also einerseits den Wert der bezahlten Re- 
produktion im gesellschaftlichen Maßstab, soweit dieser als notwendige Arbeitszeit, 
Soziallohn, im Produktionsprozeß sich niedergeschlagen hatte; es enthält zweitens ein 
Äquivalent weiblicher unbezahlter Mehrarbeit, die als Verwertbarkeit im aktuellen 
wie im zukünftigen Akkumulationszyklus erscheint, als Eigenschaft/Konstitution des 
Arbeiters. Dieses Äquivalent ist arbeitswertmäßig nur insoweit zu fassen, wie es als 
Lohn und Soziallohn von der Klasse und zumal von den Frauen erkämpft/realisiert 
wird. 
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Wie dem Proletariat äußerlich die entfremdete tote Arbeit vergegenständlicht als Ka- 
pital gegenübertritt, so lastet in ihm die akkumulierte entfremdete Reproduktionsar- 
beit, die als kapitalistische Reproduziertheit die Klasse als Humankapital konstituiert, 
wie sie in ihrer ganzen Existenz dem Kapitalverhältnis verhaftet ist. Stand noch eine 
Generation zuvor die Klasse dem industriellen Prozeß ihrer Konstitution nach fremd 
gegenüber, so gehen ihre sozialen Bedürfnisse nun tendenziell in Konformismus und 
Konsum auf (in Deutschland ist dies die Erbschaft des NS). Eine UFA-Schauspielerin, 
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die ein standardisiertes Glück auf die Leinwand projiziert, produziert nicht nur Mehr- 
wert für die Filmgesellschaft, sondern zugleich einen reproduktiven Wert, der sich als 
Ausweglosigkeit und unterlassener revolutionärer Ausbruch auf die Klasse legt. Selbst 
noch die Kosten nazistischer Propaganda sind Kosten der Klassenreproduktion. 

Der Soziallohn hat einen Doppelcharakter, als erkämpfter Lohn und als Vorausset- 
zung erweiterter Subsumierbarkeit. Hier liegt die Verbindung zur ökonomischen 
Theorie von Keynes, welche die Klassenforderungen als „effektive Nachfrage“ in den 
Kapitalzyklus einbezog. Mit ihren Kämpfen erzielt die Klasse, bis zu einem bestimm- 
ten Punkt, auf immer neuer Stufenleiter eine erweiterte Subsumtion der Arbeit im 
Produktionsprozeß und im staatlich kontrollierten Reproduktionsprozeß. Die gesamte 
Klassendynamik — Krankheit, Lohnkampf, Delinquenz, Einforderung von Sozialgel- 
dern — geht in die Soziallohnsumme ein als Kostenfaktor staatlicher Sozialpolitik 
und es bleibt tendenziell kein Raum mehr für eine Selbstwertsetzung, die auch außer- 
halb kapitalistisch/staatlicher Vermittlung noch stehen könnte. Die Klasse profitiert 
politisch noch lange vom moralischen Nachhall des 1918-20, aber sie scheint zu der- 
artigen Ausbrüchen nach dem NS immer weniger in der Lage. Ihre Konstitution als 
variables Kapital ist mit der Vernichtung der:,‚Gemeinschaftsfremden“ abgeschlossen; 
erst im Kampfzyklus der späten 60er Jahre wird das Überbieten des Soziallohns mit 
neuen Forderungen neue Verhältnisse erzwingen. Die Selbstwertsetzung der Klasse 
innerhalb des Kapitals, als variables Kapital, als Soziallohn, erreicht ein Ausmaß, das 
mit keynesianistischer Politik nicht mehr einzuholen ist. 


Wenn auch die Klassenkonstitution vollständig als Resultat kapitalistischer Reprodu- 
ziertheit erscheint, so ist sie doch immer auch Produkt von Kämpfen. Homogenisiert 
durch die massenhafte Subsumtion in der Massenfabrikation und zugleich in den nor- 
mierten Quartieren der Reproduktion, drehen sich diese Kämpfe um Lohn, Sozial- 
lohn und Sabotage — das ist nicht nur ein Kampf um die Steigerung des variablen, 
Kapitalanteils, der gegenüber der akkumulierten toten Arbeit immer im Hintertreffen 
wäre; Sabotage ist, als Angriff gegen die tote Arbeit, gegen die technologische Gewalt 
des Kapitals, Selbstwertsetzung: proletarische Autonomie bedeutet Kampf um Ein- 
kommen und zugleich um selbstbestimmte Räume. Mit eigenen Lebensformen, mit 
proletarischer Identität aber vermag die metropolitane Klasse diese Räume nicht zu 
füllen — sie gewinnt, jenseits des abgewirtschafteten Marxismus-Leninismus, keine 
revolutionäre Konstitution zurück. Was den Türken bei Ford, den Hippies in Lords- 
town, den schwarzen Mummies in New York selbstverständlich ist: daß ihr Leben 
etwas anderes ist als Arbeit und Konsum, daß es für sich die treibende Kraft ist, das 
erleben die nachnazistischen Klassenschichten allenfalls als ferne Ahnung. 
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In den 70er Jahren hat sich das Kapital auf transnationaler Ebene reorganisiert. Dieser 
Vorgang ist mit dem Begriff ‚Neue internationale Arbeitsteilung‘ nur unzureichend 
beschrieben, denn in der Tat ging es dabei um eine Abkoppelung der Kapitalrepro- 
duktion von der Reproduktion der metropolitanen Arbeiterklasse und damit um ein 
neues Verhältnis zwischen transnationalem Kapital, metropolitaner Klasse und nach- 
keynesianischem Staat, welches negativ als „Ende des Keynesianismus“ leicht zu be- 
nennen ist, welches positiv — in den Dimensionen einer neuen Staatsfunktion, der 
gesellschaftlichen Mehrarbeit und ihres Verhältnisses zum Akkumulationszyklus — 
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aber noch immer als analytische Leerstelle zu umschreiben ist. (Natürlich könnten 
wir von „Hausfrauisierung“ sprechen, damit wäre ein Phänomen bezeichnet, aber für 
die Analyse noch nichts gewonnen.) 

Ein wesentliches Merkmal der Krise, die seit Ende der 70er Jahre in den Metropolen 
durchgesetzt wird, ist die gesellschaftliche Organisation kostenloser Mehrarbeit im 
produktiven wie im reproduktiven Bereich und in einer Weise, daß beide Formen der 
Mehrarbeit ineinander verschwimmen: einerseits werden reproduktive Funktionen in 
den produktiven Kapitalzyklus integriert, andererseits werden ehemals bezahlte 
Funktionen in die kostenlose Mehrarbeit in den Familien abgedrängt. 
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Während das Kapital seine Mehrwertraten in transnationalem Maßstab neu kombiniert 
und das Lohnniveau trikontinentaler Länder gegen das metropolitane ausspielt und 
indem es dazu übergegangen ist, produktive Zentren weltweit in einen Zusammenhang 
mit Verarmung und Hunger zu stellen — die Weltmarktfabriken in den drei Kontinen- 
ten, die Zentren von „High Tech“ in den Metropolen —, ist hier der keynesianische 
Zusammenhang einer nationalstaatlich moderierten produktiven Klassengesamtheit 
brüchig geworden. Die transnationale Mehrwertkaskade vernutzt nur noch einzelne 
Klassensegmente unmittelbar produktiv; die Metropolenstaaten schließen die Lücke 
zeitweilig durch sozialstaatliches Deficit-Spending. Aber dies nur, um die Differenz 
zwischen dem transnationalen Durchschnittslohnniveau und dem gesellschattlich be- 
stimmten metropolitanen Lohnniveau durch einen sozialpolitischen Reorganisations- 
prozeß langfristig zu schließen. Dieser Prozeß ist in den USA im Boom seit 1980/81, 
in dem es weniger Arbeitslose, aber mehr Arme gibt, weiter vorangeschritten als in 
Westeuropa. Wie sich dort ablesen läßt, betrachtet das Kapital die gegenwärtige Krise 
als Durchgangsstadium zu einer erweiterten Verwertung metropolitaner Arbeitskraft 
und ist weit davon entfernt, es bei einem zeitweiligen Rückzug aus dem keynesiani- 
schen Verwertungszusammenhang zu belassen. 


So liegt das Terrain des Krisenangriffs nicht allein in der technologischen Restruktu- 
ration der produktiven Arbeit — sei es in Form der Roboterisierung/Computerisie- 
rung der Fabriken, sei es in Form der produktiven Dezentralisierung/Arbeitsmarkt- 
segmentation —, sondern zugleich und vor allem im Angriff auf das gesellschaftlich 
bestimmte Lohnniveau, auf den Soziallohn. Es geht um die Senkung der gesellschaft- 
lich notwendigen Arbeitszeit, wie sie sich als Abzug von der Mehrarbeitszeit in den 
unmittelbaren Produktionsprozeß projiziert. In diese waren bislang die Kosten der 
gesellschaftlichen Hausarbeit genauso eingegangen wie der Klassenkonsum und die 
Sozialansprüche. Deshalb wird die Abdrängung der gesellschaftlichen Hausarbeit in 
unbezahlte Verhältnisse genauso als Anstieg der metropolitanen Mehrwertraten zu 
Buche schlagen, wie die Ausdehnung der Mehrarbeit im unmittelbaren Produktions- 
prozeß und wie die Kürzung der Renten. Es wird eine gesellschaftliche Produktivität 
durchgesetzt, die sich am Ausmaß der produktiven und gleichermaßen der reproduk- 
tiven Mehrarbeit mißt. Demgegenüber wäre es ein Anachronismus, an der klassischen 
Trennung zwischen produktiver und unproduktiver Arbeit festhalten zu wollen. 

Ein Problem unserer Erkenntnismöglichkeit: wir erkennen die Arbeit als solche an 
der Fiktion ihrer Bezahlung oder wenn sie als bezahlte zumindest denkbar wäre. Das 
geht auch den Feministinnen nicht besser, die Lohn für Hausarbeit gefordert haben 
oder auf den „blinden Fleck“ verweisen. Unser Erkenntnisprozeß reflektiert nur das 
reale Ausmaß der Subsumtion. Die Reproduktionsarbeit und „Liebesarbeit“ ist als 
Arbeit nur benennbar, soweit sie entfremdet und subsumiert ist. Erst, wenn wir die 
Reproduktionsarbeit von einer historischen Etappe her reflektieren, in der auch das 
weibliche Arbeitsvermögen kapitalistisch reproduziert ist, wird das Ausmaß an Mehr- 
arbeit deutlich, mit der die Frauen zwangsweise die kapitalistische Akkumulation ali- 
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mentiert haben. Und erst nun ist die Ausweitung reproduktiver Mehrarbeit selbst un- 
mittelbar produktiv, weil sie in dem Maße, in dem sie einmal bezahlt war, die not- 
wendige Arbeitszeit im unmittelbaren Produktionsprozeß tatsächlich reduziert. 

In der Tat ist die metropolitane Krise nicht nur eine Antwort aufden „operaistischen“ 
Kampfzyklus in den Fabriken, sondern zugleich eine Antwort auf die Krise der Re- 
produktionsarbeit — eine Krise, die sich in den USA als Sozialforderung der Claiming 
Mothers niedergeschlagen hatte und in der BRD als Verweigerung der Reproduktions- 
arbeit (Senkung der Geburtenrate). Sie ist die Antwort auf einen proletarischen Ge- 
brauch des Soziallohns, wie er sich im Krankenstand in den Fabriken, in den Ansprü- 
chen auf Frühberentung ausgedrückt hatte. 

So bezieht sich auch die erste Etappe des Krisenangriffs, und das betrifft sämtliche 
metropolitanen Krisenregimes, auf die direkte Reduktion der Soziallohnanteile. Ge- 
messen an den vorausberechenbaren Ansprüchen wurden in der BRD zwischen Ende 
1981 und 1983 durch mehr als 250 steuer- und sozialrechtliche Änderungen um 
180 Mrd. DM an Soziallohn der Klasse einbehalten. Dieser Angriff, der in erster Linie 
die Rentner traf und zwei Millionen „neue Arme“, war nur der erste Schritt für die 
beabsichtigte Reorganisation der metropolitanen Gesellschaft. 

Die Mechanismen, mit denen Soziallohn reduziert und gesellschaftliche Mehrarbeit 
organisiert wird, lassen sich erst in Ansätzen beschreiben. Zum einen geht es um den 
Rückstau reproduktiver Arbeit in die Familie: die Pflege von Gebrechlichen, das Sub- 
sidiaritätsprinzip in der Sozialhilfe, die Kürzung von Ausbildungshilfen und Renten, 
die Bewältigung der sozialen Folgen von Arbeitslosigkeit und Armut werden als For- 
derung von Mehrarbeit den Frauen aufgebürdet. Zum anderen wird die Reduktion 
staatlicher Sozialleistungen durch Privatisierung sozialstaatlicher Funktionen geleistet 
— Privatisierung von Kranken- und Behindertenanstalten, der Altenheime und Knä- 
ste —, wobei das Sozialbudget zugleich privater Verwertung unterworfen und redu- 
ziert wird. Wo noch kürzlich Beschäftigte des öffentlichen Dienstes auf Kluncker 
setzten, arbeiten nun Zivis und Hausfrauen in Schwitzbudenarbeitsverhältnissen. 
Zum dritten ist die Erfassung und Planifikation von Gesellschaftlichkeit — von der 
Nachbarschaftshilfe bis zur Rationalisierung der Einkaufszentren, zur Planung des 
Verkehrs und der Wohnformen — darauf angelegt, gesellschaftliche Mehrarbeit und 
damit Senkung der Sozialkosten zu erzielen. Es handelt sich um die Rationalisierung 
reproduktiver gesellschaftlicher Abläufe und der Zirkulation. Die Projekte gesell- 
schafts- und kommunalpolitischer Planifikation sollten deshalb, über ihren Charakter 
als Mittel der sozialen Isolation und der präventiven Aufstandsbekämpfung hinaus, 
als Institutionen der Arbeitsvorbereitung zur Erzwingung gesellschaftlicher Mehrarbeit 
analysiert werden. Schließlich wird Soziallohn auch reduziert, indem unproduktiven 
Minderheiten das Überlebensrecht überhaupt bestritten wird. 
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Darüber hinaus verweist schon die oberflächliche Betrachtung des gegenwärtigen US- 
Booms, der zwischen „High Tech‘ und „Fast Food“ bzw. einem ausufernden „Dienst- 
leistungssektor“ sich abspielt, auf ein weiteres: auf die unmittelbare kapitalistische 
Verwertung von Reproduktionsarbeit. Wenn private Krankenhausgesellschaften Em- 
bryonen züchten, wenn in den USA 2/3 der Mahlzeiten außer Haus eingenommen 
werden, so ist dies, wie schon zuvor der Verkauf von Fertiggerichten, die direkte Ein- 
ordnung ehemaliger Hausarbeit in die Produktion von Mehrwert. Freilich müssen diese 
„Dienstleistungen“ aus Masseneinkommen finanziert werden; die hier zutagetretende 
Tendenz bezieht sich auf eine Restrukturierung des Konsumgütersektors. 

Grundlage dieser kapitalistischen Verwertung von Reproduktionsarbeit ist die Ver- 
weigerung familiärer Hausarbeit durch die Frauen; in den USA sind derzeit die Schei- 
dungsraten höher als die Heiratsquoten; es gibt eine breite Tendenz zur Singularisie- 
rung der Haushalte. Diese Zerstörung der proletarischen Familienzusammenhänge 
mag auch eine emanzipative Dimension für die Frauen haben, die sich der sexistischen 
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Gewalt der Männer entziehen; aber doch fußt auf ihr eine qualitativ neue Etappe der 
Einvernahme der Frauen unter das kapitalistische Gewaltverhältnis. Wurden die 
Frauen bisher „mit Haut und Haar“ subsumiert — waren sie der sexistischen und 
psychischen Exploitation um so mehr ausgesetzt, je weiter die Reproduktionsarbeit 
der subsistenziellen Funktionen beraubt war — so wird die Klassenreproduktion nun 
in „Dienstleistungen“ zergliedert und der Körper der Frauen zergliedert in Organ- 
funktionen: vom „Fast Food“ über die „Peep Show“ bis zum Mietuterus wird das, 
was Pieke Biermann als Lohn für Hausarbeit gefordert hat, bedrückende Realität. Die 
Frauen werden nicht mehr nur mit Haut und Haar subsumiert, sondern viviseziert 
und stückweise verwertet. 

Die differentielle Weltbevölkerungspolitik, die sich in den drei Kontinenten als direkte 
oder indirekte Ausrottung der Armen durch Aushungerung oder zwangsweise Gebur- 
tensenkung darstellt, verlängert sich in den Metropolen zu wahnwitzigen Züchtungs- 
projekten. Die Gen- und Biotechnologien bilden nicht nur einen qualitativ neuen 
Schritt in der globalen Kontrolle und Monopolisierung der Nahrungsmittelressourcen. 
Nach der Seite der unmittelbaren Reproduktion menschlichen Lebens hin findet zu- 
gleich eine Enteignung statt, die um so mehr akzeptabel gemacht wird, als sie sich als 
medizinischer Fortschritt durchsetzt. Je inhalts- und hoffnungsloser die Lebensver- 
hältnisse im Imperialismus werden, desto zwanghafter werden Kinderwünsche und 
Gesundheitserwartungen von der Medizintechnik präfabriziert. 

Auf zweierlei Wegen wird die Akzeptanz gegenüber der Gentechnologie und Human- 
genetik vorangetrieben: über das, was man die positive, systemkonforme Wirkung der 
Umweltvergiftung nennen kann — die Gentechnologie gibt sich als wissenschaftliche 
Antwort auf die zunehmende Zerstörung der Lebensverhältnisse, als ob allein noch 
genetische Manipulationen und nicht die Ausschaltung der zerstörerischen Ursachen 
das biologische Überleben der Menschheit sichern könnten. Der biologische Reduk- 
tionismus richtet sich so, als weitere Kraft neben der Pollution, zwecks ‚Rettung der 
Gene“ gegen die Unversehrtheit der Menschen —, über die daraus entspringende Krank- 
heitsangst, die Gesundheit als Produkt medizinischer Leistungen erwartet; und zwei- 
tens über den medizinalisierten Normalitätszwang, der in den Angeboten der Human- 
genetik und der pränatalen Medizin steckt. Die Euthanasie, für die im NS noch Tö- 
tungsanstalten und Abtransporte erforderlich waren, wurde in den letzten Jahrzehn- 
ten einen Schritt vorverlagert (genetische Beratung, Amniozentese) und kann nun 
bereits an embryonalen Zellkulturen vor der künstlichen Implantation des Embryos 
angewandt werden („Embryo Selection‘). Es gibt eine durchgehende Linie von der 
Individualisierung der Forderung nach Gesundheit über die Prävention von „Behinde- 
rung“ bis zur Selektion am Arbeitsplatz und zur „Sterbehilfe“ und Triage der Alten 
und Kranken. 


An Reproduktionstechnologie, pränataler Medizin und Sterbehilfe ist nicht allein be- 
drohlich, daß das Leben als ethischer Komplex zerfällt (darüber kann sich die Philo- 
sophie nach Auschwitz nur noch im Auftrag des Hoechst-Konzerns unterhalten). 
Sondern aus der Zerlegung des menschlichen Reproduktionsvorgangs in Einzeltechni- 
ken folgt mit tödlicher Sicherheit die Zusammensetzung dieser Techniken in der 
Form der Kontrolle und selektiven Wirksamkeit, in Analogie zur Zerlegung des Ar- 
beitsprozesses und der sozialen Reproduktion insgesamt. Es ist vor allem eine weitere 
Zerlegung der Frauenidentität, die hier stattfindet. Die leihweise Überlassung eines 
zweiten Frauenkörpers zu Reproduktionszwecken bereitet das Erscheinen eines neuen 
Typs von Lohnarbeiterinnen vor. Wie seit der Geschichte der Einhegung der natural- 
und subsistenzwirtschaftlichen Basen der Unterklassen deren Reproduktion immer 
mehr ins Kapital eingewandert ist, zuerst in der Form des Arbeitswerts und der Lohn- 
arbeit, dann in keynesianisch-nationalsozialistischer Form über die Verstaatlichung 
der sozialen Reproduktion, so liefert die Gen- und Reproduktionstechnologie den 
Schlüssel dafür, die letzte Seite der Reproduktion — die Momente von Subjektivität, 
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Intimität, Familiarität, das heterosexuelle Liebes- und Gewaltverhältnis — zu enteig- 
nen und in Formen des Werts zu transponieren. 
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Die Restrukturation des Reproduktions- und Konsumsektors bewirkt in den Metro- 
polen eine neue organische Zusammensetzung des Gesamtkapitals, die dem tenden- 
ziellen Fall der Profitraten ebenso entgegenwirkt wie die Verwohlfeilerung der Pro- 
duktionsmittel durch Verbilligung der Chips. Sektoren hoher organischer Kapital- 
zusammensetzung („High Tech“, Rüstung, Energie) kombinieren sich mit einem Kon- 
sumgütersektor niedriger organischer Kapitalzusammensetzung (,‚Fast Food“, Schwitz- 
buden der Konfektionsindustrie, Reinigungsfirmen etc.) zu einem durchschnittlich 
zusammengesetzten Gesamtkapital auf nationalem Niveau, wodurch ein Werttransfer 
von den Sektoren extensiver Ausbeutung hin zu den Sektoren intensiver Technologie 
zustandekommt. Was noch vor 10 Jahren durch die ‚Neue internationale Arbeitstei- 
lung“ bezweckt wurde, wird nun in den Metropolen selbst wieder installiert. 

Es handelt sich hier um eine neue Relation zwischen den Sektoren I und II, um ein 
„nazistisches“ Akkumulationsmodell mit einer Konzentration der großen Kapital- 
massen im Produktions- und Kriegsgütersektor und einem Abzug von Mehrwertmas- 
sen aus dem Konsumgütersektor. Dies kann am Beispiel der Autoindustrie verdeutlicht 
werden, die als Schlüsselindustrie der keynesianischen Epoche gelten kann, weil Fließ- 
bandproduktion, Lohnkämpfe und Konsumorientierung — die massenhafte Subsum- 
tion von Arbeitskraft und die Befriedung der effektiven Klassennachfrage — ineins 
fielen. Im neuen Zyklus nun hat die Autoindustrie diese zentrale Rolle verloren; das 
Gesamtkapital reorganisiert sich in neuen Schlüsselsektoren. Statt ein Auto zu kaufen, 
müssen die unteren Klassenschichten ihre Budgets nun völlig für die Befriedigung der 
unmittelbarsten Lebensbedürfnisse aufwenden, wofür ein Netz extensiver Verwer- 
tungsinteressen entsteht, in dem auch noch das geringste Lebensbedürfnis in Waren- 
form umgesetzt wird. Des subkulturellen Milieus beraubt, ist auch die Prostituierte 
längst zur Mehrwertproduzentin geworden. 

Die Tendenz läuft also auf eine nochmals erweiterte Subsumtion der individuellen Le- 
bensbedürfnisse hinaus. Die Singularisierung der Individuen, der Zusammenbruch fami- 
liärer Gewaltstrukturen unter den verschärften Zumutungen der Krisenpolitik leiten 
nur den letzten Schritt ein in der Auflösung sozialer Strukturen, in denen noch Reste 
und pervertierte Formen proletarischer Selbstbestimmung gelegen haben mögen. Einer- 
seits in der kybernetischen Planung gesellschaftlicher Prozesse (die wir als ‚‚substitutive 
Vergesellschaftung‘“ von oben bezeichnet haben und die zugleich Erzwingung gesell- 
schaftlicher Mehrarbeit ist), andererseits in der Subsumtion der sozialen Bedürfnisse 
noch auf kleinstem Niveau und in der Subsumtion auch der generativen Reproduk- 
tion selbst liegt das Projekt der Dekonstitution und Abschaffung der Klasse, die mit 
der reellen Subsumtion ihre aus sich selbst bestimmte Existenz verloren hatte, die 
aber als gesellschaftlicher Widerspruch innerhalb des Kapitalverhältnisses noch im 
Zentrum des gesellschaftlichen Prozesses gestanden hatte. Sie wird nun auch der per- 
vertierten Aktionsformen und Terrains beraubt. 

Beides — die Dekonstitution durch die gesellschaftliche Ablaufplanung von oben und 
die produktive Subsumtion durch Erzwingung gesellschaftlicher Mehrarbeit — läßt 
auch auf der Erscheinungsebene die Grenze zwischen produktiver und reproduktiver 
Arbeit verschwimmen. Die Hausfrau, die eben noch geputzt hat, bevor sie per KAPO- 
VAZ für ein paar Stunden zur Arbeit in den Supermarkt gerufen wird, in dem sie an- 
schließend gleich ihre Einkäufe erledigt, kann Leben und Mehrarbeit genauso wenig 
unterscheiden wie diejenige, die Schreibarbeiten am Bildschirm erledigt und nebenher 
ihre Kinder hütet, um später über BTX ihren Kontostand abzufragen und eine Sen- 
dung aus dem Großversandhaus zu bestellen. Selbst für die Kinder, die am Telespiel 
sitzen und später am Bildschirm, ist Spiel, Dekonstitution und Arbeit ineins überge- 
gangen. Die gesellschaftliche Existenz selbst ist der Tendenz nach nur als nicht abrei- 
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ßende Kette von Mehrarbeit begreiflich, geleistet von Monaden, die technologisch zu 
einem Gesamtarbeiter kombiniert werden, ohne dies noch begreifen zu können. 
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So wenig wie sich aus der Subsumtion der produktiven Arbeit vorderhand Ansatz- 
punkte für eine gesellschaftliche Konstitution von unten finden lassen (vgl. Heft 13), 
so wenig scheint dies derzeit aus der neuen Subsumtion der Reproduktionsarbeit 
möglich. Auf keinen Fall handelt es sich darum, daß das Kapital selbstbestimmte 
Räume eröffnen würde, in denen die Naturnähe weiblicher Arbeit oder die Eigenarbeit 
grüner Deppen Inseln einer neuen Gesellschaft schaffen könnten — die Grünen reflek- 
tieren nur eine politische Krise des Regimes, das den Übergang von der keynesiani- 
schen Demokratie zur staatlichen Organisation gesellschaftlicher Mehrarbeit noch 
nicht in ein neues politisches System umgegossen hat. Das Kapital entläßt keine sub- 
sistenziellen, selbstbestimmten Überlebensformen, sondern es subsumiert in der Ten- 
denz auch noch die letzte individuelle Lebensäußerung als Mehrarbeit. 

Die Frage nach Räumen antagonistischer Klassenkonstitution, nach einem distinkten 
Klassensubjekt als Bezugspunkt revolutionären Handelns, läßt sich dann weder aus 
der Existenz der Klasse als produktive Arbeitskraft noch von ihren Reproduktionsbe- 
dingungen her beantworten. Vielmehr ist die Suche nach Resten und neuen Streif- 
lichtern selbstbestimmter Konstitution, zersplittert wie sie sein mögen, notwendig, 
das Aufspüren der Brüche und des unkontrollierten Verhaltens, welche mit der Durch- 
setzung der Krise sich ausbilden. Ohne die sozialhistorische Formulierung des Deside- 
rats aber, ohne den Bezug auf eine soziale Autonomie, wie sie aus der Reproduktion 
des Proletariats in Eigengesetzlichkeit und in weltweitem Maßstab, aus der Selbst- 
wertsetzung gegen das Kapital und nicht als variables Kapital erwächst, wäre jede 
Untersuchungsarbeit zur Erfolglosigkeit verurteilt, denn sie würde nur die Misere 
und das Ausmaß der Zerstörung widerspiegeln. Und neue Autonomie wird sich nur 
dort entfalten können, wo die staatliche und wissenschaftliche Maschinerie der Sub- 
sumtion angreifbar wird, deren Unterbrechung geradezu Voraussetzung ist für prole- 
tarische Rekonstitution. 

Es erscheint die Reformulierung eines revolutionären Projekts notwendig, in dem ein 
Klassensubjekt antizipiert wird, das den Weg zur Konstitution aus eigener Bestimmung, 
im Kampf gegen das Kapitalverhältnis und gegen die vollständige Entwertung seines 
Lebens wieder finden kann, und es müssen zugleich die Mittel einer Gegengewalt zur 
Unterbrechung der gesellschaftlichen Erfassungs-, Planungs- und Zwangsstruktur ent- 
wickelt werden. Letztlich wird sich jede sozialrevolutionäre Organisation daran mes- 
sen müssen, ob es gelingt, Räume für proletarische Rekonstitution zu eröffnen und zu 
sichern. 
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Völkermord 
gegen soziale Revolution 


Das US-imperialistische System von Bretton Woods 
als Vollstrecker der nationalsozialistischen Neuen Ordnung 


I. Einleitung 


„Die Nacht in Guariba, 300 Kilometer von Sao Paolo entfernt, war hell vom Widerschein des 
Feuers. Für die Städter, die das Feuer von den Fenstern der höher gelegenen Häuser genossen, 
war es nur ein Brand einer Zuckerplantage, wie er schon in dieser Jahreszeit einmal vorkommt. 
Aber für die Angestellten der landwirtschaftlichen Betriebe, die ihn löschen sollten, und für die 
Grundbesitzer, die sich im nächstgelegenen Betrieb versammelt hatten, hießen diese Flammen 
etwas anderes. Sie waren es gewohnt, die Botschaften in der Sprache der ‚boias frias‘ zu entschlüs- 
seln. Wer immer das Feuer gelegt hatte, es war die Arbeit eines Experten, der Wind und den 
Schnitt der Straßen so kalkuliert hatte, daß es auf drei ‚talhoes‘ beschränkt blieb, ungefähr fünf 
Hektar. Übersetzt hieß dies, daß man ebenso leicht einen neuen Brand an alle Plantagen von 
Ribeirao Preto legen konnte, ohne die geringste Möglichkeit es zu löschen: Zucker brennt schnell 
ab, mit einer gigantischen Flamme. 

Die Botschaft war so klar, daß schon wenige Stunden danach Lohnerhöhungen zwischen den 
‚boias frias‘ (‚kaltes Essen‘, der Name für die Tagelöhner) und den Latifundisten vereinbart wur- 
den. Mit dem Erlöschen des Feuers war auch der Zorn der 150 000 ‚boias fries‘ von Ribeirao 
Preto abgeklungen. Zur Erleichterung von Regierung und Opposition in Sao Paolo, auch wenn 
dies keine Antwort auf zwei beunruhigende Fragen war: Wie lange dauert der Waffenstillstand? 
Welche Wahrscheinlichkeit besteht, daß das Beispiel von Sao Paolo übergreift auf die übrigen 8 
Millionen ‚boias frias’, ein Heer von Hungerleidern, das, über ganz Brasilien verstreut, in noch 
schimmeren Bedingungen lebt als die Bewohner des relativ reichen Staates Sao Pacdo? Die Zu- 
kunft, schrieb ‚O Estado de Sao Paolo‘, liegt in den Händen des einzigen großen Anführers, der 
auch die oben beschriebene Revolte geführt hat: ‚a fome‘. Der Hunger. 

An der Spitze der Rebellion standen keine Gewerkschaftsführer, auch keine Politiker, nicht ein- 
mal ein linker Priester. Die ‚boias frias‘ hatten die Aktion von sich aus und spontan begonnen. Im 
Morgengrauen hatten sie alle Straßen um Guariba und Babedouro blockiert und waren dann, be- 
waffnet mit ihren angespitzten ‚facios’, auf die Straße marschiert. Als das Militär mittags eingriff, 
war es zu spät. Geschäfte und ein großes Magazin waren geplündert worden, die Geschäftsräume 
der Wasserversorgung zerstört und abgebrannt (die Erhöhung der Wassergebühren war ein zusätz- 
licher Grund der Revolte). Das Militär sah sich gezwungen, das Feuer zu eröffnen. ‚Einige der 
Bauern waren schon verwundet und verloren Blut, aber sie gingen immer weiter‘, erinnert sich 
entsetzt Claudio Amorin, der Eigentümer des von den ‚boias frias‘ geplünderten Supermarktes. 
Der Kampf ließ einen Toten und -zig Verletzte auf den Straßen. Aber es handelte sich nur um 
eine von den Schlachten, die beinahe jeden Tag in Brasilien geschlagen werden. Ihr Verlauf wird 
von den politischen Beobachtern als ‚ein nicht erklärter Bürgerkrieg‘ bezeichnet.“ 

(Bericht der italienischen Zeitschrift ‚’Espresso‘ vom 1. Juli 1984) 


1984 erreichten die Hungerrevolten, Plünderungen, Demonstrationen aus den Armen- 
vierteln Lateinamerikas einen neuen Höhepunkt, aus den „favelas‘‘ der brasilianischen 
Städte, aus den „barrios“ der Karibik, aus den „poblaciones‘“ Chiles. Die Politik der 
Ungleichzeitigkeit, der „Fall-für-Fall-Methode“, mit der die multinationalen Unter- 
nehmen über ihre Großbanken und den IWF aus den Hungernden und den Hungerto- 
ten seit Jahren einen gigantischen Kapitaltransfer in die Metropolen finanzieren, war 
vorerst an die Grenze der Durchetzbarkeit gelangt. Ebenso wie die Latifundistas von 
Guariba wußten auch sie, daß das Propagandabild der hungrigen Horden, mit dem 
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ihre Presse tagtäglich das sozialrassistische Sentiment in den Metropolen füttert, ge- 
fährlich von der Wirklichkeit abweicht. Der Widerspruch von Spontaneität und auto- 
mer Selbstorganisation der Revolten ist nur scheinbar. Ihre Quelle ist die Subjektivität 
und Gesellschaftlichkeit der Massenarmut, deren Reichtum in der Vergesellschaftung 
des Kapitals nur noch als negative Größe vorkommt. Wo unsere an das isolierte Elend 
gewohnten Metropolenaugen die Armutsviertel zu einem Haufen von Wellblech, Holz 
und Schrott machen, da reden aufgeklärte Stadtsoziologen wie etwa der renommierte 
Chombard de Lauwe von einem „überraschenden Reichtum der sozialen Organisa- 
tionsformen“, von dem die metropolitanen Urbanisten noch genug zu lernen hätten. 
Sie sind Ausdruck und Medium, in denen die Klasse die moralischen Traditionen der 
Subsistenzökonomie, aus denen Soja- und Zuckerrohroffensiven sie bis an den Rand 
der Vernichtung gedrängt hatten, in Formen der gerechten Wiederaneignung über- 
setzt. Der aufgeklärte IWF-Funktionär kennt diese Zusammenhänge aus der besorg- 
ten linkssoziologischen Literatur Lateinamerikas. Sie sind der Hintergrund, vor dem 
er seit langem die Druckwellen der „IWF-riots‘‘ zu interpretieren gewohnt ist, die 
schon sorgfältig unter genau diesem Titel dokumentiert waren, als viele Metropolen- 
linke die Buchstaben IWF bestenfalls für eine Firmenabkürzung hielten. Und diese 
Zusammenhänge sind auch der Grund, warum die auf der Märzkonferenz 1984 in 
Punta del Este versammelten Bankiers und Finanzminister die Gefahren der Hunger- 
aufstände als weit gefährlicher einschätzten als selbst die mittelamerikanischen Kämp- 
fe. Als am 23. April in Santo Domingo die seit Monaten heftigsten Revolten Latein- 
amerikas auf die bloße Ankündigung der Vereinbarung einer 80%igen Erhöhung der 
Grundnahrungsmittel zwischen sozialdemokratischer Regierung und IWF losbrachen, 
flog dessen Verhandlungsdelegation angesichts der mehr als 50 Toten gar nicht erst 
aus New York ab. 

Das Kapital steckte vorerst etwas zurück. Die Peitsche wurde auf das zentralamerika- 
nische Kampfgebiet konzentriert, das Vernichtungsdiktat der Banken wurde im Fall 
Brasiliens, Mexicos und Argentiniens flexibilisiert und mit dem Versuch verbunden, 
über die „Demokratisierung“ der kritischen Länder eine schützende und neutralisie- 
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rende Mittelschicht zwischen das Kapital und die Klasse zu legen: in Chile durch die 
plumpe Rückschleusung verbannter liberaler und linkskritischer Politiker und Intel- 
lektueller, in Brasilien durch die demokratische Wahl eines Großgrundbesitzers, in Ar- 
gentinien durch das atemberaubend schnelle „Making“ eines Proteg&s der SI. Dazu 
noch später. Die Feinheiten sind vorerst nebensächlich. Entscheidend ist eine ganz 
andere Frage: Vernichtungspolitik und Hungerrevolten als Klassenkampf? 


Verzichten können wir von vorneherein auf eine Auseinandersetzung mit denjenigen, 
die sich auf die technischen Einzelheiten der sogenannten „Schuldenkrise“ einlassen 
und dem Kapital gute Ratschläge andienen, wie es aus diesem Dilemma herauskommt 
und zugleich eine neue Entwicklungsperspektive für die sogenannten Länder der Drit- 
ten Welt einleitet. (Eine ganze Legion selbsternannter Hilfskapitalisten ist hier am 
Werk, von Körner bis Altvater.) Sie besorgen das Geschäft des Kapitals. Wer sind 
denn: das: „‚Länder“ der 3. Welt? „Brasilien“ geht es gut. „Seine‘‘ Entwicklungs- und 
Exportoffensiven (d.h. auch die „seiner‘“ rapide wachsenden Multis) überschlagen 
sich, weil — nicht obwohl — Hungerlohn und Hungertod den Kapitalisierungsspiel- 
raum ständig erweitern. „Schuldenkrise‘“: was ist das denn? Es ist der Schleier der 
Geldillusion, der über einer in ihren Ungleichzeitigkeiten weltweit nach identischem 
Muster koordinierten Sozial- und Strukturpolitik liegt. Diese zielt so offensichtlich 
darauf ab, die gigantischen Vorschüsse der 70er Jahre in weitere sogenannte „Welt- 
marktabhängigkeiten” bei gleichzeitiger Auflösung von Subsistenz- und Überlebens- 
garantien umzumünzen, daß der Begriff „Krise” als schönfärberischer Ausdruck für 
die offene Weigerung der Unterklassen erscheint, ihre Existenz in den internationalen 
Geld- und Verwertungsnexus aufzulösen. Aber dies beantwortet nicht die Kernfrage. 
In den letzten Heften haben wir uns bemüht, die Entwicklungsdekade, die „grüne Re- 
volution‘“ als technologischen Angriff auf den sozialen Boden der Aufstandsbewegun- 
gen und zugleich globale Auflösung der unproduktiven Subsistenzbevölkerung in die 
kapitalistische Verwertung zu entschlüsseln. Wir haben die Selektions- und Vernich: 
tungsperspektive der Bevölkerungs- und Schuldenpolitik der 70er und beginnenden 
80er Jahre als Antwort des Kapitals auf die weltweiten Offensiven der Klasse erklärt, 
die durch „Entwicklung“ zerstörte Subsistenz als Einkommen zurückzufordern. 

All dies war richtig. und zugleich unvollständig. Es erklärte nicht die für den Marxi- 
sten unerhörte Behauptung, warum das Dispositiv der planmäßigen Vernichtung in 
die Technik der Verwertung eingezogen war, warum Fortschritt und Entwicklung als 
die Dimensionen des kapitalistischen Kampfarsenals nunmehr Vernichtung mitein- 
schließen sollten: über die Gleichgültigkeit gegenüber dem Elend der Reservearmee 
hinaus und die Schädel der Erschlagenen, aus denen das Kapital sich nach Marx be- 
kanntlich auf seinen fortschrittlichen Wegen labt. Es ist sicher richtig, daß das Weltfi- 
nanzsystem von Bretton Woods mit seiner Leitwährungsstruktur und der Kombina- 
tion flexibler Zahlungsbilanzregelungen und langfristiger Anpassungsimperative den 
Kapital- und technischen Gewaltexport der Grünen Revolution erst ermöglicht haben. 
Es ist richtig, daß über dieses System das Kapital in Brasilien eine Zucker- und vor al- 
lem Sojaoffensive eingeleitet hat, die wesentlich zu den 10 Millionen Hungertoten 
beigetragen haben, die der brasilianische Verband für Agrarreform allein in den letz- 
ten 4 Jahren für die Nordostregion als Opfer der Latifundientechnisierung zählte. 
Agrobusiness hat die Subsistenzökonomie der Landarmen zerstört. Das brasilianische 
Kapital ist Nahrungsmittelnettoexporteur, der viertgrößte in der Welt. In den Hunger- 
jahren 1982-84 hat sich der Wert des Nahrungsmittelexports von 8,6 Milliarden auf 
14 Milliarden Dollar erhöht. Soja, von 200000 ha im Jahre 1960 auf 9 Millionen ha 
Anbaufläche heute hochgejagt, hat hieran einen wesentlichen Anteil. Überbevölke- 
rung durch Entwicklung, Hunger durch Überbevölkerung, ja. Aber Vernichtung als 
„Absicht“ des Systems? Als Technik der Verwertung? Genau das. 

Völkermord ist ein „absichtlicher‘‘ Bestandteil des herrschenden Weltwährungs- und 
Finanzsystems, dessen Grundlagen 1944 in Bretton Woods mit der Einrichtung des 
IWF und der Weltbank und einem neuen System fester Wechselkurse gelegt wurde. 
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Intelligente Kritikerinnen wie Cheryl Payer und Teresa Hayter haben in aufwendigen 
Analysen die technische Produktion von Elend und Tod mit dem Instrumentarium 
dieses Systems bloßgelegt. Vielleicht hätten sie sich einen guten Teil ihrer Bemühun- 
gen und auch Zweifel ersparen können, wären nicht auch sie von einer der infamsten 
Lügen der neueren Wirtschaftsgeschichtsschreibung hinters Licht geführt ‚worden. 
Diese will es, daß Keynes und White Ende 1941 begonnen haben, die Idee einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung zu entwickeln. Damit beginnen so gut wie alle Bücher 
über die Geschichte der Nachkriegswirtschaft, und sie beginnen alle mit einer unge- 
heuerlichen Unterschlagung. Aufhorchen ließ mich zum ersten Mal vor gut einem 
Jahr die verblüffende Bemerkung eines älteren Bankfachmanns in einer englischen 
Bankzeitschrift die ersten Überlegungen von Keynes auf dem Wegnach Bretton Woods 
seien der Auseinandersetzung mit einer Rede Funks über die neue Ordnung Europas 
geschuldet. Meine Nachfrage bei diesem Banker, der übrigens damals „‚dabei“ war, er- 
schloß schnell einen erstaunlichen Hintergrund: Die entscheidenden Grundzüge der 
Vorarbeiten zur Neuen Ordnung von Bretton Woods waren nichts mehr als die Kopie 
der nationalsozialistischen „Neuen Ordnung“ für den Großwirtschaftsraum Europa 
vom Sommer 1940. 


Die „Neue Ordnung” Hitlers 
als Modell für die Neue Ordnung von Bretton Woods 


Der Weg von der einen zur anderen ‚‚Neuen Ordnung” ist verblüffend direkt. Im Juni 
1940 hatte die imperialistische NS-Strategie aus ökonomischer Durchdringung und 
„Kollaboration“, Diplomatie, Terror und Kostengünstigem Blitzkrieg, die in ihrer 
Effizienz damals furchterregend und demoralisierend war und noch bis in die 60er 
Jahre hinein für den US-Imperialismus strategisches Lernmaterial bildete, das europäi- 
sche Festland im Griff. Die letzten kriegerischen Akte waren nur der Startschuß für 
hektische Sommer- und Herbstmonate von Planungsaktivitäten einer neuen „Friedens- 
ordnung‘“ für Europa, die einen ganzen Großraum zum Ort einer totalen Reorganisa- 
tion der gesamten kapitalistischen Reproduktion auf eine neue Stufe machen sollten. 
Die Führung dabei übernahmen die Planungsabteilungen der großen Konzerne, die in 
der Machtrochade im Jahre 1936 die Offensive übernommen hatten — allen voran die 
IG-Farben — im Verein mit den weitgehend von ihnen kontrollierten Reichs- und 
Wirtschaftsgruppen und gemeinsam mit der Planungsabteilung VO des Reichswirt- 
schaftsministeriums unter der Leitung von Gustav Schlotterer. Die gesamte national- 
sozialistische Wirtschafts- und Machtelite beteiligte sich an einer imperialistischen 
Neuordnungsplanung von einer Hektik, Intensität und einem Erfindungsreichtum, 
wie ihn das 3. Reich noch nicht erlebt hatte. Es ging um weit mehr als um die Vertei- 
lung der Beute, es ging um die Neuzusammensetzung der gesamten europäischen 
Klasse. 

Mit Erlaß vom 22. Juni 1940 beauftragte Göring seinen Reichswirtschaftsminister 
Walther Funk mit den Vorarbeiten, der Koordination und Aufstellung einer Nach- 
kriegs-Neuordnungsplanung. Der Nachfolger von Hjalmar Schacht im Reichswirt- 
schaftsministerium und Direktorium der Reichsbank war immer weniger Wirtschafts- 
fachmann als Propagandist gewesen. In dieser Rolle trat er auch als der Hauptexpo- 
nent einer intensiven Propagandaoffensive auf, mit der die Schrecken der Blitzkriege 
und Besatzungsmaßnahmen als sozialer Fortschritt an die Mittelschichten und inter- 
essierte „Kollaborations“-Bourgeoisie der unterworfenen Länder verkauft werden 
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sollten. Der offizielle Rang als Reichswirtschaftsminister und die etwas bombastische 
Vorbereitung unter dem Etikett der offiziellen Pressekonferenz ließen Funks Rede 
am 25. Juli aus einem permanenten Strom der riesigen Propagandaaktivitäten etwas 
herausragen. Schriftlich bereits als „Sonderdruck“ aus dem „Südostecho“ vom 26. 
Juli 1940 in Reserve gehalten, wurde sie auf die gesamte in- und ausländische Presse 
abgeladen. Die Inhalte allerdings waren durchaus ernst gemeint und standen zu den 
Realisierungsabsichten in keinem wesentlich schlechteren Verhältnis als etwa die 
Äußerungen McNamaras zu der Bedeutung der Grünen Revolution bei der Beseiti- 
gung des Welthungers und der Förderung der Demokratie. Im Kern stellten sie das 
Modernste dar, was die NS-Technokratie auf dem Gebiet von Wirtschafts- und Wäh- 
rungsorganisation zu bieten hatte, führend zugleich im Verhältnis zu ihren imperiali- 
stischen Konkurrenten England und USA. 

Es ging um nichts weniger, als ein neues imperialistisches Gesamtkonzept für den 
Großwirtschaftsraum Europa aus einem Guß. Eine qualitativ neue internationale Ar- 
beitsteilung zwischen der deutschen Metropole und ihrer Peripherie sollte die Pro- 
duktion des gesamten Großraumes rationalisieren. Der gesicherte Austausch zwischen 
Kapital und hochwertigen Industriegütern aus der Metropole mit Agrar- und Halbfer- 
tigprodukten aus der Peripherie würde Europa zu neuem Aufschwung von Handel 
und Beschäftigung führen. Gerade das hierarchische Gefälle einer abhängigen Ent- 
wicklung der Peripherie von der Metropole verheiße Wohlstand für alle durch eine ge- 
waltige Dynamik von Kapitalexport und Kreditströmen aus Deutschland, wenn auch 
— vorerst jedenfalls — in einer sozialen Stufenleiter. Als finanztechnisches Herzstück 
der „Neuen Ordnung‘ werde eine Clearing Union den gesamten Großwirtschaftsraum 
regulieren. Leitwährung sei die Reichsmark. Alle Währungen blieben erhalten und 
würden mit der Leitwährung und untereinander durch ein System fester Wechselkurse 
verbunden. Die Tage des Goldes seien gezählt, Forderungen aus Handel und grenz- 
überschreitenden Leistungen würden in der Verrechnungskasse Berlin zentral mitein- 
ander verrechnet. Gold- und Devisenmangel könnten den Handel nicht mehr verstop- 
fen. 

An die Adresse der deutschen Arbeiterklasse ging mit dieser Propagandaoffensive eine 
Fülle sozialimperialistischer Bestechungsangebote vor allem aus der deutschen Arbeits- 
front und dem Reichswirtschaftsministerium. Als gesamteuropäischer Vorarbeiter 
würde sie die Spitze der europäischen Klassenhierarchie im Gefälle der neuen interna- 
tionalen Arbeitsteilung einnehmen, zugleich in der Qualifikation ihrer Arbeit wie 
auch in ihrem Lebensstandard. 

Offen zu Tage (wenn auch propagandistisch unterschlagen) lag spätestens nach dem 
Polenüberfall auch die Quelle des verheißenen Werttransfers: die neue mobile Paria- 
schicht des Wanderarbeiters aus der Zerstörung der ost- und südosteuropäischen Sub- 
sistenzwirtschaft. Selbst die Umrisse der Einbeziehung von Formen der Vernichtung 
durch Arbeit und Beseitigung überflüssiger und unproduktiver Esser in die gesamte 
Verwertungskaskade der „Neuen Ordnung‘ wurden sichtbar. Indem so die Leerstel- 
len der Propaganda praktisch gefüllt wurden, wurde zugleich überdeutlich, daß die 
Überwindung der „großen Depression“ in der „Neuen Ordnung“ einer länderübergrei- 
fenden Großraumrationalisierung ohne die Einbeziehung der Dimension der Vernich- 
tung in die Zerstörung der Subsistenz nicht zu haben war. 

Wie gewöhnlich fand auch diese Presseerklärung Funks den Weg in die internationa- 
len Medien. Überwältigend war der Erfolg jedoch nicht. Vielmehr war es so, daß der 
nazikontrollierte Rundfunk und die Presse über mehrere Monate hinweg praktisch ein 
Propaganda-Monopol in Sachen ökonomische Nachkriegsplanung zu haben schien. 
Den englischen und amerikanischen Experten waren die finanztechnischen sowie die 
arbeits- und sozialpolitischen Grundzüge der Neuordnungspublikationen ohnehin 
schon aus den letzten Jahren des nationalsozialistischen Wirtschaftsimperialismus ge- 
läufig. Wirklich neu schien lediglich deren Ausweitung auf das ganze besetzte Europa 
und vor allem die Konstruktion der „Clearing-Union“. Wenn überhaupt Reaktionen 
von Bedeutung waren, so bestanden sie in verschiedenen Eingeständnissen, daß eine 
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Änderung der europäischen und Weltwirtschaftsordnung über die Wirren des Gold- 
standards hinaus dringend erforderlich sei (so etwa in der Times vom 30.7.1940). Der 
propagandistische Druck erzeugte immerhin soviel Unbehagen, daß der parlamentari- 
sche Sekretär des englischen Ministery of Information im November 1940 eine Rund- 
funkkampagne plante, um die Nachteile von Clearing und bilateralem Austausch mit 
den Wohltaten des Freihandels und Goldstandards der früheren Jahre zu kontrastie- 
ren. Mit Brief vom 19. September forderte er Keynes zu einem Beitrag auf und erhielt 
einen Tag später eine massive Absage: 


„Das Dossier, das Sie mir zusammen mit Ihrem Brief geschickt haben, schlägt anschei- 
nend vor, daß wir uns als Jünger des Status Quo der Vorkriegswirtschaft zur Schau 
stellen sollen und Funk damit überbieten sollen, daß wir die guten alten Jahre 1920 - 
21 oder 30-33 anbieten, d.h. Goldstandard oder laissez-faire im internationalen Aus- 
tausch, verschlimmert durch schwerste Zölle, Arbeitslosigkeit usw. usw. Ist das eine 
besonders attraktive und gute Propaganda? Wenn Sie das glauben, dann bin ich sicher 
nicht der Mann, das zu verbreiten. Ihre Abteilung denkt vielleicht, daß sie einen be- 
sonders guten Witz auf Funks Kosten macht, wenn sie sagt: ‚Gold wird keinen Platz 
in dieser schönen neuen Welt haben‘, und wenn sie die deutsche Propaganda zitiert, 
daß ‚Gold nicht länger die Geschicke einer Nation kontrollieren wird‘, usw. Nun, 
ganz offenbar bin ich nicht der Mann, um die Schönheiten und Vorzüge des Vor- 
kriegs- und Goldstandards zu predigen. Nach meiner Meinung wären ungefähr 3/4 
von den Zitaten aus dem deutschen Rundfunk ziemlich ausgezeichnet, wenn der Na- 
me ‚Großbritannien‘ an die Stelle von ‚Detuschland‘ oder ‚Achse‘ gesetzt würde, je 
nach dem. Wie er sich gibt, ist Funks Plan ausgezeichnet und genau das, was wir selbst 
überlegen sollten ... Was den Austausch anlangt, ist die richtige Linie, daß wir dassel- 
be tun werden wie Funk, nur besser, ehrlicher und mit mehr Respekt vor den Interes- 
sen anderer.‘ 


Noch im Dezember 1940 begann Keynes mit einer Serie von finanztechnischen Ent- 
würfen für eine Nachkriegswährungsordnung, für eine internationale „Clearing Union“. 
Die ersten Fassungen diskutierte er schon im Januar 1941 mit Roosevelts Liebling 
und Intimus Harry Hopkins, der in dessen Auftrag zu Verhandlungen über neue Kre- 
dite in London weilte. Roosevelt wies am 16. Mai 1941 Außenminister Hull an, mit 
den Engländern Verhandlungen über ökonomische Nachkriegsplanung einzuleiten. 
Am 28.5. unterbreiteten Lord Halifax und Keynes selbst ihm Keynes ‚New Order“- 
Entwurf. Roosevelt drückte seine außerordentliche Zufriedenheit aus, erklärte aber, 
daß er offiziell zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in eine offene Diskussion über 
Nachkriegs-Arrangements mit einbezogen werden wolle. Hinter der Bühne wäre die 
Diskussion allerdings schon zum jetzigen Zeitpunkt ratsam. Er bemängelte, daß sich 
Keynes Entwurf zu sehr auf Europa bezöge, und schlug die Einbeziehung des südame- 
rikanischen Bereichs vor. Jedenfalls sollten die Engländer nicht isoliert vorgehen. 
Wenn England mehr als Deutschland anbieten könne, wievielmehr könnten dann Eng- 
land und Amerika zusammen bieten. Er schlüge eine gemeinsame Vorgehensweise 
vor. Ihr Terrain sollte die ganze Welt sein. 

Mit dem japanischen Überfall auf die amerikanische Flotte in Pearl Habour am 7. De- 
zember 1941 war die Zeit der amerikanischen Zurückhaltung vorbei. Schon eine 
Woche später, am 14. Dezember, beauftragte Finanzminister Morgenthau Harry White 
mit dem Entwurf einer internationalen Nachkriegswährungsordnung. Hier beginnt 
das konfliktreiche Gerangel zwischen Keynes und dem amerikanischen Schatzmini- 
sterium (vornehmlich White), das die nationalsozialistischen Vorstellungen der „‚Neu- 
en Ordnung“ als Modell für eine neue Weltordnung in die Konferenzsäle von Bretton 
Woods tragen sollte. 


So etwa könnte man die NS-Vorgeschichte der „Neuen Ordnung‘ von Bretton Woods 
erzählen. Die Details sind korrekt, der rote Faden stimmt, und dennoch: diese Ge- 
schichte wäre fundamental falsch. Sie wäre falsch, weil ihr eine falsche Vorstellung 
von Geschichte zugrunde läge. Und wenn wir sie richtig erzählen wollen, dann müssen 
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wir mehr tun, als nur einfach die Tatsachen zu berichten. Wir stehen vor der schier 
erdrückenden Aufgabe, zugleich die verheerende und nebensächliche Begrifflichkeit 
beiseite zu räumen, die den Nationalsozialismus, die „Neue Ordnung“, den Zweiten 
Weltkrieg besetzt hält und uns seit vier Jahrzehnten daran hindert, eine richtige Vor- 
stellung der Klassenkonfrontation zu gewinnen, die absichtlich oder unabsichtlich 
unter ihr versteckt gehalten wird. 

Der entscheidende Fehler einer solchen Darstellung wäre es, daß er die Geschichte 
einer imperialistischen Strategie im Klassenkampf auf die Geschichte einer national- 
sozialistischen Erfindung reduzieren würde, auf die Geschichte einer Idee. 

Haben Keynes und Roosevelt sich an ihr orientiert, weil die „Neue Ordnung“ in ihrem 
Raffinement und ihrer Effizienz so verführerisch war? Weil die nationalsozialistischen 
Technokraten in ihrem diabolischen Schöpfertum der imperialistischen Strategiebil- 
dung sie zwangen, die Idee zu übernehmen, um den Nationalsozialismus erfolgreich 
bekämpfen zu können? Oder gar, weil der britische und US-Imperialismus darauf aus 
waren, mit der Idee der Neuen Ordnung zugleich ihre ersten Formen der Verwirkli- 
chung in Lateinamerika und Europa zu übernehmen, um den NS in seinen Erfolgen 
zu beerben? Oder etwa, weil die Neue Ordnung — wie das Keynes-Zitat nahelegt — 
technische Wege aus der Depression gewiesen hatte, hinter denen die imperialistischen 
Konkurrenten des NS nicht zurückstehen konnten? 

Diese Fragen sind nicht richtig zu beantworten, weil sie falsch gestellt sind. Mit der 
Vorstellung von der Geschichte einer Idee oder Erfindung ist zugleich eine Geister- 
welt von Akteuren, Auseinandersetzungen, Zuständen, Problemen verknüpft, die alle 
erst auf die zugrundeliegenden Klassenauseinandersetzungen hin entschlüsselt und 
entziffert werden müssen. 


Das beginnt mit der Legende der „großen Depression”. Üblicherweise halten ihre 
Schrecken als Folie her für die Erklärung der Machtergreifung, des 2. Weltkrieges und 
schließlich den Segen der Stabilisierung einer neuen Weltwährungs- und wirtschafts- 
ordnung usw. Schon hier müssen wir unter die Oberfläche der objektivistischen Kri- 
senbeschreibung dringen, um die Subjekte des Klassenkampfs wiederzuentdecken. 
Wir müssen uns daran erinnern, daß „Depression“ nur die bürgerliche Vokabel ist, 
unter der sich die brutalen Gegenstrategien des Kapitals verbergen, mit der es auf die 
akute Bedrohung durch eine globale revolutionäre Situation reagierte. Über Tiefe und 
Ausmaß der Bedrohung können wir uns noch bei Joseph Schumpeter, mit Keynes bis 
heute als einer der beiden großen Nationalökonomen unseres Jahrhunderts geführt, 
das richtige Vokabular ausborgen. Die Ursache der absoluten Stagnation der Investi- 
tionsmöglichkeiten, sagt er, sei nicht etwa im Versagen monetärer Techniken oder 
einer gewöhnlichen Überakkumulationskrise und dergleichen mehr zu suchen, son- 
dern in der „fundamentalen Feindseligkeit‘‘ der Klasse gegenüber dem kapitalistischen 
System insgesamt. Wir erinnern uns, daß es nicht etwa die Zahlungsunfähigkeiten der 
deutschen Banken waren, die im „schrecklichen Jahr 1931‘ die Welle der Bankenzu- 
sammenbrüche einleiteten, die den endgültigen Beginn der großen Depression mar- 
kierte, ja noch nicht einmal der Zusammenbruch der österreichischen Credit-Anstalt. 
Es waren die Bankrotte aus dem südosteuropäischen Raum, die die Panikwelle der 
Bankenkrise über die Drehscheibe der österreichischen Credit-Anstalt in die englische 
und amerikanische Metropole spülte. Das Wort „Bankrott“ deckt den wirklichen 
Grund der Panik schonend zu. Als eigentliche Ursache entdecken wir eine im vorrevo- 
lutionären Zustand begriffene Subsistenzgesellschaft, die keinen Geld- und Werttrans- 
fer bei Strafe der sozialen Revolution mehr zuließ. Nicht etwa die brutalen National- 
sozialisten haben durch ihre ersten Zahlungsmoratorien den Welthandel paralysiert. 
Als in Deutschland noch niemand an ein absolutes Zahlungsmoratorium dachte, hat- 
ten die ungarische, rumänische und andere Regierungen Südosteuropas aus Angst vor 
der Klasse den totalen Zahlungsstop längst verfügt (ähnliches gilt für Lateinamerika). 
Die Erinnerung etwa an die wütenden Bauernrevolten Rumäniens des Jahres 1907 
(Jacquerien nennt sie treffend ein Historiker), bei denen nach milder Schätzung 
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10 000 Menschen den Tod fanden, saßen der jungen Bourgeoisie des Balkans noch in 
den Knochen. „Depression’”? Es war die Drohung der sozialen Revolution aus der Pe- 
ripherie der Ära des Laissez-faire-Imperialismus, die einen „Fortschritt” von techno- 
logischer Anpassung und Verwertung mit den alten Methoden völlig blockierte. 


Wenn wir das begriffen haben, dann können wir auch die erste Etappe des NS-Impe- 
rialismus auf dem Weg nach Bretton Woods richtig entschlüsseln: die „‚bloodless inva- 
sion“, wie Paul Einzig sie genannt hat, die unblutige Invasion der neuen wirtschaftli- 
chen Durchdringung Südosteuropas und später Lateinamerikas durch das Kapital des 
NS. Ausbeutung? Raub? Sicher auch. In erster Linie aber ein Vorstoß des Kapitals 
gegen die Klasse. Technisch bestand er in der Einleitung einer neuen Dynamik der ab- 
hängigen Entwicklung: Die Produktion der Metropole Deutschland wird in den Kapi- 
talgütersektor verschoben, zugleich werden Aufnahmekapazitäten für die südosteuro- 
päische Produktion geschaffen, die mit einer Reihe von Druckmitteln den imperiali- 
stischen Bedürfnissen der Metropole angepaßt werden. Es ist eine völlig neue Form 
der internationalen Arbeitsteilung. 1936 fand die Weltpremiere der ersten Sojaoffen- 
sive neuen Musters statt. Die IG-Farben eröffnete das Pilotprojekt einer abhängigen 
Entwicklung, in dem Saatgut, Pestizide und know-how nach Rumänien und Bulgarien 
exportiert und Sojaöl und Ölkuchen importiert wurden. Sojaoffensive, das heißt: Mo- 
bilisierung der Subsistenzbevölkerung von ihren Böden, Reduzierung des Anbaus von 
konsumierbarem Getreide und seine Ersetzung durch cash-crops. Das genau ist der 
Grundtypus des ersten nationalsozialistischen Schlags gegen die periphere Klasse: 
Vertreibung der Überbevölkering mit den modernsten Techniken einer neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung und abhängiger Entwicklung. Drei Jahre später sieht der als 
Entwicklungsmodell gefeierte deutsch-rumänische Handelsvertrag vom März 1939 
eine weitere Dimension des Angriffs durch die Schaffung der ersten freien Produk- 
tionszonen vor. Die Neue Ordnung schoß ihre erste Etappe ab als Projekt der techni- 
schen Zerstörung und produktiven Mobilisierung der bedrohlichen bäuerlichen Subsi- 
stenzschichten Südosteuropas. Die periphere Klasse, die den wesentlichen Anteil 
daran hatte, die Kapitalverwertung in die größte Krise dieses Jahrhunderts zu treiben, 
wird technisch in ihrer Existenz selbst angegriffen. 

In dieser Phase schon beginnen England und die USA, auf den Weg der Neuen Ord- 
nung einzuschwenken und sich an deren imperialistischer Technik zu orientieren, zu- 
gleich aber auch, die ersten Strategien in der wachsenden imperialistischen Konkur- 
renz zu entwickeln. Noch im Jahre 1940 gingen sowohl England als auch die USA 
emsthaft von Optionen aus, die eine gleichgerichtete Koexistenz mit Nazideutschland 
auf der Basis der Entwicklung von getrennten Großwirtschaftsräumen vorsahen. 
Nicht als Teilung in eine effiziente Erfindung, sondern als imperialistische Konkurrenz 
in einem identischen Gegenschlag gegen die Klasse. 

Hieran wird die Begrifflichkeit fragwürdig, in der wir die imperialistischen Strategien, 
Konkurrenzen, ja selbst den 2. Weltkrieg zu erfassen und beschreiben gewohnt sind. 
„Nationen“, „Koalitionen“, „Völker“, „Raub“, „Expansion“, „Eroberung“ vermit- 
teln Vorstellungen, die den Klassencharakter der Auseinandersetzungen völlig zudek- 
ken. Raub, Ausbeutung, Unterwerfung der ‚Länder‘ des Balkans, der Griff nach den 
halbentwickelten Volkswirtschaften Südosteuropas, so will es vor allem die bürgerliche 
und osteuropäische Geschichtsschreibung. „Länder‘‘? Nirgends in Europa war ihr 
Klassengegensatz so unerbittlich groß wie derjenige zwischen Bourgeoisie und den ge- 
waltigen Massen der ländlichen Subsistenz in Südost- und Osteuropa. „Lösung des be- 
drohlichen Überbevölkerungsproblems“ ist nicht etwa eine spezifisch nationalsoziali- 
stische Begrifflichkeit, sie findet sich vor allem in den besorgten Lageberichten der 
Handelskammern und Ökonomen dieser „Länder”. „Kolloboration’””? Ebenfalls ein 
schiefer Begriff nationalistischer Bauart. Die nationalsozialistische Entwicklungsstra- 
tegie wurde von den fortschrittlichen Fraktionen der peripheren Bourgeoisie mitge- 
tragen. „Raub“? Der Raub bestand in Investitionen gegen die Klasse. ‚Eroberung‘? 
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Das falsche Bild aus einer fast schon archaischen imperialistischen Epoche. Investiert 
wurde in neue Ordnung und produktive Struktur gegen die Klasse. Das verschleiernde 
Vokabular der „Ausbeutung der Länder der Dritten Welt durch die Metropolenlän- 
der”: in dieser Balkanisierung der Klasse zu „‚Ländern”, „Völkern” und „Volkswirt- 
schaften‘ des südosteuropäischen Raums hat das Schluchzen des weißen Mannes 
seine volle Entsprechung. Die Klassen und der Klassenkampf werden im Begriff pla- 
niert, beseitigt, unterdrückt. Das Motiv der bürgerlichen Geschichtsschreibung ist of- 
fenbar: es ist ihr Beitrag zur Investition. Und das der osteuropäischen und westlich- 
revisionistischen Geschichtsschreibung? Dasselbe. 

Völlig zwielichtig wird damit auch die Diktion der üblichen und bekannten Kriegsbe- 
richterstattung. Die Tugenden der Antihitlerkoalition geraten ins Schwimmen. Es ist 
die Koalition der Regierungen — bitte nicht der „Länder“ oder „Völker“ —, die sich 
zum Teil durch die Konkurrenz im Geiste desselben imperialistischen Konzepts feind- 
selig gegenüberstanden, wie sie mit dem Gegner darin vereint waren. Und der helden- 
hafte Widerstand des sowjetischen Volkes im großen vaterländischen Krieg? Bisher ist 
nicht aufgeschlüsselt, wie groß die Anteile der linken Partisanengruppen und Armee- 
bestandteile aus der bäuerlichen Subsistenz waren, die noch wenige Jahre zuvor in 
einen vernichtenden Kampf mit der stalinistischen Agrarentwicklungsdiktatur ver- 
wickelt waren. Während die USA die Antihitlerkoalition der UdSSR mit materieller 
Hilfe honorierte, zwang die Komintern unter Beihilfe stalinistischer Segmente der 
US-Gewerkschaften reihenweise kommunistische Parteien Lateinamerikas zur beschä- 
menden Kollaboration mit US-gestützten Diktaturen. Das wohl bedrückendste Bei- 
spiel ist die Unterwerfung der kubanischen KP unter das Diktat Batistas (während 
White sich im Auftrag Morgenthaus bei der Sanierung von Batistas Finanzen die er- 
sten Sporen auf dem Weg zu seiner Vaterschaft von Bretton Woods verdiente). Welche 
Dimensionen der ‚„Antihitlerkoalition‘‘ waren das? 

Gänzlich absurd und fatal wird die Berichterstattung, wenn sie sich von der Ebene 
der „Länder“ in die Arena der Akteure begibt. Ein beliebtes Spiel heißt: Morgenthau 
contra Keynes, wer war der böse Bube? Morgenthau/White und Keynes haben als die 
Repräsentanten ihrer Regierungen von 1941 bis 1944 zäh um die Struktur der Neuen 
Ordnung von Bretton Woods gerangelt. Entsprechend hängen sich die bürgerliche und 
in ihrem Gefolge auch Teile der linken Berichterstattung an dem Hin- und Hergeschiebe 
dieser Helden auf. Keynes kommt im allgemeinen besser weg. Er bekommt gute 
Punkte dafür, daß er sich dagegen sträubte, einer nationalen Währung als Weltleitwäh- 
rung den Vorzug zu geben. Sie werden allerdings dadurch wieder entwertet werden, 
daß ihm in Anbetracht der Pfundschwäche und Dollarstärke sowieso nichts anderes 
übrigblieb. Genau aus diesem Grund kommen Morgenthau/White im allgemeinen 
schlechter weg. Erklärtermaßen und unerbittlich haben sie mit zum Teil unsauberen 
Methoden seit 1940 ihr Ziel verfolgt, den Dollar zur Leitwährung eines neuen Welt- 
finanzsystems zu machen, und sie haben, wie wir wissen, in der Konferenz von Bret- 
ton Woods auch gewonnen. Gute Noten erhalten sie mit Recht für ihr Verdienst, in 
ihrem erbitterten Haß auf NS-Deutschland darauf gedrängt zu haben, ein für alle Mal 
dessen Fundamente zu zerstören. Mit der völligen Auflösung der deutschen Schwer- 
industrie, Staatlichkeit, Währung sollte ein Wiederaufleben des deutschen Imperialis- 
mus für Generationen ausgeschlossen werden. Die nachträgliche Hofberichterstattung 
Morgenthaus, die seine Tagebücher in kommentierenden Auswertungen der Öffent- 
lichkeit zugänglich gemacht hat (allen voran Morton Blum), polierten dessen Image 
gerade an diesem Punkt. 


Eine solche personalisierende Reduktion der Geschichte auf die Handlungen der staat- 
lichen Akteure verschleiert mehr als sie enthüllt. Bei ihrer Differenzierung in good 
und bad guys läuft sie schließlich Gefahr, die Gedanken vollends einzutrüben, so- 
gar moralisch. Morgenthau/White und Keynes waren vor allem die Vertreter zweier 
Varianten derselben imperialistischen Zielsetzung. Und als solche waren sie sowohl 
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Alliierte in der Konkurrenz um die Erbschaft des NS-Imperialismus, der „Neuen Ord- 
nung”, wie zugleich Feinde in der Konkurrenz um die imperialistische Weltherrschaft 
ihrer jeweils nationalen Kapitale. Als England das letzte europäische Land war, das 
den braunen Truppen noch eine Widerstandslinie entgegenhielt und verzweifelt in 
den USA um Waffen bat, überlegten sich Morgenthau und White, was man ihnen alles 
dafür abnehmen könnte. Die gesamten englischen Kapitalbeteiligungen in Lateiname- 
rika waren im Gespräch, als Gegenleistung für ein paar Panzer und Flugzeuge. Die 
wenigen im Original (und nicht in der geschönten Berichterstattung Blums und ande- 
rer) herausgegebenen Teile der Morgenthau-Tagebücher zeigen, daß er und White sich 
sogar die „Queen Mary“ und „Queen Elizabeth‘ und den englischen Kunstbesitz in 
den USA für Waffen zahlen lassen wollten. Originalton Morgenthau 1940: „Wir wer- 
den England weißbluten lassen und es bis auf die Knochen ausziehen.“ Lateinamerika 
war die erste imperialistische Kriegsbeute der USA noch vor ihrem Kriegseintritt. Die 
englische Seeblockade sicherte dem USA-Imperialismus den ganzen lateinamerikani- 
schen Herrschaftsbereich, das englische Kapital war zu schwach und dollarabhängig, 
um noch irgendwelche Positionen verteidigen zu können. Morgenthau und White 
ließen über ihre eigenen imperialistischen Allianzen und Methoden nicht den gering- 
sten Zweifel. Eine der bemerkenswertesten Leistungen Whites bei der Vorbereitung 
des imperialistischen Vorstoßes des „New Deal‘ nach Lateinamerika war sein Erfolg 
bei der Konsolidierung der kubanischen Finanzen in einer mehrjährigen Zusammen- 
arbeit mit dem blutrünstigsten allerkubanischen Diktatoren, Batista. Diese erfolgreiche 
Mission im Auftrag Morgenthaus war eingebettet in die Strategie seines Schatzamtes 
und einzelner Teile des Außenministeriums, Lateinamerika in einer Parallele zur 
„Neuen Ordnung“ im „Lebensraum“ der gesamtamerikanischen Hemisphere (,‚Le- 
bensraum‘“ avancierte damals zum original-amerikanischen Sprachgebrauch) zu reor- 
ganisieren. Whites Leistungen hierbei und sein Einsatz für Batista waren es, die ihn 
bei Morgenthau und Roosevelt für die höheren Aufgaben bei der Vorbereitung der 
Nachkriegsordnung von Bretton Woods empfahlen. 


In Europa waren Morgenthau und White in persönlichem Einsatz unermüdlich damit 
beschäftigt, dem Dollar im Schutz der vorrückenden Panzer neue Einflußräume zu 
erschließen. Nicht ohne die imperialistische Weitsicht hierbei von vorneherein mit 
stattlichen Gewinnen zu verbinden. Die gnadenlos durchgedrückte Überbewertung 
des Dollars im Verhältnis zur Lire nach der Besetzung Italiens ist vielleicht das dra- 
stischste Beispiel. Die peinlichen englischen Intrigen reaktionärer Bündnisse im hoff- 
nungslosen Rückzugsgefecht gegen den Dollar lieferten dem Vormarsch der Dollar- 
Demokratie zusätzliche ideologische Munition. Der Reihe nach düpierte Morgenthau 
eine Exilregierung nach der anderen mit seinem rücksichtslosen monetären Herr- 
schaftsanspruch. 

Das englische Kapital war zu schwach, um erfolgreich seine imperialistische Herr- 
schaftsansprüche gegen den Dollar durchzusetzen. Zu schwach also, um erfolgreich 
„schlecht“ zu sein. Die intelligenteren Kommentatoren reduzierten schon damals 
Keynes Gerechtigkeitssinn im Kampf gegen die US-Hegemonie in der Konferenz von 
Bretton Woods auf diese Schwäche. White und Morgenthau setzten ihr härteres Kon- 
zept durch: die Leitwährung des Dollar in einem System von Durchgriffs- und Anpas- 
sungsinstrumenten (von denen IWF und Weltbank nur die wichtigsten sind) als Medium 
einer neuen Ära des profitablen Kapitalexports in einer globalen imperialistischen 
Neuordnung nutzbar zu machen. Daß ihr Eifer zunächst keine Früchte tragen sollte, 
war nicht ihre Schuld. Es lag an der sklerotischen Rückständigkeit der alten Wall- 
'Street-Garde, die den effizienteren Methoden Morgenthaus und Whites immer miß- 
trauisch gegenübergestanden hatte. Die Saat von Bretton Woods sollte erst Ende der 
50er Jahre mit der Einleitung einer neuen Entwicklungsdekade aufgehen, an deren 
Ende das stehen sollte, was von Anfang an integraler Bestandteil der „Neuen Ord- 
nung“ gewesen war: Massenelend, Zwangsarbeit und die Aussonderung der überflüssi- 
gen Esser für den Hungertod im Weltmaßstab. 
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Wer Hungerrevolten und Völkermord in den drei Kontinenten im Gesamtkomplex 
der aktuellen globalen Klassenkämpfe begreifen will, kann sich nicht damit begnügen, 
den Bogen nur bis zur Neuen Ordnung von Bretton Woods zurückzuspannen oder zu 
ihrem Vorbild, der Neuen nationalsozialistischen Ordnung des Jahres 1940. Beide 
waren Kampfantworten des Kapitals auf die weltweite Bedrohung mit der sozialen 
Revolution. Die soziale Revolution war der eigentliche Kern der sogenannten „‚Welt- 
wirtschaftskrise” und der „großen Depression”. Global konfrontiert mit der sozialre- 
volutionären Feindseligkeit aus der Subsistenzökonomie der Peripherie und aus den 
technologischen und sozialen Angriffen auf die metropolitane Klasse, war das Kampf- 
arsenal seines alten Ausbeutungsregimes des „laissez faire’”’-Imperialismus an den Rand 
der völligen Lähmung gelangt. Die Neue Ordnung des NS-Kapitals war der Versuch, 
die kapitalistische Verwertung in einer gigantischen Rationalisierung des imperialisti- 
schen Großraums aus der Defensive des ‚‚ancien regime” zu retten, und zwar in jeder 
Dimension der gesellschaftlichen Reproduktion, die das Kapital in die Krise gebracht 
hatte: durch Vernichtung der peripheren Subsistenzökonomie bis zum Völkermord, 
durch Liquidierung der jeweils nationalen Klassenstrukturen und ihre Neuzusammen- 
setzung im übernationalen Großraum, durch Verflüssigung des Goldstandards in einem 
neuen übernationalen Finanzregime. Das übernationale System der „Neuen Ordnung” 
war als System die Waffe gegen die Klasse, ebenso wie das Industriesystem Mitte des vo- 
rigen Jahrhunderts. List war der erste Nationalsozialist, sagte Neumann später richtig, 
und als Neuauflage des List’schen Systems wurde die Neue Ordnung auch begriffen. 
Die Neue Ordnung des NS mußte scheitern, weil sie — teutonisch bis ins letzte — die 
militärische Ordnung und die organisierte Vernichtung zur ersten Etappe einer öko- 
nomischen Neuordnung und Entwicklung machte. Obwohl das englische und ameri- 
kanische Kapital die Grundzüge der Neuen Ordnung als Weg aus der Depression über- 
nahm, lehnte es den brutalen deutschen Ansatz ab zugunsten der flexiblen Umkehr 
desselben Systems zur Vernichtung durch Entwicklung. Nur aus dieser Geschichte be- 
greifen wir es als Technik des global systematisierten Kampfs gegen die Klasse, in 
dem, wie im neuen nationalsozialistischen Großraum, Völkermord als Dispositiv der 
internationalisierten Einkreisung und Verwertung der Klasse mit der Mechanik einer 
neuen internationalen Finanzordnung zu einer Münze verschweißt ist. 


IH. Soziale Revolution 
und „Große Depression“ 


Wenn die Ökonomie der Barbarei der „Neuen Ordnung” ein Weg aus der „‚großen De- 
pression”” war: wie muß eine Krise überhaupt beschaffen sein, daß ihre „Lösung” 
sich derart ungeheuerlicher Formen gesellschaftlicher Zerstörung bedient? Sicher 
wäre eine Auseinandersetzung mit den verschiedenen Krisentheorien an dieser Stelle 
angebracht. Ich werde den Leser und mich dennoch damit verschonen können, weil 
ich den Schwerpunkt meiner Darstellungen auf ein Gebiet lege, an dessen Grenze die 
Reichweite der objektivistischen ökonomischen Krisentheorien erschöpft ist: das Ter- 
rain der „sozialen Frage“ und der Subjektivität der Klasse. Der eigentliche Grund für 
die größte Depression seit Menschengedenken war die Drohung der sozialen Revolu- 
tion. Sie setzte dem gesamten alten Ausbeutungsmechanismus, dem „ancien regime‘“ 
des privatbeherrschten „laissez-faire“-Imperialismus seine vorerst unüberwindliche 
Grenze. 
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An der Peripherie wuchs die Drohung der sozialen Revolution aus der Feindseligkeit 
einer Subsistenzgesellschaft, deren soziales Geflecht für die Gewaltmittel eines neuen 
privatgeleiteten Investitionszyklus undurchdringlich war. In der Metropole sah sich 
das Kapital am Ende eines Verwertungszyklus einem nie gekannten Potential feindli- 
cher Subjektivität gegenüber, das es mit der Gewalt seiner technologischen Rationali- 
sierung und gesellschaftlichen Zerstörung selbst auf den Plan gerufen hatte. „Über- 
akkumulation“ in einem profitabel nicht mehr umzusetzenden Ausmaß der „Organi- 
schen Zusammensetzung” bezeichnet nur die ökonomisch-objektivistischen Aus- 
drucksformen dieser Grenze. In die „‚große” Depression mußte das Kapital darum seine 
Zuflucht gegen die Bedrohlichkeit der Klasse nehmen, weil das gesamte Instrumenta- 
rium des alten imperialistischen Regimes nach innen und außen erschöpft war: Die 
nationalen Bedingungen, unter denen die Monopole erst ihr Gewalt- und Verwertungs- 
potential hatten aufbauen können (Schutzzölle, korporatistische Formen der Befrie- 
dung), die staatlich garantierten liberalistischen Formen des Kapitalverkehrs und der 
Investition (Goldstandard) waren für einen Durchbruch zu einem neuen internationa- 
len Verwertungszyklus ungeeignet, zu schwach, ja sogar hinderlich. 


Wenn ich jetzt mit der „Agrarkrise“ aus der imperialistischen Peripherie beginne, so 
mag dies ungewöhnlich erscheinen, hat aber gleich eine ganze Reihe guter Gründe. 
Einmal wird ihr Anteil an der Krise des gesamten imperialistischen Systems von der 
Linken in der Regel vernachlässigt, die Anzahl der Theoretiker, die ihr eine besondere 
Bedeutung zumessen, ist allerdings im Wachsen. Zum anderen wird gerade an ihr die 
soziale und „subjektive“ Substanz der Feindseligkeit besonders plastisch, gegen die 
ein neuer Sprung des kapitalistischen Verwertungsregimes aus der Krise aussichtslos 
erscheinen mußte. Sie ist es auch, die darum das besondere Opfer der Entwicklungs- 
barbarei der „Neuen Ordnung‘ als Weg aus der Depression werden sollte. Schließlich 
wird an ihr das Versagen des progressistisch orientierten Kommunismus in seinem 
ganzen Ausmaß erst deutlich, der den sozialrevolutionären Geist aus der peripheren 
Subsistenz einmal mehr als bloßes Futter und Ferment eines nebensächlichen ‚„sub- 
jektiven Faktors‘“ verwertete. Es ist heute wichtiger denn je, die Lehren aus diesen 
Fehlern zu ziehen. 


Es waren vor allem die Kleinbauern, Halbpächter, Landarbeiter, Saisonarbeiter und 
das ständig wachsende ländliche Subproletariat, die in der zweiten Hälfte der 20er 
Jahre, vor allem seit der Spekulationswelle 1928 an den New Yorker Börsen, in die 
unerbittliche Zange von Schuldenkrise, Rationalisierungsoffensive und Deflation ge- 
nommen wurden. Dies galt für die Metropolen, noch mehr aber für die Peripherie. Die 
Bedeutung dieses Angriffs ergibt sich daraus, daß zu dieser Zeit der sogenannte ‚‚Pri- 
märsektor‘‘ noch das erstrangige Feld der globalen Verwertung war. Nahezu 2/3 der 
Gesamtweltbevölkerung war an die Landwirtschaft gebunden, in der imperialistischen 
Peripherie wie Lateinamerika und Osteuropa, vor allem Südosteuropa, waren es 80% 
und mehr. Die Landwirtschaft war auch der Bereich, in dem riesige Kredite in die 
„Umstrukturierung“ flossen: durch Rationalisierungsinvestitionen auf der einen und 
Landkonzentration im Wege gigantischer Bankrottwellen auf der anderen Seite. 
Makroökonomisch war die imperialistische Expansion genährt durch einen gewaltigen 
und scheinbar unerschöpflichen Kreditstrom aus den Vereinigten Staaten in die Sub- 
metropolen, die durch die Förderung des Exports das Wachstum der amerikanischen 
fordistischen Industriegiganten — abgeschirmt durch Schutzzölle — ermöglichten. Er- 
hebliche Kreditströme flossen auch nach Südost- und Osteuropa, die zu einem großen’ 
Teil auch in den Agrarsektor vermittelt wurden. Eine bedeutende Drehscheibe bei 
dieser Vermittlung spielten die österreichische Creditanstalt, die Bodenkreditanstalt, 
die Unionsbank und die Verkehrsbank, die in den Jahren 1927-1929 fusionierten. 
Sie werden hier genannt, weil über sie auch der absolute Zahlungsstop infolge der 
nicht mehr zu bewältigenden „sozialen Frage‘ aus dem südosteuropäischen Raum im 
Jahre 1931 in die Metropole zurückvermittelt wurde. Abgesehen von 1926 stieg der 
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Netto-Kapitalabfluß aus den Hauptgläubigerländern von 639 Mill. Dollar 1923 zur 
Spitzensumme von 2,241 Mrd. Dollar im Jahre 1928. Dies war in Anbetracht des da- 
maligen Dollarwerts eine ungeheure Summe. Lateinamerika gehörte zu den größten 
Schuldnerregionen. Die rumänische Auslandsverschuldung lag 1932 bei über 5 Milliar- 
den, die jugoslawische bei über 3 Milliarden Schweizer Franken, eine riesige Summe 
in Anbetracht der im nationalen Schnitt außerordentlich geringen Kapitalrendite. 


Die New Yorker Spekulationswelle 1928 markierte die Umkehr der Kapitalströme: 
Kredite wurden in zunehmendem Maße vom Kapital der Metropole zurückverlangt. 
Die Rückforderungen wurden durch die Einleitung einer massiven Deflationspolitik 
auf die Klasse übertragen, die den landwirtschaftlichen Sektor am härtesten traf. Die 
Agrarpreise sanken im besonderen Umfang und mit ihnen die Lebensbedingungen. 
Neue Kredite wurden nicht gewährt. Zudem übte die weiter verstärkte Rationalisie- 
rungsoffensive vor allem in der lateinamerikanischen Landwirtschaft und die damit 
verbundene gewaltige Zunahme der Produktivität einen unerbittlichen Druck auf Löh- 
ne und Existenzbedingungen der ländlichen Klasse aus. Diese Rationalisierungsoffen- 
sive war der Ausdruck eines riesigen Transfers von Wert und Investition in den indu- 
striellen Sektor. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, daß in den Jahren 27/28 ein 
analoger Transfer durch die technokratische Elite Stalins eingeleitet wurde. Die mas- 
sive Erhöhung des russischen Weizenexports alimentierte eine Doppeloffensive von in- 
dustrieller Investition und landwirtschaftlicher Rationalisierung. Das Dumping durch 
Getreideexporte — mehr als 5 Mill. Tonnen allein im Jahre 1931 — verschärfte den 
Preisverfall durch „Überproduktion” (was in der Weltwirtschaftskrise die vornehme 
kapitalistische Umschreibung von forcierter „Unterkonsumtion” war) ins Unerträgli- 
che. In unseren Kontext gehört auch (wenn hier auch nicht weiter ausgeführt), daß 
dies zu dem größten Bauernwiderstand nach der Machno-Bewegung und bis dahin un- 
gewohnten Kampfformen führte. Sie reichten von den anfänglichen Weigerungen, Ge-.. 
treide an die Außenhandelsorganisationen abzuliefern, bis zur Vernichtung von Vieh- 
beständen und Obstkulturen durch die Bauern selbst und vor allem zu massiven An- 
eignurigsaktionen des ländlichen Subproletariats gegenüber der mit Beginn der Neuen 
ökonomischen Politik gegen sie vorgeschobene Front der Kulaken. Ungezählte Millio- 
nen Hungertote bezahlten diesen Investitions- und Werttransfer. 


All dies waren Bedingungen, unter denen sich die „‚Kapitalströme”’ umkehrten. „‚Geld” 
wieder in die Metropolen zurückfloß. Der ‚Schuldendienst‘‘ aus den Ländern Polen, 
Rumänien, Ungarn und Jugoslawien allein betrug in den Jahren 1928/29 200 Mill. 
Dollar. Dieser -,„Werttransfer“ durch ‚Schuldendienst“ wurde über die verstärkte 
Warenausfuhr mit Hunger und Tod bezahlt. Damals wie heute monetarisierte das Kapi- 
tal seine Investitionen in der Münze des Elends und der Existenzvernichtung. Der 
Schuldendienst stieg im Falle Griechenlands in manchen Jahren auf 90% des Exports, 
im Falle Rumäniens auf fast 50%, im Falle Jugoslawiens auf über 50%. 

In der ganzen Welt führte dieser Werttransfer zu Unruhen. In Kuba begannen sie be- 
reits 1928, die eigentliche „Depression“ sollte dann in Lateinamerika an die 50 „Re- 
volutionen“ hervorbringen, in denen das Kapital die Bedrohung durch bäuerliche Re- 
volten und Landnahmen in populistischen und Volksfrontstrategien abzufangen such- 
te. Vor allem in Ost- und Südosteuropa verschärfte dieser Transfer von Überlebens- 
chäncen aus der Peripherie in die Kassen der Metropolen die Situation der Unterklas- 
sen zu unvorstellbarem Elend. Exportpreise fielen, Importpreise stiegen, die „Preis- 
schere‘‘, wie man damals die Verschlechterung der „Terms of Trade“ nannte, nahm 
im Fall Südosteuropa nie gekannte Dimensionen an. Wenn das Überleben der südost- 
europäischen Landbevölkerung damals von Geld abhängig gewesen wäre (wie dies 
heute nach der Zerstörung der alten Subsistenzbasen in weiten Teilen der Welt der 
Fall ist), dann hätte fast die Hälfte der Bevölkerung binnen kurzem den Hungertod 
gefunden. In vielen größeren Dörfern Ungarns zum Beispiel waren in der schlimmsten 
Zeit der beginnenden Depression nicht mehr als 20 Pengö aufzutreiben. Die Regierung 
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ging dazu über, Steuern in Form von Weizen einzutreiben. In den osteuropäischen 
Bauernländern Rumänien, Polen, Jugoslawien und Bulgarien wurden 1931 17 Mill. 
„arbeitslose“ Bauern geschätzt. Ausländische Beobachter diagnostizierten in diesen 
Ländern eine vorrevolutionäre Situation. Nicht auf der Seite der relativ unterent- 
wickelten Arbeiterklasse (deren Avantgarde bis auf wenige Fälle — die Belgrader Stu- 
denten sind ein Beispiel — kaum Zugang zum sozialrevolutionären Potential der 
Bauern hatten und sich zum Teil sogar durch rechtsreaktionäre Bündnisse diskredi- 
tierten), sondern von seiten der Bauern. 

Aus diesen Gründen mußte die Bourgeoisie Anfang der 30er Jahre den Schuldnern 
durch jeweils gesetzlich verfügte Zahlungsaufschübe neuen Spielraum einräumen. Dies 
— und natürlich direkt vermittelte Zahlungsunfähigkeiten — führte dann zur Krise der 
österreichischen Creditanstalt, die die Kreditpanikwelle in die Metropolen übertrug. 
Parallel, und nur mit kredittechnischen Unterschieden, lief die Welle der Zahlungsver- 
weigerung aus den lateinamerikanischen Staaten zurück in die Metropole. Der Wert- 
transfer, dieser Transfer von den Armen zu den Reichen in der ‚‚Agrarkrise”, in der 
einige der besten Kenner der Materie eine wesentliche Ursache der Depression sahen, 
dieser Transfer fand seine Grenze in der sozialrevolutionären Bedrohung der ländli- 
chen Unterklassen im Kampf um ihre Existenz. 


Warum war dem Kapital der übliche Weg der Krisenbereinigung versperrt? Im „‚Nor- 
malfall‘““ der zyklischen Überakkumulations- und Unterkonsumtionskrise antwortet 
das Kapital mit einer Bereinigung des Verwertungsmechanismus zugunsten der pro- 
duktivsten Formen der Ausbeutung gegen die Klasse, die in der Regel mit mehr oder 
minder gravierenden Angriffen auf die Klassenstruktur verbunden ist. Warum geschah 
dies nicht auch in der großen Weltwirtschaftskrise? 


Es wäre oberflächlich, sich hier mit dem simplen Hinweis auf die revolutionäre Be- 
drohlichkeit der Unterklassen zufriedenzugeben. Die Ursache der säkularen Stagna- 
tion („secular stagnation“) der Kapitalverwertung und Investitionsprozesse (so das 
Etikett für eine der bedeutendsten Gruppen von Krisentheoretikern im New Deal) ist 
vielmehr in den Eigenschaften des sozialen Geflechts der Subsistenz und seinen kultu- 
rellen und subjektiven Erscheinungsformen zu suchen, aus und in denen die Klasse 
diese nie gekannte Feindseligkeit, dieses sozialrevolutionäre Potential gegen das Kapi- 
tal mobilisierte. Sie erst zwangen das Kapital dazu, das Patt der Stagnation vorerst zu 
akzeptieren, um diese dann mit dem Ziel der völligen Zerstörung und „Liquidierung‘“ 
bis hin zur physischen Vernichtung in einer Reorganisation sämtlicher subjektiver 
und objektiver Produktionsvoraussetzungen auf internationaler Ebene in Angriff zu 
nehmen. Dieser Angriff, wie wir weiter unten zeigen werden, heißt nationalsozialistisch 
„Neue Ordnung“, „New Deal“, „Keynesianismus“, sein Produkt ist die neue Ordnung 
von Bretton Woods. 


„17 Mill. arbeitslose Bauern“, dies ist nicht nur eine geschätzte Zahl, die Bezeichnung 
„arbeitslos‘‘ geht auch völlig daneben. Hinter ihr lauert schon der Begriff „Überbevöl- 
kerung”, der als technisches Pendant zu den nationalsozialistischen Rassenmythen 
die Lösung der sozialen Frage durch Vernichtung zur Voraussetzung der keynesiani- 
schen Durchbruchs machen sollte. In der bis zu 80% (Rumänien) von Landwirtschaft 
lebenden Bevölkerung war die Subsistenzproduktion absolut vorherrschend. Das Ver- 
hältnis von bebautem Land zu einem in der Landwirtschaft Tätigen lag in Jugoslawien 
z.B. um die 2 ha. Das landwirtschaftliche Arbeitsjahr betrug weit unter 2000 Stun- 
den. Noch 1930 (also nach den großen Agrarreformen) hatten in Rumänien 60%, in 
Jugoslawien 58% sämtlicher landwirtschaftlicher Betriebe unter 10 ha. Die landwirt- 
schaftlich genutzte Fläche war weit geringer, weil ein großer Teil des Landes aus 
Wald, Sumpf, Feld bestand. Die meisten Bauern benutzten noch hölzerne Pflüge, und 
ein großer Teil hatte noch nicht einmal Zugtiere (in Rumänien ca. 37%). 
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Das Handelskapital hatte die Subsistenz kaum im Griff. Noch bis zum 2. Weltkrieg 
sah die bäuerliche Familie ihr Land als Basis für die Subsistenz an und ging davon aus, 
daß es falsch sei, Bodenerträge zu verkaufen, solange für die Nahrung und Kleidung 
aller, und nicht nur der Familienmitglieder im engeren Sinne, gesorgt war. Der rei- 
chere Bauer, feudalistisches Zwischenglied zwischen der untersten Bauernschicht und 
dem adeligen Großgrundbesitzer, konnte damit rechnen, schon aus moralischen Grün- 
den kein Gesinde zu finden, wenn er etwa Milch oder Butter auf dem Markt verkauf- 
te, bevor der Konsum aller gedeckt war. Geld spielte eine außerordentlich geringe 
Rolle, und zum Leidwesen der Bankiers gingen mehr Golddukaten in die Hochzeits- 
kleider der Bräute (soweit man sich dies nur irgend leisten konnte) als in die Kapital- 
verwertung. Ein armer Mann würde eher sein einziges Schwein schlachten, um einen 
vollkommen fremden Menschen zu bewirten, als es zu verkaufen. Noch über die Zer- 
störung der Feudalstruktur auf Staatsebene hinaus lebten Familien in Haus- oder 
Dorfgemeinschaften (,‚Zadruga‘“) zusammen, die, wie ein Ökonom berichtet, in „halb- 
kommunistischem Geist‘ arbeiteten, wobei Erträge und Gewinne an alle verteilt wur- 
den. Auch wenn die „Zadruga“ unter den massiven Angriffen seit den 20er Jahren 
schließlich zerstört wurde und als Idee zu faschistoiden Versatzstücken verschiedener 
Bauernparteiideologien degenerierte, ihre „moralische Ökonomie” lebte im Kampf 
bis in die Auseinandersetzungen mit den nationalsozialistischen Entwicklungsangrif- 
fen fort. Trotz sehr früh einsetzender Zugriffe des ungezügelten niederen Landadels 
auf die Existenzbedingungen der bäuerlichen Klasse, die für die permanenten Balkan- 
unruhen durch die letzten Jahrhunderte hindurch sorgten, blieben die Rechte, die in 
der feudalen Gesellschaft für die Subsistenz des Dorfes sorgten, erhalten und wurden 
immer wieder erkämpft. Auch die Zerschlagung der habsburgischen Monarchie und 
die Landreformen führten in vielen Gebieten nicht zur Aufhebung von Holz- und 
Almenderechten usw. — da, wo sie rechtlich aufgelöst waren, waren sie praktisch wei- 
ter in Übung. 
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Wo die Subsistenz nicht ausreichte, herrschte das „Ca anov-Prinzip‘“. Familienmitglie- 
der, auf deren Arbeit auf dem Land verzichtet werden konnte, verließen über kurze 
Perioden als Saisonarbeiter oder kurzfristige Fabrikarbeiter die Familie, um dann auf 
ihren Hof oder in ihr Dorf zurückzukehren, trotz ländlicher „Überbevölkerung“. 
Selbst in der tiefsten Krise war eine im technischen Sinne als Arbeitslosigkeit zu be- 
zeichnende Bevölkerungsreserve nicht zu mobilisieren, nicht einmal aus dem Cajanov- 
Arbeiter. Die Stärke der Subsistenzökonomie zeigte sich während dieser Zeit vor allem 
darin, daß sie ohne weiteres Familienmitglieder wieder aufnahm, die in der Stadt ihr 
Brot verdient hatten und nun „arbeitslos“ waren. Die Prinzipien der „moralischen 
Ökonomie“ erlaubten es nicht, die Angehörigen der Isolation des städtischen Elends 
zu überlassen. Dies machte das sozialrevolutionäre Potential ihres Sozialgeflechts in 
der Krise eher noch stärker, wie es zugleich die Krise verschärfte, weil die Konsum- 
tion der Überlebensmittel nichts mehr übrig ließ, was in Geld zu tauschen war. Noch 
bis zum 2. Weltkrieg hatte das Industriekapital Schwierigkeiten, Arbeiter zu finden, 
die bereit waren, zu bleiben und dadurch gewisse Fertigkeiten zu entwickeln. So gab 
es auch bis in die 30er Jahre hinein keine eigentliche Arbeitslosigkeit, noch nicht ein- 
mal eine ‚verdeckte‘ im technischen Sinn. Sie mußte erst in einem fundamentalen 
Angriff durch eine zerstörerische Entwicklungspolitik, die die sozialen Zusammen- 
hänge bis ins letzte auflöste und vernichtete, ideologisch als „Überbevölkerung“ ent- 
deckt und technisch geschaffen werden. 


In der Weltwirtschaftskrise waren Traditionen und Erfahrungen aus den Revolten der 
letzten hundert Jahre noch lebendig. Die „Emanzipation“ der südosteuropäischen 
Leibeigenen Mitte des letzten Jahrhunderts durch das österreichische Rumpfparla- 
ment von 1848 oder durch Kossuths Parlamentarismus, durch die Regierung Cuza in 
Rumänien hatte die Bauern rechtlich für die kapitalistische Verwertung „befreit“. 
Ihre Subsumtion unter Pacht- und Verlagswesen und unter das Diktat des städtischen 
Handelskapitals brachte einen ungekannten Konflikt mit der moralischen Ökonomie 
der Subsistenzwirtschaft, der sich in ungezählten Kämpfen und Aufständen nieder- 
schlug und zum 2. Weltkrieg hin ständig anwuchs. Im Jahre 1907 erhoben sich die 
Bauern der Moldau, weil Zwischenpächter, die von den Eigentümern gepachtet und 
zu unerträglichen Bedingungen weitervermittelt hatten, sie ausnützten. Der Aufstand 
zog sich bis zum Süden hin, verlor bald seine anfängliche antisemitische Einfärbung, 
um in eine allgemeine Meuterei gegen die Gutsbesitzer überzugehen. In einigen Orten 
töteten die Bauern Gutsbesitzer. Im allgemeinen jedoch schonten sie deren Leben 
und brannten nur die Herrenhäuser nieder. Die Kämpfe und die brutale Repression 
forderten 10000 Tote. Die große Furcht aus dem Jahr 1907 und dem 1. Weltkrieg, 
der in Südosteuropa zugleich ein Bauernkrieg war, beherrschte die Landreform nach 
dem 1. Weltkrieg ebenso wie die Zugeständnisse nach dem Marsch Tausender Bauern 
auf Bukarest im Jahre 1927. 


Die Arbeiterklasse spielte hierbei kaum eine Rolle. Eher die Traditionen der Narod- 
niki, deren Einfluß direkt oder über ihre Erben unter den russischen „linken Sozialre- 
volutionären” in die bäuerlichen Auseinandersetzungen Südosteuropas hineinreichte. 
Die Brüder Radic haben diese Traditionen in Kroatien ebenso vermittelt wie der Bes- 
sarabier Stere in Rumänien (in seiner Zeitschrift viata romaneaska). Ihre Aufarbei- 
tung bleibt ein dringendes Desiderat. 

Verzichten müssen wir hier auch auf eine Darstellung der besonders wichtigen sozial- 
revolutionären und kommunistischen Bewegungen aus den jüdischen Unterklassen 
unter der Führung junger Juden aus den Armutsregionen Bessarabiens, der Bukowina 
und der Moldau. Vor allem die Unterklassen der großen jüdischen Bevölkerung Ru- 
mäniens lebten in unvorstellbarem Elend und unter weit schlimmeren Bedingungen 
als fast die gesamte übrige Bevölkerung des Landes. Für eine deutsche sozialrevolutio- 
näre Linke, die sich ernst nimmt, ist gerade dies ein besonders wichtiges Thema. Nicht 
nur, weil die geschichtliche Unterschlagung und die Gleichgültigkeit gegenüber diesen 
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Jüdische Großfamilie in Osteuropa vor dem 2. Weltkrieg (Beschneidungsfest) 


Bewegungen und Revolutionären ein besonders belastendes antisemitisches Erbe sind. 
Sonder eher, weil uns hieran die geschichtliche Fragwürdigkeit unserer kurzatmigen 
linken Traditionen vor Augen geführt wird, die wir uns nicht etwa im Kampf gegen den 
„Wiederaufbau“ in der nationalsozialistischen Kontinuität erworben haben (von dem 
die „Linke“ ja auch ganz gut gelebt hat), sondern im Geschäft der Degeneration aus- 
geborgter antiimperialistischer Bewegungen zu internen Anpassungskonflikten. 


Auch auf die faschistischen Anteile der südosteuropäischen Bauernbewegungen kann 
ich hier nicht näher eingehen. Von besonderem Interesse wäre in diesem Zusammen- 
hang eine Darstellung der Geschichte der „Eisernen Garde“ Rumäniens. Mir sind 
keine Arbeiten bekannt, die mit genügender Sorgfalt die Bestandteile faschistischer 
Mittelschichtsideologien von den sozialrevolutionären Anteilen radikalisierter Bauern- 
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söhne und Priester und schließlich den Ideenträgern einer faschistischen Technokratie 
trennen, die Mitte der 30er Jahre unter dem Decknamen „Sozialer Dienst‘ und der 
Leitung des Soziologen Prof. Gusti im Wege exakter Untersuchungen über Ausmaß 
und Struktur der sogenannten „Überbevölkerung‘ ihre Endlösung vorbereiteten. Ihr 
legendärer Führer „‚Codreanu“, der nationalsozialistische Treibhausromantiker des 
rumänischen „Faschismus”, hieß Zilinsky und war deutsch-ukrainischer Herkunft. Er 
repräsentierte eher den Flügel der mit ihren zukünftigen gesellschaftlichen Perspekti- 
ven unzufriedenen Studenten von der Universität Jassy, die sich vor allem in antise- 
mitischen Verdrängungskampagnen gegen die jüdische Bourgeoisie gute Chancen ver- 
sprachen. Er wurde in der rumänischen Variante der „Nacht der langen Messer“ Ende 
1938 mit seinen engsten politischen Freunden „auf der Flucht erschossen“, was den 
Abstieg der Eisernen Garde zur reinen Terrororganisation abschloß und den Weg zum 
Glanzstück der neuen imperialistischen Durchdringung ebnete, dem deutsch-rumäni- 
schen Wirtschaftsvertrag vom März 1939. 


Weltwirtschaftskrise: 
Das Ende der „schöpferischen Zerstörung’’ oder 
„Beginn der schöpferischen Vernichtung”? 


Ich hoffe, daß ich habe plausibel machen können, warum ich den Einstieg in die soge- 
nannte „Weltwirtschaftskrise‘“ von der Seite der imperialistisch angebundenen Peri- 
pherie aus begonnen habe. Dies macht ein entscheidendes Moment deutlich, dasin den 
bürgerlichen und linken objektivistischen Darstellungen der Krisenmechanik immer 
wieder unterschlagen wird: daß es die Furcht vor dem sozialrevolutionären Potential 
der Klasse war, die einen neuen Ausbeutungszyklus über Rationalisierung und Inve- 
stitionen verhinderte. In der Peripherie war die eigentliche Grenze für eine Rationali- 
sierungs- oder besser Zerstörungsoffensive das für die damaligen Mittel undurchdring- 
liche Subsistenzgeflecht, dessen beginnende Zerstörung die Kräfte der „moralischen 
Ökonomie“ in den antiimperialistischen Kampf freisetzten. Das Kapital sah sich ein- 
mal mehr der bedrohlichen Erfahrung gegenüber, wie sich aus dem Zerstörungsprozeß 
der Dorfgemeinschaft und ihrer „halbkommunistischen‘“ Produktionsweise (lange 
Zeit stabile Barriere gegen den Durchgriff der Fürsten und Landadeligen) feudalisti- 
sche Ordnungsstrukturen der Subsistenz in sozialrevolutionäre Kampfwerte übersetz- 
ten. Hierin wird auch in besonderem Maße plastisch, daß die „Krise“ der kapitalisti- 
schen Aneignung nicht eine immanente technische Störung dieses Verwertungsme- 
chanismus war, sondern immer (wenigstens jenseits der Mechanik der Konjunktur- 
zyklen) der wie auch immer artikulierte Widerstand der Klasse, die Umwandlung und 
Aneignung von Existenz in Wert technisch und ökonomisch hinzunehmen. 


Es war die gleichzeitige Bedrohung der Metropole selbst mit der sozialen Revolution, 
die das ganze Ausmaß der Weltwirtschaftskrise ausmachte. (Dies schloß zugleich die 
Option aus, das periphere Subsistenzgeflecht in einem imperialistischen Durchgriff 
militärisch zu zerstören, wenngleich die Provokation eines neuen Balkankriegs z.B. 
durchaus in der Diskussion war.) Sicher gibt es eine ganze Reihe von Darstellungen, 
die sich mit dem zerstörerischen Klassenkampfcharakter der Rationalisierungsoffen- 
siven im „fordistischen Wachstumsmodell“ der 20er Jahre und den flankierenden 
Maßnahmen sozialer Dequalifikation, Deklassierung und Zerstörung im einzelnen aus- 
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einandergesetzt haben. Bis jetzt gibt es allerdings nur wenige Versuche, vor ihrem 
Hintergrund die ungewohnten und massenhaften Kampfformen von Massenarbeitern, 
Subproletariat und pauperisierten Mittelschichten in ihrer grundsätzlich antikapitali- 
stischen Feindseligkeit auf einen Begriff zu bringen, der das ganze Ausmaß der soge- 
nannten „Krise“ erklärt. Besser als die damalige Avantgarde der Klasse hat die analy- 
tische Intelligenz des Gegners das vorerst unüberwindliche Ausmaß der subjektiven 
Feindseligkeit als Antwort der Klasse auf die zerstörerische Gewalt des Kapitals dia- 
gnostiziert. Joseph Schumpeter, nicht etwa ein Phantast des Klassenkampfs, sondern 
ein kühler volkswirtschaftlicher Rechner, hat am klarsten in der Auseinandersetzung 
mit den amerikanischen Theoretikern der „secular stagnation‘“ (später die Avantgarde 
der US-Version der „Neuen Ordnung‘“) darauf hingewiesen, daß simple Überakkumu- 
lations- und Unterkonsumtionsaspekte das Ausmaß der Krise nicht erklären würden. 
Sicher seien eine Reihe von Erholungsstrategien und Entwicklungsmöglichkeiten 
denkbar. Die Hauptgefahr für das Kapital, ja sogar dessen von ihm erwarteter „Tod“ 
würde vielmehr aus der wachsenden subjektiven und sozialen Feindschaft gegenüber 
dessen Reproduktionsformen und -strategien resultieren. Schumpeter führt diese 
Feindschaft auf die sozialen und vor allem technologischen Formen des kapitalisti- 
schen Potentials zu „schöpferischer Zerstörung“ zurück. 


Wir dürfen uns von Schumpeter nicht dadurch abschrecken lassen, daß im Rahmen 
des pseudoliberalistischen Aufbruchs der Reagonomics und der Wende das eine Bein 
seiner ökonomisch-sozialen Theorie wieder aus dem Gebeinhaus hervorgeholt wird: 
der sogenannte „schöpferische und dynamische Unternehmer“, der mit Hilfe von 
Bankkrediten Pioniergewinne aus Innovationen quetscht. Das komplementäre Bein 
wird nämlich immer unterschlagen, obwohl oder gerade weil es heute wie auch im 
Zusammenhang der Weltwirtschaftskrise weitaus wichtiger und interessanter ist. In 
seinem 1942 erschienenen (in seinen wesentlichen Teilen schon Mitte der 30er Jahre 
verfaßten) Buch „Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie” oder auch seinem 
Aufsatz „Capitalism in the Post War World‘ und sogar — allerdings am Rande — in 
„Business Cycles“ erläutert Schumpeter, warum der kapitalistische Unternehmer 
schöpferisch ist und voraus er seine Pioniergewinne macht: aus der sogenannten 
„schöpferischen Zerstörung‘. Hierin sieht er auch den Schwerpunkt der Kräfte, die 
„letzten Endes den Kapitalismus töten‘ werden. Besonderes Gewicht legt er neben 
der Zerstörung des institutionellen Rahmens der kapitalistischen Gesellschaft durch 
die verschiedenen Dimensionen organisatorischer, technologischer Rationalisierung 
etc. auf die ökonomisch/soziale/technologische Zuerstörung dessen, was er „schüt- 
zendes Gewebe“ nennt (amerikanische Originalausgabe: ‚‚protective strata‘‘). Im um- 
fassenden Sinn meint er damit das Gewebe von sozialen Beziehungen, Qualifikatio- 
nen (auch technische), Autonomien, Institutionen und Rechten. Es sind die Zerstö- 
rungen im Prozeß der kapitalistischen Reproduktion, die die Fähigkeiten, die Subsi- 
stenzautonomien und -moral des Bauern, die Qualifikation des Handwerkers, Fachar- 
beiters zugleich mit ihrem institutionellen Schutz vernichten. Es ist der Vorgang der 
schöpferischen Zerstörung, der auf allen Ebenen eine „ständig wachsende Feindse- 
ligkeit’”” gegenüber dem Kapitalismus produziert. In dieser Feindschaft sieht er den 
Grund für die (trotz vorübergehender Erholungsmöglichkeiten) „fundamentalen De- 
pression“ bis hin zu den allseits diskutierten Phänomenen der „schwindenden Investi- 
tionsmöglichkeit‘‘, der schwindenden ‚‚marginal utility‘“‘ der Krise. Mühelos lassen 
sich hier die einzelnen technologischen und sozialen Momente der Eskalation des 
Klassenkampfs in der Weltwirtschaftskrise subsumieren. Der Haß, die Feindschaft der 
sozialrevolutionären Bewegungen der Unterklassen sprengten die Mittel des kapitali- 
stischen containments ebenso wie die objektivistisch-ökonomische Begrifflichkeit, 
mit der die Linke der Krise beizukommen suchte (was in den hilflosen Bemühungen 
um den sogenannten „subjektiven Faktor“ eher noch unterstrichen wurde, die gerade 
damals in den Auseinandersetzungen der kommunistischen Parteien inflationierten). 
Das Dilemma des Kapitals war, daß es dem gewaltigen Potential einer internationalen 
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existenziellen Feindschaft nur ein Kampfinstrumentarium entgegensetzen Konnte, 
dessen Wirksamkeit in jeder Dimension verbraucht war. Der Protektionismus der bru- 
talsten fordistischen Wachstumsstrategien stieß an die Grenzen der jeweils nationalen 
Zölle, ein Durchgriff war nicht möglich. Die Speerspitzen des Kapitals, die großen 
Konzerne der damaligen Wachstumsindustrien der Massenproduktion, waren im na- 
tionalen Rahmen äußerst empfindlich für ökonomische und technologische Angriffe 
geworden. Produktionsentwicklungen kosteten Jahre, der Kapitaleinsatz war unglaub- 
lich hoch und mit dem Wachstum schwand die Absatzsicherung, der wachsende 
Widerstand der Massenarbeiter setzte der Lohnmobilisierung nach unten Grenzen 
ebenso wie das Verharren der korporatistischen Gewerkschaften auf ihrem sozialen 
Besitzstand der Facharbeiterschicht. Der Druck der organischen Zusammensetzung 
des Kapitals stieß an die institutionellen Grenzen der Wertrealisierung und technolo- 
gischen Kampfstrategien zugleich. Das ist der Hauptgrund, warum die fortschrittlichen 
Stimmen des Kapitals nach der Rettung durch die gelenkte sozialistische Planwirt- 
schaft riefen (am eindrucksvollsten z.B. in Deutschland Schmalenbach, in den USA 
waren es eine Reihe von Ökonomen, die später den ‚New Deal“ bewirtschaften soll- 
ten). Es war also nicht nur die schlichte, klassische „‚Überakkumulation“, die das 
Ausmaß der Krise bestimmte, sondern die in der Struktur der Überakkumulation 
selbst und den jeweils engen institutionellen nationalen Grenzen liegenden Beschrän- 
kung des klassischen kapitalistischen Kampfarsenals. Diese Grenzen waren es auch, 
die es verhinderten, die nationale Kartellbildung in eine neue Wachstumsphase von 
Multis in den internationalen Raum hinein zu übersetzen. Sie transformierten den 
„tendenziellen Fall der Profitrate’’ vorerst in die absolute Stagnation. 


Zu den strukturellen Hindernissen einer neuen Offensive aus der Krise gehörte aller- 
dings in erster Linie die liberalistische Form von Geld, Kredit und Finanzierung, deren 
Bindung an die Warenform des Goldes noch nicht aufgegeben war. Sie war quantita- 
tiv und qualitativ zu unflexibel, um die Wirkungen der Krise überhaupt mildern zu 
können, vielmehr war diese Geldform geradezu das unerbittliche Übertragungsme- 
dium der privaten Ausbeutungsansprüche in die verheerende Deflation. Diese grund- 
sätzliche Struktur des „ancien regime” des Kapitals war natürlich nicht in der Lage, 
Anpassungsstrategien und die Technik von Kreditausweitung und Werttransfer zu 
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entwickeln, die heute unter dem Regime des IWF die flexible imperialistische Anpas- 
sung und den Transfer von Existenz in Wert ermöglichen. Die Klage der Friedman- 
Schule, aber auch vieler deutscher Halblinker und Sozialdemokraten, das Kreditin- 
strumentarium hätte es damals nicht erlaubt, auf die Krise flexibler zu reagieren, 
bleibt an der Oberfläche. Diese Möglichkeiten waren nicht da, weil der alte Gold-Ver- 
trags- und privat-geleitete Ausbeutungs- und Verwertungsmodus mit ihnen unverein- 
bar war. Der private Anleger wollte sein Gold zurück, der Kreditnehmer mußte es mit 
durch Deflation im Verhältnis zum Gold „entwerteten‘“ steigenden Mengen von Wa- 
ren aufwiegen, die Klasse sollte diese Entwertung und diesen Werttransfer mit Elend, 

Existenz und ‘Leben bezahlen. Unter dem Regime des Goldes war der fundamentale 
Konflikt unansweichlich und zugleich unlösbar. Dies ist der Grund, warum das Kapi- 
tal in seiner Gegenstrategie, ob nationalsozialistisch, keynesianistisch oder New Deal, 
alle Ausbeutungsbedingungen des alten Verwertungsregimes zerstören mußte und 
zugleich die totale Liquidierung der gesellschaftlichen Bedingungen des Klassenwider- 
standes in Metropole und Peripherie in Angriff nahm, bis hin zur physischen Vernich- 
tung. 


Welchen Weg die soziale Revolution auch genommen hätte, das Kapital zielte auf die 
völlige Zerstörung des sozialen Ortes, aus dem das Bedürfnis nach Gleichheit und Le- 
bensgarantien für alle Menschen bedrohliche Formen annahm. In einer „produktiven“ 
Eskalation der Gewaltmittel ging es zur Auflösung, Liquidierung der Subsistenzöko- 
nomie über, zuerst der europäischen (Neue Ordnung des NS) und später der globalen 
(Neue Ordnung von Bretton Woods), um sie teils zu vernichten, teils zu einer neuen 
proletarischen Reserve zu mobilisieren, auch und vor allem gegen die metropolitane 
Klasse. Ziel war die Neutralisierung der Masse des internationalen Proletariats in einer 
neuen Form der internationalen Klassenzusammensetzung nach dem Modell einer 
Verwertungshierarchie vom metropolitanen Vorarbeiter über Heere von Migrationsar- 
beitern (vom Gast- oder Fremdarbeiter bis zum peripheren Lagerinsassen) bis schließ- 
lich hin zur Vernichtung durch Arbeit und nackten Vernichtung. 


Das Kapital suchte dem Druck der Klasse im jeweils nationalen Rahmen durch eine 
völlig neue Qualität der internationalen Arbeitsteilung zu begegnen, die jegliche Ab- 
kopplung einer unabhängigen Entwicklung im nationalen Rahmen ausschloß. Dies 
hieß Zurichtung der peripheren und metropolitanen Produktionsstruktur zugleich 
unter dem Diktat und den Expansionsoffensiven einer neuen Generation multinatio- 
naler Unternehmen. Es hieß auch die Einleitung und Eskalation einer neuen Dynamik 
von abhängiger Entwicklung im Rahmen der neuen internationalen Arbeitsteilung: 
Kapitalexport (= Export technologischer Gewalt) gegen Warenimport. 

Dies alles setzte die Auflösung des in jeder Hinsicht begrenzten Warengeldes des Gold- 
standards veraus, um die Schleusen für ein neues Medium der entfesselten Kreditex- 
pansion und des Kapitalexports zu öffnen: ein staatlich garantiertes Informatiosn- 
geld, mit dem imperialistische Monopole jeder Art in monetären Wert übersetzbar 
wurden. 


Diese Rationalisierungsoffensive in den internationalen Großraum bedingten für die 
internationalisierten Dimensionen von Klassenzusammensetzung und Arbeitsteilung 
ein neues System der übergreifenden militärischen Kontrolle (der NS sollte sich wenig 
Gedanken darüber machen, weil er den militärischen Angriff als Moment der Rationa- 
lisierung offen einbezogen hatte. Roosevelt und Churchill als Protagonisten eines zivi- 
lisierten Weges der neuen Ordnung verbanden ab 1941 die ersten Schritte zu einer 
Neuen Wirtschaftsordnung für die Nachkriegszeit von Anfang an mit Vorstellungen 
einer militärischen Interventionsordnung, damals unter dem Begriff „internationale 
Polizei“, später „kollektive Sicherheit‘). 


Die Flucht vor der Klasse in den Großraum war also zugleich Zerstörung und produk- 
tive Rationalisierung, die in den neuen Gewaltakt das Dispositiv der Vernichtung 
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menschlichen Lebens miteinbezog. Liquidierte Geldform, liquidierte Subsistenz und 
liquidiertes Leben sind nur verschiedene Ausdrücke derselben Kapitalstrategie. Der 
Übergang von der „schöpferischen Zerstörung‘ zur „schöpferischen Vernichtung“ ist 
der qualitative Schritt aus dem nationalen Ausbeutungsrahmen in den übernationalen 
Raum. Nicht nur die Neue-Ordnungs-Strategie des NS-Kapitals, sondern die schon 
Anfang der 30er Jahre einsetzende „Autarkie‘ des Sterling-Blocks und die radikale 
Umkehr der „dicke-Knüppel“-Diplomatie der USA zur Strategie der „guten Nachbar- 
schaft‘ waren Schritte in dieselbe Richtung (wenn auch das NS-Kapital bis 1942 im- 
mer führend in der Entwicklung der imperialistischen Strukturen blieb): Großraum 
gegen die Klasse. 


II. Großraum gegen die Klasse 


„Die Bindung des Bauern an den Boden bildet oft ein Hindernis für die Industrialisie- 
rung. In den südöstlichen Ländern waren die Bergbauunternehmen und Fabriken oft 
nicht in der Lage, genügend Arbeiter zu finden, die bleiben und eine echte Qualifika- 
tion erwerben wollten. Die meisten Arbeiter blieben nur eine kurze Zeit und gingen 
dann zurück auf ihre Höfe, trotz ländlicher Überbevölkerung. “ 
(F. Hertz, „The Economic Problems of the Danubian-States’”) 


„Die Überbevölkerung der südosteuropäischen Bauernstaaten wird auf absehbare Zeit 
noch weiter zunehmen, sie bildet schon heute und muß in Zukunft noch in höherem 
Maße ein Gefahrenmoment für die ruhige sozialpolitische und die erfolgreiche wirt- 
schaftspolitische Entwicklung dieser Staaten bilden. Sie müssen infolgedessen Mittel 
und Wege suchen, um den dröhenden Folgen der Überbevölkerung durch Abschöp- 
fung der Geburtenüberschüsse vom Land weg und durch Einschaltung der nicht genü- 
gend Beschäftigten in einen produktiven Arbeitsprozeß zuvorzukommen. Der sicher- 
ste Weg zu diesem Ziel ist die Industrialisierung der Bauernstaaten ... aber auch die 
zurückbleibenden Bauern werden, der überflüssigen ‚Esser‘ ledig, wirtschaftlich besser 
gestellt und in ihrer Kaufkraft gehoben.“ 

(Prof. Otto de Franges, früherer kgl. jugoslawischer Landwirtschaftsminister, Senator, 
Ehrendoktor der Universität Heidelberg im April 1939) 


„Im mitteleuropäischen Raum ist ein unerträglicher Unruhe- und Gefahrenherd besei- 
tigt und eine neue Ordnung hergestellt worden. Aus dieser neuen Ordnung wachsen 
neue politische und wirtschaftliche Kräfte,“ 

(Ansprache des Reichswirtschaftsministers Funk am 30. März 1939, kurz nach dem 
Einmarsch der deutschen Truppen in die Tschechoslowakei und dem Abschluß des 
deutsch-rumänischen Handelsvertrags, der die Einrichtung von freien Produktionszo- 
nen vorsah) 


„Mein Freund Marschall Stalin erzählte mir gestern, daß sein Kampf gegen die Bauern 
bei der Kollektivierung der Landwirtschaft ein gefährlicheres und fürchterlicheres Un- 
ternehmen gewesen sei als der Kampf um Stalingrad, “ 

(Churchill am 12. August 1944) 
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UdSSR, bettelndes Bauern- 


Zwangskollektivierung der Landwirtschaft in der 
ehepaar, 1930 Ä 


Fangen wir mit Stalin an. Sein Spruch, wenn Churchill ihn richtig überliefert, ist auf- 
schlußreicher als es zunächst aussieht, Stalin, der Ende der 20er Jahre mit dem schon 
erwähnten Werttransfer zugunsten einer neuen Industrialisierungsoffensive die größ- 
ten Bauernrevolten seit der großen russischen Bauernrevolution 1917 ausgelöst hatte, 
wußte, was er da miteinander verglich. Strenggenommen war es noch nicht einmal ein 
Vergleich. Hitler hatte denselben Gegner gegen sich aufgebracht wie zuvor Stalin. Der 
„Rußlandfeldzug‘“ war nur die militärische Flanke einer totalen Rationalisierungsof- 
fensive in der Ostraum. Im Rahmen eines umfassenden Angriffs zur Industrialisierung 
der Landwirtschaft durch ein in diesem Raum beispielloses Investitions-, Neuordnungs- 
und Infrastrukturprogramm (die NS-Rationalisierung kombinierte die gigantische In- 
vestition von 250000 Stahlpflügen, 20000 elektrischen Generatoren, 7000 Trakto- 
ren, mehreren 1000 Stück Zuchtvieh und 14000 Landwirtschaftsberatern mit einer 
zugleich sozialen wie produktivitätsorientierten Auskämmung von Millionen „über- 
flüssiger Esser‘‘) hatte die nationalsozialistische Technokratie der „Neuen Ordnung“ 
einen technologisch-militärischen Krieg aus Vernichtung und Entwicklung gegen die 
Überbevölkerung eingeleitet. Er sollte das gesamte in der stalinistischen Kollektivie- 
rung kaum gebundene sozialrevolutionäre Potential gegen sich aufbringen, dem auch 
die Kollektivierung in ihrer endgültigen Form einige Zugeständnisse hatte machen 
müssen (mit kalkuliertem Blick übrigens auf die gesamte ost- und südosteuropäische 
Subsistenz, wie der 7. Kongreß der Komintern 1935 deutlich erkennen ließ). In Sta- 
lingrad wurde nicht nur NS-Deutschland geschlagen, Stalingrad markierte das Ende 
einer „Neuen Ordnung“, die Völkermord zu einem technischen Bestandteil einer Ent- 
wicklungsstrategie gegen die Subsistenz hatte machen wollen. 
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Otto de Franges hat den technologischen Kern des Kriegs gegen die „überflüssigen Es- 
ser‘ auf einen selten klaren Begriff gebracht. Er war nicht etwa ein NS-Kollaborateur, 
oder er waresin genau dem Sinn, in dem etwa Alfonsin, Neves etc. „‚Kollaboräteure“ 
sind. Er war vielmehr ein staatlicher Repräsentant einer nationalen, bisweilen sogar 
nationalistischen Bourgeoisie, die durch die Zerschlagung der Habsburger Monarchie 
im südosteuropäischen Raum entfesselt worden war und sich der sozialrevolutionären 
Bedrohlichkeit der Unterklassen bei der Verwertung des „eigenen Volkes‘ ausgesetzt 
sah. Jede Mobilisierung einer Mehrwertdynamik setzte die Zerstörung der Subsistenz- 
basen dieses „eigenen Volkes‘ voraus, und genau darauf zielte die Kooperation mit 
der nationalsozialistischen Entwicklungselite in der neuen imperialistischen Strategie 
der „Neuen Ordnung“. Daß sie dabei im Laufe der Zeit zu Statthaltern des deutschen 
Kapitals wurden, daß sie dabei auch „nationalistische‘“ oder gar „nationale“ Gefühle 
mobilisierten, war absolut nichts Verblüffendes und war auch nicht im geringsten 
widerspruchsvoll. Auch in der neuen Ordnung von Bretton Woods sollte dies das 
Schicksal der kapitalistischen Statthalter in der Zange zwischen den imperialistischen 
Zentren und der sozialen Revolution werden. Der Klassenwiderspruch zwischen der 
nationalen Entwicklungselite und der „Überbevölkerung‘‘, die gar keine war, war un- 
überbrückbar groß, weit größer als derjenige zwischen Kapital und Arbeiterklasse, 
zwischen denen ja immerhin sozialdemokratische Vermittlungen zustandegekommen 
waren. Die Feindschaft zwischen dem dünnen Kapital und den 80% Subsistenzbevöl- 
kerung all dieser erst mit Ende des 1. Weltkrieges geschaffenen „Länder“ war die 
Feindschaft zwischen dem frisch aus den feudalen Schranken entlassenen kapitalisti- 
schen Ausbeutungshungers und einer Klasse, die sich in allen ihren Eigenschaften und 
Werten hiergegen sperrte. Wenn Franges also von Entledigung der „überflüssigen Esser“ 
spricht, so meint er die Zerstörung von moralischer Ökonomie oder „Selbstversor- 
gung”, wie er sagt. 


Franges war sicher Nazifreund und Antisemit. Als letzterer gehörte er zu der breiten 
Phalanx der nichtjüdischen Bourgeoisie, die sich von der Judenhetze und Arisierung 
günstige Konzentrationseffekte erwartete. In erster Linie vertraute er jedoch im 
Kampf gegen die Klasse auf die technologischen Formen der Mobilisierung und Ver- 
wertung der überflüssigen Esser. Seine Waffe: Industrialisierung der Landwirtschaft. 
Extensiver Anbau von Industrie- und Futterpflanzen (Soja, Sonnenblume, Hanf etc.), 
Anbindung an die deutsche Saatgut-, Düngemittel-, Pestizidproduktion, Übergang 
zur extensiven Stallfütterung und alles in allem Unterwerfung einer zunehmenden 
Schicht kapitalisierter landwirtschaftlicher Mittelbetriebe unter die Knute des Agrar- 
kredits. Kurz: ein internationales Industriesystem gegen die Subsistenzklasse im 
„eigenen“ Land. Das positive Image de Franges in der außerdeutschen Presse und 
Literatur sollte kaum darunter leiden, daß ihm die Ehre zuteil wurde, die zweite 
Etappe auf dem Weg zur nationalsozialistischen ‚‚Neuen Ordnung” mit einem Artikel 
in der Zeitschrift „Der Vierjahresplan”’, dem Hausblatt des frischgebackenen Beauf- 
tragten für den Vierjahresplan, Ministerpräsident Göring, gleich in der ersten Nummer 
publizistisch einzuläuten unter der Überschrift: „Jugoslawiens Interesse am Vierjah- 
resplan“. 


Damit wollen wir uns in diesem Zusammenhang von Franges verabschieden, er steht 
ohnehin nur für eine ganze Front jeweils „nationaler“ Entwicklungstechnokraten 
gegen die Klasse im südosteuropäischen Raum. Seine Erwähnung hatte hier vornehm- 
lich den Sinn, an einem besonders markanten Exemplar deutlich zu machen, wie ge- 
fährlich es ist, unter der besonderen Bestialität des nationalsozialistischen Raub-Im- 
perialismus zugleich auch die barbarische Qualität einer durchaus verallgemeinerbaren 
Kapitalstrategie verschwinden zu lassen. Das Grauen über die besondere deutsche 
Qualität, Vernichtung in Wert umzumünzen, hat nicht zuletzt dadurch die zivilisier- 
ten Formen der Fortsetzung dieses Weges durch den Aufbau nach 1945 erleichtert, 
daß es den spezifisch kapitalistischen Kern darin verschleiert hat. 
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Unblutige Invasion 


„Friedrich List, der erste ausgesprochene Nationalsozialist — er war nicht bloß ein 
Vorläufer, sondern ein vollkommener Nationalsozialist — ... ” 
(Franz Neumann, „Behemoth”) 


Die Anfänge dieser Strategie reichen bis zur Machtergreifung zurück. In den Jahren 
1933-39 legte das NS-Kapital ein imperialistisches crash-Programm auf, dessen Ziel- 
strebigkeit im Nachhinein verblüffend ist. Seine Konturen wurden in einer kurzen 
Abfolge von Zwischenkrisen ruckartig schärfer, in denen es der unausweichlichen 
Stagnation im Klassenkrieg jeweils durch einen Sprung in der Brutalisierung seines 
Kampfarsenals und des imperialistischen Zugriffs begegnete. Eindeutig bildete es ge- 
genüber der englischen und amerikanischen Konkurrenz die Speerspitze in der Ent- 
wicklung des neuen internationalen Systems gegen die metropolitane Klasse und peri- 
phere Subsistenz. Dies lag in erster Linie sicher daran, daß das deutsche Kapital nicht 
den imperialen und monetären Spielraum seiner Konkurrenten genoß, auf der ande- 
ren Seite aber auf Traditionen von staatlichem Interventionismus zurückgreifen konn- 
te, deren Fehlen die Neuorientierung seiner Konkurrenten so viel schwerfälliger ma- 
chen sollte. 


Bis 1939 waren alle strategischen Grundzüge der Neuen Ordnung voll entwickelt: in 
ihrem ersten Aufmarschgebiet Südosteuropa. Das imperialistische Programm dieser 
„unblutigen Invasion“ in den Balkan wurde dann in der Blitzkriegphase auf ganz 
Europa übersetzt. Es soll vorwegkurz skizziert und in seinen Etappen umrissen werden. 


Das internationale Rationalisierungsmodell bezog von Anfang an die Metropole in die 
Reorganisation des Großraums ein. Nicht nur auf dem Rohstoffsektor, sondern auch 
im Agrarsektor wurden metropolitane Markträume für den Import geöffnet, die eine 
fundamentale Umorientierung der südosteuropäischen Landwirtschaft einleiten und 
steuern und durch entsprechende Absatzgarantien langfristig sichern sollten. Schwer- 
punkt der Zurichtung waren cash-crops: Ölsaaten, Industriepflanzen (Faserpflanzen, 
Hanf, Flachs), Tabake, deren technologische Gewalt bei der Vertreibung, Zerstörung, 
Ausrottung der Subsistenz auf der Hand liegt und bekannt ist: Anbindung an die me- 
tropolitane Chemie und Saatgutbiologie, an das know-how und den Agrarkredit, 
monokulturelle Besetzung (Besatzung wäre besser) wachsender Landmassen, Ver- 
schiebung der Produktionsstruktur auf nichteßbare Agrarprodukte und damit die 
wachsende Abhängigkeit des Überlebens vom Geld, d.h. Proletarisierung für die einen, 
Verelendung für die anderen. Dies sollte die Bedarfsstruktur des angebundenen Raums 
aufreißen und dort das Geld schaffen für die metropolitane Produktion, die sich da- 
durch auf Investitionsgüter, Know-how und Produk tveredelung verlagern konnte. Dies 
riß zugleich die Wachstumsbresche in die Stagnation der „großen Depression“ für die 
Offensive einer neuen Generation multinationaler Unternehmen aus hochtechnologi- 
schen Wachstumsindustrien: Chemie, Zellstoff, Leichtmetall etc. Imperialistische Ra- 
tionalisierung durch eine funktionale Arbeitsteilung im Großraum: das ist der tiefere 
Grund, warum der Nationalsozialismus von Anfang an in einer völligen wirtschafts- 
politischen Kehrtwendung zur Importförderung und Reichsmarküberbewertung über- 
ging, unter anfänglichem Kopfschütteln der imperialistischen Konkurrenz, die weiter 
auf Exportoffensiven durch Verbilligung der heimischen Produktion in einem regel- 
rechten Wettlauf der Abwertungen (‚‚competitive devaluation‘“) setzte und ihre Rück- 
ständigkeit erst sehr spät begriff. 
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Finanziert, besser abgepreßt wurde all dies von der metropolitanen Klasse durch ebenso 
gewalttätige wie effektive Instrumente: Import- und Produktionskontrolle sorgten für 
einen Konsumverzicht und ein Zwangssparen in einem Ausmaß, das (verstärkt durch 
Lohnstops und Zugriff auf die Sozialfonds) Mehrwertmassen in beispiellosen Größen- 
ordnungen für die Investitions-, Rüstungs- und strategischen Importsektoren freimach- 
te. Wenn man Klein folgt, der die NS-Strategie in den 50er Jahren für das Pentagon 
untersuchte, dann war der Schwerpunkt bis kurz vor Kriegsbeginn der Kapitalgüter- 
sektor, weniger die Rüstungsindustrie: ein genuines Programm imperialistischer Reor- 
ganisation. Die Dynamik einer abhängigen Entwicklung in einer qualitativ neuen 
internationalen Arbeitsteilung war damit eingeleitet. 


Es liegt auf der Hand, daß dies nur der objektivistische Begriff für eine neue Quelle 
des Werts ist: die technologischen Angriffe zielten auf die Zertrümmerung der Subsi- 
stenz zu einem neuen Klassensegment des proletarischen Parias, der bestenfalls als 
Migrationsarbeiter (NS-Jargon: Wanderarbeiter), schlimmstenfalls in Vernichtungsla- 
gern seine Verwertung finden sollte. Als Gastarbeiter war ihm in einem Konzept der 
Spaltung des metropolitanen Arbeitsmarktes die Rolle zugedacht, endlich die metro- 
politane Klasse anzugreifen bis zu einer ständig mobilen Grenze, die eine neue Arbei- 
teraristokratie des NS-Vorarbeiters aus der Klasse herausheben sollte. 


Das geldtechnische Medium dieser imperialistischen Vermittlung einer neuen Mehr- 
wertkaskade im Großraum schien zunächst gar keins zu sein: der sogenannte Verrech- 
nungsverkehr. Zunächst schien es nur um den staatlich kontrollierten Austausch Ware 
gegen Ware zu gehen. Dieser wurde nach in vorher abgeschlossenen Clearingverträgen 
niedergelegten Wertbestimmungen verrechnet. Gold spielte keine Rolle, Währungs- 
werte wurden willkürlich bestimmt. Interessant wurde dieses System durch seine Aus- 
dehnung auf längere Fristen. Es wurde zu einem neuen Kreditsystem mit der. (vom 
NS-Kapital systematisch) ausgebauten Überziehung von Lieferkontingenten. Dies 
waren die Anfänge eines internationalen Währungssystems (zunächst auf bilateraler 
Basis), das die Bindung an das Warengeld des Goldstandards systematisch zu einem 
System rein numerischer Verrechnungsgrößen, zu einem System des Kredit- und In- 
formationsgeldes auflöste. Über dieses Informationsgeld konnten nicht nur unermeß- 
liche Kreditspielräume jenseits der Begrenzung von Goldvorräten zur Ausbeutung 
und in den Kapitalexport mobilisiert werden. Es erlaubte auch, alle monopolistischen 
Formen der Macht und Abhängigkeit (einschließlich der technologischen) von der 
Metropole unmittelbar in die Wertrelationen der „terms of trade“ zu übersetzen. 
(Werttransfer durch Inflationsexport ebenso wie durch Leistungen im System der 
„kollektiven Sicherheit‘, im NS-Jargon: „Großraumopfer‘‘, oder Monpolrenten im 
internen Leistungsverkehr der multinationalen Unternehmen etc. etc.) Dieses Medium 
ist natürlich nur ein Schleier, der Zerstörung, Vernichtung und ein neues hierarchi- 
sches Gefüge produktiver Gewalt mit monetären Begriffen zudeckt. Sein Substrat, die 
Information, ist viel brüchiger und fadenscheiniger als das Warengeldmedium des 
Goldstandards. Der Clearingverkehr war das Herzstück des NS-Imperialismus und sollte 
als solches seinen Weg auch in die Neue Ordnung von Bretton Woods finden. An der 
offenbaren Verknüpfung von Geldtechnik und Vernichtung im NS-Imperialismus der 
Neuen Ordnung können wir heute noch lernen, an welchen Zipfeln wir den monetä- 
ren Schleier über der zivilisierten Vernichtungsmechanik der Neuen Ordnung von 
Bretton Woods lüften können. 


Dies System des Werttransfers über das Ausbeutungsgefälle einer neuen Produktions- 
ordnung setzte eine gewisse Unabhängigkeit der verschiedenen Länder geradezu vor- 
aus. Den primitiven Raubmythen der NS-Geschichtsschreibung ist schon hier entge- 
genzuhalten, daß die Technokraten der Neuen Ordnung immer darauf bedacht waren, 
die Verwaltungsgrenzen des Wertgefälles nicht zu zerstören. Es ging nicht um schlichte 
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Eroberung, quantiative Expansion und Einverleibung, es ging um den Ausbau eines 
Systems gegen die Klasse. Es ging dem NS geradezu darum, die fremden Währungen 
zu pflegen, und er hat mehr Landeszentralbanken gegründet, als er aufgelöst hat. Einig 
waren sich die angloamerikanischen Interpreten der NS-Strategie im Kontext einer 
Ende der 30er Jahre überraschend aufwallenden List-Renaissance darin, daß es sich 
im Kern um die Neuauflage des List’schen Systems handele — so Guillebaud, einer der 
profiliertesten englichen Währungswissenschaftler mit offensichtlicher Anerkennung; 
so auch Neumann mit der treffenderen Demaskierung List’s als vollkommener Nazi. 
Unsere Parallele offenbart einen etwas anderen Akzent: Das NS-System wiederholt in 
einer neuen Etappe, auf neuer imperialistischer Stufenleiter das, wofür List Mitte des 
letzten Jahrhunderts stand: für die Reorganisation eines neuen Verwertungssystems 
als Waffe gegen die Subsistenz, als Waffe im Kampf gegen die Unterklassen: Groß- 
raum gegen die Klasse. 


Die Etappen des Wegs zur Neuen Ordnung sind durch die Krisen 1934, 1936 und 
1939 markiert. In ihnen ging das NS-Kapital jeweils zu einer neuen Eskalationsstufe 
über, zum Schluß von der unblutigen Invasion zur blutigen Invasion der Blitzkriege. 
Die Krise 1934, zielstrebig vorbereitet durch systematische Marküberbewertung und 
wachsenden Importorientierung, führte auf ihrem Höhepunkt in den absoluten 
Bruch mit der imperialistischen Konkurrenz. Der absolute Schuldenboykott brach 
alle Brücken ab und forcierte mit Schachts „Neuem Plan“ den Weg in die Verrech- 
nungsabkommen mit dem neuen imperialen Aufmarschgebiet Südosteuropa. Bis 1936 
machte Schachts Verrechnungsverkehr dort über 500 Mill. Mark Schulden und er- 
zwang die endgültige Neuorientierung auf die Etappe der internationalen Arbeitstei- 
lung: Kapitalexport gegen Warenimport. 


Der ökonomische Rückzug vor der Klasse: 
das Patt der Jahre 1931-33 


Im Jahr der Bankenkräche, dem „annus terribilis‘“ 1931, war eine Offensive des deut- 
schen Kapitals in die Richtung der „Neuen Ordnung“ noch nicht einmal zu erahnen. 
An der Peripherie diktierte die Furcht vor der Subsistenz weiter den Weg in die Des- 
integration des Welthandels. Am 3. November 1931 wurde auf Initiative der Bank für 
internationalen Zahlungsausgleich eine Konferenz von Experten und Repräsentanten 
der jeweiligen Zentralbanken der Länder Bulgarien, Tschechoslowakei, Polen, Rumä- 
nien, Jugoslawien, Ungarn, Griechenland und Deutschland eröffnet. Hauptthema der 
Konferenz war die Gefahr der Ausbreitung der Schuldenkrise aus der imperialistischen 
Peripherie in die Metropole und der dadurch bedingte Zusammenbruch des Handels. 
Die Konferenz führte zu keinem Ergebnis. Die ungarische Regierung ordnete als erste 
am 23.12.1931 ein absolutes Transfermoratorium — der feine Ausdruck für die abso- 
lute Weigerung, die Schulden zurückzuzahlen — an, gefolgt von vier weiteren Regie- 
rungen Südosteuropas und Österreich. Das Gegenmittel der metropolitanen Regierun- 
gen zum Schutz der Gläubigerpositionen ihrer Banken und Investoren war das soge- 
nannte „Zwangsclearing‘‘. Die Gläubigerpositionen wurden gegen Gläubigerpositio- 
nen der anderen Seite zwangsweise aufgerechnet. Als eine der ersten Regierungen 
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richtete Belgien gegen Ungarn direkt nach dessen Zahlungsmoratorium ein solches 
Zwangsclearing ein. Schon im März 1932 kam es zu dem wohl ersten bekannten bila- 
teralen Clearingabkommen. Die Welle von Zahlungsstops und Moratorien aus den süd- 
amerikanischen Ländern führte zu ähnlichen Zwangsclearings wie etwa denjenigen 
Frankreichs gegenüber Brasilien und Chile. Die Nazis waren eher Nachzügler in der 
Praxis der Zahlungsverweigerung und haben auch die Verrechungsabkommen nicht 
erfunden. Als Schacht im Juni 1934 mit der Verkündung des absoluten Zahlungsmo- 
ratoriums den „Neuen Plan” in die Tat umsetzte und das Flickwerk der Verrechnungs- 
abkommen zu einer einheitlichen imperialistischen Strategie bündelte, hatten diese 
bereits eine lange Geschichte. Auch in Deutschland. Die deutsch-ungarische Clearing- 
Vereinbarung aus dem Jahre 1932 hatte den typischen Charakter des damals üblichen 
Zwangsclearings, das nur dem Zweck diente, deutsche Kredite, die durch das ungari- 
sche Moratorium eingefroren waren, wieder locker zu machen. Die Clearingtechnik 
war also schon seit den frühen Tagen des Zusammenbruchs des Welthandels im Jahre 
1931 als Defensivtaktik gegen die Klasse entwickelt: in dem Versuch, bei allen Rück- 
zugsgefechten gegen die Einkommensforderungen und den Druck der Klasse noch ein 
Minimum an Außenhandel aufrechtzuerhalten. 


Wann die Umwandlung dieses Instrumentariums zu einer imperialistischen Strategie 
der Neuzusammensetzung und Rekonstruktion der Verwertungsbedingungen im inter- 
nationalen Rahmen genau konzipiert wurde, ist schwer zu sagen. Allerdings war 
schon mit den wirtschaftspolitischen Maßnahmen der letzten Präsidialkabinette, die 
mit der Machtergreifung nur noch ausgebaut wurden, der absolute Bruch und die 
Neuorientierung in Richtung von Schachts ‚‚Neuem Plan” vorgezeichnet. Trotz der 
brutalen Deflationspolitik gegen die Klasse hatte das deutsche Kapital schon im Jahre 
1931 den Kontakt zum Weltpreissystem aufgegeben: unter dem Druck der Klasse, die 
in ihren neuen sozialrevolutionären Kampfformen der korporatistischen Kontrolle 
der Sozialdemokratie längst entglitten war, scheute es davor zurück, in den Wettlauf 
der Abwertungen der übrigen Metropolenländer einzusteigen. Das englische, amerika- 
nische und französische Kapital hatten noch genügend Spielraum, der Klasse durch 
die Pfundabwertung des Jahres 1932 und die Dollarabwertung im Jahre 1933 weitere 
Reallohnabzüge abzuquetschen, das deutsche Kapital riskierte dies nicht mehr. Dies 
markierte den Umschlagspunkt in eine Phase der Reichsmarküberbewertung, die nie 
wieder verlassen und später im „Neuen Plan” Schachts zum Kern des neuen Systems 
gemacht wurde. Schon in der ersten Hälfte des Jahres 1932 ging die gesamte Aus- 
landsnachfrage um 50% zurück. Intensiviert wurde dieser Prozeß durch die Sofortpro- 
gramme unter Schleicher und von Papen, die (neben deflatorischen Maßnahmen durch 
die beginnende Plünderung der Sozialfonds) im Wege der ersten Arbeitsbeschaffungs- 
programme vor allem auf dem Bausektor eine reflatorische Politik einleiteten, die 
nach der Machtergreifung fortgesetzt und ausgebaut wurde. Importe stiegen, Exporte 
nahmen ab, die Handelsbilanz verschlechterte sich rasant und fegte die Devisenreser- 
ven leer. Das deutsche Kapital rechnete sich schon zum Zeitpunkt der Machtergrei- 
fung keine Chancen mehr aus, gegen die Klasse den Weg zur alten Kapitalstrategie zu- 
rückzufinden. Der absolute Bruch mit dem alten Verwertungssystem war nur noch 
eine Frage der Zeit. Die Krisendynamik wurde noch dadurch verschäft, daß nicht nur 
die Konsumgüterindustrie, sondern vor allem der militärisch-industrielle Komplex 
(Reichswehr und Stahlindustrie drängten auf Erhöhung der Investitionen) weitge- 
hend von Rohstoffimporten abhängig waren. 


Nun waren allerdings auch die imperialistischen Optionen und Stoßrichtungen zur 
Lösung der unaufhaltsam näher rückenden Krise spätestens seit 1931 deutlich sicht- 
bar und vorbereitet. Freiherr von Wilmow ki, Geschäftsführer des „Mitteleuropäischen 
Wirtschaftstags“ (MWT, der als imperialistischer brain-trust des Kapitals nach seiner 
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Umgestaltung im Jahre 1930 als informelle imperialistische Entwicklungszentrale 
zwischen Partei und Industrie bis in die 40er Jahre hinein fungieren sollte) erinnert 
sich in einem Geschäftsbericht aus dem Jahre 1943: 


„In den Jahren 1929 und ‘30 begannen weiterblickende Kreise der deutschen Indu- 
strie, insbesondere der Ruhrindustrie, der chemischen und der Elektroindustrie, ihre 
Aufmerksamkeit stärker auf die wirtschaftlichen Möglichkeiten zu richten, die eine 
Intensivierung der Handelsbeziehungen zu Süd-Osteuropa unter Umständen ergeben 
könne. Man plante eine privatwirtschaftlich aufgezogene Zentralstelle, die, mit Mög- 
lichkeiten zur Selbständigkeit und Schlagkraft ausgestattet, Beziehungen persönlicher 
und wirtschaftlicher Natur zu den Ländern des Donauraums herstellen und neue Wege 
zur Erweiterung des bislang vernachlässigten Südostgeschäfts weisen sollte.‘ 


Carl Duisberg (IG-Farben) wies in einer Rede im März 1931 die imperialistische 
Raumpolitik des deutschen Kapitals in die Richtung eines geschlossenen Wirtschafts- 
blocks „von Bordeaux bis Sofia“. „Für die südosteuropäischen Staaten wie Jugosla- 
wien, Rumänien und Ungarn wird die Absatzfrage für ihre landwirtschaftlichen Pro- 
dukte nachgerade zu einer Existenzangelegenheit.“ Ein erster Termin für den österrei- 
chischen „Anschluß“ in dem Projekt einer deutsch-österreichischen Zollunion für die 
zweite Hälfte des Jahres 1931 wurde gerade noch durch die Drohung der französischen 
Zentralbank torpediert, durch Abzug von Gold und Devisen das gesamte deutsch- 
österreichische Bankensystem auf einmal krachen zu lassen. Der imperialistische Drang 
nach Südosten, der Gedanke an eine schlagartige Bereinigung der sozialrevolutionären 
Bedrohung aus diesem Raum ließ dem MWT keine Ruhe. Im Oktober 1932 schon 
schlug er Mussolini in einem gemeinsamen Memorandum mit der Reichswehr und: 
dem Auswärtigen Amt die Quasi-Annektion des Balkans vor, die über die militärische 
Unterstützung des rechtsterroristischen Putschismus eingeleitet werden sollte. Der 
Plan wurde aufgedeckt und platzte. Als Initiative war er interessant, aber er war auch 
verfrüht. Denn um erfolgreich zu sein, setzte er die spätere Strategie einer einheitli- 
chen Großraumentwicklung unter einer grundsätzlichen Umorientierung des Metro- 
polenkapitals selbst voraus. 


Aus der technischen Krise 
in den fliegenden imperialistischen Staat 


Die Voraussetzungen hierfür wurden bereits Mitte September 1933 eingeleitet. Als 
die imperialistischen Konkurrenten England und USA noch die altertümliche Export- 
orientierung der gesamten Produktion in dem reaktionären Konzeptbündel aus Defla- 
tion und Wettbewerbsabwertungen forcierten, bereiteten die Agrargesetze aus dem 
September 1933 bereits eine. verblüffende neue strategische Ausrichtung vor. Der 
Doppelschlag des Gesetzes über den Aufbau des Reichsnährstandes und über Maßnah- 
men für die Markt- und Preisregelung landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie des kurz 
danach erlassenen Reichserbhofgesetzes bereinigte die Beschäftigungsstruktur der 
deutschen Landwirtschaft radikal. Das in letzten Residuen noch immer vorhandene 
soziale Subsistenzgeflecht wurde im klein- und mittelbäuerlichen Bereich brutal 
ausgekämmt. Bis 1939 waren 1 1/2 Millionen Kleinpächter, Landarme und in die 


Subsistenz einbezogene Familienangehörige zur Verwertung in die städtische Arbeits- 
rekrutierung und Zwangsarbeit abgeflossen. Zugleich aber sorgte ein ausgeklügeltes 
System der Zwangskartellierung und Reglementierung von Produktion und Absatz 
auf dem Agrar-, Fischerei- und Forstsektor für die Marktlücken, die die südosteuro- 
päischen und später lateinamerikanischen Exporte quantitativ von den deutschen 
Märkten abhängig machen und sie qualitativ auf diese Märkte zurichten sollten. Der 
Klassenkampfcharakter dieses Doppelschlages sollte allerdings erst im „Neuen Plan” 
von 1934 voll entschlüsselt werden: er war zugleich gegen das von kapitalistischen 
Rationalisierungsanstrengungen und Zwangsversteigerungen der 20er Jahre bedrohte 
deutsche Kleinbauerntum gerichtet, das zum Boden erster Ansätze einer beachtlichen 
Bauernguerilla geworden war, wie auch der erste Schritt zur Vernichtung der peri- 
pheren Subsistenz. 

Aus all dem läßt sich also ersehen, daß die strategischen Linien des NS-Imperialismus 
sich schon vor 1934 andeuteten. Die mit der Machtergreifung forcierte Politik von 
Marküberbewertung und reflatorischen Maßnahmen zugleich mußten nur noch in die 
Krise zugespitzt werden, um reif für die Umsetzung in eine neue Phase der imperiali- 
stischen Gesamtplanung von Innen- und Außenpolitik zu sein. Die Gold- und Devi- 
senreserven wurden unerbittlich ausgetrocknet, die Importe saugten sie nach und 
nach auf, weil die überteuerten Exportangebote keinen Absatz fanden und keine 
neuen Reserven aufbauen Konnten. Dies schuf Legitimation und Spielraum für die 
totale quantitative und qualitative Bewirtschaftung des Handels und damit zugleich 
auch für die genaue Bestimmung des Inhalts und der Quantität des zwangsweise redu- 
zierten Konsums, des Zwangssparens also. Selbst die damaligen internationalen Augu- 
ren des Linkskeynesianismus und New Deal haben den expansiven Charakter dieser 
Strategie lange nicht verstanden. Sie schlug mehrere Fliegen mit einer Klappe: Sie schuf 
durch Zwangssparen den Spielraum für die Kredıtexpansıon ın dıe Kustung, aber auch 
den imperialistischen Kapitalexport. Ob erzwungen oder nicht: der neuen Strategie 
ist die Erkenntnis abzulesen, daß keynesianisches Wachstum allein durch Defizitfinan- 
zierung nicht zu leisten ist, ohne daß eine komplementäre Strategie nationalen Zwangs- 
sparens und/oder internationaler imperialistischer Wertschöpfung hinzukommt. 


Der neue imperialistische Plan: 
Aufmarsch im Balkan 


Der Startschuß der internationalen Bankrotterklärung vom 1. Juli 1934 leitete eine 
neue strategische Phase aus einem Guß ein. Die „Totalsperre“ der Rückzahlung aller 
Schulden verwerteten als letztes Beutestück die 500 Millionen Reichsmark, die trotz 
Einrichtung von Devisenkontrollen Ende ‘33/Anfang ‘34 noch durch die Löcher von 
bilateralen Sonderklauseln (,‚Schwedenklausel‘“, „Hollandklausel“) in Form von Wa- 
ren hereingeholt worden waren. Die entschuldigenden Flötentöne, mit denen der 
etwas feinere Schacht das Kriegsgeschrei gegen die „Zinsknechtschaft“ unter Hinweis 
auf die bedauerlichen Begleiterscheinungen der ausländischen Abwertungspolitik, 
Zollpolitik, aber auch die verlorenen Kolonien begleitete, waren kaum geeignet, die 
brutale strategische Kehrtwendung irgendwie zu verschleiern. Die Waffen der Gläubi- 
ger, über ihre Regierungen im Wege des „Zwangsclearings‘‘ noch etwas herauszuholen, 
waren technisch aus den letzten drei Jahren vorhersehbar und daher stumpf, der totale 
Bruch war geplant. Wie zum Hohn lud Schacht die ausländischen Gläubiger dazu ein, 
ihre Positionen in Wertpapiere und Industrieinvestitionen zu Konvertieren, wohl wis- 
send, daß sie später mit gewaltigem Abschlag für ein Minimum ihres ursprünglichen 
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Werts wieder zurückgekauft werden könnten. Allein durch diese erzwungene Schul- 
denentwertung „verdiente“ das deutsche Kapital Milliarden. Dies hat jedoch nur un- 
tergeordnete Bedeutung. Weit wichtiger ist die legitimatorische und technische Funk- 
tion, die die Verwertungsstrategien des deutschen Kapitals bündelte und in neue Räu- 
me umlenkte. Noch in der letzten Phase des Umschuldungsgerangels vor dem 1. Juni 
1934 wäre das englische und US-amerikanische Kapital der Idee mit völligem Unver- 
ständnis und Unglauben begegnet, Schacht baue den Ruf Deutschlands als schlechter 
Schuldner nur auf, um eine neue imperialistische Expansion einzuleiten. Der Doppel- 
schlag von Schuldenmoratorium und detailliert vorbereitetem „Neuen Plan“ läßt nur 
den Schluß zu, daß der völlige Bruch gut kalkuliert war. 


Die gesamten Einfuhr- und Ausfuhrgeschäfte wurden in einem unermeßlichen „For- 
mularkrieg‘“‘ durch besondere staatliche Überwachungsstellen genau reguliert und 
kontrolliert. Art, Quantität, Herkunft von Importen und Exporten wurden durch 
Hunderte von Verordnungen genau bestimmt, die Bürokratie und das Formularwesen 
der Überwachungsstellen kosteten -zig Millionen. Aber sie regulierten das Zwangsspa- 
ren des internen Konsums und schafften Futter für abenteuerliche Kreditinstrumente, 
die bekannten Mefo-, Sola- und was nicht alles für Wechsel und Papiere. Wohin sollte 
die Bevölkerung das Geld auch stecken, wenn nicht in Papier, da es doch nichts zu 
kaufen gab. Nicht einmal inflationieren konnte man, die Preiskontrollen des Preis- 
kommissars setzten dem Schwarzmarkt und der Liquiditätsinflation Grenzen. Die 
Transfertechniken in die Rüstung, in die schlagkräftigen Kartelle der neuen Wachs- 
tumsindustrien kann ich hier nicht behandeln. Wichtiger ist, daß Devisenbewirtschaf- 
tung und Handelskontrollen in einer Vielzahl von bilateralen Abkommen (bis zum 
Jahre 1939 waren sie auf 138 mit 37 Ländern angewachsen) die Instrumente quanti- 
tativer und vor allem qualitativer Steuerung von Austausch und Austauschrelationen 
schufen. Bereits im Jahre 1936 wurden 60% des Exports und Imports im Verrech- 
nungswege abgewickelt. Der Vorstoß galt mit Bedacht zwei Regionen der Peripherie 
des alten imperialistischen Systems, deren Kapital unter dem Druck der Klasse auf 
Gedeih und Verderb zum Export von Waren und Import von Investitionskapital ge- 
zwungen war. 


Der Knüppel: 
500 Mill. Verrechnungsschulden bis 1936 


Verrechnungsverkehr heißt Ware gegen Ware. Die Werte der Waren wurden in den 
jeweils nationalen Währungen festgesetzt, die Forderungen wurden nach einem ver- 
einbarten Umrechnungskurs miteinander verrechnet. In der Regel sahen diese „Ver- 
rechnungsabkommen“ eine unbegrenzte Laufzeit vor, sie waren auf einen längerfri- 
stigen bilateralen Handelsverkehr ausgerichtet. Das deutsche Kapital, das so über sei- 
nen „Staat“ seine selektive Monopolisierung förderte, geriet auf diese Art und Weise 
in den Genuß einer vorerst sicheren Rohstoffquelle. Die deutschen Preiszugeständnis- 
se waren nicht etwa ruinös. Sie waren im Gegenteil eher übergroßzügig. Nach — aller- 
dings zweifelhaften — Währungsrelationen konnten die südosteuropäischen Expor- 
teure weitaus höhere Preise realisieren, als auf dem Weltmarkt. Gesamtwirtschaftlich 
wurde diese „Großzügigkeit“ aus dem erzwungenen Konsumverzicht und Zwangsspa- 
ren der Klasse finanziert. In dieser ersten Phase ging es natürlich um die Beschaffung 
der dringend benötigten Rohstoffe und Nahrungsmittel. Langfristig zielte die impe- 
rialistische Strategie aber auf etwas ganz anderes ab: in diesem gigantischen interna- 
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tionalen Kontokorrent wurden systematisch gewaltige Schuldnerpositionen aufge- 
baut. Die griechischen Exporteure hatten im Jahre 1936 in diesem Clearing Forde- 
rungsrückstände in Höhe von 30 Millionen Verrechnungsmark angehäuft, Ungarn von 
ca. 25 Mill., Jugoslawien von 21 Mill., Rumänien von etwas weniger als 18 Mill. und 
Bulgarien von ca. 10 Mill. Allein die griechischen Forderungen hatten sich im Ver- 
hältnis zum Jahre 1935 verdreifacht, diejenigen Ungarns um 50% erhöht. Das nun 
war nicht etwa das beabsichtigte Ergebnis einer erneuten primitiven Raubstrategie 
Schachts. Vielmehr wurde es schon damals von den genauesten angloamerikanischen 
Analytikern als der systematische Aufbau einer „monopsonistischen” Abhängigkeit, 
eines Käufermonopols gedeutet: 1942 hieß es in einer geheimen Expertise der Süd- 
osteuropagesellschaft zur Funktion dieser Position: „ ... durch die Clearingpolitik 
hatten wir die Südostländer damals immer in der Zange.‘‘ Eine deutliche Sprache 
spricht in diesem Zusammenhang die Tatsache, daß deutsche Importeure systematisch 
mehr kauften, als überhaupt in Deutschland verwertet werden sollte. Überschüsse 
wurden zu Dumpingpreisen weit unter dem herrschenden Preisniveau auf die europäi- 
schen Märkte, hauptsächlich Rotterdam und London, geworfen, zum Teil in direkter 
Konkurrenz mit den südosteuropäischen Exporteuren, von denen sie gerade gekauft 
worden waren. Dadurch wurden nicht nur deren eigene Preise ruiniert, sie wurden da- 
durch vor allem weiter in die monopsonistische Abhängigkeit der deutschen Impor- 
teure getrieben. Das deutsche Kapital erwarb mit dem Käufermonopol auch noch das 
Verkaufsmonopol. In vielen Fällen führte dies zur völligen Aufgabe von ganzen Märk- 
ten durch die südosteuropäischen Anbieter. Das Hauptzwangsmittel waren allerdings 
die gewaltigen Überziehungen auf den Clearingkonten, die systematisch in einer be- 
stimmten Höhe aufrecht erhalten wurden. Dies war allerdings nur der erste gewaltsame 
Einstieg Schachts in eine qualitativ völlig neue Phase der imperialistischen Politik. 
Über das Abnehmermonopol und die Zange der hohen Clearingspitzen nahmen 
Schachts Ministerium und die deutschen Konzerne unmittelbar Einfluß auf die Pro- 
duktionspolitik der einzelnen Länder. „Fortschrittliche‘“ südosteuropäische Kapital- 
fraktionen machten sich dies zunutze, denn Verlagerung bedeutete gleichzeitig auch 
Konzentration und Beseitigung von Konkurrenz. Unterstützt wurde dies noch durch 
eine über die deutsche Importselektion geförderte „Arisierung‘ — der meist äußerst 
dürftige und fadenscheinige Schleier für nackte Konzentrationshabgier. Zugleich war 
diese Politik ein Hebel, der den Durchgriff in die Investitionssteuerung der jeweiligen 
südosteuropäischen Länder erlaubte. 


Die mit dieser Clearingtechnik verbundenen „Absichten“ waren derart offensichtlich, 
daß sie von den wirtschaftswissenschaftlichen Analytikern des Auslands vom primiti- 
ven und nackten Schuldenmachen bald in den technischen Rang des sogenannten 
„Warteprinzips‘‘ erhoben wurden. Dieses Warteprinzip herrschte bis zur Krise 1936 
und ließ den Eingeweihten bereits damals die ersten grundsätzlichen qualitativen 
Veränderungen der imperialistischen Strategie erkennen. „Verrechnungsmark”, „Ver- 
rechnungspengö“, „Verrechnungslewa“ waren nichts anderes als Kontokorrentinfor- 
mationen, die sich nicht mehr in irgendeiner Form von Warengeld materialisierten. 
Viel interessanter ist allerdings eine technische Weiterentwicklung, die das Herzstück 
der Währungsordnung von Bretton Woods werden sollte: das sogenannte „Finanzie- 
rungsprinzip“. Die jeweiligen Landeszentralbanken der Clearingpartner zahlen dem 
Exporteur direkt den Gegenwert seiner Forderung in der eigenen Währung aus und 
erwerben damit die Forderung zum Zweck der Verrechnung mit dem jeweiligen Zen- 
tralbankpartner. Der Vorteil ist, daß der Exporteur direkt befriedigt wird. Der „Vor- 
teil” ist aber auch, daß sich die Kontokorrentforderungen in rein informatorische 
Zahlungsbilanzdefizite übersetzen. Im Falle des chronischen Defizits des Leitwährungs- 
landes ist dies der klassische Fall der exportierten Inflation. Der Grund für den Transfer 
des Reallohnraubes aus der Peripherie in den Wert des metropolitanen Kapitals wird 
noch nicht mal mehr auf der Ebene des einzelnen Kapitalisten sichtbar. Auch nicht 
die Abwälzung seiner Kreditkosten auf seine lohnabhängigen Ausbeutungsprojekte. 
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Das deutsche Kapital hat hiervon bis zum Kriegsende profitiert. Rittershausen be- 
merkt in einem Aufsatz aus dem Jahre 1944: ‚Wenn die Warenströme einseitig flie- 
ßen, überwiegend eine Richtung haben, so treten keine Preisveränderungen ein, durch 
die rückläufige Warenbewegungen in Gang gebracht werden wie beim Nivellierungs- 
mechanismus der Goldwährung. Ein Saldo, der sich einmal entwickelt hat, kann also 
immer größer werden.‘‘ Die dadurch ermöglichte Dynamisierung des Spielraums für 
und’des Zwangs zu Kapitalimport und technologischem Gewaltimport ist offensicht- 
lich. 


„Ehe zwischen Schornstein und Pflug”: 
Der unblutige Blitzkrieg der Neuen Ordnung 1936-39 


Zurück zum Jahr 1936: in diesem Jahr waren an die 500 Mill. Mark unfreiwilliger 
Überziehungskredite angewachsen. Ohne eine qualitativ neue Austauschdynamik 
würde der Verrechnungsverkehr verstopfen, der Rohstoff- und Nahrungsmittelhunger 
würde zu einem Zeitpunkt in die soziale Explosion führen, in dem weder die Neue 
Ordnung noch das Blitzkriegpotential für die Reorganisation des Großraums ausrei- 
chend entwickelt waren. Mit der Fettkrise des Winters 1935/36 nahm die Rohstoff- 
und Devisenkrise bedrohliche Formen an. Die Gefolgsbereitschaft der deutschen Ar- 
beiterklasse zeigte ernstzunehmende Zersetzungserscheinungen, wie wir Masons do- 
kumentarischem Überblick entnehmen können. Eine weitere Abschmelzung der Real- 
löhne und Sozialfonds in den rüstungs- und investitionsorientierten Kreditpool war 
an die Grenzen der Durchsetzbarkeit gestoßen und äußerte sich in wachsenden Span- 
nungen zwischen Göring und Schacht. Die Kapitale der neuen hochtechnologischen 
Wachstumsindustrien verlangten die Verdrängung der alten Agrar-Montanallianz aus 
ihren Machtpositionen. Die Brücken zum Weltmarkt waren abgebrochen und bei 
Strafe unübersehbarer Klassenkonflikte (die Angst vor 1918 saß dem NS-Kapital im- 
mer in den Knochen) mit den unvermeidlichen Folgen von Massenarbeitslosigkeit 
und Elend über das gerade erlebte Ausmaß hinaus nicht wieder herstellbar. 


Wie schon 1934 so war auch jetzt die Krise das Sprungbrett in eine qualitativ neue 
Phase der imperialistischen Eskalation. Sie sollte den Angriff auf die periphere Subsi- 
stenz unmittelbar in die Hände der Konzerne in den neuen Wachstumsindustrien le- 
gen und zugleich die militärisch-industrielle Allianz der Blitzkriegphase vorbereiten, 
in der die Reorganisation des Großraums im Zugriff auf die peripheren Unterklassen 
und die militärische „Eroberung“ nicht mehr voneinander zu trennen sein würden. Die 
einzelnen Momente dieses Revirements sind bekannt. In einem Staatstreichzyklus, 
der Stahlmagnaten wie Emst Poensgen bis an den Rand des Landesverratsprozesses 
bringen sollte und seinen letzten Abschluß im „Blomber-Fritsch-Skandal“ hatte, voll- 
zog die Allianz Göring/Krauch (IG-Farben) eine doppelte Machtrochade, die die alte 
Allianz mit der Montanindustrie (an der auch Schacht bis zum Schluß festhielt) zu- 
gunsten eines neuen militärisch-industriellen Komplexes aus den damaligen High-tech- 
Wachstumsindustrien Chemie, Zellstoff, Leichtmetall usw. und den Befürwortern der 
Blitzkriegstrategie (die Blomberg und Fritsch ablehnten) in den Hintergrund drängte. 
Über eine Exportoffensive sollte ein neuer Außenhandelszyklus gezündet werden und 
in vier Jahren die Voraussetzungen für die sozialpolitisch und kostenschonende Blitz- 
Kriegstrategie schaffen, sie sollte vor allem eine qualitativ neue Phase der imperialisti- 
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schen Zurichtung und Durchdringung im Austausch von Kapitalexport und Warenim- 
port einleiten. Aus dem alten Montanbereich sprangen nur Krupp, Röchling und 
Mannesmann auf den Zug. Göring band den Rest über sein neues staatliches Montan- 
Großunternehmen „Hermann Göring-Werke“ an diese Strategie an. Als neu ernannter 
Kommissar des Rohstoff- und Devisenstabs übernahm er praktisch, wenn auch nicht 
formell, das Wirtschaftsministerium und konzentrierte die entscheidenden politischen 
Kompetenzen des neuen militärisch-ökonomischen Komplexes als Beauftragter für 
den Vierjahresplan in dessen Leitung, die er zum großen Teil aus der volkswirtschaft- 
lichen Abteilung der IG-Farben rekrutierte. 


Die IG-Farben kontrollierte nicht nur das Machtzentrum, sie diktierte vor allem die 
Leitlinien der technologischen Entwicklungsstrategien in der unblutigen Phase des 
sozialen Blitzkriegs gegen die periphere Subsistenz. Exemplarisch ist ihre Sojastrate- 
gie. Im Februar 1935, als nicht nur die Generalität die Nahrungsbasis für ihre Kriegs- 
planung schwinden sah, sondern die deutsche Fettbilanz vor dem Zusammenbruch 
stand, veranstaltete die IG-Farben für die Generalität ein Demonstrationsessen, das 
von der Suppe bis zur Süßspeise und den Getränken nur aus Sojabohnen hergestellt 
war. Im selben Jahr begann sie im großen Stil, vor allem in Rumänien und Bulgarien, 
den Sojaanbau voranzutreiben. Nachdem IG-Farben-Verbindungsmann v. Flügge 
schon seit 1932 auf diesem Sektor im Balkan vorstellig geworden war, hatte die IG- 
Farben 1935 gemeinsam mit dem Reichsverband der deutschen Ölmühlen die Ölsaat- 
verwertungs GmbH gegründet, deren Anteile nach und nach ganz von der IG-Farben 
übernommen wurden. Die Ölsaatverwertungsgesellschaft gründete ihrerseits Holding- 
Gesellschaften in Rumänien und Bulgarien (die „Soia“, rumänische AG für den An- 
bau und Export von Ölsaaten, Bukarest, und die „Soja“, bulgarische AG für den An- 
bau und Export von Ölsaaten, Sofia). Beide Gesellschaften verpflichteten sich gegen- 
über dem Reichswirtschaftsministerium und der IG-Farben, Bauern unter Lieferung 
von Saatgut und Düngemitteln unter sachverständiger Beratung zum Abschluß von 
Anbauverträgen zu gewinnen. Dies war das Kernstück einer höchstmodernen Kapital- 
exportstrategie, die Landwirtschaft Südosteuropas an die metropolitane Chemie, 
an die Saatgutproduktion und ihr know-how anzubinden. An dieser Strategie war ein 
ganzer Schwanz nationalsozialistischer Konzerne beteiligt, so etwa die größte Ölmüh- 
lenfirma Tengelmann. Sojastrategien, aber auch der planmäßige Anbau von anderen 
Ölsaaten wurden außer in Rumänien und Bulgarien auch in Ungarn eingeleitet. Wehr- 
wirtschaftsamt (Oberst Thomas), Heeresverpflegungsamt (General Karmann) und der 
IG-Farben/MWT-Komplex bildeten einen fast einheitlichen militärisch-industriellen 
Planungsstab. 


Das strategische Konzept war beim Sojaessen der IG-Farben für die Generalität im 
Februar ‘35 perfekt ausgefeilt, im März ließ die IG-Farben eine Denkschrift mit dem 
Titel „Gedanken zum Ausbau der deutschen Wehrwirtschaft‘“ folgen, in der sie der 
imperialistischen Dimension einen nicht zu übersehenden Platz einräumte. 

Der Zweck des Entwicklungshilfekonzepts „Grüne Revolution“ als technologische 
Waffe zur Zerstörung, Proletarisierung und partiellen Vernichtung der Subsistenz — 
nirgends trat er deutlicher zutage als in der Sojaoffensive. Sie wurde zum Kernmodell 
des unblutigen Blitzkriegs gegen die Unterklassen des Balkan. Dies tritt vor allem in 
ihrem totalen Charakter zutage. Die Steigerung der Soja-Anbaufläche von O auf 
120 000 Hektar in wenigen Jahren wurde nicht etwa nur durch das Exportpaket von 
Saatgut, Düngemitteln, Pestiziden, Landmaschinen und technischen Beratern ä la 
„peacecorps“ durchgedrückt. Ein großer Anteil der liebenswürdigen und kreidefres- 
senden Agenten des Fortschrittsstammte aus der werkseigenen Spionageabteilung der 
IG-Farben in Berlin NW 7 (,,NW 7“ wurde später für eingeweihte ausländische Beob- 
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achter zum Inbegriff der „5. Kolonne‘“). „Spitzenagent‘‘ war der eigens hierfür im 
NW-7-Büro geschulte Dr. Hermann Groß, der später die in Wien extra für den südost- 
europäischen Raum geschaffene Zweigstelle der volkswirtschaftlichen Abteilung der 
IG-Farben leiten sollte. Als Dozent der Universität Leipzig wissenschaftlich legitimiert, 
hatte er seit seiner Mitgliedschaft in der SA im Jahre 1933 sein besonderes Gespür für 
die Zusammenhänge von Sozialpolitik und Entwicklungstechnologie geschärft. (Am 
Rande soll angemerkt werden, daß er alle seine Erfahrungen als erster Südosteuropa- 
spezialist der Bundesrepublik in die imperialistische Nachkriegsära hinübergerettet 
hat und mit dem neuen bundesrepublikanischen Kapitalexportdrang nach Südosten 
in den 70er Jahren zu hohen Ehren gekommen ist.) So ist denn auch die technologi- 
sche Strategie der Ausweitung der cash-crops-Produktion (in erster Linie „Industrie- 
pflanzen“, vor allem Ölfrüchte und Fasern) zu Lasten der Subsistenzbasis des Brotge- 
treides das zentrale Thema aller seiner wichtigeren Publikationen. Erst die Zerstörung 
dieser Basis würde die soziale Macht der Subsistenzökonomie erfolgreich angreifen 
und den ökonomischen Ballast der überflüssigen Esser eliminieren. Diese Strategie war 
auf eine landwirtschaftliche Produktion ausgerichtet, die von der Subsistenz nicht 
mehr durch Konsum der Verwertung entzogen werden könnte und damit zugleich 
finanzielle Einkünfte einer sich entwickelnden mittleren Schicht industrieller Bauern 
schaffen würde, die den Absatz von Saatgut, Chemie und höherwertigen Gütern dyna- 
misieren würden. Die „Überbevölkerung“ und ihr Subsistenzhintergrund sind Groß’ 
zentrales Thema, dessen Ausführungen bis zu psychologischen Betrachtungen über 
die Subsistenzkultur ausschweifen. Natürlich war Groß auch für die Pflege der unter- 
nehmerischen Kontakte zuständig, aber es ist von außerordentlicher Bedeutung, daß 
als erster Agent von „NW 7“ für den südosteuropäischen Raum ein Nazi aus der SA 
gewählt wurde, der Technologieexport unter dem Gesichtspunkt sozialpolitischer 
Zielsetzungen koordinierte. In dieser Qualität steht die IG-Farben-Strategie für eine 
ganze Reihe südosteuropäisch orientierter Unternehmen, wie z.B. die genannten Ten- 
gelmann oder Reemtsma. Griechenland und Bulgarien z.B. förderten unter dem Dik- 
tat von Reemtsma die Ausweitung der Tabakmonokulturen in drastischer Weise. Die 
Berichte der Handelskammer zeigen, daß die innen- und außenpolitische Bedeutung 
dieser Ausweitung von „cash-crops“ sogar zu Lasten des Anbaus von Weizen für den 
eigenen Bedarf bewußt einkalkuliert wurden. Noch im Jahre 1938 wurden den Kri- 
sengefahren, die aus dieser neuen Abhängigkeit resultierten, die Vorteile gegenüber- 
gehalten, die die Ausweitung des Tabakanbaus sogar in Regionen mit sich bringen 
würde, die bisher der Produktion von Nahrungsmitteln für den griechischen Bedarf 
gedient hatten. Auch hier finden sich Auseinandersetzungen innerhalb des peripheren 
Kapitals zwischen Skepsis und Profitgier, die den Begriff von „Kollaboration“ mit 
dem NS-Kapital unzutreffend machen: es war die alte Allianz von Metropole und 
Kompradoren gegen die Klasse. 


In dieser „friedlichen“ und unblutigen Phase des sozialen Kriegs gegen die periphere 
Klasse kamen sämtliche Systemwaffen zum Einsatz, die auch den Krieg gegen die 
„Überbevölkerung‘‘ in der Entwicklungsdekade von Bretton Woods bestimmten soll- 
ten: Ausrichtung monokultureller cash-crop-Produktion, die dem Konsum der Sub- 
sistenzbevölkerung entzogen wurde und diese damit teils in die physische Vernich- 
tung, teils in die kapitalistische Verwertung trieb. Anbindung an die Metropole über 
die neue technische Qualität dieser funktionalen internationalen Arbeitsteilung und 
die neuen technischen Abhängigkeiten von Saatgut-, Pestizid- und Geräteproduktion 
aus der Metropole und damit vom landwirtschaftlichen Kredit. 


Die landwirtschaftliche Entwicklungsoffensive gegen die Klasse wurde nicht etwa iso- 
liert vorgetragen, sie war als Kemstrategie eingebettet in eine neue Ordnung der abhän- 
gigen Entwicklung. Sie schloß den Export von Kapital, Waffen und hochwertigen Indu- 
strieprodukten gegen Nahrungsmittel und Rohstoffe, zunehmend auch Halbfertigwa- 
ren ein. Etwas schief im Blut- und Bodenjargon: „Ehe zwischen Schornstein und 
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Pflug“. Schwergewicht hatten natürlich die für die bereits in der Blitzkriegsphase wichti- 
gen Rohstoff- und Nahrungsmittelimporte. Bis zum Jahr 1939 stieg der deutsche An- 
teil (Einfuhr wie Ausfuhr) am Außenhandel Bulgariens, Griechenlands, Jugoslawiens, 
Rumäniens und Ungarns im Schnitt dieser Länder auf 47%. Die Techniken, mit denen 
das deutsche Kapital die Zurichtung auf die neue qualitative Austauschdynamik er- 
zwang und die Breschen für den Einfall massiver Kapital- und Warenexporte schlug, 
kann ich hier nicht alle aufzählen. Die in der ersten Phase angehäuften Clearingschul- 
den waren sicherlich ein Einfallstor für den Absatz von Kapital- und Investitionsgü- 
tern: Bei Strafe des Verlusts mußte abgenommen werden, was angeboten wurde. Es 
ist Klar, daß diese Dynamik, einmal in Gang, sich ständig intensivierte, und Deutsch- 
land baute die Clearingspitzen auch nie ganz ab. Der „Bedarf“ für die Importe deut- 
scher Waffen wurde durch die Pflege nationaler Konfliktstrukturen im Balkan durch 
den deutschen Geheimdienst, nationalsozialistische Minderheiten usw. geschürt. 


Die Dynamik der abhängigen Entwicklung durch diese internationale funktionale Ar- 
beitsteilung neuen Typs wurde mit kredittechnischen Mitteln intelligent forciert. Hier 
ist an erster Stelle der sogenannte „langfristige-Kredit-Trick“ zu nennen, der bei aus- 
ländischen Beobachtern anfänglich große Verwirrung hervorrief. Er bestand darin, 
daß deutsche Exporteure vor allem den Export von Investitionsgütern auf Kreditbasis 
durchführten, wobei Kredite über lange Fristen erstreckt wurden (wie z.B. unter dem 
deutsch-rumänischen Handelsvertrag vom 23.3.1939). Zum Teil wurden diese Investi- 
tionen in Form einer „Naturalverkopplung‘‘ durchgeführt. Diese sah vor, daß die 
Amortisation und Zinsen in Form von Naturallieferungen der Waren geleistet werden 
sollten, die durch die importierten Investitionsgüter produziert wurden. Ein Beispiel 
hierfür ist die Erstellung eines Stahlwerkes durch Krupp in Jugoslawien, deren Gegen- 
leistung (Valuta und Zinsen) in festen Quantitäten von Stahl gezahlt werden sollten. 
(Dies ist noch immer der vorherrschende Kapitalexport und Investitionstyp der deut- 
schen Südosteuropastrategien im Textil- und Computerbereich.) Verkürzt: geliefert 
wird die Fabrik, gezahlt und verzinst wird durch Produktion. 


Zum Teil wurde dieser „Trick“ etwas oberflächlich auf der rein ökonomischen Ebene 
denunziert. Mit Recht wurde darauf hingewiesen, daß bei Einbeziehung des Kapital- 
exports als Position in die Clearingbilanz der Kredit gar nicht von deutschen Unter- 
nehmen gegeben wurde, sondern von den Exporteuren des Balkans selbst. Der Kapi- 
talexport war je eigentlich nur eine Kompensation des Warenimports. Durch diese 
Einbeziehung und Deklaration des Kapitalexports unter der Form des „Kredits‘“ 
sackte die deutsche Metropole als Reingewinn die Zinszahlungen (oder Waren anstelle 
der Zinszahlungen) ein. Denn auf der anderen Seite waren ja die Schulden, die durch 
die südosteuropäischen Exporte entstanden waren, zinslos. Eigentlich handelte es sich 
volkswirtschaftlich gar nicht um einen Kredit, denn das deutsche Kapital hatte in 
Form von Weizen etc. ja das erhalten, was es nun verspätet in Form von Maschinen 
zurückerstattete. So reizvoll es hier vielleicht wäre, die heutigen Nachkommen dieser 
ökonomischen Ausbeutungsstrategie im Wege des Kapitalexports und ihrer Verschlei- 
erung durch volkswirtschaftliche Leistungsbilanzen vorzustellen: der eigentlich strate- 
gische Schwerpunkt dieser Einbeziehung von Kapitalexport auf Kredit in die Verrech- 
nung liegt woanders. Er half, das imperialistische Schema der ‚abhängigen Entwick- 
lung‘ gewaltig zu forcieren. Die interne Produktionsstruktur der jeweiligen südost- 
europäischen Länder und des Raums insgesamt wurde auf diesem Wege drastisch ver- 
schoben. Binnenwirtschaftliche Investitionszyklen wurden im Ansatz abgeschnitten 
(in der Tat stellte sowohl in Lateinamerika als auch in Südosteuropa die Entwicklung 
von unabhängigen Binnenzyklen durch Importsubstitution vor allem auf dem Textil- 
sektor im Gefolge der Handelskrise eine Gefahr für die Metropolen dar). 
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Die Abhängigkeit von Eısatzteilen, know-how, Entwicklung und metropolitanem 
Marketing brachte die Klasse zugleich unter das direkte Diktat der metropolitanen 
Multis. Diese bekamen damit auch die ökonomischen „terms of trade“ völlig in den 
Griff. Das gilt für das Krupp-Stahl-Werk ebenso wie für die Soja-Offensive. Die tech- 
nologische Anbindung in diesem Konnex der internationalen Arbeitsteilung innerhalb 
des multinationalen Unternehmens erlaubte die willkürliche Fixierung der Preisrela- 
tionen und damit die Einbeziehung der Peripherie in die metropolitane Abschöpfung 
des Mehrwerts, ohne daß dies (ähnlich wie im Fall des gesamtwirtschaftlichen Trans- 
fers über den Inflationsexport) auf der Ebene der peripheren Mehrwertproduktion 
sichtbar wurde. Das sozialpolitische Pendant dieser Form ökonomischer Enteignung 
im neuen imperialistischen Gefälle der abhängigen Entwicklung war die schlagartig 
durchgeführte Mobilisierung der Klasse unter die Knute der Metropolen und nationa- 
len Bourgeoisie unter Vernichtung ihrer bisherigen Machtposititionen. Selbst in dieser 
nur einleitenden Phase der „Neuen Ordnung“ wurde auch die Abschmelzung der na- 
tionalen „Lumpenbourgeoisie“ deutlich sichtbar (deren Gejammer ja auch zur perma- 
nenten Begleitmelodie des Systems von Bretton-Woods werden würde). Nur über 
diese langfristig Kreditierte Form des Kapitalexports hatte das NS-Kapital die Mög- 
lichkeit, seine Stützpunkte in der Peripherie im Blitztempo auszubauen und mit der 
Niedriglohn-Klasse der Peripherie zugleich die Hochlohn-Schichten in der Metropole 
anzugreifen. Sie war damit eine entscheidende Waffe in der Blitzkriegstrategie der 
nationalsozialistischen Multis, die sich in den gewaltsam erzwungenen Beteiligungen 
der militärischen Blitzkriege auf einer neuen Ebene der Eskalation nur fortsetzen 
sollte. Der langfristig kKreditierte Kapitalexport ging tendenziell auf die Reorganisa- 
tion der gesamten Infrastruktur. Er zielte auf die Industrialisierung aller Sektoren, 
einschließlich Land-Forst-Fischwirtschaft usw. Sein Vorstoß sollte zugleich mit sämt- 
lichen traditionellen binnenwirtschaftlichen Austauschrelationen zwischen „Stadt 
und Land“ aufräumen. Schon Ende der 30er Jahre waren erste Anzeichen einer nie 
gekannten Klassenspaltung innerhalb der alten Subsistenz spürbar. Die Klage der Sub- 
sistenz-Community über ihren Bauernjungen mit dem neuen klingenden Geld in der 
Tasche begann, zum sozialpolitischen Thema zu werden. 


Bei dieser Kreditstrategie ging das NS-Kapital nicht das geringste ökonomische Risiko 
ein, denn die Gegenwerte waren ja auf Grund des neuen bilateralen imperialistischen 
Austauschsystems in Form von Getreide und Rohstoffen längst im Lande. Gerade 
diese völlig neue Form der „abhängigen Entwicklung“ war es auch, die den englischen 
und amerikanischen Ökonomen jeweils im Verhältnis zu ihren imperialistischen Lieb- 
lingsräumen ins Auge stach und auch bei ihnen schlagartig zu der entscheidenden 
Erkenntnis führte: Der „New Deal“ oder „Keynesianismus‘ setzte eine völlig neue 
qualitative und quanitative Form der internationalen Arbeitsteilung voraus, die Ver- 
wertung der gigantischen Kredite war an die Kombination einer neuen internationa- 
len Arbeitsteilung mit einem neuen internationalen Währungssystem gebunden. Daher 
ist schon den damaligen ausländischen Analytikern Recht darin zu geben, daß die 
entscheidende Bedeutung der langfristig Kreditfinanzierten Direktinvestitionen in der 
Dynamisierung der großräumigen Rationalisierung der Produktions- und Entwick- 
lungsstruktur gesehen werden müßte, deren Kulminationspunkt der deutsch-rumäni- 
sche Entwicklungsvertrag werden sollte. Die imperialistische Dividende, man kann 
auch sagen imperialistische Monopolrente, das heißt: der über „terms of trade““ reali- 
sierte Mehrwert hatte in seiner dynamischen Kombination mit der abhängigen Ent- 
wicklung der neuen internationalen Arbeitsteilung hier seinen ersten systematischen 
Vorlauf. 


Den Höhepunkt der unblutigen Invasion und zugleich den Schnittpunkt im Übergang 
zur blutigen Invasion der Blitzkriege bildete der deutsch-rumänische Vertrag vom 
23.3.1939. In einer Eskalation des Terrors von der Liquidierung des gesamten faschi- 


254 


stisch sozialrevolutionären Flügels der Eisernen Garde einschließlich ihres Führers 
Codreanu Anfang Dezember 1938 bis zum offenen militärischen Aufmarsch bei der 
Besetzung der Tschechoslowakei wurde der Weg in diesen „‚Vertrag“ geebnet, dessen 
mehrjähriger Entwicklungsplan propagandistisch zum Modell der neuen Großraum- 
ordnung deklariert wurde. Unter Einsatz von deutschem und langfristig kreditiertem 
Kapital in rumänisch-deutschen Aktiengesellschaften sollte die Förderung und Verar- 
beitung von Erdöl, Mangan, Kupfer, Bauxit und anderen Rohstoffen vorangetrieben 
werden. Von deutscher Seite war die Lieferung von Rüstungsmaterial und Produk- 
tionsanlagen, der Bau von Auto- und Eisenbahnen, der Ausbau von See- und Flußhäfen 
vorgesehen. Allein 1939 sollten aus Rumänien 700000 Tonnen Weizen, 200 000 t 
Mais, 300.000 t Tierfuttermittel und 200000 t lebende und geschlachtete Schweine 
geliefert werden. Deutschland sollte die Forstwirtschaft reorganisieren. Unmittelbar 
nach Abschluß des Vertrages wurden Expertenteams für die technische Entwicklung 
der Land-, Forst- und Fischwirtschaft, des Rohstoffabbaus und der industriellen Pro- 
duktion nach Rumänien in Marsch gesetzt. Daß das Konzept zugleich auf die völlige 
Zerstörung der Sozial- und Subsistenzstruktur, vor allem der Armutsbevölkerung 
zielte, ist evident. Es handelte sich um ein großzügiges Projekt, eine ganze Unterklas- 
senstruktur durch „Entwicklung“ sozial, politisch und ökonomisch auszukämmen, in 
ihrer alten Substanz zu vernichten. Besonderes Interesse verdient das geheime Zusatz- 
protokoll, das die Reinigung und Ausgrenzung von bestimmten Regionen zu freien 
Produktionszonen für deutsch-rumänische Unternehmungen und Handelsgesellschaf- 
ten vorsah. Gerade dieses stellte nicht nur einen wesentlichen Pflasterstein auf dem 
Weg zur völligen sozialen und politischen Desintegration dar, es trug mit der Ausgren- 
zung der Zone zugleich dem Bedürfnis Rechnung, die proletarische Verwertung gegen- 
über den gleichzeitig ausgesonderten Unterklassen zu verteidigen. 


Es hat nicht an geschichtswissenschaftlichen Versuchen gefehlt, die unblutige Inva- 
sion auf eine Phase des nackten Raubs und schlichter ökonomischer Ausbeutung zu 
reduzieren. Die Geschichtsschreibung des bekanntermaßen technologieseligen Revi- 
sionismus reitet fast ausschließlich auf dieser Welle. Einzelne angloamerikanische Pro- 
pagandisten wie etwa Paul Einzig verweisen auf die Extraprofite, die Deutschland aus 
Südosteuropa herausgequetscht hat. Er zählt Beispiele auf, nach denen Deutschland 
gegen wertvolle Rohstoffe und Nahrungsmittel militärischen Schrott und in Deutsch- 
land nicht mehr absetzbare Produkte geliefert hätte, wie etwa einen Aspirin-Vorrat 
von 10 Jahren an Jugoslawien oder Mundorgeln nach Griechenland. Diese Darstellun- 
gen sind erstens unrichtig, zweitens moralisch sehr zweifelhaft, drittens sehr gefähr- 
lich. Die besten Kenner und Analytiker des nationalsozialistischen Verrechnungsver- 
kehrs mit Südosteuropa und Lateinamerika, deren Analysen bis heute die Grundlage 
für jede ernstzunehmende Geschichtsschreibung bilden, kamen damals schon zu dem 
Ergebnis, daß der Hauptausbeutungseffekt in der Einrichtung eines ganzen Ausbeu- 
tungssystem lag, deren technische Institutionen (die oben beschrieben wurden) erst 
in der Zukunft ökonomisch amortisiert werden sollten. Die deutschen Importeure 
haben die südosteuropäischen Exporteure immer wieder mit überhöhten Preisen auf 
Linie bringen müssen. Aspirin und Mundorgeln bildeten nur einen winzigen Teil der 
Gesamtexporte, die in der Regel aus modernen Maschinen, Textilien, chemischen 
Produkten bestanden. Natürlich versuchten die deutschen Waffenexporteure möglichst, 
veraltetes Gerät loszuwerden, aber es finden sich auch Lieferungen hochmoderner 
Waffensysteme (wie z.B. ein Kontingent moderner Jagdflugzeuge an Jugoslawien im 
im Jahre 1938). Der beste und genaueste ökonomische Analytiker, Ellis, ein glühen- 
der Hasser der Nazis und vor allem Vertreter der alten liberalistischen Schule bis in 
die Nachkriegszeit hinein, kommt zu dem Ergebnis, daß der ökonomische Gewinn 
dieser Durchdringungsstrategie insgesamt unbedeutend gewesen sei. Er meint, die 
Nazis hätten sich über die Profitberechnungen ins Fäustchen gelacht, denn ihnen 
seies um etwas ganz anderes gegangen: ein neues System. Eine ganze Reihe von Kriti- 
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kern, an deren Feindseligkeit gegenüber dem Nationalsozialismus kein Zweifel besteht, 
warnten vor dieser platt-ökonomischen Überschätzung des Raubcharakters und gleich- 
zeitigen Unterschätzung des Systems. Interessant ist auf der anderen Seite, daß die 
Kritiker Paul Einzigs, der seinen Propagandafeldzug gegen die Nazis unablässig mit 
Beispielen von Raub und Profit würzte, diesen daran erinnerten, daß er selbst vor 
einigen Jahren den italienischen Faschismus als allgemeine Zukunftsperspektive hoch- 
gelobt hatte. So ließ Einzig auch in seiner späteren Kritik an der „Neuen Ordnung“ 
keinen-Zweifel daran aufkommen, daß er das System der NS-Clearingunion für äußerst 
vernünftig hielt. Der Verdacht ist unabweisbar, daß das Beharren der Kritik auf dem 
primitiven analytischen Niveau von Raub und Ausplünderung nur den Sinn haben 
konnte, die technischen Qualitäten dieser Invasion für ihre Übernahme in ein effekti- 
veres imperialistisches System moralisch zu reinigen und zu legitimieren. Wir halten 
dagegen: die eigentliche Barbarei der unblutigen Invasion lag in dem „Fortschritt“ 
einer übergreifenden Rationalisierung auf jedem Gebiet in der Konfrontation mit der 
Subsistenz. 


“xx 


Ich habe der „unblutigen Invasion“ der neuen Ordnung nach Südosteuropa absicht- 
lich einen sehr breiten Raum gewidmet. Die „friedlichen“ Techniken der produktiven 
Entwicklung als sozialer Krieg gegen die Klasse lassen sich an dieser Phase am deut- 
lichsten belegen. Die spätere Ermordung der Juden Südosteuropas, die Mobilisierung 
großer Kontingente von „Wanderarbeitern‘‘ aus der technologisch produzierten 
„Überbevölkerung“ waren in der begrifflichen und technischen Verwandlung der 
moralischen Ökonomie der Subsistenz in die sozio-ökonomische Kategorie der „über- 
flüssigen Esser‘‘ schon angelegt. „‚Die Ökonomie der Barbarei‘ nannte Kuczynski die 
Verschmelzung von Rationalisierung und Vernichtung in einem sehr intelligenten 
Pamphlet aus dem Exil. Die Invasionsphase vor 1939 belegt, daß diese Bezeichnung 
umkehrbar ist. Die Barbarei lag in der vernünftigen Technokratie der Ökonomie, 
deren fortschrittliches Entwicklungsziel im Kern darin bestand, den kämpferischen 
Geist der halbkommunistischen dörflichen Subsistenztraditionen, der noch in den 
schlimmsten Zeiten für die Existenz aller aufkam, in den Status der „‚Überflüssigkeit“ 
zu überführen. 

Der deutsch-rumänische „Vertrag“, der den großen Teil einer Jahresernte und riesige 
Rohstoffkontingente gegen eine infra- und sozialstrukturelle Totalrationalisierung 
eines ganzen Landes „austauschte‘“, war nicht nur dem Datum, sondern auch dem 
Charakter nach die Schwelle zur kriegerischen Totalrationalisierung Europas in der 
„Neuen Ordnung“. 


Ich will gar nicht erst versuchen, den Charakter der Krise des Jahres 1938/39 auch 
nur zu umreißen, die als Sprungbrett zu dieser Totalrationalisierung fungierte. Sicher 
ist richtig, daß die abenteuerliche Geldschöpfungsspirale, die immer gewaltsameren 
Techniken der Inflationskontrolle und vor allem der 1936 nur hinausgeschobene 
Konflikt mit der Klasse (in Anbetracht der Vollbeschäftigung waren die letzten Ar- 
beitsreserven längst mobilisiert) sich zu einem explosiven Kern verdichteten. In der 
„vertraulichen Reichsbanksache‘“‘ vom 7. Januar 1939 an Hitler (im NS ohne ge- 
schichtliches Beispiel) erklärte das gesamte Reichsbankdirektorium den Bankrott der 
Defizitfinanzierung und hemmungslosen Ausgabenpolitik und des gesamten Instru- 
mentariums des berühmten „Inflationsrückstaus‘‘, vor allem der Preis- und Lohnkon- 
trollen. Das Direktorium wurde ‚en bloc‘‘ entlassen. Mason ist sicher darin Recht zu 
geben, daß dieser Kulminationspunkt der seit 1933 dynamischen Krisenstruktur nur 
die „Flucht nach vorne“ in die Blitzkriege zuließ. In die Blitzkriege, das heißt die Re- 
organisation des Großraums Europa, aus dem die Migrationsarbeiter gegen die vollbe- 
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schäftigte metropolitane Klasse rekrutiert werden würden, in den die Inflation endlich 
über die Clearing-Union exportiert werden könnte und aus dem über die hierarchische 
Kaskade der neuen internationalen Arbeitsteilung und Arbeitsordnung gewaltige 
Mehrwertmassen in die Metropole transferiert werden würden. Zu kurz kommt in den 
bekannten Darstellungen allerdings die Krise, die die unblutige Invasion nach Südost- 
europa schon mittelfristig zum Scheitern zu bringen drohte. Die Subsistenz erwies 
sich als zu zäh, die durch Inflations- und Kapitalexport forcierte Verelendung und die 
daraus resultierenden Unruhen waren mit den technischen und sozialpolitischen Mit- 
teln der Vasallen weder einzudämmen noch produktiv zu nutzen, kurz: die friedliche 
Invasion hätte, ebenso wie die Grüne Revolution der Entwicklungsdekade der 60er 
Jahre, vielleicht 10 Jahre gebraucht, um das Konzept von Entwicklung und Zerstö- 
rung zu vollziehen. Darauf war die komprimierte und extrem beschleunigte Krisendy- 
namik des NS nicht angelegt. All das bedürfte einer umfassenden Rekonstruktion, die 
vor allem die bislang vorwiegend auf die Metropole zugeschnittenen Krisenuntersu- 
chungen zu einem Krisenbegriff im imperialistischen Kontext erweitert und dabei zu 
dem eigentlichen Klassenkonflikt im Großraum vorstößt. 


Die Umkehrung: Entwicklung durch Vernichtung 


Bis Juni 1940 war durch eine Serie blitzkriegartiger Vorstöße Europa vom Atlantik 
bis zur Sowjetunion unter Einschluß Skandinaviens für seine Reorganisation zu einer 
„Neuen Ordnung“ aus einem Guß okkupiert. Man darf sich durch die Bezeichnung 
„Neue Ordnung“ nicht etwa dazu verleiten lassen, als habe nun eine gut organisierte 
und koordinierte Planungsphase begonnen. Der Sommer 1940 war vielmehr eine 
hektische Phase, in dem eine Unsumme von Gesamt- und Einzelvorschlägen in die 
Diskussion eingingen und die überhitzte imperialistische Phantasie keine Grenzen zu 
kennen schien. Die ‚Neue Ordnung‘‘ war daher ständig im Fluß zwischen dem Zugriff 
aktueller Organisation und der fernen Projektion einer „Friedensordnung“. Dies lag 
nicht nur daran, daß der „komische Krieg“ oder auch „Sitzkrieg““ mit England noch 
in der Schwebe war, dies lag vor allem auch daran, daß — zum echten Bedauern der 
Nachkriegsplaner — der Zeithorizont der europäischen Großraumrationalisierung für 
den aktuellen Bedarf an Rohstoffen, Nahrungsmitteln, Arbeitskräften zu weit ge- 
spannt war. Im Klartext: die Dynamik von Raub, Plünderung, Zerstörung auf der 
einen Seite und Widerstand auf der anderen machte die vor allem von den Metropo- 
len, auch im Reichswirtschaftsministerium ersehnte Überführung in eine Dynamik 
der geordneten Ausbeutung bald illusorisch. Die Kriegsvorbereitungen für die Einfälle 
in die Sowjetunion und in den südosteuropäischen Raum schon im Herbst 1940 führ- 
ten zu einem vorübergehenden Nachlassen der Planungsaktivität im Hinblick auf die 
nicht genau absehbaren Erweiterungen. 

Dennoch: die Grundzüge der „Neuen Ordnung‘ waren schon in den Sommermona- 
ten 1940 genügend deutlich umrissen. Im wesentlichen übertrugen sie die Erfahrun- 
gen und das Kampfkonzept der unblutigen Invasion auf den ganzen Großraum Euro- 
pa in den entscheidenden Dimensionen: abhängige Entwicklung einer hierarchisch- 
funktionalen internationalen Arbeitsteilung, Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse 
im Kampf gegen die metropolitane Klasse und gegen die periphere Subsistenz zugleich, 
Ausbau des Verrechnungssystems zu einer internationalen „Clearing-Union“. 
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NS-Propaganda für die ‚„Neuordnung”: ‚Das alte Europa — zerrissen und abhängig 
von England. Das neue Europa — ein freier Organismus” 


l. Die funktional-räumliche Rationalisierung der Gesamtproduktion des Großraums 
ist über die verschwommenen Konturen der anfänglichen Planungsvorstellungen nie 
hinausgekommen. Das Grundschema war das einer hierarchischen Raumgliederung, in 
dem Deutschland den Kern mit einer auf Hochtechnologie und Kapitalgüter ausgerich- 
teten Produktion bilden sollte, von dem aus der Export von hochwertigen Waren, In- 
vestitionsgütern, Know-how und dem sie vermittelnden Kapital die anderen Stufen 
der Großraumpyramide dynamisieren, technologisch und finanztechnisch beherrschen, 
imperialistisch verwerten würde. Die nächste Stufe dieser hierarchischen Gliederung 
war funktional, weniger als räumliches Kontinuum bestimmt. Es waren die für die in- 
dustrielle Produktion vorgesehenen, bereits industrialisierten Regionen Frankreichs, 
Belgiens, der Niederlande, der Tschechoslowakei und der skandinavischen Länder 
(Norwegen war aus energiewirtschaftlichen Gründen für die Aluminiumproduktion 
und als Zentrum einer neuen Stufe der industriellen Fischverwertung vorgesehen). 
Der südost-europäischen Region war die Funktion landwirtschaftlicher Produktion 
mit zunehmendem Schwerpunkt auf nicht-konsumierbaren cash-crops (Ölsaaten, In- 
dustriepflanzen) zugewiesen, wie auch die Aufgabe der Rohstoffgewinnung (Mangan, 
Bauxit, Öl) mit einer angebundenen Produktion von Halbfertigwaren und in fernerer 
Zukunft von Massenkonsumgütern. Zum landwirtschaftlichen Funktionskomplex 
wurden auch Teile Frankreichs (die Weizen- und Weinregionen), Holland und Skandi- 
navien gezählt, denen auch — im Gegensatz zu Südosteuropa — landwirtschaftliche 
Veredelungsproduktion zudiktiert wurde. Die vorletzte Stufe schließlich bildete der 
„Osten“, das „Generalgouvernement“ (Teile Polens) und die Sowjetunion, die (neben 
der Ausbeute von Rohstoffen) für Agrarproduktion in den verschiedensten Formen 
hochkapitalisierter landwirtschaftlicher Betriebe vorgesehen waren (von Latifundien 
bis zu kleineren germanisierten Einzelhöfen, in einer Übergangszeit auch auf zuneh- 
mend kapitalisierten Kolchosen aus der Ära der Zwangskollektivierung). Als wirt- 
schaftliche „Ergänzungsräume‘‘ sollten schließlich Teile Afrikas, Sibiriens und Turke- 
stan fungieren, weitgehend unstrukturierte Außenräume als Arbeitskräfte- und Roh- 
stoffreservoir je nach Bedarf. 

Zu diesem Grundmodell gab es eine Reihe von Detailvorschlägen, aber auch mehr 
oder weniger divergierende Raumgliederungsvorstellungen aus dem Auswärtigen Amt, 
dem Reichswirtschaftsministerium und den interessierten Konzernen. 


ER 


Requirierung von Vieh und Getreide zum Abtransport nach Deutschland 
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2. Die regional gegliederte funktionale Hierarchie garantierte ein neues imperialisti- 
sches Gefälle in der Abpressung von Mehrwert, das eine gewisse Selbständigkeit der 
so unterschiedenen Regionen voraussetzte. Sowohl die Mobilität des Kapitals als auch 
bestimmter Klassensegmente (vomehmlich der Arbeitsemigranten, der ‚‚Wanderarbei- 
ter“) ermöglichte eine erhöhte Flexibilität der Lohnkontrolle. Modellvorstellung war 
eine im Großraum grundsätzlich stabilisierte Klassenhierarchie vom deutschen Vorar- 
beiter bis zum (gering entlohnten) Lagerarbeiter in den IG-Farben-eigenen Konzen- 
trationslagern der „IG-Auschwitz‘“ bis hin zu den bestialischen Formen der Vernich- 
tung durch Arbeit. Die jeweils regionale Spaltung der Klasse sollte durch die Mobili- 
sierung der Arbeiteraristokraten aus Deutschland in die Peripherie, wie auch des Wan- 
derarbeiters in die Metropole je nach Bedarf mehr oder weniger organisiert und kunst- 
voll gewährleistet sein. Dieses Konzept einer vielfach gebrochenen, im Maßstab des 
Gesamtgroßraums neu zusammengesetzten Klasse ist nur in den gröbsten Formen rea- 
lisiert worden. Die Entlastung vom Druck durch die metropolitane Klasse wurde 
gleich nach dem Einmarsch in die Tschecheslowakei durch die Rekrutierung von 
Zwangsarbeitern eingeleitet. Nach dem Überfall auf Polen sorgten die Verschleppung 
(vornehmlich von „Kriegsgefangenen“), die Mobilisierung durch großangelegte Um- 
siedlungs- und Vertreibungsaktionen und schließlich die massive Bedrohung der 
wachsenden Elendstrecks schon in den ersten Monaten für die Rekrutierung Hundert- 
tausender Zwangsarbeiter. Rechtsstaatlich, wie NS-Deutschland nun einmal war, wur- 
de die Pariastellung der polnischen Zwangsarbeiter über gesonderte Tarifordnungen, 
Sozialausgleichsabgaben, Anordnungen für die arbeitsrechtliche Behandlung und eine 
Vielzahl diskriminierender Gebote und Verbote (Kleidung: das Polen-,,P“, Gaststät- 
tenverbot etc.) rechtlich fixiert und sanktioniert. Der polnische Zwangsarbeiter war 
der nationalsozialistische Prototyp des Migrationsarbeiters, dessen Mobilität geradezu 
sein Stigma war. „Der Pole bleibt der ewige Saison- und Wanderarbeiter, sein fester 
Wohnsitz muß in der Gegend von Krakau liegen“, hieß es in Heydrichs zynischer Dik- 
tion. Als gigantisches Durchgangslager für den Export dieses „Helotenvolks“ ins Reich 
diente das „Generalgouvernement“. 

Unter dem Druck der wachsenden Unruhe aus der Subsistenz Südosteuropas infolge 
der technologischen Durchdringung, importierten Inflation usw. wurde ab 1941 auch 
ventiliert, bis an die 3 1/2 Millionen „Menschenmengen landwirtschaftlicher Überbe- 
völkerung“ als Wanderarbeiter in den deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsverkehr 
einzubeziehen. 

Die nationalsozialistische Vorstellung von „Verwertung“ ging weit über die Auspres- 
sung mobiler „Heloten“, ja noch über Vernichtung durch Arbeit hinaus. SS-Standar- 
tenführer Prof. Konrad Meyers erste „Planungsgrundlagen für den Aufbau der Ostge- 
biete“, die kombinierten Infrastruktur- und Vermichtungsexperimente im General- 
gouvernement, die Arbeiten am „Generalplan Ost‘ umrissen die Konturen der Kom- 
bination eines gewaltigen Strukturprogramms mit der physischen Vernichtung von 
vielen Millionen Menschen in Südost- und Osteuropa zu integralen Bestandteilen der 
„Neuen Ordnung“. Noch vor dem Überfall auf die Sowjetunion am 22.6.1941 gaben 
die „Wirtschaftspolitischen Richtlinien für die Wirtschaftsorganisation Ost, Gruppe 
Landwirtschaft“ vom 23.5.1941 erste Direktiven für die Großraumbereinigung. Sie 
sahen in einem globalen militärischen Zugriff zugleich die hermetische Abriegelung 
der landwirtschaftlichen Überschuß- von den Zuschußgebieten vor. „Viele 10 Millio- 
nen von Menschen werden in diesem Gebiet überflüssig und werden sterben oder nach 
Sibirien auswandern müssen.‘“ Das „Absterben eines großen Teils der Menschen“ war 
beschlossene Sache. Diese Richtlinien gehören in den Kreis der Arbeiten zur soge- 
nannten „grünen Mappe“, die das zentrale Programm des „Wirtschaftsführungsstabes 
Ost“ wiedergibt und zu den Vorarbeiten des „Generalplans Ost“ vom 15.7.1941 
zählt. Der „Generalplan Ost‘ sah über einen Zeitraum von 25 bis 30 Jahren die Besei- 
tigung von 31 Millionen der insgesamt 45 Millionen Menschen des Planungsraumes 
vor, ob durch Verschleppung, Ermordung oder Vernichtung durch Arbeit. Der blutige 
Ernst dieser Planungen konnte an den Maßnahmen im Generalgouvernement schon 
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seit Ende 1939 abgelesen werden. Die Abschiebung von Alten und Kindern in Hun- 
gerregionen, besonders im Gebiet von Zamosz, die „Einmauerung‘ der Juden im War- 
schauer Ghetto, der Massenmord an Kriegsgefangenen hatten schon früh zu Hundert- 
tausenden von Toten geführt. Die erwähnten Richtlinien, die Wetzel-Denkschrift zum 
Generalplan Ost vom 27.4.1942, die Studie von Prof. Konrad Meyer zu den rechtli- 
chen, wirtschaftlichen und räumlichen Grundlagen des Ostaufbaus oder seine „Pla- 
nungsgrundlagen für den Aufbau der Ostgebiete‘“ weisen den rationalen Ort dieses 
Völkermordprogramms im Strukturplan der landwirtschaftlichen Neuordnung aus. 
Der Völkermord, die Vertreibung ist als eine Form der sozialen und produktiven 
Strukturbereinigung erkennbar und zielt mit der Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Produktivität zugleich auf die Verminderung des Eigenkonsums. Eine soziale, techno- 
logische, infrastrukturelle, verwaltungsorganisatorische Produktionsstruktur aus einem 
Guß tritt an die Stelle der „Gemeinschaftsfremden“, der „Fremdvölkischen“. Der 
totale und synthetische Charakter dieser Planungen bis in die Einzelheiten der Verfü- 
gungs-, Siedlungs-, Verwaltungs-, Gerichtsordnung baut auf der Vorstellung eines völ- 
lig leergefegten Landes auf. In Meyers Plänen kommen die derzeitigen Bewohner gar 
nicht mehr vor. 


Auch wenn das Vokabular der Planer keine Zweifel an der Gleichbedeutung von Ver- 
nichtung und Entwicklung läßt: die eigentliche Bedeutung dieser produktiven Total- 
rationalisierung erschließt sich daraus nicht. Wir sollten vorsichtig damit sein, den 
technokratisch-synthetischen Leitvisionen dieser Planer so einfach zu folgen. Auch 
das legitimatorische Vokabular aus der Mythenkiste des NS schirmt die eigentliche 
Bedeutung dieser Rationalisierung eher ab. Es gibt noch in seinen schlimmsten Aus- 
schmückungen über die Asozialität der minderwertigen Rassen, ihre Gebärfreudigkeit, 
ihren Schmutz nur die Mischung aus Furcht, Ekel und Abwehr wieder, mit denen die 
barbarische „Zivilisation“ der kapitalistischen Technokratie ihre Feldzüge gegen die 
Unterklassen der Subsistenz schon immer kommentiert hat. Die Parallelen zum — man 
möchte fast sagen pathologischen — Vokabular in den Zeiten der „Großen Furcht“ 
des 18. und 19. Jahrhunderts sind offenbar. Die Faszination über die Mischung von 
technischer Vernunft und Barbarei, die uns auf eine beängstigend hilflose Weise noch 
auf der Seite des Gegners anzusiedeln scheint, läßt uns einmal mehr das eigentliche 
Subjekt und den eigentlichen Reichtum des Widerstandes aus der Subsistenz verges- 
sen, die so undurchdringlich schien, daß das Kapital die Möglichkeit der „Verwertung“ 
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nur in der totalen Beseitigung sah. An der südosteuropäischen Subsistenz habe ich 
deutlich gemacht, worum es eigentlich ging. Ebensowenig wie in Südosteuropa war 
die moralische Ökonomie der russischen und polnischen Subsistenz untergegangen. 
Die Kämpfe der Bauernrevolution von 1917 und gegen die stalinistische Rationalisie- 
rungsoffensive hatten sie vielmehr aus der Statik der feudalistischen Ordnungsstruk- 
turen herausgelöst. Das Resultat dieser Auseinandersetzungen hat Altaisky in einem 
sowjetischen Agrarorgan 1932 richtig dahin resümiert, daß die Kolchosen nur ein Patt 
darstellten. Die Gleichheit ihrer Mitglieder rühre vom „primitiven Bauernkommunis- 
mus“ her, nicht vom Marxismus. Die Auseinandersetzungen zwischen Kolchose und 
Partei, zwischen den links-sozialrevolutionären Jugendorganisationen in Polen und 
der Volksfront muß man studieren, um hinter dem Rationalisierungskonzept des 
Reichssicherheitshauptamtes die Dimensionen des Klassenkampfs zu entdecken. (In 
der Tat geben die sterilen Elaborate Meyers und Wetzels noch nicht einmal Auskunft 
darüber, mit welchen Zugeständnissen die NS-Technokraten — neben ihren Vernich- 
tungszügen — den Kolchosen begegnen mußten, um überhaupt mittelfristig landwirt- 
schaftliche Überschüsse in die Hand zu bekommen.) Ähnliches gilt auch für die jüdi- 
sche Subsistenz. Ihre Traditionen von moralischer Ökonomie waren noch weit un- 
durchdringlicher für das Kapital als diejenigen der nicht-jüdischen Bevölkerung. Es 
birgt eine beunruhigende Ambivalenz, daß auch sie in der Geschichtsschreibung meist 
nur als das seelenlose Objekt barbarischen Vernichtungsdranges erscheint. 

An dieser Stelle wird auch nachvollziehbar, warum die Vorgeschichte der „unblutigen 
Invasion“ so wichtig ist. In ihr sind die technologischen Formen von Entwicklung 
und Vernichtung noch als Kampfmittel gegen die Subsistenz erkennbar: und zwar in 
der Abfolge von Entwicklungshilfe und der dadurch bewirkten Zerstörung der Subsi- 
stenz und Aussonderung der „überflüssigen Esser“. An dieses Verhältnis von Entwick- 
lung - Verwertung - Vernichtung sollte das Kapital unter dem Regime von Bretton 
Woods wieder anknüpfen. 


Es mag gleichgültig sein, ob dies in der „Absicht“ der sich überschlagenden Krisendy- 
namik des NS-Imperialismus angelegt war: jedenfalls ist mit der Phase der Blitzkriege 
das Verhältnis von Entwicklung und Vernichtung umgekehrt, zumindest verändert. 
Die Beseitigung des nicht mehr Verwertbaren, die Eliminierung der „überflüssigen Es- 
ser“, die vernichtende Strukturbereinigung der Subsistenz in allen ihren sozialen und 
ökonomischen Aspekten.wurde zur technischen Voraussetzung der „tabula rasa‘‘, auf 
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der die NS-Technokratie die gigantische Fabrik mit dem Namen „Großraum“ aus 
einem Guß herstellen wollte: Entwicklung durch Vernichtung. Der Klassenkampf- 
charakter geht aus der Perspektive der Strukturplaner unter in den Formen der mili- 
tärischen und industriell betriebenen Vernichtung. Er lebte inzwischen auf einer ganz 
anderen Ebene: auf der Ebene der ungeheuren Vielfalt von Partisanenwiderstand. 
Sicher sind die Völkermordprojektionen in der Ost- und Südostplanung und ihre Um- 
setzung in den ersten „Experimenten“ des Generalgouvernements und den Konzen- 
trationslagern der Bestandteil eines gigantischen Rationalisierungs- und Entwicklungs- 
programms. Entschlüsseln läßt sich die barbarische Vernunft allerdings nur aus der 
Kontinuität der gesamten Entwicklungsstrategie seit 1933. 


Die Faszination des Bösen nicht in seiner Banalität, sondern in seiner technokratischen 
Ausgefeiltheit der großräumigen Bereinigungsprogramme ist in ihrer Ambivalenz ge- 
fährlich, nicht nur, weil sie uns konzeptionell von der Seite des Volkes in die bestiali- 
sche Phantasiewelt der Technokratie hineintreibt, sondern weil dies ganz offenbar der 
Boden für die abenteuerlichsten Formen der technokratischen Identifikation mit dem 
Aggressor geworden ist. Auch die honorige Geschichtsschreibung von Herbst über 
Milward bis zum schon erwähnten Paul Einzig schwingt wider in dem Tenor: ‚‚Die 
Neue Ordnung ist ja eigentlich ein so vernünftiges Konzept, warum mußte der Natio- 
nalsozialismus es ausgerechnet mit so barbarischen Formen der Durchsetzung bela- 
sten.” Der Anteil der Faszination der technischen Erfindung, der in der Faszination 
des Bösen mitschwingt, ist selbst bis hinein in den ehrlichsten linken Abscheu spürbar. 
Dieser Ambivalenz entkommen wir nur, wenn wir die gesamte Kontinuität des Ent- 
wicklungsterrors gegen die Subsistenz in allen ihren Krisenzyklen im Blick behalten. 


Übergehen muß ich hier die vielen Formen, in denen sich das NS-Kapital die erober- 
ten Reichtümer aneignete: die heiße Sommerphase der Neuen Ordnung im Jahre 1940 
erlebte ein Gerangel der Konzerne um Kapitalmehrheiten und Führungspesitionen im 
Kapital der eroberten Länder. Die Deutsche Bank spielte in diesem Zugriff und in der 
Vermittlung von „Investitionskapital“ etwa zur Übernahme von Aktienmehrheiten 
usw. eine hervorragende Rolle. Die Raubgier des deutschen Kapitals auf diesem Sek- 
tor der technischen Expansion’ ist vor allem durch die revisionistische Literatur für 
einen ersten Überblick so gut dokumentiert, daß ich an dieser Stelle unter Verweis 
auf.die Literaturliste am Ende dieser Arbeit auf eine detaillierte Darstellung verzich- 


3. Das „Zentral-Clearing“, auch „Super-Clearing‘‘ oder „Clearing-Union‘ genannt, 
war das finanztechnische Herzstück der „Neuen Ordnung‘. Ihm kam die Aufgabe zu, 
den Transfer der Monopolrenten in die deutsche Zentrale zu vermitteln, die der peri- 
pheren Klasse durch Vernichtung, Unterkonsum, Ausbeutung von Zwangs- und Ver- 
nichtungsarbeit auf unterster Stufe, Inflation, Krieg und Hunger 'abgepreßt waren. 
Zugleich sollte es in umgekehrter Richtung per Kapitalexport die Instrumente der 
technologischen Zerstörung, Aussonderung und Unterwerfung nicht nur zurückzuver- 
mitteln, sondern in der Dynamik der abhängigen Entwicklung potenzieren. Auch 
wenn das Zentral-Clearing nie voll in die Wirklichkeit umgesetzt wurde, so sind in der 
kurzen Zeit seiner Vorgeschichte von 1934-1939 und der Periode seiner Entwicklung 
zum finanztechnischen Herrschaftsinstrument des Währungsgroßraums von 1940 bis 
zu seinem praktischen Bankrott im Jahre 1943 derart viele Details zumindest in Um- 
rissen entwickelt worden, daß die Konturen ausreichend bestimmbar sind. Wir wer- 
den sehen, daß Keynes in dem bereits zitierten Brief seine prognostischen Fähigkei- 
ten bei weitem unterschätzt hat. Es waren nicht nur 3/4, die in Bretton Woods reali- 
siert wurden, die Neue Ordnung von Bretton Woods sollte ihren Grundzügen nach das 
fast 100prozentige Ebenbild werden. 


Leitwährung war die Reichsmark. Alle übrigen Währungen blieben erhalten, einige 
Währungsräume kamen sogar hinzu (Generalgouvernement, Ukraine). Der Wert dieser 
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Währungen wurde im Verhältnis zur Reichsmark definiert, auch die Wertverhältnisse 
untereinander (so wie später die Kursrelationen aller Währungen in Dollar ausgedrückt 
wurden). Der „Wert“ der Reichsmark selbst war nicht mehr an ein mehr oder minder 
stabiles Warengeld als objektiven Maßstab gebunden (wie zum Beispiel Gold); er war 
das Resultat der wirtschaftsimperialistischen, militärischen und technologischen 
Macht der Metropole. (Der Dollar hat dieses Stadium erst mit der faktischen Aufgabe 
der Goldkonvertibilität erreicht.) 

Die Pflege der Parität war allein geldpolitische Aufgabe der peripheren Notenbanken. 
Dies ist ein sehr interessanter Punkt. Eine übergreifende Richtlinie ist nie formuliert 
worden. Praktisch ist die Interventionspflicht auf Druck der Reichsbank und Verrech- 
nungskasse durchgesetzt und geübt worden. Offiziell ist dies allerdings von seiten der 
Reichsbank und des Reichswirtschaftsministeriums nie zugegeben worden, es hätte 
den Glorienschein des Modellcharakters der Clearing-Union etwas getrübt (die USA 
hatten damit seit Beginn der 60er Jahre dieselben Schwierigkeiten). 1942 war in 
Dänemark, Bulgarien, Böhmen und Mähren der Gesamtbetrag der Clearingforderun- 
gen höher als die Notenausgabe. In den Niederlanden und der Slowakei betrugen die 
Clearingforderungen rund 60%, in Belgien über 40%. Wir haben bereits oben das so- 
genannte „Finanzierungsprinzip‘“ kennengelernt, nach dem die Zentralbanken Forde- 
rungen ihrer Exporteure in deren eigener Landeswährung finanzierten. Die inflationä- 
ren Schübe waren automatisch. Der Vizepräsident der deutschen Reichsbank erklärte, 
es sei die eigene Angelegenheit der einzelnen Länder, mit den krisenbedingten Mangel- 
erscheinungen fertig zu werden und die erforderlichen Vorkehrungen dafür zu tref- 
fen, daß schädigende Rückwirkungen auf die jeweiligen Landeswährungen vermieden 
blieben. In den verschiedensten Formen versuchten die jeweiligen Notenbanken, die 
überschüssigen Gelder am Markt abzuschöpfen. In Böhmen und Mähren gab die Zen- 
tralbank mehrere Jahre lang verzinsliche Kassenscheine aus, das niederländische 
Schatzamt übernahm einen Teil der Reichsmarkforderungen gegen Schatzscheine, in 
Dänemark wurden „Stabilisierungs“-Anleihen ausgegeben. Es ist bekannt, daß diese 
Form von Inflationskontrolle über die Interventionspflicht der angeschlossenen No- 
tenbanken nichts anderes darstellt, als einen verdeckten Werttransfer in die Metropo- 
le, richtiger gesagt, einen Transfer von Mehrwert. Die Interventionspraxis in der kur- 
zen Lebenszeit des Zentralclearings ist besonders im Hinblick auf die Entwicklung 
der Neuen Ordnung von Bretton Woods ein sehr interessantes Forschungsgebiet. 


Das „Finanzierungsprinzip“ stellte praktisch die Konvertibilität der Währungen her, 
die aus der Saldierung der Verrechnungsforderungen resultierenden Posten sind den 
Leistungsbilanzüberschüssen und -defiziten im heutigen Verrechnungsverkehr ver- 
gleichbar. Das nie erreichte Ideal war der multilaterale Verrechnungsverkehr. Die ein- 
zelnen angeschlossenen Notenbanken sollten jeden Überschuß im Verrechnungsver- 
kehr mit einer anderen Notenbank zur Deckung von Defiziten mit einer dritten No- 
tenbank benutzen können. Wenn „Dänemark“ Forderungen gegen das „Reich“ hatte, 
so sollte es mit diesem Plus seine Schulden etwa bei „Frankreich“ bezahlen können, 
ausgedrückt in Reichsmark natürlich. Die volle Multilateralität war erklärtes Ziel, ist 
jedoch nie über Ansätze hinausgekommen. Grundsätzlich mußte der Verrechnungs- 
verkehr zwischen den besetzten Ländern (mit Vertrag von Sept. 1940 wurde Italien 
im Verhältnis zu Belgien, Holland, Luxemburg und Norwegen einbezogen) über die 
Verrechnungskasse Berlin vorgenommen werden. Der Saldenausgleich im Dreieck be- 
durfte einer besonderen Genehmigung. Nur zwischen Dänemark und Norwegen ist 
ein Dreiecks-Clearingmechanismus unter Einbeziehung der Verrechnungskasse einge- 
richtet worden. Durch einseitigen Akt hat die Verrechnungskasse Bulgarien zeitweise 
zugestanden, Reichsmarküberschüsse auch zu Zahlungen an dritte Länder zu verwen- 
den. Ende 1940 waren 16 Notenbanken dem Zentralbankclearing angeschlossen, der 
Verwaltungsbericht der Reichsbank für 1942 führte 19 Notenbanken auf. Dazu ge- 
hörten inzwischen die Zentralnotenbank Ukraine, die Notenbank Ostland (Riga) und 
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die des Generalgouvernements. Reichsbankvizepräsident Puhl berichtet im Mai 1942 
stolz von einer Verdreifachung des Clearing-Verkehrs über Berlin zwischen September 
1940 und Frühjahr 1942. 


Eine technisch außerordentlich interessante Entwicklung wurde im Verhältnis zur 
Emissionsbank im Generalgouvernement und in Belgien eingeleitet. Guthaben bei der 
deutschen Verrechnungskasse sollten in die Notendeckung ihrer eigenen Währung 
einbezogen werden. Das heißt Zahlungsbilanzdefizite der Metropole „Reich“ wurden 
als Liquiditätsreserve bei der betreffenden Notenbank gehalten und dienten etwa in 
Form eines Reichsmarkakzepts als Wertdeckung der in Umlauf gebrachten Noten 
(diese Technik — in einer „vertraulichen Reichsbanksache“ vom Juni 1940 zur grund- 
sätzlichen Ausweitung der Kreditmöglichkeiten der Metropole vorgeschlagen — wurde 
im Jahre 1940 in den finanzwirtschaftlichen Publikationen breit diskutiert). Was auf 
den ersten Blick als eine Form der Fundierung von Reichsschulden zwecks giganti- 
scher Kreditausweitung erscheint, hat vor dem Hintergrund der neuen Währungsord- 
nung eine viel weitergehende Bedeutung. Es ist eine Form der Neutralisierung des Re- 
servemediums Reichsmark und damit eine Form des Exports der Anpassungslasten 
auf die Klasse der Peripherie. Es ist aber zugleich der klassische Kern der Kapitalex- 
portstrategie im imperialistischen Gefälle der abhängigen Entwicklung von Kapitalex- 
port gegen Warenimport (als solche im System vom Bretton Woods Gegenstand un- 
zähliger Abhandlungen geworden). Es ist leicht vorstellbar, daß sie unter entsprechen- 
den Umständen der erste Schritt zu einem „Euroreichsmarkmarkt‘ geworden wäre, 
auf dem (wie im Eurodollarmarkt) die Schulden der Metropole „Reich“ als „Liquidi- 
tätsreserven“ zu einer gewaltigen Liquiditätsexpansion multipliziert worden wären. 


Die Abkopplung vom Gold bedeutete einen reinen Reichsmarkstandard. (Der Dollar 
sollte diese Position erst mit Aufgabe der Goldkonvertibilität in den 70er Jahren auch 
offiziell erreichen.) Dies hieß nichts anderes, als daß alle möglichen Formen von im- 
perialistischer und politischer Macht der Metropole über die Wertrelationen entfesselt 
werden konnten. Ich will hier nur einige nennen, die uns auch aus dem System von 
Bretton Woods bekannt geworden sind. 

Für die Leitwährung wirkte die Konvertibilität auf der Basis fester Währungsrelatio- 
nen und der Interventionspflicht der angeschlossenen Notenbanken wie ein giganti- 
scher und unerschöpflicher Kreditmechanismus. Seine Lasten wurden als Inflations- 
export auf die periphere Klasse übertragen, anders ausgedrückt: als Mehrwert in der 
Form einer imperialistischen Monopolrente realisiert. 


Die Anpassungslast wurde in jeder Hinsicht den Vasallen aufgebürdet, die sie mit 
ihren politischen Mitteln auf die Klasse zu übertragen hatten. (Dies ist auch der er- 
klärte Sinn, warum der NS nie auf die volle Eroberung oder eine Währungsunion mit 
einer einheitlichen Währung abzielte.) 

Alle möglichen Lasten wurden politisch in die Verrechnung einbezogen. So wurden 
die Besatzungskosten in der Form von „‚Großraumopfern“ als deutsche Kredite ver- 
bucht. Dem deutschen Konto bei der Bank von Frankreich wurden vom 25.Juni 1941 
bis zum Jahresende der Gegenwert von 3,8 Milliarden Reichsmark gutgeschrieben, im 
Zeitraum Januar bis September 1943 waren es schon 8,7 Milliarden. Norwegen wur- 
den bis Ende 1942 6 Milliarden Kronen in Rechnung gestellt, Griechenland 200 Mil- 
liarden Drachmen, der Kroatischen Staatsbank 2,7 Milliarden Kuna usw. Der Schleier, 
den die Zahlungsbilanzberechnungen über eine solche Rentenabpressung legte, wirkte 
sogar bis in die Geschichtsschreibung erfolgreich. Millward und Herbst behaupten tat- 
sächlich, daß Deutschland im Jahr 1942 im Verhältnis zu Dänemark, der Slowakei, 
Schweden, der Türkei und Bulgarien sogar ein Aktivsaldo im Verrechnungsverkehr 
zustandegebracht habe. 

Über die Renten, die aus dem imperialistischen Gefälle der internationalen Abhängig- 
keit auch innerhalb der multinationalen Unternehmen realisiert wurden, gibt es keine 
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genauen Befunde. Es steht aber außer Zweifel, daß aus den Preisfestsetzungen für 
Saatgut, Düngemittel, Kapitalinvestitionen, Ersatzteile usw. gigantische Profite ge- 
schunden wurden. „Terms of trade“ ist der wohltuend objektive Begriff, unter dem 
sich die Mehrwertmassen verbergen, die über die Abhängigkeiten der funktionalen Ar- 
beitsteilung im Gesamtrahmen und innerhalb der Multis realisiert und in der neuen 
Finanzordnung heute wie damals transferiert werden. 

Schon erwähnt worden ist, daß das aus den Fesseln des Goldes befreite Leitwährungs- 
system in beiden „Neuen Ordnungen“ erst die abhängige Entwicklung von Kapital- 
export gegen Warenimport in gigantischem Umfang dynamisieren konnte. Es wurden 
zum eigentlichen Transportmittel für die technologischen Kampfformen der Zerstö- 
rung und Aussonderung. 

Die Einbeziehung der Geldüberweisungen der Wanderarbeiter in ihre Heimat in die 
Kapitalexportdynamik gehörte damals wie heute zum technischen Repertoire. (Wenn 
die Wanderarbeiter aus Deutschland das Geld in ihre Heimat überweisen, mit dem 
dann landwirtschaftliche Maschinen in Deutschland gekauft werden, dann ist uns die- 
se Investition wenigstens abgenommen, hieß es in einem Memorandum.) 


Das Resümee: Das Finanzsystem beider „Neuen Ordnungen“ ist die geldtechnische 
Seite einer Medaille, deren investive Seite auf die Zerstörung, Aussonderung und Ver- 
nichtung der Subsistenz im Klassenkampf durch „Entwicklungshilfe“ zielt. Beide 
sind verschiedene Ausdrucksformen ein und derselben Sache. Das internationale Wäh- 
rungssystem ist notwendiger Bestandteil dieser Vernichtungstechnik. Einmal in Gang, 
produziert und dynamisiert es die vernichtenden Entwicklungswaffen gegen die Klas- 
se. Vernichtung ist die Absicht dieses Systems. Wenn Reiner Tetzlaff in seinem Buch 
über die Weltbank die durch die Entwicklungsprogramme der Weltbank ‚vergessenen 
oder an den Rand gedrängten Armutsgruppen — immerhin einige hunder Millionen 
Menschen —“ beklagt, die „nicht einfach nur überzählige Konsumenten, sondern — 
horribile dietu — oftmals ganz überflüssig sind‘‘, dann sind diese überflüssigen Men- 
schen, die jetzt unter der Oberaufsicht des IWF beseitigt werden, die Brüder und 
Schwestern der „überflüssigen Esser“, auf deren Beseitigung die Neue Ordnung des 
NS abzielte. Brüder und Schwestern nicht nur unter dem Vernichtungsprogramm der- 
selben Entwicklungstechnologie, sondern Brüder und Schwestern im Widerstand aus 
derselben Subsistenz. 

Die nationalsozialistische Neue Ordnung konnte ihre Vernichtungsstrategie nicht 
konsolidieren. Der militärischen Niederlage entsprach monetär die finanzielle Pleite, 
in die die zwangsweise Verschuldung über den Clearingmechanismus führen mußte. 
Das Kapital braucht den Schein der Legitimität, den es durch die offene Gewalt und 
die Vernichtung nicht herstellen kann, sonst ist auch sein Geldschein nichts wert. 
Aus dem Grund war der NS auch für das zivilisierte amerikanische und englische Ka- 
pital nicht tragbar. Ende 1943 waren die Clearingschulden der Verrechnungskasse auf 
26 Milliarden Reichsmark (ohne Berücksichtigung der Besatzungskosten etc.) ange- 
wachsen. Schon Mitte 1942 jammerte Finanzminister Graf Schwerin von Krosigh in 
einem Brief an Göring, daß die Schwarzmärkte in Südosteuropa nicht mehr zu kon- 
trollieren seien, daß sich der Goldstandard untergründig wieder durchsetze, daß die 
exportierte Inflation zurückschlage, kurz: daß der Gedanke des multilateralen Clea- 
rings pleite sei. Er hatte völlig unrecht. Die Neue Ordnung des NS war auf dem vollen 
Weg nach Bretton Woods, in ihre „zivilisierte‘‘ Phase. 


Krk 
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IV. Das „Panamerikanische Kartell”: 
Der Imperialismus probt die 
„Neue Ordnung” 


„Friedrich List, ... ein vollkommener Nationalsozialist...” 

(Franz Neumann, s.o.) 

„Für die Amerikaner hat der größte Teil dieses Programms (NS - Neue Ordnung) 
einen familiären Klang. Es klingt wie eine begradigte und modernisierte Version von 
Henry Clays ‚American System”, das eine so bedeutende Rolle in der Wirtschaftsge- 
schichte dieses Landes gespielt hat. Das ist auch kein Zufall. Großraumwirtschaft 
geht direkt zurück auf den Deutschamerikaner Friedrich List, der einer der bedeu- 
tendsten Schüler Alexander Hamiltons und ein enger Freund Henry Clays war.’ 
(Peter Drucker 1940 in „Harpers Magazine’’). 


‚Plan des Präsidenten! Roosevelt drängt auf drei ‘Monroe-Doctrines’!’”’ 

(New York Times vom 7.7.1940 zur Roosevelt/Morgenthaus Plan, Lateinamerika un- 
ter der Führung der USA zu einem Großraumkartell neben der ‚‚Neuen Ordnung” zu 
organisieren). 


„Eine Art von Kontinentalismus, die direkte Ähnlichkeit mit der nationalsozialisti- 
schen Konstruktion der „Neuen Ordnung’ aufweist.” 

(Prof. Simons, Chicago 1943, zu Roosevelt/Morgenthaus panamerikanischem Kartell- 
plan vom Juli 1940). 


„Wohin wir auch immer blickten, wir sahen dasselbe Panorama: die Landwirtschaft, 
ob in fazendas, estancias, Zuckerherstellung, Viehwirtschaft, überall gehorchte sie 
den Regeln der sogenannten „Subsistenzökonomie’', anstelle der „Profitökonomie”', 
anstelle des eigentlichen kapitalistischen Profits, des ‘lucrum in infinitum’, wie der 
Heilige Thomas es ausdrückt.” 

(Oliveira Vianna in ‚Correio da Manha’, Juli 1939 über die brasilianische Ökonomie.) 


Simons war nicht der einzige honorige amerikanische Wirtschaftswissenschaftler, der 
den Plan eines „Panamerikanischen Kartells’”” als Kopie der nationalsozialistischen 
„Neuen Ordnung” klassifizierte. Seit der Konferenz von Bretton Woods liegt dieser 
Plan unter dem wohltätigen Schleier des Vergessens begraben. Er verdient unsere be- 
sondere Aufmerksamkeit, weil er in wenigen hektischen Planungswochen des Juni/Ju- 
li 1940 zeitlich und inhaltlich parallel zur nationalsozialistischen Neuen Ordnung ent- 
wickelt wurde. Der Zeitpunkt ist vor allen Dingen darum interessant, weil im Som- 
mer 1940 noch nicht entschieden war, ob die Vereinigten Staaten England in seinem 
Krieg mit NS-Deutschland endgültig fallenlassen würden, um das Commonwealth be- 
sonders in seinen lateinamerikanischen Stützpunkten beerben zu können. Dies hin- 
derte natürlich nicht, sich den besonderen strategischen Wert der englischen Kriegsan- 
strengungen zunutze zu machen: die englische Seeblockade gegen Deutschland und 
die zunehmende Schwäche der englischen Wirtschaft ( die in den Lieferbedingungen 
für militärisches Material durch die USA systematisch weiter ausgepowert wurde) lie- 
ferten ganz Lateinamerika praktisch in die Hände der USA. Das amerikanische Kapi- 
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tal und seine Regierung zögerten nicht, diese Situation zu nutzen und zu versuchen, 
nach beinahe 10 Jahren schleppender Entwicklung des „Gute-Nachbarschafts-Imperi- 
alismus’’den gesamten Kontinent auf eine neue „Großraumwirtschaft” (so auf Origi- 
nal-Amerikanisch), auf eine ‚New Order” zuzurichten (um den Lateinamerikadirek- 
tor des Washington College of Foreign Service im Wortlaut zu zitieren). Nelson Rocke- 
feller drückte dies 1940 in einem Brief an Roosevelt unverblümt aus: „Zum ersten 
Mal haben wir die Möglichkeit, die kulturellen und ökonomischen Bande zwischen 
den amerikanischen Republiken auf Dauer festzulegen, die Sie in den letzten Jahren 
zu stärken versucht haben.” Vizepräsident Wallace beschwor vorwurfsvoll einen ein- 
heitlichen ökonomischen Block der Vereinigten Staaten und Lateinamerikas: Wenn 
die Nation eine unerträgliche Steigerung der Arbeitslosigkeit vermeiden wolle, sei sie 
auf einen Kapital- und Warenexport von 4 Milliarden Dollar pro Jahr angewiesen. 


Eingeleitet wurde diese kurze Phase der Planung des Panamerikanischen Kartells 
durch ein Memorandum von Adolf Berle (einem Verbindungsmann von Morgenthaus 
Schatzamt im Außenministerium) an Sumner Welles vom 24.Mai 1940. Es sah die 
Kontrolle über den gesamten Handel der westlichen Hemisphäre vor. Erweitert wurde 
es durch ein Memorandum von Berle an Welles vom 10. Juni 1940 unter der Über- 
schrift „Ein ökonomisches Programm für ganz Amerika”, das mit der Handelskon- 
trolle auch die Kontrolle über die gesamte Produktion forderte. Wörtlich: Es ging um 
die „ ....Einrichtung einer gesamtamerikanischen Markt- und Produktionskontrolle, 
die ermächtigt werde, die notwendigen Entscheidungen über die Produktion der 
einzelnen Waren zu treffen und über die Entwicklungsrichtung der einzelnenVolks- 
wirtschaften.” Roosevelt war begeistert über diese Form der Ausdehnung des New 
Deal auf die ganze Hemisphäre. Er gab den Startschuß zu einer heißen und hekti- 
schen Planungsphase auf allerhöchster Ebene. Eine interministerielle Arbeitsgruppe 
(‚„Interdepartmental Group”) für internationale ökonomische Nachkriegsprobleme 
und -politik, zu der unter Leitung des alten Osteuropaspezialisten Leo Pasvolsky auch 
Adolf Berle und Harry White gehörten, bereitete in ununterbrochenen Arbeitssitzun- 
gen die Vorschläge für ein eingeschränktes Kabinettskomitee unter Leitung von 
Roosevelt selbst vor, das sich aus Außenminister Hull, Finanzminister Morgenthau, 
Handelsminister Hopkins und Landwirtschaftsminister Wallace zusammensetzte. Die 
entscheidende inhaltliche Ausrichtung bekam dieser höchste Regierungsstab durch 
die unmittelbare Einschaltung und Beteiligung von Nelson Rockefeller. Er brachte 
die Interessen der führenden Wirtschaftskartelle als frisch von Roosevelt persönlich 
ernannter „Coordinator of Inter-American Affairs’ ein. Einfluß hatten hier nicht nur 
die strammen New Dealer aus seinem Konzern Standard Oil, wie Teagle und Howard, 
sondern auch erklärte Nazis, wie Graeme Howard von General Motors und Clarence 
Dillon von Dillon Read and Company. Rockefeller (zugleich auch Präsident der Inter- 
American Development Commission) faßte die Vorstellungen des von ihm repräsen- 
tierten amerikanischen Monopolkapitals schon am 14. Juni in der Aufforderung zu- 
sammen, in einem Rahmen gesamtamerikanischer Kooperation und Abhängigkeit 
reinen Tisch zu machen. „Egal wer siegt, Deutschland oder die Alliierten, die Verei- 
nigten Staaten müssen ihre Position durch ökonomische Maßnahmen stärken ... Die 
Reichweite und der Umfang der Maßnahmen müssen ausreichen, um den Erfolg zu 
erreichen. Halbe Sachen könnten schlimmer als nutzlos sein. Sie würden die Vereinig- 
ten Staaten dem Gelächter und der Verachtung aussetzen.” Er verlangte, die gesamte 
Produktionsstruktur Lateinamerikas auf die Bedürfnisse der USA hin auf einen Schlag 
total zu rationalisieren. Bestimmte wirtschaftliche Aktivitäten und Wirtschaftszweige 
einzelner amerikanischer Länder müßten vollständig aufgegeben und beseitigt wer- 
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den. Zölle hätten, im Hinblick auf industrielle und landwirtschaftliche Interessen der 
Vereinigten Staaten zu verschwinden. Privater und staatlich regulierter Kapitalexport 
nach Lateinamerika sei in erster Linie in die Ausbeutung der Rohstoffressourcen zu 
lenken. Produktionsüberschüsse seien einem zentralisierten Management zu unterwer- 
fen. Die Reconstruction Finance Corporation und die Export-Import-Bank sollten 
das Marketing der Überschüsse und den langfristigen Kapitalexport finanziell koordi- 
nieren. Als Transfermedium des neuen imperialen Zugriffs war eine eigens auf La- 
teinamerika zugeschnittene Sonderleitwährung vorgesehen, der „L-Dollar”. Über ein 
zentrales Clearing-Institut sollte er den ungehinderten und flexiblen Kapitalexport in 
jeden Winkel des Kontinents ermöglichen. Im Gespräch waren (neben der Export-Im- 
port-Bank) ein Stabilization-Fund (Morgenthaus ‚jüngstes Kind”, wie er ihn zärtlich 
nannte) und Whites Neuschöpfung (nach dem Muster des Fund), die Inter-Amerikani- 
sche Bank (die Vorform des IWF). Der Außenhandel dieses Großraums sollte über 
eine besondere Agentur zentralisiert werden. 


Das interministerielle Komitee faßte diese Vorschläge ohne Abstriche in einem end- 
gültigen Entwurf zusammen, der Roosevelt am 20. Juni unterbreitet wurde. Roose- 
velt war begeistert. Schon am 21. Juni präsentierte er diesen Plan persönlich der 
Öffentlichkeit. Für ihn war er nicht etwa nur eine Defensivmaßnahme gegen die Neue 
Ordnung des NS, für ihn war er die Projektion seines New Deal auf die ganze westli- 
che Hemisphäre. Das Konstrukt einer Sonderwährung für ganz Lateinamerika aus 
Morgenthaus Schatzamt löste besondere Befriedigung bei ihm aus. Er drängte auf die 
schnelle Durchführung des Projekts. 


Dies ist der Hintergrund für seinen Plan einer Koexistenz dreier Monroe-Doktrinen. 
Die hektische Betriebsamkeit bei der Vorbereitung des Plans zielte auf die gerade lau- 
fende interamerikanische Konferenz von Havanna. Sie erlebte dort auch ihre Pleite. 
In Anbetracht massiver Kritik aus allen Teilen Lateinamerikas, diese Eskalation des 
Yankee-Imperialismus bedeute die endgültige Unterwerfung, war der Kartell-Plan 
noch nicht einmal in Ansätzen durchsetzbar. Die USA konnten ohne sofortige radika- 
le Umstellung der landwirtschaftlichen Produktionsstruktur Lateinamerikas keine 
Markträume anbieten. Minister Wallace vom Landwirtschaftsministerium mußte zu- 
gestehen, daß man mit der Planung komplementärer Aufnahmekapazitäten auf dem 
amerikanischen Agrarmarkt nicht früh genug begonnen hatte. Außerdem hatten in- 
zwischen angestellte genaue Berechnungen der nord- und südamerikanischen Produk- 
tions- und Marktkapazität ergeben, daß kurz- und mittelfristig eine Verzahnung der 
Strukturen ohne Inanspruchnahme von Märkten und Rohstoffquellen außerhalb des 
Großraums nicht möglich sei. Dies ist der Grund, warum die Vereinigten Staaten 
dazu übergingen, England in der Auseinandersetzung mit Deutschland solange zu stüt- 
zen, wie es eben ging, und später in der Ära des „undeclared war” Schritt für Schritt 
in den Krieg einzusteigen. Es ist völlig gleichgültig, inwieweit das Panamerikanische 
Kartell-Konzept eine Defensiv- oder Offensivstrategie gegen die nationalsozialistische 
Neue Ordnung darstellte. Dies betrifft nur den Aspekt der imperialistischen Konkur- 
renz. Weit wichtiger ist, mit welcher Unverschämtheit und Brutalität die imperialisti- 
sche Offensive nach Lateinamerika unter dem Schutz der Blockade des schon am 
Boden liegenden englischen Imperialismus projektiert wurde. 

In Anbetracht der bisherigen Ausführungen bedarf es wohl keiner eingehenden Unter- 
suchung, wie weitgehend die US-“Neue Ordnung” von der NS-“Neuen Ordnung” ab- 
gekupfert war. Großraum, Leitwährungsstruktur, internationale Arbeitsteilung einer 
abhängigen Entwicklung von Kapitalexport gegen Rohstoff- und Nahrungsmittelim- 
port, erzwungene Komplementarität der Produktionsstruktur, diese tragenden Be- 
standteile beider Ordnungen sprechen eine unmißverständliche Sprache. 
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In neueren amerikanischen Monographien wird immer wieder hervorgehoben, daß das 
US-Kapital darauf abzielte, nicht nur den englischen sondern vor allem den deutschen 
Imperialismus in seinen sämtlichen erst in den vier letzten Jahren eroberten latein- 
amerikanischen Positionen zu beerben. Bemerkenswerter noch ist der Umstand, daß 
ein großer Teil der Konzerne, deren Interesse Rockefeller als frischgebackener „Ko- 
ordinator” in die lateinamerikanische Offensive hineinbündelte, unter der Führung 
unzweideutig nationalsozialistischer Sympathisanten stand (Ford, General Motors, 
Dupont de Nemours, ITT), die alle langjährige und über das Jahr 1940 hinaus gepflegte 
ökonomisch-technologische Beziehungen mit ihren deutschen Schwestern unterhielten. 
Von besonderem und delikatem Interesse ist in diesem Zusammenhang die Beziehung 
zwischen Rockefellers Standard Oil und der IG - Farben. 1929 hatten sie sich zu ei- 
nem gigantischen Weltkartell über die Aufteilung der Ausbeutung und des Vertriebs 
petrochemischer Produkte (Standard Oil) und synthetischer Parallelentwicklungen 
(IG - Farben) zusammengeschlossen. Diese Zusammenarbeit wurde nicht einmal 
durch den Kriegseintritt Amerikas unterbrochen, überdauerte den 2. Weltkrieg und 
rettete der gesamten IG - Konzernspitze trotz IG - Auschwitz und Zyklon B den 
Kopf, Standard-Präsident Walter Teagle (als begeisterter New Dealer auch ein Freund 
Roosevelts) war über die ganzen Jahre hinweg ein Intimfreund von Hermann Schmitz 
(IG - Farben). Ihre Kontakte bis zum amerikanischen Eintritt in den Krieg waren un- 
gezählt, ob sie nun die Frage der Ausbeutung an den rumänischen Ölfeldern betraf, 
die Verwertung der Buna-Patente oder venezvlanischen Öllieferungen an das Reich. 
Natürlich läßt sich nicht belegen, daß die Beziehungen bei der Vorbereitung beider 
Neuen Ordnungen eine Rolle spielten. Ich persönlich habe keine Zweifel daran, daß 
die bedeutungsvolle und detaillierte IG - ‘“Friedensplanung” vom Sommer 1940, die 
im Zentrum der Neuordnungsplanung des ‘NS stand, sich komplementär auf das Pan- 
amerikanische Kartell Rockefellers bezog. Die Passagen der „Friedensplanung”, die 
sich mit der westlichen Hemisphäre befassen, lassen auf bemerkenswerte Weise die 
Rücksicht auf eine Koexistenz beider Neuer Ordnungen aufscheinen. 


Dies alles müssen wir berücksichtigen, wenn wir Roosevelts Antwort auf Keynes’ 
„Neue-Ordnungs-Konzept” im Mai 1941 richtig würdigen wollen. In der Tat: die 
Nachkriegsfinanzordnung von Keynes, die Funks „Neue Ordnung” zur gemeinsamen 
Grundlage des US-amerikanischen und englischen Imperialismus machen würde, 
sollte nach Roosevelts Vorstellungen ‚die ganze Welt zu ihrem Terrain machen” und 
vor allem Lateinamerika nicht vergessen. Denn aufgegeben hatten die amerikanischen 
Neuordnungsplaner nach ihrer etwas hastigen Initiative im Jahre 1940 und ihrer 
prompten Pleite nicht. Rockefeller setzte seine Tätigkeit als Koordinator des Comit- 
tee on International Affairs unbeirrt und ohne Änderungen seiner Zielvorstellungen 
fort. White, der in der Junikonferenz in Havanna die Positionen des Finanzministers 
Morgenthau vertreten hatte, avancierte im September zum Verbindungsmann Mor- 
genthaus in Rockefellers Komitee. Aus dieser Zeit datieren auch seine schon ange- 
sprochenen Bemühungen um die finanzielle Konsolidierung des Batista-Regimes in 
Kuba, die so erfolgreich waren, daß sie noch 1950 von der Weltbank gelobt wurden. 


Whites besonderer Beitrag im Rahmen des Panamerikanischen Kartell-Plans für die 
Konferenz von Havanna war der Vorschlag einer Inter-Amerikanischen Bank gewe- 
sen, die (mit umfangreichen Reserven und Überziehungsmöglichkeiten ausgestattet) 
als finanztechnische Drehscheibe fungieren sollte und über die die Schleusen für die 
gigantischen Investitionsströme des New Deal in die gesamte Hemisphäre geöffnet 
werden sollten. Am 10. Mai von der US-Regierung gebilligt, wurde der Vorschlag vom 
Kongreß nicht mehr ratifiziert, wohl im Hinblick auf die Pleite in Havanna (bezeich- 
nend ist, daß er bei der Einleitung der Entwicklungsdekade 1960 wieder aus der Schub- 
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lade hervorgeholt wurde). Die Zielprojektion, die in der Stunde der Wahrheit des Pan- 
amerikanischen Kartells wie nie zuvor und auch später nicht mehr in derartiger Deut- 
lichkeit offengelegt wurden, bildeten auch die Leitlinien für Whites weitere Arbeiten 
an einem imperialistisch-währungstechnischen Medium, zunächst noch für Latein- 
amerika und in Zusammenarbeit mit Rockefellers Komitee. Als White am 14. Dezem- 
ber 1941 von Morgenthau mit der Vorbereitung zur Gründung eines Inter-Alliierten 
Stabilisierungsfonds beauftragt wurde, mobilisierte er seine hier gewonnenen Erfah- 
rungen schon zwei Wochen später in dem 12 Seiten langen Memorandum: ‚‚Pro- 
grammvorschlag für eine Inter-Alliierte Geld- und Bankaktion”. Seine Begründung 
knüpfte erkennbar an die Grundgedanken zur Inter-Amerikanischen Bank an. 

White schlug die Gründung eines Inter-Alliierten Stabilisierungsfonds und einer Inter- 
Alliierten Bank vor (heute IWF und Weltbank). Obwohl nunmehr mit dem „Terrain 
der ganzen Welt” im Visier, waren sie doch immer noch auf das Terrain seiner ersten 
panamerikansichen Vorstöße orientiert. Am 6. Januar 1942 schickte White dem Staats- 
sekretär Welles vom Außenministerium sein Memorandum zu mit der Bitte, es in der 
Panamerikanischen Konferenz von Rio de Janeiro in Kürze zur Diskussion und Ab- 
stimmung zu unterbreiten. Dies geschah und auch wenn ein gesonderter imperialisti- 
scher Vorstoß nach Lateinamerika zugunsten „der ganzen Welt” ad acta gelegt war, so 
spielte die Konferenz von Rio im Gesamtkonzept der Durchsetzung der Neuen Ord- 
nung eine bedeutende Rolle. Mit Hilfe der allmählich unter den bedrückenden Aus- 
wirkungen der Blockade gleichgeschalteten lateinamerikanischen Regierungen sollten 
die USA auf der Konferenz von Bretton Woods einen großen Teil ihrer Vorstellungen 
durchsetzen können. 


„The Union would provide a genuine Lebensraum.” 
„Ihis region is its Großraumwirtschaft”’ 


Die Wirtschaftsgeschichtsschreibung über die Ära von Bretton Woods hatte völlig 
recht, das Panamerikanische Kartell der Nacht des Vergessens zu überlassen. Es ist 
der Schlüssel zum Verständnis der Bestrebungen der Allianz von Roosevelt, dem 
Schatzministerium Morgenthaus und Rockefellers Industriekartell, die nationalsozia- 
listische „Neue Ordnung” zur Blaupause einer neuen Ordnung für die Weltzu machen. 
Roosevelts Begeisterung über diese Expansionsmöglichkeiten des New Deal, Rocke- 
fellers unbedingter Zugriffswille völlig unabhängig vom Ausgang des Kriegs, sie sind 
der Ausdruck eines kurzen imperialistischen Glücksrausches, der eine völlig eigenstän- 
dige Dynamik neben den Alltagssorgen der imperialistischen Konkurrenz mit Deutsch- 
land und England darstellte. Die Kaltschnäuzigkeit, mit der die Vereinigten Staaten 
im kurzen Sommer des Kartells die englische Wirtschaft für die Lieferung vonKriegs- 
material bluten ließen (immer schön bis kurz vor die Grenze, deren Überschreitung 
ein englisch-deutsches Arrangement schon aus militärischen Gründen unausweichlich 
gemacht und die Vorteile der Blockade beseitigt hätte), diese kalkulierte Kaltschnäu- 
zigkeit begründet erhebliche Zweifel daran, daß die Angst vor der nationalsozialisti- 
schen ‚Neuen Ordnung” bei dem Vorhaben, diese selbst auf Lateinamerika zu über- 
tragen, irgendeine Rolle gespielt hätte. Die Blockade und Englands Schwäche, die ge- 
rade zu ihrer Aufrechterhaltung ausreichte, waren eben eine besonders günstige Ge- 
legenheit. Das Kartell ist der historiographische Schlüssel für die ameikanische- Tür 
zum Konferenzsaal von Bretton Woods. Als konkretes Projekt für Havanna ist es fal- 


273 


lengelassen worden, als Modell großraumwirtschaftlicher Strategie nicht. Roosevelt, 
Wallace, Berle, Morgenthau, White usw. haben über ihre imperialistische Begeisterung 
dieser Tage später kein Wort mehr verloren. White hat gradlinig auf der monetären 
Ebene weitergemacht. Für Rockefellers Komitee schien die Pleite von Havanna nur 
den Adrenalinstoß für noch intensivere Aktivitäten zu mobilisieren: die Jahre bis zum 
Kriegsende galten den ersten Vorstößen der Zerstörung der Subsistenz durch Pilotini- 
.tiativen der „Grünen Revolution”, wie etwa sein „Forschungsprogramm” mit neuen 
Getreidesorten, mit dem sein Team von Landwirtschaftsexperten 1943 Mexiko über- 
fiel. Der einzige, der dem Kartell immer mißtrauisch gegenüber gestanden hatte, war 
Außenminister Hull, denn er war ein Imperialist aus der alten „laissez-faire”-Schule. 
Seine Haltung spielte aber bei der Aufgabe des Plans keine Rolle. Kurzfristig entschei- 
dend war vielmehr der Widerstand aus Lateinamerika. Langfristig lag der Aufgabe des 
Kartellplans sicher eine Grundsatzentscheidung aus dem Sommer/Frühherbst zugrun- 
de. Die schon angesprochene Berechnung der Rohstoffbilanzen und Marktkapazitä- 
ten ließ zum Ende des Jahres 1940 auch die Befürworter des Kartells zu der neuen 
Linie übergehen, den hemisphären Rahmen zugunsten neuer Großraumprojektionen 
unter Einschluß Afrikas und Asiens und unter Verzehr der englischen, belgischen, nie- 
derländischen, französischen Imperien zu sprengen. Dies ließ keinen Spielraum für ein 
Arrangement mit irgendeinem anderem Imperium (auch nicht dem NS-Großraum) 
mehr übrig. 


Schließlich ist das Kartell auch das Scharnier, das die Vorstellungen der amerikani- 
schen Kommandobrücke des New Deal für eine neue Weltfinanzordnung mit der na- 
tionalsozialistischen „Neuen Ordnung’ verband. Seine kurze Blüte war nicht etwa ein 
isoliertes Produkt, vielmehr hatte sie ihre Wurzeln in einem unglaublichen Morast 
amerikanischer „Geopolitik” (auch ein amerikanischer Ausdruck des damaligen impe- 
rialistischen Sprachgebrauchs). „Geopolitik” war der paradigmatische Ort der natio- 
nalsozialistischen Großraumkonstruktionen. „Geopolitik” war aber zugleich das Eti- 
kett für eine breite politische Diskussion über die Möglichkeiten einer funktionalen 
Großraumordnung im Rahmen der „Westlichen Hemisphäre”. The Geopolitikers: ich 
kann hier noch nicht einmal den Versuch machen, alle Schattierungen wiederzuge- 
ben, die sich vom rechten republikanischen Abgeordneten Hauptmann Knox bis zum 
Linkskeynsianisten Alvin Handen kurz- oder längerfristig unter diesem Etikett getum- 
melt haben. In diesen Sumpf gehört auch die inflationäre Flut deutscher geopoliti- 
scher Begriffe, mit denen Peace und Freedom ‚in a better Lebensraum” versprochen 
wurden, in denen die südamerikanische Region als ‚the United States geopolitical 
domain, its Großraumwirtschaft” klassifiziert wurde etc. Dies ist der Sumpf, aus dem 
die kurze Blüte des Panamerikanischen Kartells sproß, und er hilft im gleichen Maße, 
dieses richtig zu interpretieren, wie auch das Kartell erst die eigentliche politische Be- 
deutung dieses Sumpfs erschließt. Nicht etwa, daß all dies die US-Geopolitiker zu Na- 
zis gemacht hätte, „jedenfalls nicht bewußt”, wie Vera Dean, eine der klügsten 
Kommentatorinnen der ganzen Epoche, abschwächend sagt, denn sie verbänden da- 
mit wenigstens keine Rassetheorien. In der Tat: es war ja auch die zivilisierte Version 
der „Neuen Ordnung”. 
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Das Panamerikanische Kartell 
und die südamerikanische Subsistenz 


Der Weg des US-Kapitals in die Neue Ordnung von Bretton Woods folgte in bestimm- 
ten Stadien den technischen Vorgaben der Neuen Ordnung des NS, diese war einfach 
weiter entwickelt. Gleichwohl lag darin nicht die Übernahme einer Erfindung. Die 
Vorgeschichte des Panamerikanischen Kartells beginnt ebenfalls mit der Weltwirt- 
schaftskrise und weist mit der Entwicklung der NS-Strategie in den südosteuropäischen 
Raum völlig unzufällig Parallelen auf. Ich bin sicher, daß ich mir die Dankbarkeit des 
Lesers verdiene, wenn ich die Linie nur grob nachzeichne. 


Zwischen 1929 und 1933 war das Bruttosozialprodukt der USA um 29% gefallen, die 
industrielle Produktion um 54%. Die Stahlindustrie war auf eine Kapazitätsauslastung 
von 12% gesunken. Zwischen 1929 und 1933 stieg die Arbeitslosenzahl von 3% auf 
über 25%, 1933 waren annähernd 15 Millionen Menschen ohne Arbeit. Die 30er Jah- 
re erlebten die größte Arbeitslosenbewegung in der Geschichte des Landes. Die Hun- 
germärsche nach Washington, die bewaffneten Auseinandersetzungen mit den durch 
die Banken enteigneten Bauern, die Unruhen in den Bergbaugebieten Kentuckys er- 
reichten in den ersten Jahren nie zuvor erlebte Dimensionen. Der populistische New 
Deal Roosevelts, der nach seinen eigenen Worten das System des privaten Profits und 
freien Unternehmertums vom Rande des Ruins retten sollte, reflektierte von Anfang 
an den: Zusammennang zwisunen der Stagnation der Profitrate und den Investitions- 
möglichkeiten auf der vinzn und dem abrupten Bruch des imperialistischen Werttrans- 
ters auf der anderen Seite. Durch die gesamten 20er und frühen 30er Jahre hindurch 
wurden die lateinamerikansichen „‚Republiken” von neuartigen Bauernbewegungen 
erschüttert, in deren Rahmen Landbesetzungen an der Tagesordnung waren und die 
auch den Überfall in die Städte nicht scheuten. Anarclistischesn uni kommunisti- 
schen Bewegungen gelangen erstmals bedeutendere Mobilisierungen der bis dahin 
„unpolitischen” Unterklassen. Die vielfältigen Formen der Subsistenzökonomie der 
Indianer und Latinos erzeugten einen Druck, der zugleich auf die Latifundisten und 
eine junge Bourgeoisie wie auch eine dünne Mittelschicht traf, deren Lebensstandard 
unter der Krise stark getroffen wurde. In der zweiten Hälfte der 20er Jahre erreichten 
die Auslandsverpflichtungen Lateinamerikas astronomische Dimensionen. Jährlich 
wurden etwa 660 Millionen Dollar allein an Kapitaldienst gezahlt, etwa das Dreifache 
des Kapitalzuflusses. Populistische und Volksfrontregierungen erklärten unter dem 
Druck der Klasse in schneller Reihenfolge den absoluten Zahlungsstopp. Ende 1935 
waren 85% der lateinamerikanischen Dollarobligationen insolvent. 


Roosevelt maß der imperialistischen Dimension eine besondere Bedeutung für Krise 
und Krisenmanagement zu. 1934 formulierte er eine internationale ökonomische Ge- 
samtstrategie, um die verschlossenen Märkte wieder zu öffnen und den Außenhandel 
zu stimulieren, der von 10 Milliarden Dollar im Jahre 1929 auf 3 Milliarden 1932 
gesunken war. In ihren Anfängen war seine Strategie der nationalsozialistischen, abeı 
auch der englischen nicht unähnlich: gegenseitige Handelsabkommen und ein selekti- 
ver Gebrauch der Meistbegünstigungsklausel sollten in zunächst bilateralen Vorstös- 
sen wieder Räume öffnen. Es war klar, daß die alte Dicke-Knüppel-Politik der Schul- 
deneintreibung keine Chance mehr hatte. Diese Einsicht markiert den Beginn der Po- 
litik der „guten Nachbarschaft”, des Instruments der Durchdringung Lateinamerikas. 
Sie war — ohne Gewaltmittel wie die spätere Blockade — zunächst nicht besonders er- 
folgreich (wenn man einmal von dem umfangreichen Vertragspaket mit Brasilien aus 
dem Jahre 1935 absieht), einmal, weil die alten Gläubiger Roosevelt und Hull immer 


275 


wieder einen Knüppel zwischen die Beine warfen, und sicher auch, weil der Yankee- 
Imperialismus noch lange von seinem schlechten Rufin Lateinamerika zehren konn- 
te. Vor allem aber sollte sich ein Umstand als hinderlich erweisen, der auch später die 
Erfolgsaussichten des „‚Kartells”” von Anfang an beeinträchtigen: die Produkt- und 
Handelsstruktur waren nicht mehr komplementär: der argentinische Weizen, das uru- 
gayische Fleisch stießen auf amerikanische Konkurrenzprodukte. Viel später als 
Schacht begann das amerikanische Landwirtschaftsministerium, über eine Agrarkar- 
tellierung nachzudenken. 


"Wie in Deutschland und England nahm die Defizitfinanzierung ungekannte Ausmaße 

an. Das Budgetdefizit lag in manchen Jahren (1935/36; 1938/39) bei 50%. Die Aus- 
gaben waren doppelt so hoch wie die Einnahmen. Melchior Palyi, zugleich ein hervor- 
ragender Kenner der NS-Ökonomie, denunzierte die Strukturänderungen der New 
Deal-Finanztechniken in einem Strukturvergleich mit den deutschen, italienischen 
und japanischen Methoden als Form der „totalitären Kontrolle”. Investitionen liefen 
allein über das Finanzministerium, das amerikanische Kapital stagnierte in einem In- 
vestitionsboykott (mit Ausnahme der Investitionen in große Fusionen), die Einlagen 
bei den amerikanischen Banken lagen zur Hälfte überflüssig herum, zur anderen Hälf- 
te flossen sie in die Regierungsinvestitionen. Der „Economist” verglich 1939 die ame- 
rikanischen Banken mit einem Viermastschoner mit ungeheurer Beseglung, aber ohne 
Wind. Wenn der Wind käme, dann würde es allerdings aufregend werden. In der Tat: 
das gewaltige Kapital, die durch die Fusionen der 30er Jahre zu gigantischen Appara- 
ten aufgerüsteten Unternehmen, die imperialistische Mannschaft in den Lauerpositio- 
nen des „guten Nachbarn”, sie warteten auf die günstige Gelegenheit. 


Statt dessen bekamen sie zunächst einen unerwarteten Konkurrenten. Das NS-Kapital 
hatte (teilweise durchaus in Kooperation mit ihren affiliierten amerikanischen Schwe- 
stern) zu einer imperialistiichen Durchdringungsstrategie des lateinamerikanischen 
Kontinents angesetzt, deren Methoden bereits in Südosteuropa erprobt waren und die 
nur den etwas anderen Gegebenheiten angepaßt wurden. 


Zwischen 1933 und 1938 expandierte das NS-Kapital sein Handelsvolumen mit La- 
teinamerika um 137%, die USA lediglich um 41% und England um 19%. Der Anteil 
Deutschlands am lateinamerikanischen Handel stieg von 10% im Jahre 1933 auf 16% 
im Jahre 1938, während Englands Anteil von 23% auf 20% abnahm und der Anteil 
der Vereinigten Staaten ebenfalls leicht von 18,9% auf 18,7% zurückging. 1938 hatte 
Deutschland die Vereinigten Staaten in Argentinien, Paraguay und Uruguay überrun- 
det. Wichtiger aber noch ist die komplementäre Struktur, die das NS-Kapital im Han- 
del mit Lateinamerika in der gradlinigen Verfolgung seiner imperialistischen Zielset- 
zungen entwickelte und vertiefte. Den Vereinigten Staaten gelanges, England als größ- 
ten Exporteur industrieller Waren abzulösen, während Deutschland in dieser Hinsicht 
mit England gleichzog. Im Jahre 1938 machten die deutschen Konzerne einen großen 
Sprung vorwärts und nahmen die Spitze in der Belieferung von Brasilien, Paraguay 
und Uruguay mit industriellen Gütern ein. In allen Ländern stiegen die deutschen 
Handelspositionen aufdem Gebiet von elektrischen, chemischen, pharmazeutischen 
Waren, Eisenbahnausstattungen, landwirtschaftlichen Maschinen, Waffen, medizini- 
schen und photografischen Präzisionsinstrumenten an, zugleich nahmen die Investi- 
tionen in den Bereichen von Bau, Flugverkehr, Banken, Versicherungen und Nach- 
richtenwesen steil zu. Erst relativ spät wurde sich das US-Kapital über die grundsätzli- 
che Strategie des NS-Kapitals klar, eine neue Dynamik der abhängigen Entwicklung 
durch den ungleichen Tausch von Kapital gegen Waren im Rahmen bilateraler Clea- 
ringvereinbarungen einzuleiten. In dieser Hinsicht war es dem US-Imperialismus weit 
voraus. Mit Erstaunen mußte dieser beobachten, wie das NS-Kapital die im Schutz 
des absoluten Welthandelszusammenbruchs entstandenen nationalen Investitionszyk- 
len lateinamerikanischer Länder (vor allem Brasiliens) aufnahm und in die Dynamik 
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seines neuen Typs abhängiger Entwicklung integrierte. Das erste Entwicklungshilfe- 
programm in der Geschichte der Vereinigten Staaten war der erklärte Versuch, in der 
Konkurrenz mit dieser Dynamik ebenfalls zu versuchen, in die jeweils nationalen Ent- 
wicklungsprojekte einzusteigen und sie an eine neue imperialistische Dynamik anzu- 
koppeln. Einer der spektakulärsten „Einstiege” dieser Art war die direkte Übernahme 
eines Investitionsprojekts der Firma Krupp, die angeblich auf der Basis eines langfri- 
stigen Kredits ein ganzes Stahlwerk bauen wollte. Präsident Vargas veranlaßte die 
US-amerikanische Regierung durch gezielte Indiskretionen über die deutschen Inve- 
stitionsvorhaben, einen Riesenkredit zum Aufbau des Volta-Redonda-Stahlwerks zur 
Verfügung zu stellen. 

Das US-amerikanische Kapital lernte in dieser direkten Auseinandersetzung mit den 
NS-Strategien sehr schnell. Nachdem die englische Blockade die Bresche für seinen 
massiven Einstieg geschlagen hatte, begann es, die Strategien der abhängigen Entwick- 
lung über die Kreditbedingungen der Export-Import-Bank mit der Unverschämtheit 
eines Knastwärters zu formulieren, der genau weiß, daß er allein die Zufuhr kontrol- 
liert. Es übertraf damit noch das NS-Kapital, dessen relative Zurückhaltung natürlich 
nur dem Umstand zu verdanken gewesen war, daß es Lateinamerika nicht so fest im 
Griff hatte, wie die USA mit ihrem neuen Hemisphären-Gefängnis. Kredite wurden 
nur unter der Bedingung gegeben, daß mit ihnen der Kauf von Material und Ausrü- 
stung aus den USA und der Transport auf US-amerikanischen Schiffen finanziert wür- 
de. Im Fall von großen Bauvorhaben mußte das gesamte know-how aus den USA im- 
portiert werden, einschließlich der Ingenieure usw. In guter NS-Tradition wurden 
Investitionskredite auf die Produktion von Rohstoffen und Massen- bzw. Halbfertig- 
gütern beschränkt, die zugleich die Abhängigkeit von Werkzeug, Maschinen, Ersatz- 
teilen usw. aus den USA garantierten. Eric Johnston, einer der Präsidenten der Inter- 
American-Development-Commission, brachte es auf den Punkt: es ginge um eine 
neue Form der internationalen Arbeitsteilung mit voller staatlicher Unterstützung. 
Rockefeller, sein Chef, wurde nicht müde, die im Panamerikanischen Kartell zum 
ersten Mal brutal ausgesprochenen Grundprinzipien für eine neue abhängige Entwick- 
lung in Handbüchern mit Gebrauchsanweisungen für die Industrie zu verbreiten. Eine 
kleine ironische Notiz schrieben die Zahlungsbilanzen und Inflationsberechnungen 
selbst: bis 1945 hatten die USA die lateinamerikanischen Volkswirtschaften rettungs- 
los inflationiert. 

Allerdings: auch während des Zweiten Weltkriegs hat das US-Kapital an dem zivili- 
sierten Weg der Zerstörung und Vernichtung durch Entwicklung im wesentlichen fest- 
gehalten. Den Kampf gegen die lateinamerikanische Subsistenz sollte das US-Kapital 
erst zu einem späteren Zeitpunkt eskalieren, dann aber im Rahmen der Neuen Ord- 
nung von Bretton Woods mit ihren vielfältig verfeinerten Kredit- und Anpassungstech- 
niken. 


Lu m Pe San 7 
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V, Bretton Woods: 
Die neuen Waffen der alten Ordnung 


Wir müssen an dieser Stelle darauf verzichten, den englischen Beitrag auf dem Weg 
von der nationalsozialistischen Ordnung 1940 bis Bretton Woods näher darzulegen. 
Das anfangs wiedergegebene Zitat aus Keynes’ Brief vom 19. September 1940 mar- 
kierte nicht etwa den Beginn der britischen Orientierung an den imperialistischen 
Strategien des NS. Bereits Ende 1939 gelang es Keynes, unter Einsatz einer von ihm 
konzentrierten Gruppe einflußreicher Politiker und Wirtschaftswissenschaftler, das 
gesamte englische Außenhandelssystem kurzfristig nach dem damaligen Modellstand 
der „Neuen Ordnung‘ umzupolen. „Die zugrundeliegende Idee ist solide und gut. Wir 
haben vom deutschen System alle guten Erfahrungen übernommen‘“, sagte er ein Jahr 
später. Als Keynes sich Ende 1940 daran machte, den ersten Neue-Ordnung-Entwurf 
in Richtung der „Clearing-Union“ niederzulegen, waren die Versuche einer englischen 
Reorganisation längst auf dem Weg. 

Wenn wir hier den Reorganisationsbemühungen des englischen Imperialismus weniger 
Gewicht einräumen, dann darum, weil sie gegen die Neue Ordnung der USA keine 
Chance mehr hatten. Keynes operierte aus der reinen Defensive. Hatte er sich noch 
im Frühsommer 1940 Hoffnungen gemacht, der amerikanischen Großraum-Arroganz 
einen englisch dominierten Großraum aus den Restimperien Belgiens, Hollands, 
Frankreichs und Englands nach dem Muster einer weiteren „Neuen Ordnung“ entge- 
genzuhalten, so machte die Kriegsentwicklung, vor allem aber die unerbittliche ameri- 
kanische Abwrackpolitik gegenüber dem britischen Imperium seine Bestrebungen völ- 
lig zunichte. Das US-amerikanische Kapital forderte gebieterisch die praktische Auf- 
lösung und Übereignung des britischen Imperiums einschließlich aller rechtlichen und 
politischen Positionen als Eigenleistung für Nahrungsmittel-, Rohstoff- und Waffenlie- 
ferungen. Die sehr genauen und gründlichen Monographien hierzu lassen an den bru- 
talen US-amerikanischen Bemühungen, die lästige imperialistische Konkurrenz ein für 
alle Mal zu zerstören und in das Reich der Geschichte zu verweisen, absolut keinen 
Zweifel. 

An dieser Stelle ist auch der strategische Startpunkt Keynes’ angesiedelt, der sich 
mehr und mehr auf die Rolle eines Einzelkämpfers für das britische Empire einrichte- 
te. Seine Waffen waren das hartnäckige Beharren auf dem Sterling-Block der ‚‚imperial 
preferences‘ und der technische Vorsprung bei der Übertragung der Grundgedanken 
der „Neuen Ordnung“ in die neue globale Weltwirtschaftsordnung. Dieser Punkt ist 
nicht zu unterschätzen, denn das imperialistische System, das uns aus den letzten 
dreißig Jahren geläufig ist, war damals erst im Stadium der technischen Vorbereitun- 
gen. Durch das Konkurrenz-Gezerre zwischen White und Keynes hindurch zieht sich 
der Faden dieses Vorsprungs und der Überlegenheit und Ausgereiftheit der Keynes’- 
schen „Clearing-Union“. Es ist verblüffend, daß White an bestimmten Punkten dieser 
zweijährigen Auseinandersetzung technische Modell erwog, die große Zugeständnisse 
enthielten und die US-amerikanischen imperialen Ansprüche aus der Zeit des paname- 
rikanischen Kartells abmilderten. Dies war das einzige, worauf Keynes hinaus wollte: 
die drohende Zerlegung des englischen Imperialismus soweit wie möglich zu verhin- 
dern und die industrielle Garantie einer bequemen Nische der britischen imperialen 
Ansprüche im vorhersehbaren US-Imperium herauszuschlagen. 

Dies ist ihm jedoch nur in einem Punkt gelungen, der zudem noch unbedeutend blei- 
ben sollte. Die ‚„‚Clearing-Union‘, die er aus dem NS-Modell der internationalen Ver- 
rechnung die Institutionalisierung einer Leitwährung herausgeschnitten hatte (Eng- 
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land hatte — bar aller Reserven und niedergedrückt von vielen Milliarden Schulden — 
in dieser Beziehung keine Chance), wurde nicht verwirklicht. Das einzige Zugeständ- 
nis, das Keynes White abringen konnte, war die sogenannte „knappe Währungs-Klau- 
sel“: bei großen Zahlungsbilanzungleichgewichten sollte das Gläubigerland (etwa 
durch Reduktion der Zölle, Exportrestriktion) gezwungen werden können, die Un- 
gleichgewichte durch massiven Import aus den Defizitländern auszugleichen. Diese 
Klausel ist nie angewendet worden. 

Gewonnen hat in Bretton Woods die Neue Ordnung des US-Imperialismus. Die aller- 
erste Zielsetzung Morgenthaus und Whites (gestützt durch eine in dieser Hinsicht 
kompromißlose Expansion des Dollareinflusses im Rahmen der Besatzungspolitik) 
wurde mit der institutionalisierten Suprematie des Dollars als Leitwährung durchge- 
setzt. Die Währungsrelationen wurden im Verhältnis zum Dollar definiert, der seiner- 
seits in Gold konvertiert werden konnte (Artikel IV, Sektion 1). In diesem System 
von festen Wechselkursen wurden den übrigen Ländern, nicht jedoch den USA, die 
Aufgabe und Last der Wechselkurspflege und internen Anpassungsmaßnahmen aufge- 
bürdet: für das System des Dollarimperialismus wurde vor allem die Verpflichtung 
bedeutsam, Dollar zur Stützung des Wechselkurses aufzukaufen, gegebenenfalls riesige 
Dollarguthaben anzulegen. Dies ist die technische Grundlage für den systematischen 
Inflationsexport aus den USA, anders ausgedrückt: den Werttransfer von der periphe- 
ren Klasse in die Säcke des Metropolenkapitals, die absolute Dominanz der USA beiden 
imperialistischen Exportstrategien. Die gewaltigen Zahlungsbilanzdefizite begünstigen 
den US-amerikanischen Kapitalexport in einer atemberaubenden Dynamik, seit sie 
ab Ende der fünfziger Jahre zur Grundlage des riesigen Liquiditätssees im sogenann- 
ten Eurodollarmarkt wurden. All dies war — wie im NS — der finanztechnische Motor 
für den imperialistisch-technologischen Vernichtungsfeldzug gegen die Subsistenz. 
Voraussetzung für diesen Angriff war die absolute Garantie der „Konvertibilität‘“, 
der Austauschbarkeit der Währungen. Denn nur die Austauschgarantien ermöglichten - 
den investiven Angriff auf die Lebensbedingungen der Peripherie und den Werttrans- 
fer in die Metropole. Natürlich lagen die Garantien für die Konvertibilität nicht allein 
in den Institutionen des IWF. Sie lagen in der Dynamik des Angriffs, der internatio- 
nalen funktionalen Arbeitsteilung und der abhängigen Entwicklung selbst: je weiter 
die funktionale Arbeitsteilung getrieben wurde, desto weniger konnte der Klassenwi- 
derstand von unten den Abbruch des Kapital- und Werttransfers und des Zugriffs auf 
die jeweils nationalen Investitionsbedingungen erzwingen. Wie man den Äußerungen 
der Führungsspitzen des US-amerikanischen Kapitals und den Abhandlungen der 
zweiten Hälfte der 40er Jahre leicht entnehmen kann, war dies die allererste Sorge 
um das Gelingen der keynesianischen Explosion in die imperialistische Dimension. 
Aus diesem Grund wurden langfristige Kredite zur Einleitung der Dynamik der ab- 
hängigen Entwicklung nicht nur über die Weltbank (deren einflußreichster Direktor 
Collado schon an den ersten Modellen des Panamerikanischen Kartells mitgearbeitet 
hatte) vermittelt, sondern durch eine Vielzahl von Kreditinstitutionen, wie IDA, 
Export-Importbank, vor allem im Rahmen des Marshallplans. (Der langfristige Ent- 
wicklungskredit war im System von Bretton Woods ebenso ein konstitutiver Strate- 
giestrang wie im NS.) 

Die Kreditfazilitäten, d.h. Überziehungsmöglichkeiten im Rahmen des kurzfristigen 
Zahlungsbilanzausgleichs des IWF, sollten Transfer und Austauschbarkeit der Wäh- 
rungen garantieren. (Die Flexibilität in dieser Hinsicht nahm im Lauf der Zeit systema- 
tisch zu, um Bestrebungen für die von der Klasse erzwungene Unabhängigkeit von In- 
vestitionszyklen zu unterlaufen und die politischen Kaufbedingungen der Klasse in 
dieser Hinsicht völlig zu durchlöchern.) 

Das Quotensystem, wonach das Stimmrecht an die Höhe der Einlagequoten der Mit- 
glieder gebunden war (weil sie ihrerseits an der wirtschaftlichen Macht der Länder 
orientiert waren), begründete die absolute Herrschaft der USA in den IWF-Gremien. 
Damit diktierte das US-Kapital die Anpassungsbedingungen, die mit der Vergabe von 
Krediten und Einräumung von Überziehungsmöglichkeiten verbunden waren. Hier 
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liegt ein strategischer Kern der Zurichtung der Peripherie auf alle Dimensionen der 
Weltmarktintegration: im Bankwesen, in der Produktion, in der Fiskalpolitik usw. 
Dies ist in der berüchtigten „‚Konditionalität‘‘ begründet, der Bedingungsabhängigkeit 
von Kreditgewährungen, die in ganz erheblichem Maße die Zerstörung der Subsistenz 
beschleunigt hat. Die Raffinesse der Konstruktion liegt darin, daß gerade auf diesem 
Feld des IWF die Schule der jungen Technokratie der künftigen Kompradorenregimes 
werden sollte. Der NS hat :ichts dergleichen zustande gebracht: Eine zentrale Lehr- 
stelle für die Techniken der imperialistischen Ausbeutung, deren Jünger nach absol- 
viertem Training sämtliche ökonomischen und finanztechnischen Schlüsselpositionen 
der Peripherie besetzen, um als Statthalter des US-amerikanischen Imperialismus die 
Zerstörungsstrategien des Kapitals in „ihrem’’ Lande zu unterstützen und zu betreiben. 
Es gibt abenteuerliche Karrieren von Finanzministern, die die brutale Politik zuerst 
im IWF entwickelt haben, um sie dann als Vertreter ihres eigenen Landes „auszuhan- 
deln”. 

Es versteht sich von selbst, daß ein US-Amerikaner erster Direktor des IWF wurde 
und daß IWF und Weltbank ihren Sitz in New York erhielten. 

eines imperialistischen Gesamtpakets darstellten. Dazu gehörte die FAO als Clearing- 
Stelle des Welthungers, auch die Ansätze des sogenannten „kollektiven Sicherheits- 
systems‘‘, aus dem später die NATO hervorgehen sollte. (Die ersten Schritte in dieser 
Richtung waren von Anfang an mit der Entwicklung der Neuen Ordnung gekoppelt 
worden. Im Jahre 1941, nachdem Roosevelt die imperialistischen Ansprüche der 
US-Neuen-Ordnung auf das „Terrain der ganzen Welt‘‘ formuliert hatte, wurden mit 
der Diskussion der Weltfinanzordnung bei den atlantischen Gesprächen zugleich die 
ersten Konturen einer internationalen „britisch-amerikanischen Polizeiorganisation“ 
gezogen: internationale Arbeitsteilung bedurfte eines internationalen Werkschutzes.) 
Auch das GATT, das internationale Handels- und Zollabkommen, war im Rahmen 
von Bretton Woods projektiert worden. 

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daß die erste Garde der Architekten des ame- 
rikanischen Nachkriegsimperialismus, an der Spitze Morgenthau und White, mit dem 
Regierungswechsel von Roosevelt zu Truman in entwürdigender Weise aus ihren Äm- 
tern entfernt wurden. Dies hatte etwas mit dem Deutschlandplan Morgenthaus und 
Whites zu tun, der nicht in die noch unter Roosevelt vorbereitete Landschaft des Kal- 
ten Krieges paßte; dies lag auch an der kurzsichtigen Rachsucht der Wall Street. Mor- 
genthau, der nie einen Hehl daraus gemacht hatte, daß er Chancen für eine imperiali- 
stische Politik nur auf dem Wege des staatlich kontrollierten Kapitalexports für mög- 
lich hielt, hatte den blinden Haß der New Yorker Banker selbst auf sich gezogen. Ihm 
und White war es noch gelungen, den Vertrag von Bretton Woods mit Hilfe einer 
gewaltigen Pressekampagne durch Kongreß und Senat zu bringen, danach waren ihre 
Tage gezählt. Die kurzsichtige liberalistische Orthodoxie machte ihrem Unmut in di- 
versen Racheakten Luft, die in einem Spionageverfahren gegen White gipfelten. Diese 
Kurzsichtigkeit beruhte darauf, daß sie den Wert der imperialistischen Errungenschaf- 
ten von Bretton Woods nicht nur unterschätzte, sondern in liberalistischer Verblen- 
dung überhaupt gar nicht zu sehen schien: die Notwendigkeit der Kreditflexibilisie- 
rung zum Ausgleich von Zahlungsbilanzen, einen ausreichenden Fonds für den lang- 
fristigen Kredit zur technologischen imperialistischen Durchdringung der Peripherie, 
ein scheinkooperatives und scheindemokratisches Gremium zur Durchsetzung der 
Hegemonie der USA durch eine flexible Politik der erzwungenen Anpassung, die 
Durchsetzung des aus den Fesseln des Goldes erlösten Dollarstandards als Leitwäh- 
rung. Die Notwendigkeit eines entsprechenden Instrumentariums erkannte selbst der 
aus der Wall Street in die Arena geschickte Vizepräsident der New Yorker Landeszen- 
traibank, Prof. Williams, an: In seinen Schriften, voll Bewunderung für Keynes,legte er 
das Schwergewicht nur auf die faktische Kooperation der Schlüsselwährungen USA 
und England. Die Diskussionen der Jahre 1944 und ‘45 waren in der Tat paradox. 
Morgenthau und White hatten intern nie einen Hehl daraus gemacht, daß ihr erstes 
Anliegen die Durchsetzung des Dollarstandards als Weltleitwährung war. Mit unend- 
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lich größerer Raffinesse als ihre auf solides Gold setzenden Gegner hatte sie mit der 
dollarzentrierten Fixierung der Währungsrelationen und dem ganzen Mechanismus 
der Überbürdung der Anpassungslasten auf die übrigen Währungen genau dafür gesorgt. 
In der Tat sollte das US-Kapital in den 40er und 50er Jahren — ähnlich wie vor dem 
Zweiten Weltkrieg — noch einmal die Erfahrung machen, daß zur imperialistischen 
Durchdringung mehr gehört als Gold, das durch die verschiedensten Formen von De- 
visenbewirtschaftung jederzeit blockiert werden kann, nämlich daß dazu vor allem 
die „demokratische‘‘ Kooperation einer neuen Kompradorengeneration gehört, die 
bereit ist, flexibel mit Hilfe des IWF-Instrumentariums über die technologische Zer- 
störung, Ausbeutung und Vernichtung der Klasse zu verhandeln. Der Irrtum wurde 
nach und nach korrigiert. 


Eine unerwartet gradlinigere Entwicklung (NS-Hasser Morgenthau und White waren 
die Opfer auf diesem Altar) nahm das Instrumentarium der Neuen Ordnungin Europa. 
Sehr früh nach Stalingrad, als das deutsche Kapital merkte, daß Kriegsgegner, Wider- 
stand und die beschleunigte Krisendynamik den Träumen der Neuen Ordnung bald 
ein Ende setzen würde, ging es zu einer Propagandaoffensive für eine in der imperiali- 
stischen Struktur und im äußeren Rahmen heruntergeschraubte „Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft‘ über, zunächst an Großbritannien, dann — als der Bankrott 
des Empires immer offensichtlicher wurde — an die USA gerichtet. Bis zum Kriegs- 
ende nahm das Liebeswerben einer abenteuerlichen Koalition von Führern der Reichs- 
gruppe Industrie über Abs, Blessing, Erhardt bis zu dem Schlächter Ohlendorf aus 
dem Reichssicherheitshauptamt in seiner Intensität ständig zu, sogar die Widerständ- 
ler des 20. Juli nahmen über die SS aus dem Gefängnis noch daran teil. Sie witterten 
ihre neue Chance in dem jetzt schon in Umrissen erkennbaren und sehnlichst erwarte- 
ten Kalten Krieg und hofften, ihr altes Modell aus internationaler Arbeitsteilung und 
Clearing-Union (mit einer supranationalen „Gulden-Währung‘“) einzubringen. Das Ge- 
schäft kam, wie wir wissen, zustande, und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
stabilisierte sehr früh ihre Position als imperialistischer Juniorpartner im neuen Welt- 
währungssystem: mit der „europäischen Zahlungsunion‘“ (EZU), deren erste Kon- 
struktionsideen an dem Modell der Keynes’schen Clearing-Union orientiert waren 
und damit in der direkten Tradition der Neuen Ordnung von 1940 standen. Die euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft konnte sich damit eine zentrale Position in der Pha- 
lanx des imperialistischen Angriffs sichern. 


Einige wichtige Themen können wir hier nicht weiter verfolgen. Ich glaube, daß die 
Erkenntnis dieses Beitrags eine neue Auseinandersetzung mit dem Zweiten Weltkrieg 
dringend notwendig machen. Das sterile Schema des Kampfs der Anti-Hitler-Koalition 
gegen die Weltbedrohung des Hitlerismus wird mit der Dimension der imperialistischen 
Konkurrenz der jeweiligen Neuen Ordnungen fragwürdig und aufgebrochen: Ein- 
deutige Allianzen lassen sich unterhalb des groben binären Modells nicht mehr ausfin- 
dig machen. Als imperialistischer Krieg bringt er die imperialistische Konkurrenz der 
jeweils organisierten Kapitale zum Tragen. Als Krieg gegen die Klasse läßt er Allian- 
zen aufscheinen, die völlig jenseits der Koalitionen und Konkurrenzen liegen. Hier ist 
ein Feld, das wir absichtlich gar nicht erst betreten haben. Die Kooperation der ame- 
rikanischen multinationalen Unternehmen mit den Deutschen noch während des 
Krieges zur Eindämmung der Klasse gehört ebenso hierher wie der delikate Komplex 
eindeutiger Allianzen zwischen den stalinistischen Parteien und USA-gestützten Dik- 
taturen unter Überwachung von Komintern, US-amerikanischen Gewerkschaften und 
US-Finanzministerien und Außenministerien in Lateinamerika, zwischen kommuni- 
stischen Parteien und rechtsterroristischen Organisationen (wie die mazedonische 
IMRO) in Südosteuropa etc. Diese Alliancen haben die Bedingungen des antikapitali- 
stischen Kampfs noch bis in die fünfziger Jahre hinein beeinträchtigt, wie die Ent- 
wicklung lateinamerikanischer Revolten eindeutig belegt. 


Die Neue Ordnung des US-Imperialismus von Bretton Woods ist ihren „Vorläufern“ 
wenig schuldig geblieben. Nachdem sie anfänglich die durch die Kriegszerstörungen 
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bedingten technischen Vorgaben zum Ausbau des metropolitanen Frontensystems 
(das sich — ähnlich wie das Versailler System — mit einem europäischen und einem 
ostasiatischen Juniorpartner flankierte) benutzt hatte, begann sie Ende der fünfziger 
Jahre, nach weitgehender Herstellung der Konvertibilität, in der Dekade der ‚„Ent- 
wicklung“ und „Grünen Revolution“ die Neue Ordnung zu einem gnadenlosen Angriff 
auf alle Dimensionen zu benutzen , die das metropolitane Kapital in der Weltwirt- 
schaftskrise und der großen Depression an den Rand der Niederlage gebracht hatten. 
Mit den Waffen einer um ein Vielfaches gesteigerten technologischen Gewalt setzte 
sie in allen Teilen der drei Kontinente zur Zerstörung und Vernichtung der Subsistenz 
an, fegte sie von ihren alten Basen und versuchte, den sozialen Mikrokosmos ihrer 
moralischen Ökonomie in ein mobiles Weltheer von verwertbaren und zerstörbaren 
Einzelindividuen und Familien zu verwandeln. Mit Soja-, Erdnuß-, Zucker-, Erdbeer-, 
Gemiüseoffensiven definierte sie die Subsistenz in eine Kategorie „überflüssiger Esser“ 
um, um sie aus allen sozialen, moralischen und ökonomischen Subistenzgarantien zu 
einer formlosen Masse an den Rand der Latifundien, in die Slums der Städte, in die 
Bordelle des Sex-Tourismus, in die Weltmarktfabriken zu treiben. 


Was der NS nur in Umrissen realisierte, die Neue Ordnung von Bretton Woods hat das 
System einer neuen internationalen Klassenzusammensetzung zumindest in Ansätzen 
verwirklicht: die Beseitigung der „überflüssigen Esser“ durch ihre Vernichtung in den 
Hungerregionen, die Vernichtung durch Arbeit in den Food-for-Work-Programmen 
und im Verschleiß auf der untersten Ebene der geld-kKompensierten Verwertung. Die 
Mobilisierung der proletarischen Subsistenz in die neuen Industrien, das Klassenseg- 
ment des international mobilen Wanderarbeiters, der in den Arbeitslagern etwa der 
OPEC-Länder vernutzt wurde, das Segment der Arbeitsimmigranten, als unterste me- 
tropolitane Pariaschicht gegen die metropolitane Klasse mobilisiert, bis zu zum me- 
tropolitanen Vorarbeiter, dem keynesianischen Arbeiteraristokraten. Aus diesem Ge- 
fälle der profitablen Vernutzung realisiert das Kapital die Mehrwertkaskade in einem 
internationalen System der Verwertung. Nicht konzentrisch angelegt, aber funktional 
differenziert, hat das System der Zurichtungsstrategien eine funktionale internationale 
Arbeitsteilung regional durchorganisiert und in den technologischen Dimensionen der 
abhängigen Entwicklung innerhalb und außerhalb der Multis dynamisiert. 


All dies ist in unseren ‚letzten Heften (seit Heft 10) so detailliert ausgeführt worden, 
daß ich es bei diesem Aufriß belassen will. Das währungstechnische Komplement in 
der Neuen Ordnung von Bretton Woods ist in der Funktionsweise seiner Zurichtungs- 
und Disziplinierungsstrategien von Autorinnen wie Theresa Hayter und Cheryl Payer 
und sogar noch von ihren deutschen Nachzüglern derart gründlich beschrieben wor- 
den, daß ich es bei diesem Hinweis bewenden lassen möchte. Heute im politischen 
Kontext über den IWF und die Weltbank zu reden, heißt wahrlich, Eulen nach Athen 
tragen. 


Worum es mir bei dieser Arbeit in allererster Linie ging, ist der Beleg, daß das System 
von Bretton Woods und seine Zerstörungs- und Vernichtungsstrategie nicht etwa Aus- 
druck von immanenten Widersprüchen oder gar Konstruktionsfehlern ist. Es ist auch 
nicht die bloße Verlängerung einer nationalsozialistischen Idee in die Ära des US-Im- 
perialismus. Auf diesen Seiten habe ich mehr beabsichtigt, ‚als nur einen Beweispro- 
zeß über die nationalsozialistische Kontinuität eines als Entwicklungsprogramm ge- 
tarnten Mordprogramms zur Erleuchtung, Aufklärung und Warnung zu führen. Der 
Gebräuch des Begriffs „System“ ist auch irreführend. Die Vorgeschichte von Bretton 
Woods zeigt, daß dieses System als Ganzes nicht etwa ein Reorganisationsversuch von 
Vergesellschaftungs- und Verwertungsbedingungen ist. Es ist als System eine Waffe 
gegen die Klasse, ein Klassenkampfprojekt. Diese Waffe zielte in den Momenten der 
internationalen Reorganisation der Vergesellschaftung gegen die metropolitane und 
periphere Bedrohung mit der sozialen Revolution aus der wachsenden Feinseligkeit 
und Subsistenz als Ganzer. Der Gegner, die Klasse, geht in diesem System nicht auf. 
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Jede Vorstellung von gesellschaftlicher Immanenz widerspricht der Erkenntnis, daß 
Vergesellschaftung ein Angriff, eine Waffe ist und daß das Klassensubjekt im sozialen 
Prozeß seines Widerstands und Kampfs in den entscheidenden Dimensionen seiner 
Subjektivität (ob in der moralischen Feindseligkeit der Metropole oder der morali- 
schen Ökonomie der Subsistenz) jenseits des kapitalistischen Vergesellschaftungsmo- 
dus steht. Jede Vorstellung von Immanenz einer Widersprüchlichkeit bricht sich an 
den historischen Erfahrungen. Die Instanz für das Beweisverfahren gegen die Neuen 
Ordnungen war und ist der sozialrevolutionäre Prozeß. 


Aus diesem Grund bedarf auch die Erkenntnis, die neue Ordnung von Bretton Wodds 
stünde in der Kontinuität des Nationalsozialismus, einer Modifikation. Die Neue Ord- 
nung des Nationalsozialismus hat die Angriffs- und Zielrichtung des Systems nur am 
unerbittlichsten und brutalsten formuliert und manifestiert. Der NS hatte aus Grün- 
den, über die das Buch von Neumann am besten Auskunft gibt, die Führung in der 
Entwicklung des imperialistischen Instrumentariums bei aller Parallelität der 
Vorstöße in den jeweiligen Autarkiegroßräumen. Daher die englischen und amerika- 
nischen Orientierungen an der Neuen Ordnung des NS. Die Erfahrungen und prakti- 
schen Resultate der Neuen Ordnungen der jeweils begrenzten Großräume hat das Sy- 
stem von Bretton Woods als Resultat der imperialistischen Konkurrenz in die neue 
globale Strategie gebündelt. Die Vorstellung eines „Vorlaufs”” wird dem historischen 
Verhältnis der einzelnen Phasen nicht ganz gerecht. 


Vergessen dürfen wir auch nicht, daß der Angriff neben der Zusammensetzung der 
Klasse im Weltmaßstab eine zusätzlich metropolitane Dimension hatte, die in der 
Folgezeit wichtig wurde. Die aus dem Gefälle abgepreßten Mehrwertmassen und Mo- 
nopolrenten wurden zum Teil in sozialpolitische und produktivitätsorientierte Zer- 
störungs- und Zurichtungsprogramme der metropolitanen Klasse geleitet. Ich meine 
damit die besonders in Deutschland auf die Spitze getriebene keynesianische Fabriki- 
sierung sämtlicher Lebensbereiche, wie ich sie in meinem Buch „Leben als Sabotage” 
beschrieben habe: die Zurichtung der Stadt, Einkaufszentren, Großraumsiedlungen 
am binären Flußmodell des seriellen Ablaufs, die analoge Zurichtung von Schulen, 
Krankenhäusern usw., kurz: die Gewalt der Technologie. Die auf die nationale Volks- 
wirtschaft ausgerichtete und begrenzte Analyse des keynesianischen Wachstumsmo- 
dells hat auch der Linken lange verschleiert, daß es kein erfolgreiches antizyklisches 
Deficit-spending in der Metropole ohne den Transfer aus den Zerstörungsprozessen der 
Peripherie geben konnte. Jede Kreditmobilisierung setzte Ersparnis voraus, und wenn 
es nur die Ersparnis aus der Zerstörung der peripheren Subsistenz war. Diesen Aspekt 
der internationalen Vorbedingungen für das nationale „Wachstum” hat das NS-Kapi- 
tal frühzeitig erkannt und Keynes zum Schluß seines Lebens hin immer entschiedener 
betont. 


Der globale Zerstörungsangriff stieß Ende der 60er Jahre weltweit auf den Widerstand 
der Klasse: in massiven Einkommensforderungen und Aneignungsrevolten machte 
sich die Subsistenzbevölkerung an die Rückeroberung der Existenzgarantien, deren 
mikroökonomische Subsistenzbasis aufgelöst war. In ihren Kampfformen kam zum 
Ausdruck, was als Forderung nach Geld und Waren nur scheinbar im Vergesellschaf- 
tungsmodus des Kapitals aufgeht: Kampfwerte aus der Zerstörung der moralischen 
Ökonomie, eine nicht einholbare feindselige Subjektivität. Dasselbe gilt für die massiv 
zunehmenden Einkommensforderungen in den Metropolen Ende der 60er Jahre. Mit 
ihnen verband sich ein neuer Ausdruck von Fremdheit und Feindseligkeit gegen den 
Vergesellschaftungsmodus der kapitalistischen Zurichtung und Verwertung. Er war 
der Kern einer Revolte, die sich mit Namen wie „Kulturrevolution” und anarchisti- 
schen Phantasien den Zugang zum Gesamtkomplex des internationalen Widerstands 
der Klasse eher verbaute als erschloß. 
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Wir wissen, wie das Kapital auf diese Bedrohung reagierte. Es war in den jeweils na- 
tionalen Rahmen der keynesianischen Gesamtordnung in die Enge getrieben und be- 
gann in einer neuen Phase mörderischer Unerbittlichkeit, die jeweilige Basis des Wi- 
derstands und der in ihm zum Ausdruck gelangten Feindseligkeit zu zerstören. Mit 
forcierten Rationalisierungen desinvestierte es in der Metropole und begann, die Pro- 
duktion in einem Netz von Weltmarktkathedralen in allen Komponenten zu diversifi- 
zieren. Die Investitionen hierfür wurden durch ein gigantisches Zwangssparen mo- 
bilisiert, das auch „Ölkrise” genannt wird. Die Freude über dieses „Zwangssparen” 
kann man einigen relativ ehrlichen zeitgenössischen Kommentaren hochklassiger Fi- 
nanzgazetten wie „Ihe Banker” und „Financial Times” entnehmen. Der Druck dieses 
Zwangssparens durchlöcherte zugleich die Machtbasis der Klasse in den traditionellen 
energieabhängigen Massenarbeitssektoren und schmolz sie nach und nach ab. Zugleich 
aber eröffnete die „Ölkrise” (über deren strategischen Einsatz im Einverständnis von 
OPEC und amerikanischer Regierung es wohl jetzt keinen Zweifel mehr gibt) eine 
völlig neue Dimension der Verwertung. Nachdem der US-Dollar kurz zuvor aus der 
Enge der Konvertibilität befreit war, gab sie ihm den entscheidenden Schub in die 
Richtung einer völlig entfesselten Papier- oder Informationsleitwährung, deren ‚‚Wert” 
sich systematisch an die Abpressung der verschiedensten Monopolrenten ankoppelte 
und diese zugleich realisierte. Schon die ganz frühen Rohstoffvereinbarungen hatten 
dafür gesorgt, daß der Rohstoffhandel international in Dollar fakturiert wurde. Dies 
galt auch für das Öl und wurde mit der Ölkrise auch nicht geändert. Praktisch kann 
man sagen, daß im Wert des Dollars die Gewalt der internationalen Arbeitsteilung re- 
alisiert wurde. Man kann diesen Gesichtspunkt nicht auf die Ölkrise beschränken, ob- 
wohl sie damals von entscheidender strategischer Bedeutung war. Hier erst erreichte 
das Substrat der Leitwährung die technischen Qualitäten, die die Wertschöpfung aus 
der Gewalt der internationalen Arbeitsteilung jenseits der Bindung an das Warengeld 
des Goldstandards zu realisieren in der Lage war. Es ist das Stadium, in der das Me- 
dium der abstrakten Ware seine der globalen Gewaltförmigkeit technologischer Ab- 
hängigkeiten adäquate Form erhält. Das Geldmedium des US-Imperialismus hatte 
damit eine Stufe erreicht, auf welcher der Nationalsozialismus schon 1940 unmittel- 
bar angesetzt hatte. 


Schuldenkrise gegen die soziale Revolution 


Wir haben in unseren letzten Heften ausführlich berichtet, wie das Kapital mit der 
neu gewonnen Liquidität unerbittlich den Klassenkampf durch die Gewalt der abhän- 
gigen Entwicklung und Zerstörung der Subsistenz forcierte. Eine Dimension haben 
wir etwas vernachlässigt, sie soll hier nachgetragen werden: die sogenannte „Welt- 
marktintegration”. Zugleich mit der Diversifizierung des produktiven Geflechts zog 
das Kapital das Kommando über die neuen Gewaltformen der internationalen Arbeits- 
teilung zunehmend auf einer supranationalen Ebene zusammen. Der gewaltige Liqui- 
ditätspool aus den Petrodollars tloß direkt in die Verwaltung eines globalen Nerven- 
netzes von vielleicht 50 multinationalen Großbanken. Noch im Jahre 1973 hatten 
sich die Bosse dieser Banken getroffen, um über das Management der Petrodollars zu 
konferieren. Es gibt Hinweise dafür, daß Arrangements schon vor Beginn der Ölkrise 
herbeigeführt worden sind. Parallel wurde seit Mitte desselben Jahres ein weltweites 
Netz finanzieller ‚„‚Interbank-Telekommunikation” zur Verbindung der weltweiten 
Stützpunkte von 239 Banken geknüpft, in der Abkürzung: „Swift”. Dieses System und 
seine Weiterentwicklung schaffte die Voraussetzung für das Nervennetz des Finanz- 
kapitals, über das Transaktionen, Liquiditätsmanipulationen, internationale Geldflüs- 
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se in Sekundenschnelle ermöglicht und organisiert werden können. Über dieses Netz 
wurde die gesamte Liquidität der Xeno-Märkte (Eurodollar, Aseandollar usw). verwal- 
tet. Damit wurde nicht nur die Liquidität supranational privatisiert, sie wurde auch 
zunehmend den Zugriffsmöglichkeiten der nationalen Finanzpolitik entzogen. 

Das supranationale Bankmangement verband sich nach und nach über das Angebot 
umfassender elektronischer Dienstleistungspakete mit dem cash-flow-Management 
der großen mulitinationalen Konzerne. Im Jahre 1983 boten bereits mehrere Bank- 
multis „ihren” Produktionsmultis Dienstleistungen an, die sämtliche debitorischen 
und kreditorischen Finanzpositionen in wenigen Sekunden jederzeit zu Gesamtana- 
lysen integrieren und die Basis für schnelle Transaktionen schaffen. 


Die durch die bekannten Multiplikatoren des Giralgeldes (die in den sogenannten 
„Off-shore-Zentren” meist noch nicht einmal durch Mindestreservesätze begrenzt 
waren) gewaltig vermehrte internationale Liquidität floß aber nicht nur in die Intensi- 
vierung des technologischen Klassenkampfs, sondern in großen Mengen (und dies gilt 
auch für die Länder der drei Kontinente) in kompensatorische Sozialprogramme, die 
die brutalen kapitalistischen Gegenstrategien für einige Zeit in ihren Auswirkungen ab- 
federn und abmildern sollten, um sie dann um so wirksamer zu machen. Die gewaltige 
Aufblähung der sogenannten Staatssektoren in den drei Kontinenten hat hier ihren 
strategischen Ort. Dies ist der Grund für die gewaltigen Verschuldungen. Die metro- 
politanen Länder und Gemeinden verschuldeten sich bis zu einer Gesamthöhe von 
mehreren Billionen Mark (allein die Bundesrepublik war mit Einleitung der Schulden- 
krise in Höhe von 600 Milliarden Mark verschuldet). Dagegen nahmen sich die Ver- 
schuldungen der trikontinentalen Staaten und Gemeinden noch harmlos aus. Mit den 
Investitionen wurde also zugleich der gesamte öffentliche Sektor einschließlich der 
Sozialfonds und die Zahlungsbilanzdefizite fast ausschließlich aus dem internationa- 
len Netz von etwa 50 Bankmultis gespeist und kontrolliert. 


Die kapitalistische Gewaltstrategie gegen die fortdauernden Revolten und die Verwer- 
tungskrise wurde schließlich Ende der 70er Jahre in ihre zweite Phase übergeleitet, 
die sogenannte „Schuldenkrise”. Als die iranische Revolution den Transfer über die 
Ölwaffe infrage stellte, wurde auf Druck der multinationalen Banken und Unterneh- 
men im Oktober 1979 Volcker zum Notenbankpräsidenten der USA ernannt. Er ko- 
ordinierte unter Einsatz aller zu Gebote stehenden finanztechnischen Möglichkeiten 
die Einleitung einer Weltrezession, die als „‚Schuldenkrise” der „Länder der 3. Welt” 
mit der „Schuldenkrise der Metropolen” zu einer neuen Phase mörderischer Weltso- 
zialpolitik parallelgeschaltet wurde. In ihr wird nicht nur ein gigantischer Kapitaltrans- 
fer aus der Existenzvernichtung und Verelendung der peripheren Klasse in die Metro- 
pole abgepreßt, sondern gleichzeitig ein Transfer in den Metropolen selbst aus der 
Plünderung und Abschmelzung der Sozialfonds in die neuen Investitionsschwerpunk- 
te und die Hochrüstung durch Steuervergünstigungen, großzügige Abschreibungsmög- 
lichkeiten und direkte Subventionen. Die völlig flexibilisierte Geldform erlaubt eine 
regelrechte finanzpolitische Chirurgie zur Einleitung der Verwandlung von Weltelend 
in Investitionen als Waffe gegen die Klasse. Die Hochmanipulierung des Dollar und 
der damit verbundene gigantische Werttransfer entpuppt sich als der vorerst letzte 
Akt in den Bestrebungen des Kapitals, die Reorganisation seines Kommandos via Zer- 
störung, Vernichtung und Verelendung auf eine neue supranationale Ebene zu heben. 


Dabei ist die Krise selbst, das permanente Operieren am Rande des in apokalyptische 
Dimensionen beschworenen Weltwirtschaftszusammenbruchs ein Medium der Reor- 
ganisation des Kommandos. Sie hatte und hat noch immer eine ähnliche Contain- 
mentfunktion, wie die Stationierung der Pershing. Auch hier wurden Visionen eines 
globalen finanziellen „Super-GAUs” beschworen. In die kollektive Hysterie ließen 
sich sogar Schwadronen von gestandenen Linken einbeziehen, die sich gegenseitig 
darin überboten, dem Kapital Vorschläge anzudienen, wie es denn aus dieser Krise 
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herauskäme. Der Drahtseilakt der Banken wurde in einer Atmosphäre von Angst und 


Bangen durch ein für jede kleine gelungene Aktion dankbares Publikum gebannt ver- 
folgt. 


Eigenartig damit kontrastiert, daß noch vor Ausbruch der „Schuldenkrise” in Memo- 
randen und an alle Banken geleiteten Fragebögen usw. Kooperationsformen überlegt 
und „trocken” erprobt wurden. In der Tat hat die ‚„‚Schuldenkrise” zu gänzlich neuen, 
sogar telekommunikativ gestützten Kooperationsformen der entscheidenden Banken- 
gruppen geführt. Von den Privatbanken ist eine internationale „Schufa”, offiziell: 
„Evidenzzentrale”, eingerichtet worden, in die, zum Teil über den Druck der Umschul- 
dungen erzwungen, sämtliche politischen, sozialpolitischen und wirtschaftlichen In- 
formationen der „Schuldnerländer” einfließen und verarbeitet werden. Umschuldun- 
gen gibt es seit langem als Geschäft für Mitglieder aus dem exclusiven Club der Ban- 
ken. Für bedeutende Honorare handeln sie quasi mit sich selbst die Umschuldungsbe- 
dingungen aus (führend war die Firma Kuhn Loeb). Der IWF ist nur noch eine Behör- 
de zur Koordinierung der Weltsozial-, Hunger- und Elendspolitik, ‚‚the banker’s best 
buddy” (so eine New Yorker Bankzeitschrift): Als „Kumpel der Bankiers” hat er sei- 
ne Funktion als Außen-Clearings-Stelle eines supranationalen und im Nervennetz der 
internationalen Banken privatisierten Kommandos. 


In einer weiteren Dimension einer supranationalen Reorganisation des Kapitals ge- 
winnt der Ausbau eines Netzes direkter bilateraler, in Ansätzen sogar multilateraler 
Handlesbeziehungen zwischen einer großen Anzahl von metropolitanen und „Dritte- 
Welt-Multis” ( countertrade oder barter) zunehmend Konturen. Ähnlich wie in den 
30er Jahren aus der „‚Not” des bilateralen Clearings ein Instrument zur Reorganisation 
des kapitalistischen Kommandos im Großraum geschmiedet wurde, so zeichnet sich 
ab, wie über diese Formen der direkten Kooperation ein supranationales Netz für den 
Austausch zwischen den Multis selbst in ungeheuren Dimensionen geknüpft wird. 
„Countertrade” ist inzwischen ein ganzer Geschäftszweig, international führend ist die 
Frankfurter „‚Metallgesellschaft”. 


Dies sind einige Dimensionen der neuen Phase in der Entwicklung des Kampfarsenals 
der „Neuen Ordnung”, die wir mitreflektieren müssen, wenn wir über die Kampfbe- 
dingungen der sozialen Revolution in der zweiten Hälfte der 80er Jahre nachdenken. 
Sie stellen ebenso wie ihre Anfänge 1934 nicht eine Form der „Weltvergesellschaf- 
tung” dar, wie vorwiegend revisionistische Vergesellschaftungsfanatiker dies wollen. 
Sie sind eine im zunehmend supranationalen Kommando des Kapitals koordinierte 
Waffe. Es ist höchste Zeit, daß die metropolitane Linke mit der internationalistischen 
Vorstellung eines sozialrevolutionären Subjekts nachzieht, das schon das Subjekt der 
zweiten großen Weltwirtschaftskrise vor 50 Jahren war. 
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